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Beginn der Sitzung: 9 Uhr 

Vorsitzender Berger: Ich er ö f f ne die 
430. Sitzung des Bundesrates. 

Das amtliche Protokoll der 429. Sitzung des 
Bundesrates vom 18. November 1982 ist aufge­
legen, unbeanstandet geblieben und gilt 
daher als genehmigt. 

Entschuldigt hat sich Frau Bundesrat Rosa 
GfÖller. 

Ich begrüße den im Hause erschienenen 
Bundesminister für Justiz Dr. Broda. (Allge­
meiner Beifall.) 

Einlauf 

Vorsitzender: Eingelangt sind Schreiben der 
Präsidenten des Steiermärkischen und Wie­
ner Landtages betreffend Mandatsverände­
rungen im Bundesrat. 

Ich bitte die Frau Schriftführer um Verle­
sung dieser Schreiben. 

Schriftführer Leopoldine Pohl: 

,,An den 
Herrn Vorsitzenden des Bundesrates 
Dr.-Karl-Renner-Ring 3 
1017 Wien 

Herr Bundesrat Dr. Paul Kaufmann hat mit 
Wirkung vom 31. Dezember 1982 sein Mandat 
als Mitglied des Bundesrates zurückgelegt. 

In der Sitzung des Steiermärkischen Land­
tages am 3. Dezember 1982 wurde 

als Mitglied das bisherige Ersatzmitglied 

Dr. Friedrich Hoess, 8850 Murau, am 
Schloßberg 1 und 

als Ersatzmitglied 

Kammerobmann Reinhold Purr, 8522 Groß 
St. Florian 13 

in den Bundesrat entsandt. 

Der Präsident des Steiermärkischen Landta­
ges: 

Dr. Koren" 

,,An den 
Vorsitzenden des Bundesrates 
z. Hdn. Herrn Parlamentsvizedirektor 

Dr. Reinhold Ruckser 
Parlament 
1017 Wien 

Die Mitglieder des Bundesrates Tibor 
Kamy, Hans Matzenauer und Elisabeth Ditt­
rich sowie die Ersatzmitglieder L.-Abg. Franz 
Gawlik, Reg.-Rat Franz Stodola und L.-Abg. 
Prof. Dipl.-Vw. Karoline Pluskai haben ihre 
Mandate zurückgelegt, und zwar Tibor Kamy 
und L.-Abg. Franz Gawlik mit Wirksamkeit 
vom 31. Dezember 1982 und Hans Matzen­
auer, Elisabeth Dittrich, Reg.-Rat Franz Sto­
dola sowie L.-Abg. Prof. Dipl.-Vw. Karoline 
Pluskai mit Wirksamkeit vom 10. Jänner 1983. 
Aus diesem Grund hat der Wiener Landtag in 
seiner Sitzung vom 10. d. M. Elisabeth Ditt­
rich, Walter Strutzenberger, geboren 
8. Juni 1928, wohnhaft 23, Maireckergasse 4, 
und Norbert Tmej, geboren 14. Septem­
ber 1929, wohnhaft 21, Schloßhoferstraße 20, 
als neue Mitglieder sowie L.-Abg. Prof. Dip!.­
Vw. Karoline Pluskal, Reg.-Rat Franz Stodola 
und L.-Abg. Franz Gawlik als neue Ersatzmit­
glieder mit nachstehender Reihung und Wirk­
samkeit gewählt. 

Mitglieder: 

9. Stelle: Elisabeth Dittrich 

10. Stelle: Norbert Tmej 

jeweils mit Wirksamkeit vom 10. Jän­
ner 1983 

12: Stelle: Walter Strutzenberger 

mit Wirksamkeit vom 31. Dezember 1982 

Ersatzmitglieder: 

L.-Abg. Prof. Dipl.-Vw. Karoline Pluskal 

Reg.-Rat Franz Stodola 

jeweils mit Wirksamkeit vom 10. Jän­
ner 1983, 

L.-Abg. Franz Gawlik mit Wirksamkeit vom 
31. Dezember 1982 

mit vorzüglicher Hochachtung 
Hubert Pfoch 

Erster Präsident" 

Vorsitzender: Die Einberufung der neuen 
Bundesräte Dr. Friedrich Hoess, Walter Strut-
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Vorsitzender 

zenberger und Norbert Tmej ab der Wirks.am­
keit ihrer Entsendung in den Bundesrat 
wurde bereits veranlaßt; Ihre Angelobung ist 
für die nächste Sitzung des Bundesrates in 
Aussicht genommen. 

Eingelangt sind weiters drei Anfragebeant­
wortungen, die den Anfragestellern übermit­
telt wurden. 

Die Anfragebeantwortungen wurden ver­
vielfältigt und auch an alle übrigen Mitglieder 
des Bundesrates verteilt. 

Mit Schreiben vom 17. Dezember 1982 teilt 
der Präsident des Nationalrates mit, daß der 
Einspruch des Bundesrates vom 14. Okto­
ber 1982 gegen eine Novelle des Parteienge­
setzes vom Nationalrat am 16. Dezember 1982 
in Verhandlung genommen und im Sinne des 
Art. 42 Abs.4 B-VG ein Beharrungsbeschluß 
gefaßt wurde. 

Eingelangt ist weiters ein Gesetzesbeschluß 
des Nationalrates vom 17. Dezember 1982 
betreffend ein 

Bundesgesetz über die Bewilligung des 
Bundesvoranschlages für das Jahr 1983 (Bun­
desfinanzgesetz 1983) samt Anlagen. 

Wie in den Erläuterungen der Regierungs­
vorlage (1220 der Beilagen) hiezu ausgeführt 
wird, unterliegt dieser Gesetzesbeschluß im 
Sinne des Art. 42 Abs. 5 B-VG nicht dem Ein­
spruchrecht des Bundesrates. 

Eine weitere geschäftsordnungsmäßige 
Behandlung des vorliegenden Gesetzesbe­
schlusses des Nationalrates durch den Bun­
desrat ist daher nicht vorgesehen. 

Eingelangt sind ferner jene Beschlüsse des 
Nationalrates, die Gegenstand der heutigen 
Tagesordnung sind. 

Diese Vorlagen habe ich den in Betracht 
kommenden Ausschüssen zur Vorberatung 
zugewiesen. Die Ausschüsse haben die 
Beschlüsse des Nationalrates einer Vorbera­
tung unterzogen. Die diesbezüglichen schrift­
lichen Ausschußberichte liegen vor. 

Entsprechend einem mit zugekommenen 
Vorschlag, von der 24stündigen Aufliegefrist 
der Ausschußberichte im Sinne des § 30 
Abs. F der Geschäftsordnung Abstand zu neh­
men, habe ich diese Beschlüsse des National­
rates sowie die 

zenden des Bundesrates sowie der zwei 
Schriftführer und der zwei Ordner für das 
1. Halbjahr 1983 

auf die Tagesordnung der heutigen Sitzung 
gestellt. 

Ich ersuche jene Damen und Herren, die 
mit dem Vorschlag von der Aufliegefrist 
Abstand zu nehmen, einverstanden sind, um 
ein Handzeichen. - Dies ist somit einstimmig 
angenommen. 

Erhebt sich gegen die Tagesordnung ein 
Einwand? - Es ist dies nicht der Fall. 

Es ist mir der Vorschlag zugekommen, die 
Debatte über die Punkte 5 bis 7, 9 und 10, 13 
bis 16, 17 bis 22, 25 bis 29 sowie 32 und 33 
unter einem abzuführen. 

Die Punkte 5 bis 7 sind 

eine Novelle zum ÖIAG-Anleihegesetz, 

ein Bundesgesetz über Sonderbestimmun­
gen im Zusammenhang mit der Erhöhung des 
Grundkapitals der Creditanstalt-Bankverein 
und der Österreichischen Länderbank AG 
sowie 

eine Änderung des Garantiegesetzes 1977. 

Die Punkte 9 und 10 sind 

eine Postsparkassengesetz-Novelle 1982 
und 

ein Bundesgesetz, mit dem das Gesetz über 
die Beaufsichtigung der privaten Versiehe­
rungsunternehmungen und Bausparkassen 
ergänzt wird. 

Die Punkte 13 bis 16 sind Änderungen 

des Urlaubsgesetzes, des Journalistengeset­
zes, des Hausbesorgergesetzes, des Bundesge­
setzes über die Beschäftigung von Kindern 
und Jugendlichen sowie des Hausgehilfen­
und Hausangestelltengesetzes, 

des Landarbeitergesetzes, 

des Bauarbeiter-Urlaubsgesetzes 1972 und 

des Heimarbeitsgesetzes 1960. 

Die Punkte 17 bis 22 sind Änderungen 

des Allgemeinen Sozialversicherungsgeset­
Wahl der beiden Stellvertreter des Vorsit- zes. 
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Vorsitzender 

des Gewerblichen Sozialversicherungsge­
setzes, 

des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes, 

des Beamten-Kranken- und Unfallversiche­
rungsgesetzes, 

des Opferfürsorgegesetzes und 

eine Novelle betreffend Abänderung und 
Ergänzung des Kleinrentnergesetzes. 

Die Punkte 25 bis 29 sind 

eine Vereinbarung gemäß Artikel 15 a B-VG 
über die Krankenanstaltenfinanzierung und 
die Dotierung des Wasserwirtschaftsfonds, 

ein Bundesgesetz über die Errichtung eines 
Krankenanstalten-Zusammenarbeitsfonds, 

eine Änderung des Wasserbautenförde­
rungsgesetzes, 

ein Bundesgesetz über die finanzielle Betei­
ligung der Träger der sozialen Krankenversi­
cherung am Krankenanstalten-Zusammenar­
beitsfonds und 

eine Änderung der Krankenanstaltenge­
setz-Novelle 1978. 

Die Punkte 32 und 33 sind 

ein Fernwärmeförderungsgesetz und 

eine Änderung des Wohnungsverbesse­
rungsgesetzes. 

Falls dieser Vorschlag angenommen wird, 
werden zuerst die Berichterstatter ihre 
Berichte geben. Sodann wird die Debatte über 
die zusammengezogenen Punkte jeweils 
unter einem abgeführt. Die Abstimmung 
erfolgt getrennt. 

Wird gegen diesen Vorschlag ein Einwand 
erhoben? - Es ist dies nicht der Fall. 

Der Vorschlag ist somit angenommen. 

1. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 16. Dezember 1982 betreffend ein Bun­
desgesetz, mit dem die Notariatsordnung 

geändert wird (2593 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gehen nunmehr in die 
Tagesordnung ein und gelangen zum 
1. Punkt: Bundesgesetz, mit dem die Nota­
riatsordnung geändert wird. 

Berichterstatter ist Frau Bundesrat Maria 
Derflinger. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Maria Derflinger: Herr 
Vorsitzender! Herr Bundesminister! Werte 
Damen und Herren! Ausgangspunkt der vor­
liegenden Novelle war ein Erkenntnis des 
Verfassungsgerichtshofes aus dem J ahte 
1978, womit Bestimmungen des Disziplinar­
rechtes der Notare als verfassungwidrig auf­
gehoben wurden. Der vorliegende Gesetzesbe­
schluß des Nationalrates trägt diesem 
Erkenntnis Rechnung und enthält eine ent­
sprechende Neuregelung. Außerdem wurden 
im Sinne des Grundbuchumstellungsgesetzes 
aus dem Jahre 1980 Bestimmungen über die 
Beurkundung des für Grundbuchurkunden 
erforderlichen Geburtsdatums aufgenommen. 
Weiters erfolgt die Ergänzung der Bestim­
mungen für das Zentrale Testamentsregister 
im Hinblick auf das Datenschutzgesetz. Auch 
wurde eine gesetzliche Grundlage für die 
Erstattung statistischer Ausweise durch die 
Notariatskammer geschaffen und eine Ände­
rung der Zusammensetzung des Delegierten­
tages durch ausdrückliche Einbeziehung der 
jeweiligen Präsidenten der Notariatskam­
mern vorgenommen. 

Der Rechtsausschuß hat die gegenständli­
che Vorlage in seiner Sitzung vom 20. Dezem­
ber 1982 in Verhandlung genommen und ein­
stimmig beschlossen, dem Hohen Hause zu 
empfehlen, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Rechtsausschuß somit den An t rag, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 16. Dezember 1982 betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem die Notariatsordnung 
geädert wird, wird kein Einspruch erhoben. 

Vorsitzender: Wortmeldungen liegen nicht 
vor. Wünscht jemand das Wort? - Es ist dies 
nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s tim m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates kein en Ei nspru ch zu 
erheben. 

2. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 16. Dezember 1982 betreffend ein Bun­
desgesetz, mit dem das Auktionshallengesetz 
und die Exekutionsordnung geändert werden 

(2594 der Beilagen) 
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Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
2. Punkt der Tagesordnung: Bundesgesetz, 
mit dem das Auktionshallengesetz und die 
Exekutionsordnung geändert werden. 

Berichterstatter ist Frau Bundesrat Elisa­
beth Dittrich. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Elisabeth Dittrich: Herr 
Vorsitzender! Herr Bundesminister! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Durch das Auk­
tionshallengesetz 1962 wurden die Vorschrif­
ten über gerichtliche Auktionshallen auf eine 
gesetzliche Basis gestellt. Derzeit bestehen 
solche Einrichtungen in Wien, Graz, Klagen­
furt, Leoben, Linz, Bregenz, Innsbruck und 
Salzburg. Durch den gegenständlichen Geset­
zesbeschluß des Nationalrates soll nunmehr 
auch beim Bezirksgericht Spittal a. d. Drau 
eine Auktionshalle eingerichtet werden. Aus 
Gründen, der Verwaltungsvereinfachung soll 
für die Zukunft, sofern sich dies als zweckmä­
ßig erweist, die Möglichkeit der Errichtung 
weiterer Auktionshallen im Verordnungs­
wege geschaffen werden. 

Der Rechtsausschuß hat die gegenständli­
che Vorlage in seiner Sitzung vom 20. Dezem­
ber 1982 in Verhandlungen genommen und 
einstimmig beschlossen, dem Hohen Hause 
zu empfehlen, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der 
Rechtsausschuß somit den An t rag, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom ,16. Dezember 1982 betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Auktionshallenge­
setz und die Exekutionsordnung geändert 
werden, wird kein Einspruch erhoben. 

Vorsitzender: Wortmeldungen liegen nicht 
vor. Wünscht jemand das Wort? - Es ist dies 
nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s tim m u n g beschließt der 
Bundesrat. gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates kein en Einspruch zu 
erheben. 

3. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 16. Dezember 1982 betreUend ein Bun­
desgesetz, mit dem das Vollzugs- und Wege­
gebührengesetz geändert wird (2595 der Bei-

lagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
3. Punkt der Tagesordnung: Bundesgesetz, 
mit dem das'Vollzugs- und Wegegebührenge­
setz geändert wird. 

Ber

1
· c terstatter ist Herr Bundesrat Heller. 

Ich bi um den Bericht. 

Beric terstatter Heller: Herr Vorsitzender! 
Herr B4ndesminister! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Durch den gegenständli­
chen Gesetzesbeschluß des Nationalrates sol­
len einige Gebührensätze des Vollzugs- und 
Wegegebührengesetzes aus dem Jahre 1975 
erhöht werden. Zu den in diesem Gesetz ange­
führten Wegegebühren ist zu bemerken, daß 
hiezu durch Verordnung des Bundesministers 
für Justiz vom 23. Juli 1982, BGBL Nr. 389, ein 
Zuschlag von 45 v. H. festgesetzt worden ist. 
Die vorgeschlagenen Erhöhungen gehen 
daher von den durch die genannte Verord­
nung aufgewerteten Beträgen aus. Diese der­
zeit geltenden Gebührenansätze werden über­
dies - bei gleichzeitiger Aufhebung der 
genannten Verordnung - in die vorgesehene 
Neuregelung übernommen. 

Der Rechtsausschuß hat die gegenständli­
che Vorlage in seiner Sitzung vom 20. Dezem­
ber 1982 in Verhandlung genommen und ein­
stimmig beschlossen, dem Hohen Hause zu 
empfehlen, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Rechtsausschuß somit den An t rag, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 16. Dezember 1982 betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Vollzugs- und 
Wegegebührengesetz geändert wird, wird 
kein Einspruch erhoben. 

Vorsitzender: Wortmeldungen liegen nicht 
vor. Wünscht jemand das Wort? - Ist nicht 
der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s tim m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates keinen Einspruch zu 
erheben. 

Vorsitzender: Ich begrüße die im Hause 
erschienene Frau Staatssekretär Karl. (Allge­
meiner Beifall.) 
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4. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalra­
tes vom 16. Dezember 1982 betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Wohnungseigen­
tumsgesetz 1975 (WEG 1975) neuerlich geän-

dert wird (2596 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
4. Punkt der Tagesordnung: Bundesgesetz, 
mit dem das Wohnungseigentumsgesetz 1975 
neuerlich geändert wird 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Achs. 
Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Achs: Herr Vorsitzender! 
Herr Bundesministerr Frau Staatssekretär! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Durch die im vorliegenden Gesetzesbeschluß 
des Nationalrates vorgesehene Regelung soll 
die Finanzierung der Fertigstellung eines 
Bauvorhabens, an dem die Begründung von 
Wohnungseigentum in Aussicht genommen 
ist, auch dann möglich gemacht werden, wenn 
der Wohnungseigentumsorganisator insolvent 
wird. 

Die Bestimmung des § 24 Abs. 2 Wohnungs­
eigentumsgesetz überträgt daher die Ent­
scheidung, ob zur Finanzierung der Bauvoll­
endung einer Wohnanlage bei Insolvenz des 
Wohnungseigentumsorganisators ein zusätzli­
ches Hypothekardarlehen aufgenommen wer­
den soll, das über den bereits eingetragenen 
oder nach § 24 a Abs.1 Wohnungseigentums­
gesetz vorbehaltenen Pfandbetrag hinaus­
geht, der Mehrheit der Wohnungseigentums­
bewerber. 

Der Rechtsausschuß hat die gegenständli­
che Vorlage in seiner Sitzung vom 20. Dezem­
ber 1982 in Verhandlung genommen und ein­
stimmig beschlossen, dem Hohen Hause zu 
empfehlen, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Rechtsausschuß somit den An t rag, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 16. Dezember 1982 betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Wohnungseigen­
tumsgesetz 1975 (WEG 1975) neuerlich geän­
dert wird, wird kein Einspruch erhoben. 

Vorsitzender: Wortmeldungen liegen nicht 
vor. Wünscht jemand das Wort? - Es jst dies 
nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s tim m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k ein e n Ein s pr u c h zu 
erheben. 

5. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 30. November 1982 betreffend ein Bun­
desgesetz, mit dem das ÖIAG-Anleihegesetz 
geändert wird und mit dem Finanzierungs­
maßnahmen der ÖIAG gesichert werden (2597 

der Beilagen) 

6. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 30. November 1982 betreffend ein Bun­
desgesetz über Sonderbestimmungen im 
Zusammenhang mit der Erhöhung des 
Grundkapitals der Creditanstalt-Bankverein 
und der Österreichischen Länderbank 
Aktiengesellschaft und über die zugehörigen 
budgetären Maßnahmen (2598 der Beilagen) 

7. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 30. November 1982 betreffend ein Bun­
desgesetz, mit dem das Garantiegesetz 1977 

geändert wird (2599 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zu den 
Punkten 5 bis 7 der Tagesordnung, über die 
eingangs beschlossen wurde, die Debatte 
unter einem abzuführen. 

Es sind dies: 

Ein Bundesgesetz, mit dem das ÖIAG­
Anleihegesetz geändert wird und mit dem 
Finanzierungsmaßnahmen der ÖIAG gesi­
chert werden, 

ein Bundesgesetz über Sonderbestimmun­
gen im Zusammenhang mit der Erhöhung des 
Grundkapitals der Creditanstalt-Bankverein 
und der Österreichischen Länderbank Aktien­
gesellschaft und über die zugehörigen budge­
tären Maßnahmen und 

ein Bundesgesetz, mit dem das Garantiege­
setz 1977 geändert wird. 

Berichterstatter über die Punkte 5 bis 7 ist 
Herr Bundesrat Suttner. Ich bitte um die 
Berichterstattung. 

Berichterstatter Suttner: Herr Vorsitzen­
der! Frau Staatssekretär! Hoher Bundesrat! 
Ich berichte über ein Bundesgesetz, mit dem 
das ÖIAG-Anleihegesetz geändert wird und 
mit dem Finanzierungsmaßnahmen der ÖIAG 
gesichert werden. 

Durch den vorliegenden Gesetzesbeschluß 
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Suttner 

des Nationalrates soll der Bundesminister für 
Finanzen ermächtigt werden, der ÖIAG die 
Ausgaben für Zinsen und Tilgungen von 
Anleihen, Darlehen und sonstigen Krediten 
zu refundieren, welche die ÖIAG im Gesamt­
ausmaß bis zu 3,5 Milliarden Schilling mit 
Haftungen des Bundes zum Zwecke der 
Zuführung von Eigenkapital oder Darlehen 
an die Unternehmungen der ÖIAG und deren 
100prozentigen Tochtergesellschaften auf­
nimmt. Die Höhe der Refundierungen soll 
jährlich nach Anhörung der ÖIAG festgelegt 
werden. 

Der Gesetzesbeschluß sieht vor, daß die 
ÖIAG bei jenen Gesellschaften, die solche 
Kapitalzuführungen erhalten, darauf hinzu­
wirken hat, daß diese strukturverbessernden 
Investitionen durch die Rationalisierungen 
ergänzt werden sollen. 

Weiters soll die ÖIAG darauf hinwirken, 
daß nach Erreichung nachhaltiger Struktur­
verbesserungserfolge von solchen Gesell­
schaften angemessene Dividendenausschüt­
tungen beziehungsweise Zinsenzahlungen 
geleistet werden, um so allfällige Leistungen 
des Bundes zu verringern. 

Ferner sieht der Gesetzesbeschluß vor, daß 
die ÖIAG durch aktive Dividendenpolitik dar­
auf hinwirkt, ihre Möglichkeiten, Dividenden­
zahlungen an den Bund zu leisten zu vergrö-
ßern. . 

Pläne der ÖIAG für Kapitalzuführungsmaß­
nahmen auf der Grundlage des gegenständli­
chen Gesetzesbeschlusses sollen der zustim­
menden Kenntnisnahme des Bundes bedür­
fen. 

Durch den gegenständlichen Gesetzesbe­
schluß sollen auch die Möglichkeiten für die 
Besicherung von Kreditoperationen erweitert 
werden und dabei auch der Haftungsrahmen 
des Bundes von bisher je 10 Milliarden Schil­
ling an Kapital und Zinsen auf je 15 Milliar­
den Schilling an Kapital und Zinsen erhöht 
werden. 

Nach der Note des Bundeskanzleramtes­
Verfassungsdienst unterliegen von dem 
gegenständlichen Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates die Bestimmungen des Arti­
kels I (Haftungsübernahme und Haftungsrah­
men) sowie des Artikels 111 (Vollziehung), 
soweit er sich auf die vorgenannten Bestim­
mungen bezieht, im Sinne des Artikels 42 
Abs.5 B-VG nicht dem Einspruchsrecht des 
Bundesrates. 

Der Finanzausschuß hat die gegenständli­
che Vorlage in seiner Sitzung vom 20. Dezem­
ber 1982 in Verhandlung genommen und ein­
stimmig beschlossen, dem Hohen Hause zu 
empfehlen, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der 
Finanzausschuß somit den A n t rag, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 30. November 1982 betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das ÖIAG-Anleihege­
setz geändert wird und mit dem Finanzie­
rungsmaßnahmen der ÖIAG gesichert wer­
den, wird - soweit er dem Einspruchsrecht 
des Bundesrates unterliegt - kein Einspruch 
erhoben. 

Ich berichte ferner über Punkt 6, ein Bun­
desgesetz über Sonderbestimmungen im 
Zusammenhang mit der Erhöhung des Grund­
kapitals der Creditanstalt-Bankverein und 
der Österreichischen Länderbank Aktienge­
sellschaft und über die zugehörigen budgetä­
ren Maßnahmen. 

Durch den vorliegenden Gesetzesbeschluß 
des Nationalrates soll der Creditanstalt-Bank­
verein und der Österreichischen Länderbank 
Aktiengesellschaft die Erhöhung des Grund­
kapitals ermöglicht. werden. Dabei soll eine 
generelle Regelung der Bestimmungen über 
die Ausgabe von Vorzugs- und Stammaktien 
im Zuge von Kapitalerhöhungen erfolgen. 
Weiters enthält der Gesetzesbeschluß die 
Genehmigung der erforderlichen Ausgaben­
überschreitung für das Jahr 1982 im Bundes­
budget. 

Nach den Erläuterungen der Regierungs­
vorlage unterliegen von dem gegenständli­
chen Gesetzesbeschluß des Nationalrates die 
Bestimmungen des § 3 (Ausgabenüberschrei­
tung im Budget 1982) sowie § 4 (Vollziehung), 
soweit er sich auf die vorgenannten Bestim­
mungen bezieht, im Sinne des Art. 42 Abs. 5 
B-VG nicht dem Einspruchsrecht des Bundes­
rates. 

Der Finanzausschuß hat die gegenständli­
che Vorlage in seiner Sitzung vom 20. Dezem­
ber 1982 in Verhandlung genommen und ein­
stimmig beschlossen, dem Hohen Hause zu 
empfehlen, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Finanzausschuß somit den An t rag, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National-
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Suttner 

rates vom 30. November 1982 betreffend ein 
Bundesgesetz über Sonderbestimmungen im 
Zusammenhang mit der Erhöhung des Grund­
kapitals der Creditanstalt-Bankverein und 
der Österreichischen Länderbank Aktienge­
sellschaft und über die zugehörigen budgetä­
ren Maßnahmen, wird - soweit er dem Ein­
spruchsrecht des Bundesrates unterliegt­
kein Einspruch erhoben. 

Nun zu Punkt 7: Bericht des Finanzaus­
schusses betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Garantiegesetz 1977 geändert wird. 

Der gegenständliche Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates sieht eine Erhöhung des Haf­
tungsrahmens nach § 1 Abs. 2 des Garantiege­
setzes für Entschädigungsbürgschaften zur 
Finanzierung von Unternehmungen von 
4 Milliarden Schilling auf 6,5 Milliarden Schil­
ling vor. 

Nach der derzeitigen Fassung des § 1 b 
Abs. 2 ist die Garantiegesellschaft ermächtigt, 
Zuschüsse zur Durchführung der Sanierung 
von Unternehmungen zu leisten, soweit die 
Realisierung des Sanierungsvorhabens auf 
Grund der von der Garantiegesellschaft zu 
erwartenden Vorschauen erwartet werden 
kann. Da bis zur Ausarbeitung einer Untersu­
chung der Sanierungsfähigkeit des Unterneh­
mens und insbesondere bis zur Erstellung des 
Finanzierungskonzeptes Zeit vergeht, in der 
eine finanzielle Hilfestellung erforderlich sein 
kann, sieht der gegenständliche Gesetzesbe­
schluß nunmehr vor, daß für die Zeit der Aus­
arbeitung dieses Sanierungskonzeptes die 
Garantiegesellschaft Kosten für die Untersu­
chung der Sanierungsfähigkeit übernehmen 
kann beziehungsweise Finanzhilfe leisten 
kann. Auf diese Weise soll vermieden werden, 
daß das Unternehmen vor der: Realisierung 
des Sanierungsvorhabens insolvent wird. 

Nach der Note des Bundeskanzleramtes­
Verfassungsdienst unterliegen von dem 
gegenständlichen Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates die Bestimmungen des Arti­
kels I Z 1 (Erhöhung des Haftungsrahmens) 
sowie des Artikels II (Vollziehung), soweit er 
sich auf die vorgenannten Bestimmungen 
bezieht, im Sinne des Artikels 42 Abs. 5 B-VG 
nicht dem Einspruchsrecht des Bundesrates. 

Der Finanzausschuß hat die gegenständli­
che Vorlage in seiner Sitzung vom 20. Dezem­
ber 1982 in Verhandlung genommen und ein­
stimmig beschlossen, dem Hohen Hause zu 
empfehlen, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 

Finanzausschuß somit den An t rag, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 30. November 1982 betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Garantiegesetz 
1977 geändert wird, wird - soweit er dem 
Einspruchsrecht des Bundesrates unterliegt 
- kein Einspruch erhoben. 

Vorsitzender: Wir gehen in die Debatte ein, 
die über die zusammengezogenen Punkte 
unter einem abgeführt wird. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundes­
rat Dkfm. Dr. Stummvoll. Ich erteile es ihm. 

Bundesrat Dkfm. Dr. Stummvoll (ÖVP): 
Herr Vorsitzender! Frau Staatssekretär! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die 
verstaatlichte Industrie in Österreich ist auf 
Grund ihrer großen Produktionskapazität, 
über die sie verfügt, auf Grund der vielfälti­
gen Verflechtungen mit anderen Betrieben 
unserer Wirtschaft und nicht zuletzt auf 
Grund der rund 110000 Arbeitnehmer, die 
dort beschäftigt sind, ein wichtiger Bestand­
teil der österreichischen Wirtschaft. Ihre Ent­
wicklung ist daher von außerordentlicher 
Bedeutung für die gesamtwirtschaftliche Ent­
wicklung in Österreich. Das Schicksal vieler 
hunderter privatwirtschaftlicher Betriebe als 
Kooperationspartner oder als Zulieferer der 
verstaatlichten Industrie ist von dieser Ent­
wicklung der verstaatlichten Industrie abhän­
gig. 

Sie sehen, meine Damen und Herren, wir 
von der Volkspartei anerkennen durchaus 
diese gesamtwirtschaftliche Bedeutung unse­
rer verstaatlichten Industrie. 

Die Wechselbeziehung zwischen verstaat­
lichter Industrie und privater Wirtschaft ist 
aber eine doppelte, denn im Sinne eines ein­
heitlichen Industriebegriffs, meine Damen 
und Herren, kann es unbeschadet der Eigen­
tumsverhältnisse an den einzelnen Unterneh­
men nur eine einheitliche Industrie in Öster­
reich geben, und die verstaatlichte Industrie 
ist Bestandteil dieser einheitlichen Industrie 
und macht daher zu einem wesentlichen Teil 
auch die Gesamtentwicklung der gesamten 
Industrie mit. 

Wenn wir uns ganz kurz diese Gesamtsitua­
tion der Industrie in Österreich ansehen, so 
zeigt sich, daß in den letzten Jahren leider aus 
einem Schlagwort bittere Realität geworden 
ist. Ich meine damit jenen Prozeß einer Entin-
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dustrialisierung, der uns immer mehr Sorgen 
macht. 

Ich möchte hier von vornherein, meine 
Damen und Herren, den Verdacht ausschlie­
ßen, daß ich auf Grund meiner Herkunft aus 
einem Industrieverband das Bild vielleicht 
ein bißchen überzeichne. Ich möchte daher 
ganz bewußt hier den "ÖGB-Nachrichten­
dienst" vom 18. November dieses Jahres zitie­
ren, in dem auch Arbeiterkammerpräsident 
Czettel dazu aufruft, eine weitere Entindu­
strialisierung in Österreich zu verhindern. 
Speziell mit Blick auf Wien meint Präsident 
Czettel im Gewerkschaftlichen Nachrichten­
dienst, daß ein weiteres Absinken der Indu­
strie sowohl aus dem Gesichtspunkt der Wert­
schöpfung als auch der Arbeitsplätze ver­
hängnisvoll wäre. 

Sie werden zugeben, meine Damen und 
Herren, daß Präsident Czettel für mich ein 
wohl unverdächtiger Zeuge ist. 

Dieser Prozeß der Entindustrialisierung 
läßt sich aus einer Reihe von wirtschaftlichen 
Kennziffern ablesen. Da ist zunächst einmal 
die Zahl der industriellen Arbeitsplätze, die in 
den letzten zehn Jahren von einem Höchst­
stand von 680 000 auf rund 630 000 im August 
dieses Jahres gesunken ist. Nach der Arbeits­
marktvorschau des Sozialministeriums für 
1983 werden wir im nächsten Jahr voraus­
sichtlich weitere 13 000 Industriearbeitsplätze 
verlieren. Das heißt, wir haben in einem Zeit­
raum von zehn Jahren rund 60 000 indu­
strielle Arbeitsplätze verloren. 

Meine Damen und Herren! Die 3 000 
Arbeitsplätze bei General Motors können 
diese 60 000 verlorenen Industriearbeitsplätze 
zweifellos nicht ersetzen. 

Ich weiß schon, daß in diesen Zahlen natür­
lich auch die Rationalisierungseffekte enthal­
ten sind. Das ist schon richtig. Man darf 
sicherlich die industrielle Leistungskraft 
eines Landes nicht ausschließlich nach ihren 
Mitarbeiterzahlen beurteilen. Aber egal, wel­
che Kennzahlen wir uns anschauen, alle Zah­
len weisen in die gleiche Richtung. So zeigt 
sich etwa, daß der Anteil der Industrie an den 
Gesamtinvestitionen seit 1970 um ein Drittel 
zurückgegangen ist, daß die Zahl der indu­
striellen Neugründungen seit 1970 um 40 Pro­
zent zurückgegangen ist, daß die Finanzie­
rungskraft der Industrie seit 1970 um fast 
40 Prozent rückläufig ist, daß das Eigenkapi­
tal der Industrie in den letzten zwölf Jahren 
halbiert wurde, wobei der Eigenkapitalverlust 
in der verstaatlichten Industrie sogar noch 

größer war als im gesamtindustriellen Durch­
schnitt. Besonders dramatisch etwa im Jahre 
1981, wo unsere verstaatlichte Industrie einen 
Eigenkapitalverzehr von 6,75 Milliarden 
Schilling in einem Jahr hinnehmen mußte. 

Eine weitere Kennzahl: Die Verschuldung 
der Industrie hat sich seit 1970 verfünffacht, 
und die Industrie hat in diesem Zeitraum 
einen Inlandsmarktanteil von 15 Prozent ver­
loren, er ist nämlich von 61 Prozent auf 
50,9 Prozent gefallen. 

Man könnte jetzt noch eine Reihe von wirt­
schaftlichen Indikatoren anführen, die alle in 
diese Richtung weisen, daß nämlich die Wirt­
schaftspolitik der letzten Jahre, sicherlich 
auch die weltwirtschaftliche Entwicklung, 
einfach zu einer Auszehrung der Betriebe 
geführt hat und wir seit 1970 in Österreich in 
einem wirklich besorgniserregenden Ausmaß 
industrielle Substanz verlieren. 

Warum besorgniserregend, meine Damen 
und Herren? - Weil wir alle wissen, daß ohne 
leistungsfähigen Produktionsapparat, ohne 
leistungsfähige Industrie unser witschaftli­
cher und sozialer Standard zweifellos nicht 
gehalten werden kann. 

Wir wissen, es gibt immer wieder verbale 
Bekenntnisse der Regierung zu einer aktiven 
Industriepolitik, dennoch zeigen alle diese 
Zahlen, daß offensichtlich in den letzten J ah­
ren der industrielle Strukturwandel ins Stok­
ken geraten ist. Wir, meine Damen und Her­
ren, von der Volkspartei, haben die Sorge, daß 
für die Regierung Industriepolitik immer 
mehr zu reiner Verstaatlichtenpolitik wird 
und Verstaatlichtenpolitik immer mehr zur 
reinen Subventionspolitik wird. 

Ich möchte aber nicht verschweigen, daß 
neben den aufgezeigten generellen Entwick­
lungstendenzen der Gesamtindustrie die ver­
staatlichte Industrie natürlich einer Reihe 
von Sondereinflüssen ausgesetzt ist. 

Sie ist erstens sehr stark grundstofforien­
tiert, das heißt, sie ist damit automatisch welt­
wirtschaftlichen Strukturverschiebungen viel 
stärker ausgesetzt als andere Industrie­
zweige. Am krassesten ist dies zweifellos am 
Stahlsektor, wo wir weltweite Überkapazitä­
ten am Rohstahlsektor haben, die ungefähr 
fünfzigmal so groß sind wie die österreichi­
sche Jahresproduktion an Rohstahl. Stahlex­
perten glauben, daß sich diese Überkapazitä­
ten bis 1990 eher noch verstärken werden. 
Das heißt, wir haben auch langfristig mit 
einer eher tristen Situation am Weltstahl-
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markt zu rechnen. Meine Damen und Herren! 
Alle Hoffnungen, daß wir im Stahlbereich mit 
Finanzspritzen durchtauchen könnten, das 
heißt mit Finanzspritzen über die Krise hin­
wegkommen, sind sicherlich eine Illusion. 

Ich stimme hier mit Professor Horst Knapp 
überein, der am 2. Dezember dieses Jahres in 
seinen "Finanznachrichten"gemeint hat, daß 
industriepolitisch die Fragestellung nicht lau­
tet, wieviel Milliarden müssen wir in den 
nächsten Jahren noch hineinbuttern, um die 
heutige Produktion zu halten, sondern die 
Frage lautet: Wieweit kann der Rückzug 
Österreichs aus dem Stahl erfolgen, und in 
welchem Zeitraum und wie rasch kann dieser 
Prozeß abgeschlossen sein? 

Meine Damen und Herren! Wir müssen die 
Antwort auf diese Frage jetzt möglichst rasch 
finden, denn es sind bereits viele Jahre wert­
voller Zeit verlorengegangen. Ich darf nur 
daran erinnern, daß das bekannte Booz­
Allen-Gutachten aus dem Jahre 1968 stammt 
und damals bereits ähnliche Zukunftsper­
spektiven aufgezeigt hat. Wir können hier der 
Regierung und im speziellen dem Herrn Bun­
deskanzler als Eigentümervertreter den Vor­
wurf einfach nicht ersparen, daß sie es in den 
guten Jahren der Hochkonjunktur verab­
säumt haben, entsprechende Ersatzarbeits­
plätze zu schaffen. 

Ich darf hier - ebenfalls wieder als unver­
dächtigen Zeugen - den ÖIAG-Generaldirek­
tor Dr. Grünwald aus der Gewerkschaftszei­
tung ,,Arbeit und Wirtschaft" vom Dezember 
dieses Jahres zitieren. Der hat gemeint, daß 
eben diese Verzögerung jetzt das eigentliche 
Problem unserer Stahlindustrie darstellt. 
(Bundesrat Sc h ach n er: Er wird wohl auch 
schreiben, wer die Verzögerung herbeigeführt 
hatJ) Herr Kollege! Nach 13 Jahren sozialisti­
scher Alleinregierung müssen Sie so argu­
mentieren, das ist ein trauriges Zeichen. (Bei­
fall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren, die verstaat­
lichte Industrie hat aber noch ein Sonderpro­
blem, und ich glaube, auch dieses Sonderpro­
blem dürfen wir nicht verschweigen. Das ist 
die gesellschaftspolitische Funktion, die eine 
verstaatlichte Industrie für eine sozialistische 
Regierung auszuüben hat. 

Wie heißt es doch im sozialistischen Partei­
programm von 1978? Es heißt dort, daß die 
gesellschaftspolitisch wichtige Aufgabe der 
verstaatlichten Industrie darin besteht, sozial­
politische Experimente vorzubereiten und zu 
erproben. 

Meine Damen und Herren! Die Folgen die­
ser sozialpolitischen Experimente hängen 
heute der verstaatlichten Industrie wie ein 
Klotz am Bein. Wir haben hier freiwillige 
Sozialaufwendungen in einer jährlichen Höhe 
von 3 Milliarden Schilling. Davon können 
96 Prozent der österreichischen Arbeitneh­
mer nur träumen, daß sie solche Soziallei­
stungen haben. Die sind pro Jahr fast so hoch 
wie der Zuschuß von 3,5 Milliarden Schilling, 
den wir heute beschließen. 

Ein weiteres Hauptproblem der Eisen- und 
Stahlindustrie, nämlich der langsame Produk­
tivitätsfortschritt in diesem Bereich, ist zu 
einem guten Teil die Konsequenz dieser 
gesellschaftspolitischen Schrittmacherfunk­
tion, die die verstaatlichte Industrie auszu­
üben hat, und ist zweifellos auch ,ein Indiz für 
die beschäftigungspolitische Hypothek, mit 
der die verstaatlichte Industrie zu kämpfen 
hat. 

Ein weiteres Sonderproblem der verstaat­
lichten Industrie, meine Damen und Herren 
- ich sage das ganz offen -, sind die partei­
politisch motivierten Eingriffe des Herrn 
Bundeskanzlers als Eigentümervertreter. 
Aber politische Interventionen, meine Damen 
und Herren, Eingriffe aus partei- und wahl­
taktischen Überlegungen haben noch keinen 
Betrieb gut getan. Es hilft dann auch gar 
nichts, wenn man nachher, wenn die Sache 
schief gelaufen ist, die Manager der verstaat­
lichten Industrie beschimpft. 

Meine Damen und Herren! Auch in diesem 
Bereich unserer Wirtschaft sitzen durchaus 
ambitionierte, verantwortungsbewußte und 
qualifizierte Unternehmensleiter, die den Weg 
aus der Krise wüßten, wenn man sie nur ent­
sprechend arbeiten läßt. (Zwischenruf bei der 
sm.) Herr Kollege! Voraussetzung dafür 
wäre natürlich, daß die Entscheidungsgrund­
lagen nicht nach der Zahl der betroffenen 
Wählerstimmen, sondern nach betriebswirt­
schaftlichen Kriterien erarbeitet werden und 
daß die Entscheidungen in den Betrieben 
selbst und nicht in den Parteisekretariaten 
der Sozialistischen Partei getroffen werden. 
(Zustimmung bei der ÖVP. - Zwischenrufe 
bei der sm.) 

Meine Damen und Herren! Ich komme 
bereits zum Schluß. Lassen Sie mich noch 
eines sagen. 

Die größte Hilfe für die verstaatlichte Indu­
strie würde darin bestehen, ihren Mitarbei­
tern, Führungskräften und Managern die 
Chance zu geben, ihre Betriebe nach wirt-
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schaftlichen Grundsätzen und nicht nach den 
Leitlinien des sozialistischen Parteipro­
gramms zu führen. (Zwischenruf bei der 
SPÖ.) 

Damit, Herr Kollege, wären auch die Vor­
aussetzungen dafür geschaffen, daß verstaat­
lichte Industrie und private Industrie gleich­
behandelt werden, daß sie nach gleichen Füh­
rungsgrundsätzen organisiert werden und 
daß beide Bereiche der Wirtschaft auch die 
gleichen Entwicklungsmöglichkeiten haben. 
Denn für uns von der Volkspartei, meine 
Damen und Herren, sind die Arbeitsplätze in 
der Privatwirtschft genausoviel wert wie die 
Arbeitsplätze in der verstaatlichten Industrie. 
Die Arbeitnehmer in der Privatwirtschaft sol­
len nicht besser, aber auch nicht schlechter 
behandelt werden als die Arbeitnehmer in der 
verstaatlichten Industrie. (Zustimmung bei 
der OVP. - Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Weil wir, meine Damen und Herren, nicht 
wollen, daß die wirtschaftspolitischen Sünden 
dieser Regierung auf den Rücken der Arbeit­
nehmer der verstaatlichten Industrie gebüßt 
werden, deshalb werden wir dieser Finanz­
spritze zustimmen. (Beifall bei der OVP.) 

Vorsitzender: Als nächster zu Wort gemel­
det ist Bundesrat Dr. Michlmayr. Ich erteile 
dieses. 

Bundesrat Dr. Michlmayr (SPÖ): Herr Vor­
sitzender! Frau Staatsekretär! Meine sehr 
geschätzten Damen und Herren! An und für 
sich würden Ihre Ausführungen, Herr Kollege 
Stummvoll, jetzt von mir ein Gegenreferat 
verlangen. Ich will mich aber aus zeitlichen 
Gründen darauf beschränken, nur ganz 
wesentliche Sachen, die Sie gebracht haben, 
doch in das richtige Licht zu stellen. 

Ich war vom Eingang Ihrer Rede bezie­
hungsweise von Ihrem Bekenntnis zur ver­
staatlichten Industrie sehr erfreut und ich 
würde mir wünschen, daß Sie mit diesem 
Bekenntnis in Ihren Parteigremien sehr 
stimmgewaltig Gehör finden. Sie alle wissen 
ja, daß es jahrelang immer wieder gewaltige 
Auseinandersetzungen, ja fast schon Ideolo­
giestreitigkeiten, wegen der Verstaatlichten 
gegeben hat. 

Wenn Sie sagen - ich will nur ganz kurz 
auf Ihre Ausführungen eingehen -, daß das 
Eigenkapital in den letzten Jahren in der 
Wirtschaft knapp geworden ist, dann stimmt 
das. Aber das ist bitte eine internationale 
Erscheinung und doch kein österreichisches 
Spezifikum. Es gibt heute bereits Wirtschafts-

theoretiker, die für diese Eigenkapitalknapp­
heit - ich betone das bitte jetzt absichtlich, 
damit das nicht falsch verstanden wird -
unter anderem auch darin den Grund sehen, 
daß doch sehr viel Kapital nicht in Sachinve­
stitionen geflossen ist, sondern durch die 
Hochzinspolitik in Finanzinvestitionen geflos­
sen ist. Das ist sicherlich mit ein Grund. 

Wenn Sie sagen, in der Hochkonjunktur 
hätte die Regierung zu wenig für die verstaat­
lichte Industrie getan und geleistet; Sie wer­
den doch nicht laienhaft glauben, daß diese 
Strukturpolitik - und die beginnt ja mehr 
denn je bereits zu greifen - nicht erfolgreich 
gewesen wäre. Wir hätten viel, viel schlech­
tere Ergebnisse, wenn diese Strukturpolitik 
nicht schon von langer Hand vorbereitet 
gewesen wäre und wenn nicht sehr viel Geld 
dafür investiert worden wäre. Wenn Sie die 
Sozialleistungen der verstaatlichten Industrie 
wieder hinstellen und so quasi ein Feindbild 
schaffen wollen: Wir haben zwei· Kategorien 
von Arbeitnehmern, die einen, die fleißigen, 
die guten, die wenig Sozialleistungen haben, 
und die anderen mit den vielen Sozialleistun­
gen!, muß man dazu sagen: In der verstaat­
lichten Industrie hat man in der Hochkon­
junktur auf das eine oder andere an Geld ver­
zichtet, um sich Sozialleistungen zu erarbei­
ten. 

Es ist sehr, sehr schwer, Abstriche durchzu­
führen, vor allem Abstriche durchzuführen 
bei Leuten, die sich redlich etwas verdient 
haben. 

Wenn Sie von parteipolitischen Personal­
entscheidungen gesprochen haben, möchte 
ich nur zwei Beispiele anführen: 

Wer hat denn in der ÖIAG· zwei Direktoren 
an und für sich ohne Grund ausgetauscht? -
Doch die ÖVP selbst! 

Und wenn ich jetzt nur ein Beispiel aus dem 
Linzer Raum nehmen darf, damit Sie sehen, 
wie sehr Parteipolitk in die Verstaatlichte hin­
eingetragen wird: Die Fraktionssitzungen der 
sozialistischen Betriebsräte werden in eige­
nen Bereichen abgehalten, die ÖVP-Betriebs­
räte hingegen haben einen großen Teil ihrer 

. Sitzungen in den OKA-Räumen beim ehema­
ligen Herrn Landeshauptmann Wenzl. 

Ob das nicht eine parteipolitische Arbeit 
ist? Die Antwort können Sie sich selbst geben. 
(Zwischenruf des Bundesrates Dr. Sc h a m -
b eck.) Man versteht da heraußen so manche 
Zwischenrufe so schlecht. 
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Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich 
aber - und ich glaube, die verstaatlichte 
Industrie verdient es, daß man sie korrekt 
behandelt - ganz kurz die internationale 
Wirtschaftslage skizzieren, weil die verstaat­
lichte Industrie ja viel mehr in die internatio­
nale Wirtschaft eingebettet ist. Allein 21 Pro­
zent des gesamten österreichischen Exportes 
kommen von der Verstaatlichten. Wir alle 
sind uns dessen bewußt, daß wir augenblick­
lich die größte Depression des Jahrhunderts 
durchmachen. Die gesamte Weltwirtschaft 
letztlich ist krank. Diese Weltdepression -
und das ist auch nichts Neues - begann an 
und für sich mit der inflationistischen Finan­
zierung des Vietnamkrieges durch die USA. 
Die Folge war, daß der US-Dollar, der bisher 
einer der wesentlichsten Eckpfeiler des Welt­
währungssystems war, diese Rolle verloren 
hat. 

Das freie Floaten der Wechselkurse hat 
viele Regierungen dazu geführt, ihre Haus­
halts- und Währungspolitik selbst inflationi­
stisch zu führen. Das wieder hat dann mithin­
ein gespielt in den ersten Ölpreisschub von 
1973/1974, der weitere inflationistische Maß­
nahmen bewirkt hat. Man hat sogar versucht, 
diesen Ölpreisschock über zusätzlich in den 
Umlauf gekommene Geldmengen ein bißehen 
zu kompensieren. 

In diese Situation war mehr oder minder 
von der finanziellen Seite her der zweite 
Ölpreisschock hineingeboren worden. Jetzt 
mußte weltweit die Inflation bekämpft wer­
den. Diese Bekämpfung hat aber wirtschaftli­
che Schrumpfungen und viel Arbeitslosigkeit 
mit sich gebracht. Damit hat sich dann auch 
der Teufelskreis zu schließen begonnen: Auf 
der einen Seite hat sich der Nachfrageausfall 
immer mehr verschärft, weil die Menschen 
nicht mehr so viel frei verfügbares Geld 
gehabt haben, und auf der anderen Seite sind 
immer mehr Arbeitsplätze frei geworden. 

Diese Situation ist international gleich. Sie 
betrifft nicht nur die Industrieländer, sie 
betrifft nicht nur die Ostblockländer , sie 
betrifft die OPEC-Länder, sie betrifft aber 
auch Schwellen- und Entwicklungsländer. 

Das hat natürlich zur Folge, daß große 
internationale Aufträge nicht realisiert wer­
den können oder nur in Etappen realisiert 
werden können. Dieses Zurückgehen von Auf­
trägen hat noch mehr Arbeitslosigkeit nach 
sich gezogen. 

Ein weiterer negativer Einfluß für die Welt­
wirtschaft ist zweifelsohne die Hochzinspoli-

tik der USA gewesen, denn eines ist uns klar: 
Diese Hochzinspolitik schadet nicht nur der 
Wirtschaft, sie schadet auch jedem einzelnen; 
weil teures Geld einfach nicht genommen 
werden kann in dem Ausmaß, als es vielleicht 
notwendig wäre. (Bundesrat Dkfm. Dr. 
Pis e c: Warum habt ihr das Booz-Allen-Gut­
achten nicht durchgeführt?) Was wollen Sie 
vom Booz-Allen-Gutachten? Das Booz-Allen­
Gutachten war in seiner ursprünglichen Form 
ein Gutachten zu einer Beratung, zu einer 
Ist-Analyse, ist dann lange Zeit in Vergessen­
heit geraten, weil es nicht aktuell war, meine 
Herren, darüber müssen wir uns auch im kla­
ren sein ... (Heiterkeit bei der ÖVP.) 

Na ja, solange das alles floriert hat, hat 
doch keiner auf was weiß ich welche Verände­
rungeneingehen müssen. 

Und das jüngste Booz-Allen-Gutachten, 
Herr Kollege, wenn Sie das Booz-Allen-Gut­
achten, das die VEW im konkreten und spe­
ziellen betrifft, meinen, das ist ja bereits spür­
bar und man arbeitet j a a~ den Vorschlägen. 
Nur alles kann man halt leider nicht von 
heute auf morgen durchziehen. 

Eine weitere Krise für die Weltwirtschaft, 
meine Damen und Herren - und darüber 
sind wir uns, glaube ich, auch im klaren -, 
sind jene protektionistischen Maßnahmen, 
die wir hin und wieder in letzter Zeit sehr arg 
und sehr gewaltig spüren. Meine Damen und 
Herren von der ÖVP! Das, was Ihr Kollege mit 
dem italienischen Stahlstück aufgeführt hat, 
diese ominöse Geschichte hat sicherlich unse­
rem Ansehen international nichts gebracht, 
nur geschadet, weil es ja auch am Rande von 
protektionistischen Maßnahmen ist. 

Nun lassen Sie mich noch konkret auf die 
Situation in der Verstaatlichten eingehen. 

Bedingt durch die weltweit rezessiven Ten­
denzen nahm natürlich die Verstaatlichte, die 
ja weit über die Grenzen Österreichs hinaus 
agieren muß, eine gegenüber früheren Jahren 
ungünstigere Entwicklung. Trotz dieser Wirt­
schaftskrise ist es aber der verstaatlichten 
Industrie möglich gewesen, die Strukturberei­
nigung fortzusetzen und auch den beschäfti­
gungspolitischen Auftrag, der ihr zweifels­
ohne zukommt, weiterhin zu erfüllen. Es muß 
zugegeben werden, daß die Beschäftigungs­
stände leicht rückläufig sind, aber bitte, die 
Bruttoumsätze sind um 14,4 Prozent erhöht 
worden und die Exportsteigerung beträgt 
14,2 Prozent. 

Durch verschiedene Großprojekte sowohl 
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im Industrieanlagenbau als auch im Finalbe­
reich und beim Maschinenbau ist der Gesamt­
auftragsstand der österreichischen verstaat­
lichten Industrie auf über 88 Milliarden Schil­
ling gestiegen. 

Meine Damen und Herren! Sehen Sie, wie 
mit zweierlei Maß in Österreich gemessen 
wird. Als zum Beispiel ein großer DDR-Auf­
trag nach Österreich gekommen ist, haben 
der ORF und die österreichischen Medien 
dies mehr oder minder totgeschwiegen, wäh­
rend das ZDF eine Großreportage gebracht 
hat, und zwar dreht es sich hier um das Con­
verter-Stahlwerk in Eisenhütten/Stadt in der 
Nähe von Frankfurt an der Oder. 

Oder ein anderes Beispiel, wie schwierig es 
für die Verstaatlichte manchmal ist. Sie alle 
wissen, vor allem die, die sich mit Wirtschafts­
dingen wirklich beschäftigen und nicht nur 
hier etwas reden oder was gelesen haben und 
das nacherzählen, mit Ostblockländern muß 
man heute mehr denn je Kompensationsge­
schäfte machen. Und als unter anderem von 
der DDR Bier genommen werden mußte und 
eine österreichische Handelskette dieses Bier 
verkaufen wollte, war es niemand anders als 
der ganz berühmte "große" J ounalist in Öster­
reich, der Herr Staberl, der sich tagelang dar­
über aufgeregt hat, so lange, bis diese Han­
delskette dieses Bier sogar von den Regalen 
räumen mußte. Na wenn das eine Wirtschafts­
unterstützung ist, meine Herren! 

Die verstaatlichte Industrie, meine Herren, 
Sie können darüber denken, was Sie wollen, 
Sie werden nicht bestreiten können, daß sie 
einen ganz wichtigen Beitrag zur Entwick­
lung der österreichischen Industrie und damit 
zur österreichischen Gesamtwirtschaft leistet. 

Allein in den Jahren 1979 bis 1981 sind über 
27 Milliarden Schilling investiert worden. Das 
ist ein Anteil von 28 Prozent an der gesamten 
österreichischen Industrieinvestition. Von 
1970 bis 1981 hat die Verstaatlichte an den 
Staat 112 Milliarden Schilling abgeführt. Ich 
sage das deshalb, weil immer wieder in den 
Jahren der Hochkonjunktur von verschiede­
nen Seiten die Meinung lanciert wurde, die 
Verstaatlichte müßte keine Steuern zahlen. 
(Zwischenruf des Bundesrates Dkfm. Dr. 
Pisec.) Sie werden sicherlich keine Steuern 
zahlen; weil Sie entsprechende Bilanzen 
machen, Herr Pisec. 

Bis 1979 hat die Verstaatlichte nie vom 
Eigentümer eine Unterstützung gebraucht, 
obwohl seit 1977 bereits international die 
Stahlkrise spürbar war. 

Meine Damen und Herren! Herr Kollege 
Stummvoll hat es ja auch mehr oder minder. 
zugegeben, die Finanzspritze, die man jetzt 
der Verstaatlichten gibt, kommt ja indirekt 
auch vielen Klein- und Mittelbetrieben 
zugute, und zwar deswegen, weil ja die Groß­
aufträge sofort weitergegeben werden in 
Form von Subaufträgen. Allein die VOEST­
Alpine hat im vergangenen Jahr 13 Milliarden 
Schilling an Unteraufträgen weitergegeben. 

Und wenn Sie heute sagen, Sie stimmen 
diesen 3,5 Milliarden Schilling zu, aber das 
mit Auflagen, man müßte und so weiter, dann, 
bitte, muß man aber auch korrekterweise ein­
mal festhalten: Wieviel Unterstützung, wieviel 
Förderung hat die gesamtösterreichische 
Wirtschaft in den letzten Jahren bekommen? 
Da sind diese 3,5 Milliarden Schilling sicher­
lich nur ein kleiner Betrag davon. (Bundesrat 
Dkfm. Dr. Pisec: Wir haben auch Steuern 
bezahlt! - Gegenrufe bei der SPÖ.) 

Die verstaatlichte Industrie hat es aus ver­
schiedenen Gründen sehr schwer im Augen­
blick. Wir wissen von der internationalen 
Stahlkrise, wir wissen auch, daß diese Krise 
nicht so schnell gemeistert werden kann, 
obgleich ich hier ausdrücklich festhalten will, 
die verstaatlichte Industrie bezieht sich nicht 
allein auf die Stahlkocher . 

International ist in den letzten Jahren als 
Durchschnittswert an staatlicher Subvention 
etwa 750 S pro Tonne bezahlt worden. Das 
macht eine Gesamtsubventionierung der 
Weltstahlproduktion von einer Summe aus, 
die derartig gewaltig ist, daß sie unvorstellbar 
ist. Man könnte etwa für diese Summe fünf 
große Industrieanlagen hinstellen. 

Wie schwierig die Stahlsituation augen­
blicklich ist, mag allein aus einem Beispiel 
hervorgehen: Für 1982 hat man zum Beispiel 
in der VOEST einen Verbrauch von 710 Millio­
nen Tonnen prognostiziert. Im Sommer hat 
man diese Prognose etwas zurücknehmen 
müssen, und jetzt weiß man, daß der echte 
Verbrauch bei 650 maximal liegen wird, das 
heißt also, eine Differenz von 10 Prozent. Und 
10 Prozent sind in der Wirtschaft sehr, sehr 
viel. 

International ist die Situation überall 
gleich. Die Krise der Grundstoffindustrie ist 
nicht zu leugnen, die Lager sind überall zum 
Bersten voll, die Planung ist oft nur auf ganz 
kurze Zeiträume möglich. Die Hauptursachen 
sind eben die Absatzprobleme auf der einen 
Seite und die gestiegenen Rohstoff- und Ener­
giepreise auf der anderen Seite. Die Rück-
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nahme der Produktion ist leider Gottes auch 
am internationalen Stahlmarkt sehr, sehr ein­
seitig. 

Wenn ich einige Beispiele bringen darf. Der 
Walzdraht ist in den letzten Jahren um 
35 Prozent billiger geworden - oder mußte 
billiger werden. Demgegenüber hat sich das 
Erz um 64 Prozent verteuert, der Hochofen­
koks um 138 Prozent, das Heizöl schwer um 
323 Prozent und das Erdgas um 421 Prozent. 

International gesehen müssen wir Österrei­
cher immer noch glücklich sein, daß wir im 
großen und ganzen die Arbeitsplätze halten 
konnten. In der Stahlindustrie sind allein in 
der BUIidesrepublik in den letzten Jahren 
46000 Arbeitsplätze oder 21 Prozent verloren 
gegangen, in Frankreich 60 000 oder 38 Pro­
zent, in England sogar rund 50 Prozent. 

, Die Krise der Verstaatlichten ist aber nicht 
nur im Eisen- und Stahlbereich, genauso kri­
tisch ist die Lage in der Elektrolysemetaller­
zeugung. Wir wissen zum Beispiel, daß die 
Aluminiumhütten weltweit nur mehr mit 
maximal 73 Prozent ausgelastet sind. Wir 
merken in Österreich, daß durch die Spar­
maßnahmen am Energiesektor auch Rück­
gänge in der Erdölindustrie festzustellen sind. 
Auch die chemische Industrie und die Elek­
troindustrie spürt entsprechende Rück­
schläge. 

Die Diskussion, die in Österreich um die 
und wegen der Verstaatlichten geführt wird, 
ist alles eher als zielführend. Vor allem muß 
man einmal hier wieder sagen, die Diskussion 
schadet unserem internationalen Ansehen. 
Da wird also gesprochen und auch vom Herrn 
Kollegen Stummvoll ist es so ein bißehen 
angeklungen, die Arbeitnehmer wären hoch­
subventionierte Sozialleistungsempfänger . 
Manche Journalisten gehen sogar so weit, daß 
sie den Managern Schwäche vorwerfen. 

Diese Rufschädigung, meine Damen und 
Herren, muß ganz klar und deutlich zurückge­
wiesen werden. Die verstaatlichte Industrie 
hat einen ganz wesentlichen Anteil an der 
österreichischen Wirtschaft, vor allem am 
Aufbau und Wiederaufbau Österreichs. Als 
man 1946 im Parlament beschlossen hat, daß 
die Grundstoffindustrie verstaatlicht werden 
sollte, hat man das deswegen getan, weil man 
sich darüber im klaren war, daß es kein Pri­
vatunternehmer hinkriegen würde, die derart 
kranke Nachkriegswirtschaft wieder anzu­
kurbeln. (Zwischenruf bei der ÖVP: Da kann 
ich nur lachen!) 

Die verstaatlichte Industrie hat immer 
ihren Beitrag zur österreichischen Wirtschaft 
geleistet. Die verstaatlichte Industrie beschäf­
tigt auch heute noch über 18 Prozent aller 
österreichischen Industrieangestellten. 

Wenn Sie von der ÖVP gesagt haben: Ja, Sie 
stimmen der Finanzspritze für die Verstaat­
lichte zu, oder wenn Ihr Parteiobmann Dr. 
Mock gesagt hat; Ja, aber dann ist Schluß, 
oder wenn Herr Taus gesagt hat: Wir haben 
nur deswegen zugestimmt, weil sonst ein paar 
Betriebe hätten zusperren müssen, dann 'muß 
ich Ihnen, meine Damen und Herren von der 
ÖVP, sagen: Wir hätten das auch' ohne Ihre 
Zustimmung gemacht, weil wir das den Arbei­
tern der Verstaatlichten schuldig sind. (Beifall 
bei der SPÖ.) 

Eines möchte ich klar darstellen: Die ÖVP 
hat, seit es die verstaatlichte Industrie gibt -
ich drücke mich hier sehr vorsichtig, ich 
würde sagen, fast vornehm aus -, ein biß­
ehen ein gestörtes Verhältnis zur Verstaat­
lichten. Von woher sind denn die Äußerungen 
gekommen 1: Keine Steuern würden bezahlt, 
Reprivatisierung müßte man machen. 

Sie haben die ganzen Jahre hindurch dazu 
beigetragen, daß die Arbeiter und die Ange­
stellten verunsichert wurden. Wenn Sie sich 
heute die Betriebsratswahlergebnisse 
anschauen, meine Damen und Herren von der 
ÖVP, dann können Sie sehen, warum die 
Sozialisten eindeutige Erfolge erzielt haben: 
Weil die SPÖ sich immer zur verstaatlichten 
Industrie bekannt hat, und daher auch unser 
vorbehaltloses Ja zu dieser Kapitalzuführung. 
Danke sehr. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender: Weiters zu Wort gemeldet hat 
sich Dkfm. Dr. Pisec. Ich erteile dieses. 

Bundesrat Dkfm. Dr. Pisec (ÖVP): Herr 
Vorsitzender! Frau Staatssekretär! Herr 
Michlmayr, Sie haben Glück, daß wir heute 
nicht lange reden können, weil ich Ihnen 
sonst sehr viel replizieren würde. Leider sind 
ein paar Dinge verschoben gebracht worden, 
die man ins rechte Licht stellen muß. Dr. 
Stummvoll hat in seinem Debattenbeitrag 
unsere Grundhaltung in der Art und Weise 
dargestellt, als ob wir zwei verschiedene Spra­
chen sprechen würden und uns deshalb man­
ches Mal so schwer reden. Sie reden von der 
Parteipolitik und wir von betriebswirtschaftli­
chen Voraussetzungen einer Industriegruppe. 
(Zwischenruf bei der SPÖ: Werts glaubt, wird 
selig! - Bundesrat W in d s te i g: Das bildet 
Ihr Euch selber ein!) 
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Sie sagen zum Beispiel: Überall auf der 
Welt geht die Eigenkapitalausstattung 
zurück. Das stimmt einfach nicht! Darf ich es 
Ihnen zitieren: 1970 hatte die österreichische 
Industrie einen Eigenkapitalanteil von 37,3 
Prozent, die deutsche betrug 32,2. Wir lagen 
daher um 5,1 Prozent besser als die deutsche 
Industrie. 

10 Jahre später ist genau die gegenteilige 
Situation: Die deutsche Industrie hat einen 
Eigenkapitalanteil von 26,3 Prozent, um 7,1 
Prozentpunkte mehr als unser Eigenkapital­
anteil beträgt, der (Bundesrat Ce eh: Es fragt 
sich nur, wohin das Kapital gekommen ist!) 
sich auf 19,2 Prozent reduziert hat. Das trifft 
für die gesamte Industrie Österreichs zu. Wir 
reden schon längst davon, daß Wirtschafts­
maßnahmen struktureller Art endlich greifen 
müssen, weil wir vom Grundsatz her die größ­
ten Sorgen über· den Fortbestand unserer 
Gesamtwirtschaft haben. 

Wenn Sie von den Betriebsratswahlen 
reden, vergessen Sie immer die Strukturpoli­
tik. Vielleicht verstehen Sie nicht, worum es 
dabei geht. Das ist der springende Punkt. Und 
auch die Kritik, die ÖVP hätte ein leicht 
gestörtes Verhältnis zur Verstaatlichten, ist 
grundfalsch. Wir haben allen Maßnahmen 
zugestimmt! (Zwischenrufe bei der sm.) 

Ganz im Gegenteil: Wir haben eine wesent-. 
liehe Vorleistung Ihnen gegenüber erbracht. 
Sie hätten nur das, was Taus geschaffen hat, 
fortführen müssen. Sonst gar nichts! (Zwi­
schenrufe bei der sm.) 

Ich erinnere mich an eine Diskussion auf 
der Straße, als der Betriebsrat Gruber, Lan­
desrat der Steiermark, Dr. Taus gesagt hat, es 
sei schade, daß man damals das Booz-Allen­
Gutachten nicht gleich realisiert hat. Dr. Taus 
hat daraufhin gesagt: Bitte, ich habe es Ihnen 
hinterlassen, Sie haben es ja nicht in Angriff 
genommen. Statt dessen ist es neu bezahlt 
worden. Man muß das klarstellen. Die Dinge 
kann man nicht verkehrt schildern (Zwi­
schenruf bei der SPÖ), genausowenig, wenn 
Sie von der Handelspolitik sprechen. Sie 
sagen, einmal seien wir dafür, daß reglemen­
tiert wird - siehe Äußerung betreffend Bau­
stahl -, einmal dagegen. Dazu möchte ich 
Ihnen aus der "Presse" vom 10. Dezember 
1982 etwas vorlesen. Ich zitiere: "Verwirren­
des Detail am Rande" - das war die Diskus­
sion, im Zuge der darüber debattiert wurde, 
ob Baustahl aus dem Ausland oder aus dem 
Inland verwendet wurde -: "Roth gab zu, für 
die Verstärkung für Holzschalungen könne 
und dürfe ausländischer, und zwar deutscher 

Stahl, verwendet werden." Ich will nur die 
Wahrheit sagen - die "Presse" ist eine seri­
öse Zeitung - und das ins wahre Licht stel­
len. 

Daher möchte ich Ihnen noch einmal sagen: 
Versuchen Sie hier den Vorschlägen, die wir 
Ihnen geben, zu folgen. Dazu gehört auch die 
Frage des "berühmten" Steueraufkommens. 
Das muß man auch einmal ganz trocken 
sagen. 

Wenn Sie von der Umsatzsteuer reden, 
dann ist das fachlich gerechtfertigt, denn 
diese muß bezahlt werden. Aber selbst deren 
Anteil ist verglichen am Gesamtumsatz­
steueraufkommen der österreichischen Wirt­
schaft rückläufig. Das heißt: Die Steuerlei­
stung der gesamten verstaatlichten Industrie 
ist hinter jener der anderen Wirtschaft 
zurückgeblieben. Jeder Schilling, den unser 
Steuerzahler zur Finanzierung der Verstaat­
lichten bezahlen muß - Sie sagen ja jetzt 
schon - siehe Kreisky-Zitat -, daß wir im 
nächsten Jahr noch einmal einen solchen 
Kapitalaufwand für die Verstaatlichte brau­
chen, und zwar wird die Zahl 6 Milliarden 
Schilling genannt, die sich ja nicht nur auf 
den Stahlbereich bezieht. Das ist ja eine 
Gesamtkrise aller dieser Betriebe. Es sind 
von Grünwald drei Gruppen angeführt wor­
den, welche längere Zeit in der Krise sein 
werden. Diese Subventionierung wird ganz 
einfach von der gesamten Wirtschaft getra­
gen, von einer gleichartigen Wirtschaft, die 
nicht solche Vorteile genießen kann. Es wird 
bereits offen diskutiert, der Begriff der fahr­
lässigen Krida werde geändert, wenn Mana­
ger riskante Geschäfte machen. Ich habe 
noch nie gehört, daß dieser Begriff diskutiert 
wurde, als das Insolvenzunwesen, möchte ich 
sagen, als die Insolvenzwelle so stark wurde, 
daß wir bereits vor uns sehen konnten, wel­
che Auswirkungen für Gesamtösterreich sich 
daraus ergeben. Es hat niemand gesagt: Für 
den kleinen Unternehmer, den Selbständigen, 
der hier vom größeren mitgerissen wird, wird 
im Rahmen der Insolvenzgarantiegesellschaft 
FGG eine Möglichkeit gefunden, um seinen 
Betrieb zu sanieren oder zu erhalten und hier 
eine Rechtsänderung zu schaffen. Das sind 
zwei Begriffe, und das muß einmal aufhören. 
Wir haben eine Wirtschaft. Wir haben ein 
Sozialrecht. Wir haben ein Lohnniveau zu hal­
ten. Und wenn in einer der Betriebsgruppen 
ein anderes Sozialrecht ist - die Zahlen, die 
Stummvoll zitiert hat, waren für sich schla­
gend genug -, dann können wir nicht sagen: 
Die Amerikaner sind schuld, daß es um 
unsere Verstaatlichte schlecht steht, weil sie 
einen Vietnamkrieg geführt haben (Bundes­
rat Dr. Mi eh 1 m a y r: Das hat niemand 
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gesagt!) - bitte, ich habe Sie jetzt zitiert -, 
den sie noch dazu für die ganze Welt geführt 
haben. So kann man nicht wirtschaftspoli­
tisch argumentieren, Herr Michlmayr! Seien 
Sie mir nicht böse, wenn ich Ihnen das sage! 
(Beifall bei der 6vp.) 

Gestatten Sie mir, das nur ganz kurz zu 
zitieren, damit Sie nicht glauben, ich 
behaupte etwas, was nicht stimmt. Körper­
schaftssteuer: 1970 Anteil der Verstaatlichten 
26,4 Prozent, bereits 1979 nur mehr 1,8 Pro­
zent, Gesamtrückgang verglichen relativ mit 
den anderen Steueraufbringern. Gewerbe­
steuer: Damals 7,9, jetzt 3,3. Vermögens­
steuer: Damals 16,3, jetzt 9,7. Umsatzsteuer­
anteil: Damals 3,6, jetzt 0,5. Die Gesamt­
steuerleistung - hören Sie bitte zu - betrug 
im Jahre 1970 30885000 S. Anteil der Ver­
staatlichten 2,199 Milliarden, ist gleich 7,1 
Prozent. 1979 Gesamtsteuerleistung 100,5 Mil­
liarden. Anteil der Verstaatlichten nur mehr 
489 Millionen, in zehn Jahren von 2 Milliar­
den auf 489 Millionen· gesunken, oder nur 
mehr ein halbes Prozent. 

Mit diesem halben Prozent können Sie die 
Struktursanierung nicht finanzieren. Das 
heißt, die andere Wirtschaft muß das bezah­
len. Und wenn sie es bezahlen muß, hat sie 
ein Recht, daß sie gleichgestellt wird. (Ruf bei 
der sm.) 

Daher haben wir verlangt, daß ein allgemei­
nes Wirtschaftsförderungsprogramm stattfin­
det. Das haben wir jetzt auch einzubringen im 
Nationalrat, ist schon geschehen. 

Was verlangen wir denn von Ihnen? -
Etwas gar nichts Sonderliches. Wir sagen nur 
folgendes: Wir wollen, daß die Investionsbe­
dingungen verbessert werden. Schaffung 
eines zusätzlichen Impulses durch Einfüh­
rung einer zusätzlichen Abschreibungsstufe 
im zweiten Jahr, Impulse für dauerhafte 
Arbeitsplatzsicherung durch. Bereitstellung 
einer Forschungsmilliarde in drei Etappen bis 
1985. Endlich die Realisierung dessen, was im 
Nationalrat voriges Jahr am 1. Juli bespro­
chen wurde: Förderung der Klein- und Mittel­
betriebe im Bereich der Krisensicherung und 
im Bereich der Investitionstätigkeit, Erhö­
hung der krisensichernden Investitionsmög­
lichkeit der landwirtschaftlichen Betriebe. 
Die 5 Prozent Einheitswertänderung ist ein 
Eingriff und geht an die Existenzgrundlage 
der Landwirtschaft. Die Abschaffung der Kre­
ditsteuer, um die Kredite zu senken. 

Und dann haben wir verlangt - das haben 
Sie mittlerweile bereits realisiert - keine 
Urlaubsverlängerung, solange die Wirt­
schaftssituation so schlecht ist. Wir werden 

heute über die Urlaubsverlängerung noch 
reden müssen. 

Das legen wir Ihnen vor, das ist ein Sofort­
hilfsprogramm, kostet nicht sehr viel. 

Dazu gehört aber noch etwas, bitte: Der von 
mir vorhin zitierte FGG, der damals geschaf­
fen wurde, als wir die Länderbanksanierung 
diskutiert haben, damit dort den Firmen, die 
mitgezogen werden, nicht das Lebenslicht 
ausgeblasen wird, der hat heute keine Dotie­
rung mehr, kein Geld mehr bitte, kein Geld 
mehr! 

Es liegen 10 bis 15 Millionen Schilling For­
derungen von Kleinunternehmern, die mitge­
rissen wurden, die vor dem Nichts stehen. Wir 
brauchen die Aufstockung auf 150 Millionen 
Schilling. 150, verglichen mit 3,5 Milliarden 
Schilling! 

Ich bitte Sie: Wieso gehen Sie denn nicht 
mit'? Dort sind doch Tausende Menschen, die 
arbeiten! 150 Millionen fordern wir nur, wir 
könnten auch 3,5 Milliarden Schilling verlan­
gen. Wir sind ja keine Utopisten, wir wissen, 
was das Budget aushalten kann. 

Und dann zitiert der Herr Finanzminister 
in der Budgetrede. Was da alles so wunderbar 
gut ist, steht da drinnen. Diese Zahlen - 29,2 
Prozent Industrieumsätze entfallen auf ver­
staatlichte Industrie -, diese Zahlen machen 
das Gewicht des verstaatlichten Sektors in 
der österreichischen Wirtschaft deutlich! Eine 
Strukturverbesserung in der verstaatlichten 
Wirtschaft liegt auch im Interesse der priva­
ten Betriebe, zumal enge Verflechtungen zwi­
schen diesen Bereichen bestehen. 

Und dann kommt: Zur Förderung dieses 
Strukturwandels stehen im Budget 1983 rund 
570 Millionen Schilling zur Verfügung. 

Das ist doch ein Witz in der Rede eines 
Finanzministers zum Budget! 

Der gleiche Finanzminister , der am selben 
Tag zur Kenntnis nehmen muß, daß 3,5 Mil­
liarden Schilling benötigt werden! 

So kann man nicht Wirtschaftspolitik 
machen, bitte. Darum reden wir das. Wir ver­
suchen auf einem Niveau zu reden, wo man 
auch eine gemeinsame Basis finden kann. 

Ich bin auch sicher, daß der Herr Bundes­
kanzler keine Freude hat, wenn Sie sagen, 
wir sind in der größten Krise der Mensch­
heitsgeschichte. Ich weiß nicht, ob das richtig 
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ist. (Ruf bei der SPÖ,J Androsch hat gesagt, 
100 000 Arbeitslose werden es sein. Da hat 
sich der Herr Bundeskanzler Kreisky aufge­
regt wie wahnsinnig. Bitte, es heißt, noch viel 
mehr. (Zustimmung bei der ÖVP.) 

Aber ich darf Ihnen noch ein Zitat des 
damaligen Finanzministers Androsch brin­
gen. Ich darf, bitte, betonen, Sie kennen 
meine Rededuelle mit ihm von damals, der so 
viele Steuern eingeführt hat, daß ich nicht 
begeistert bin von dem Finanzminister ~ Der 
hat die meisten Steuern gebracht. Nur daß Sie 
die Objektivität von mir erkennen, bitte. (Ruf 
bei der SPÖ.) 

Aber er sagt, er ist zitiert aus einem Vortrag 
vor der Salzburger Industriellenvereinigung, 
nachzulesen in den "Salzburger Nachrichten" 
am 19. November: Hilfe, Förderungen und 
Subventionen sind gerechtfertigt, dürfen aber 
nicht als Betäubungsmittel, sondern als Heil­
mittel verwendet werden (Bundesrat Sc h i -
pan i: Sagen Sie es den Bauern!), erklärte 
CA-General Androsch. 

Bitte, als Heilungsmittel! Unter Heilungs­
mittel verstehen wir planmäßiges Vorgehen. 
Das ist der springende Punkt, nach einem 
Grundplan etwas zu machen. (Neuerlicher 
Ruf bei der SPÖ.) 

Und da ich Ihnen dargelegt habe, daß das 
Problem der-ganzen verstaatlichten Industrie 
ein gesamtösterreichisches ist und die 
gesamte Wirtschaft laufend _ in Mitleiden­
schaft zieht, ist es notwendig, mit der gesam­
ten Wirtschaft zu sprechen. 

Und da kann ich nur sagen, Präsident Sal­
linger sagt richtig, was Ihre Pläne sind: 
Umverteilung von den Fleißigen zu den Fau­
len, von den aktiv arbeitenden Betrieben zu 
den Zuschußbetrieben, von der Privatwirt­
schaft zu Staatswirtschaft. Warum spricht 
man nicht mit Präsident Sallinger, wenn es 
um die Urlaubsverlängerung geht? Warum 
hört man ihn nicht? - Das sind Fragen. (Bun­
desrat Sc hip a n i: Sie wollten ja nicht! Sie 
haben das kategorisch abgelehnt! Vorne 
Schmäh führen!) Die Frage, mit der müssen 
Sie sich auseinandersetzen eines Tages, 
meine Herren. Kann ich Ihnen leider nicht 
erlassen. 

Und darf ich Ihnen, bitte, noch etwas sagen. 
Handelsfirma Intertrade. Weil Sie ein paar­
mal attackiert haben, darf ich mich sofort 
revanchieren. Als Berufsgruppensprecher des 
Außenhandels erkläre ich hiermit: Es ist 
ungehörig, eine Handelsfirma aus einem defi­
zitären Budget zu sanieren und zu finanzie-

ren, um mit dieser Handelsfirma Konkurrenz 
den angestammten anderen Handelsfirmen 
zu machen. Es ist ungehörig, mit einer ver­
staatlichten Handelsfirma Betriebsratsaktio­
nen zu machen. Es ist ungehörig, wenn wir 
schon Außenhandelsreglementierungen 
haben, zum Beispiel Holz in einem Maße 
branchenfremd zu 'importieren, daß die 
gesamte Branche in· Mitleidenschaft gezogen 
wird und Sägewerker in Kärnten heute vor 
dem Nichts stehen. (Ruf bei der SPÖ: Aber ist 
kein verstaatlichtes Unternehmen!) Es ist 
ungehörig zu sagen, das brauchen wir, weil 
wir damit unsere Exporte finanzieren. 

Ja muß man denn ein Stahlwerk in die 
DDR verkaufen, damit die uns Konkurrenz 
machen und sich mit Produkten bezahlen las­
sen, die der heimische Markt nicht nehmen 
kann? Das, finde ich, ist ungehörig. (Anhal­
tende Zustimmung bei der ÖVP. - Heftige 
Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Ich habe auch kein Verständnis dafür, daß 
der Herr Bundeskanzler in aller Öffentlich­
keit die VOEST lobt und sagt: Schaut euch 
diese Firma an, die hat 100000 Konfektions­
anzüge verkauft! Wie wenn man damit ein 
Stahlwerk bezahlen könnte. So kann man 
nicht wirtschaftspolitisch reden, bitte. 

Einmal muß ich es sagen: Wenn Sie attak­
kieren, revanchiere ich mich sofort. Ich hatte 
es nicht vor, es zu machen. (Bundesrat 
Sc hip a n i: Sie reden zu 50 Prozent pro 
domo!) Das ist auch nicht richtig, verehrter 
Herr Kollege, denn ich importiere weder 
Holz - das macht jemand anderer, nicht 
ich - noch zum Beispiel, die Freiheit des 
Unternehmers steht mir ... Wenn Sie persön­
lich werden, kann ich das auch. (Bundesrat 
Sc hip a n i: Sie werden es doch ständig! 
... wenn Sie mitnaschen wollen!) Jedenfalls 
fahre ich nicht nach Mrika im Namen einer 
Firma und verliere Geld, das nicht mir gehört. 

Aber weil Sie die Aluminiumindustrie 
zitiert haben. In Westösterreich gibt es auch 
einen kleinen Aluminiumerzeuger , der lebt 
trotz der von Ihnen zitierten Krise und macht 
Verdienst. Wieso kann das die Ranshofener 
dann nicht, muß man sich fragen, bitte. Das 
sind Realitäten. 

Ich darf daher zusammenfassend zum 
Schluß kommen: Sie schreiben schon in der 
Begründung des Gesetzes: Die Höhe der Bela­
stung des Bundes wird sich in dem Maße ver­
ringern, als sich die Ertragslage der Unter­
nehmungen, die Mittelzuführung erhalten, als 
auch der ÖIAG selbst verbessert. Selbst ver-
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bessert. Das als Begründung. Das ist illusio­
när, es in eine Gesetzesvorlage hineinzu­
schreiben - steht im Text drin, Sie können es 
nachlesen -, wenn man am gleichen Tage 
weiß, daß man im nächsten Jahr schon wei­
tere Milliarden benötigt, wenn man am glei­
chen Tage weiß, daß die Arbeitslosenrate 
stark zu steigen beginnt, wenn man am glei­
chen Tag weiß, daß das Budget falsch ist. Das 
in ein Gesetz hineinzuschreiben, läßt mich 
ernsthaft daran zweifeln, daß Sie Wirtschafts­
probleme jemals lösen werden können. 

Es wird daher hohe Zeit, daß die Wirt­
schaftspolitik von anderen übernommen wird, 
die es verstehen. (Beifall bei der ÖVP. - Iro­
nische Heiterkeit des Bundesrates Sc h i -
pani.) 

Vorsitzender: Zum Wort gemeldet hat sich 
Herr Bundesrat Schachner. Ich erteile dieses. 

Bundesrat Schachner (SPÖ): Herr Vorsit­
zender! Frau Staatssekretär I Meine Damen 
und Herren! Darf ich eingangs gleich dem 
Herrn Dr. Pisec eine AntWort geben: 

Sie haben völlig recht, wir reden beide von 
der gleichen Sache, nur in verschiedenen 
Sprachen. Wir Sozialisten sind der Meinung, 
daß die Arbeit für den Menschen da ist, bei 
Ihnen scheint es umgekehrt zu sein, sodaß bei 
Ihnen die Menschen für die Arbeit da sein 
müßten. (Bundesrat Dr. S t u m m v 0 11: Das 
war ein schwacher Einstieg!) 

Ich bin auch nicht Sozialexperte der Bun­
deswirtschaftskammer, und deshalb verzei­
hen Sie mir, wenn ich schwach einsteige. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Es wurde heute mehrfach zum Ausdruck 
gebracht und steht auch im Bericht des Aus­
schusses und auch in der Begründung der 
Gesetzesvorlage, daß diese Mittel, die zuge­
führt werden sollen, zur Strukturverbesse­
rung der Betriebe benötigt und verwendet 
werden. 

Ich bin ein lebender Zeuge dieses Vorgan­
ges. Ich selbst komme aus einem Betrieb der 
verstaatlichten Industrie, wo mit einem Auf­
wand von mehr als einer halben Milliarde in 
eineinhalb Jahren der Betrieb so nachhaltig 
umstrukturiert wurde, daß in Zukunft -
70 Prozent des Umsatzes - neue Produkte 
aus neuen Produktionsstätten kommen wer­
den und nur mehr 30 Prozent angestammte 
Produkte aus angestammten Anlagen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Das ist doch ein Zeugnis dafür, daß dieses 
Geld zweckmäßig angelegt wird. 

Heute wurde auch schon zum Ausdruck 
gebracht, daß die Strukturverbesserung 
angeblich spät begonnen wurde. In manchen 
Teilbereichen mag dies ohneweiters stimmen. 
Ich darf das Beispiel der VOEST-Alpine vor 
Augen führen, die versuchte, ihr Tochterwerk 
in St. Ägyd auf die Erzeugung von Plastikfla­
sehen Umzustrukturieren. Es stimmt: Plastik­
flaschen belasten die Umwelt. So lange es 
eine Angelegenheit der Privatbetriebe war, 
Plastikflaschen herzustellen, war alles in Ord­
nung, doch heute ist das eine Angelegenheit, 
die unbedingt nach einer Regelung ruft. Das 
gleiche gilt für die Bierdosen aus Ranshofen. 

Trotzdem bin ich sehr froh, daß sich in die­
sem Fall die Vernunft wieder durchgesetzt 
hat und daß es Einsehen gegeben hat, was ja 
im Bereich der Österreichischen Volkspartei 
hausintern nicht ganz einfach gewesen sein 
dürfte, da im Parteivorstand das Abstim­
mungsergebnis darüber sehr knapp gewesen 
ist. 

Es hat heuer genauso wie im vergangenen 
Jahr natürlich wieder den Ruf gegeben, für 
die privaten Unternehmungen geschähe 
nichts Adäquates. Im Vorjahr habe ich aller­
dings, nachdem Herr Parteiobmann Mock mit 
Bundeskanzler Kreisky konferiert hatte, von 
dieser Stelle aus immer gehört: Es ist der Tat­
kraft unseres Parteiobmannes Mock zuzu­
schreiben, daß für die Klein- und Mittelbe­
triebe nun auch etwas geschieht. 

Es wurde Ihrerseits von einem Mock­
Kreisky-Plan gesprochen, der dann zu einem 
Mock-Plan hochgejubelt wurde. Wenn es nun 
diesen Mock-Plan gibt, dann bitte ich, das 
Lamento heuer zu vergessen, weil die Förde­
rungen dann ja bereits seit vorigem Jahr -
spätestens seit vorigem Jahr! - auch für 
Klein- und Mittelbetriebe gegeben werden 
müssen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Es geht aber sehr viel weiter zurück. Ich darf 
nur eine einzige Zahl gebrauchen: Seit 1970 
gibt es für die Wirtschaft, für die ein e Wirt­
schaft in Österreich, 42 neue Förderungsar­
ten, und es wurden 70 Milliarden Schilling 
aus diesen Titeln ausbezahlt. 

Ich verstehe auch nicht, warum hier immer 
wieder am Anfang wohl verbale Bekenntnisse 
zu dieser einen Wirtschaft kommen, es dann 
aber doch wieder spießig wird und sehr wohl 
auseinanderdividiert wird: die Arbeitnehmer 
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in den verstaatlichten Betrieben und die 
Arbeitnehmer in der. Privatwirtschaft. 

Ich darf Ihnen sagen, daß eine der Produk­
tionen der VOEST-Alpine mit größter 
Zukunftshoffnung der Industrieanlagenbau 
ist, der sich etwa in der Formel ein Drittel zu 
ein Drittel zu ein Drittel ausdrücken läßt. Das 
heißt, ein Drittel der hereingenommenen Auf­
träge wird im eigenen Haus abgearbeitet -
diese Zahl geht in Zeiten der Hochkunjunktur 
auf 15 Prozent zurück -, ein Drittel' kommt 
der mittelständischen und kleinen Wirtschaft 
in Österreich zugute, und ein weiteres Drittel 
muß - oft aus Kompensationsgründen oder 
aus Gründen der Risikoverteilung - an aus­
ländische Firmen abgegeben werden. 

Bei einem Auftragsstand von 50 Milliarden 
im Industrieanlagenbau der VOEST ersehen 
Sie daraus, was tatsächlich der österreichi­
schen Wirtschaft, also den Klein- und· Mittel­
betrieben, der privaten Sphäre zukommt. 

Der Sozialexperte der Bundeshandelskam­
mer , wie er oft von einer österreichischen 
Tageszeitung apostrophiert wird, unser Herr 
Kollege Dr. Stummvoll, hat es natürlich nicht 
unterlassen können, wieder einmal unserer 
sozialistischen Bundesregierung die Schuld in 
die Schuhe zu schieben. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Auch von dieser Stelle aus ist uns schon sehr 
oft empfohlen worden, wir sollen uns doch an 
die Empfehlungen und an die Theorien des 
Nobelpreisträgers Hayek halten, eines Öster­
reichers, der, wie man sagt, Reagan und That­
cher berät. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Nicht ich habe es erfunden, nicht sozialisti­
sche Zeitungen haben es geschrieben, son­
dern es geht durch den ORF und die Welt­
presse: In Detroit, einer Stahlstadt, der ,,Auto­
mobilstadt der Welt", möchte ich beinahe 
sagen, werden Volksküchen eingerichtet, 
damit sich die armen Arbeitslosen dort wär­
men können und damit sie dort die "Kloster­
suppe" bekommen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Das ist nicht eine Zeitung aus den dreißiger 
Jahren, die ich hier zitiere, sondern das sind 
Zeitungen, die in dieser Woche erschienen 
sind. Oder in England zum Beispiel: In der 
Stahlindustrie sank die Zahl der Beschäftig­
ten von 197000 auf 83000. Diese Menschen 
sind nicht so, wie man das ,im Verlauf des 
österreichischen Weges getan hat, in andere 
Industrien, auf andere Arbeitsplätze umgrup-

piert worden, sondern sie sind senkrecht in 
die Arbeitslosigkeit gewandert. Die Arbeitslo­
senzahlen von England und den USA zu expli­
zieren, ersparen Sie mir, sie sind Ihnen 
genauso bekannt wie mir. 

Oder das Beispiel der EG: In der EG ist die 
Zahl der Beschäftigten in der Stahlindustrie 
seit 1973 um 260000 gesunken, in Österreich 
in dem bescheidenen Ausmaß von 6 Prozent. 
Dies aber nicht deswegen, weil die österrei­
chischen Stahl arbeiter weniger arbeiten, son­
dern weil man die Umstrukturierung der 
österreichischen Betriebe zügig in Angriff 
genommen hat. 

In manchen Teilbereichen der verstaatlich­
ten Industrie, in manchen Ebenen der Hierar­
chie treffen. diese 6 Prozent, um die es weni­
ger geworden ist, auch nicht zu. Mir ist zum 
Beispiel ein Vorstand bekannt, da ist die Ten­
denz - um in der Börsensprache zu bleiben 
- freundlich, um nicht zu sagen steigend. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Man muß sich aber auch fragen: Was, hat das 
Ausland bisher für seine Stahlbetriebe ausge-
geben? -

Belgien: 91 Milliarden, Frankreich: 96 Mil­
liarden, Großbritannien: 171 Milliarden, Ita­
lien: 213 Milliarden - das sind Zahlen der 
Vergangenheit einschließlich des Bedarfes 
der nächsten Zukunft. Dagegen wirkt das, 
was bisher in Österreich von den verstaatlich­
ten Betrieben in Anspruch genommen wurde, 
wahrlich bescheiden. Es darf aber noch hinzu­
gefügt werden, daß sich die österreichischen 
verstaatlichten Betriebe erstmals 1979 an 
ihren Eigentümer gewendet und von ihm 
Kapitalhilfe erbeten haben. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Ich stimme mit Herrn Dr. Stummvoll völlig 
überein, wenn er erklärt: Wir reden von Men­
schenschicksalen. Jawohl, wir reden von Men­
schenschicksalen. 113 000 Beschäftigte in der 
verstaatlichten Industrie in Österreich - das 
sind 340 000 Menschenschicksale, die betrof­
fen sind, die 'betroffen wären, die negativ 
betroffen wären, wenn diese Hilfen von seiten 
des Eigentümers, also des Staates, nicht 
kämen. 

1981 haben diese 113000 Beschäftigten 
immerhin einen Umsatz von 165 Milliarden 
Schilling erwirtschaftet. Ein Drittel davon ist 
in den Export gegangen. In der Stahlindustrie 
sind sogar zwei Drittel in den Export gegan­
gen, und hier beginnt sich ein logischer Faden 
zu spinnen, woraus zu ersehen ist, daß die 
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verstaatlichte Stahlindustrie sich auf dem 
Weltmarkt behaupten muß und nicht einen 
Binnenmarkt in Anspruch nehmen kann und 
selbstverständlich auch manchmal gezwun­
gen ist, Kompensationsgeschäfte durchzufüh­
ren. Tut sie das wie beispielsweise die 
VOEST-Alpine über ein eigenes Handelsun­
ternehmen, so kann das im Grunde genom­
men doch nicht etwas sein, was verteufelt 
werden soll oder was an den Pranger gehört, 
sondern ganz im Gegenteil: Das ist aktive 
Arbeitsplatzsicherung, was hier vorgenom­
men wird. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
(Zwischenruf des Bundesrates Dipl.-Ing. 
Gas s er.) Die Landwirtschaft in Österreich 
ist auch einigermaßen gut bedient, Herr Kol­
lege. Ich darf nur erwähnen, welche Export­
stützung sie erfährt. Und wenn Ihre Berufs­
kollegen im Ausland eine ähnliche Haltung 
einnähmen wie Sie, dann gäbe es keine 
Exporte österreichischer Butter, Weizen, et 
cetera. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Hier fällt mir in diesem Zusammenhang auch 
noch ein Ausspruch des Herrn Univ.-Prof. 
Dr. Tichy ein, der die Studie erarbeitet hat, 
die die Grundlage für die zweite Regionalkon­
ferenz in Mürzzuschlag war. Tichy spricht 
hier immer wieder von der Notwendigkeit der 
endogenen Erneuerung, das heißt, die Erneu­
erung muß aus den Betrieben kommen, 
anscheinend sind die Experten von außerhalb 
am Ende. 

Darf ich jetzt vielleicht noch auf die Ausfüh­
rungen des Herrn Dr. Pisec zurückkommen, 
der hier sagte: Ja, hätten Sie doch die Erfah­
rungen oder Erkenntnisse der Booz-Allen­
Hamilton-Studie in die Wirklichkeit umge­
setzt. 

Sehr verehrter Herr Dr. Pisec! Bei der VEW 
heißt der Generaldirektor Bayer und gehört 
Ihrem Lager und nicht unserem an. Sie kön­
nen es nicht den Betriebsräten - wie Gruber 
beispielsweise - anheimstellen, daß er diese 
Maßnahmen einleitet, dafür bezahlt und ein­
gestellt ist ja wohl ein anderer. Es kann nicht 
der Betriebsrat die Aufgaben des Vorstandes 
oder etwa gar die Aufgaben des Aufsichtsra­
tes erledigen. (Bundesrat S t 0 c k e r: Die 
Mehrheit im Vorstand liegt bei den Soziali-
srenlj , 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Wir brauchen uns gar nicht herumzustreiten, 
wir tragen gemeinsam die Verantwortung an 
der verstaatlichten Industrie, weil die Vor-

stände dieser Unternehmen und auch die Auf­
sichtsräte so ziemlich pari-pari besetzt sind. 
In einem Unternehmen - nämlich das, dem 
ich angehöre - ist das Verhältnis sogar zu 
unserem Ungunsten, wenn ich das erwähnen 
darf. 

Trotzdem möchte ich nicht sagen, in der 
verstaatlichten Industrie ist alles o. k., die 
Strukturen können so eingefroren werden, 
wie sie jetzt sind; ganz im Gegenteil. Ich 
glaube also, daß an den Strukturen weiterge­
arbeitet werden muß. Wir stehen am Fuße des 
postindustriellen Zeitalters und da gehe ich 
vollkommen mit Dr. Stummvoll konform. 
wenn er sagt, daß man sich diesen Verhältnis­
sen anpassen muß. Es werden die Arbeits­
plätze in der verstaatlichten Industrie - in 
der Stahlindustrie - zurückgehen und es ist 
unsere Aufgabe, neue Arbeitsplätze für die 
Menschen, die davon betroffen sind, zu schaf­
fen. (Beifall bei der SPÖ.) 

In diesem Sinne, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, geben wir der heutigen 
Vorlage gerne unsere Zustimmung. (Beifall 
bei der SPÖ.) 

Vorsitzender: Weitere Wortmeldungen lie­
gen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist 
nicht der Fall. Die Debatte ist geschlossen. 

Wird von der Berichterstattung ein Schluß­
wort gewünscht? - Dies ist nicht der Fall. 

Die Abstimmung über die vorliegenden 
Gesetzesbeschlüsse des Nationalrates erfolgt 
getrennt. 

Bei der getrennt durchgeführten 
A b s tim m u n g beschließt der Bundesrat, 
gegen die drei Gesetzesbeschlüsse des Natio­
nalrates keinen Einspruch zu erhe­
ben. 

8. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 10. Dezember 1982 betreUend ein Bun· 
desgesetz, mit dem das Finanzausgleichsge· 
setz 1979 geändert wird (2600 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
8. Punkt der Tagesordnung: Bundesgesetz, 
mit dem das Finanzausgleichsgesetz 1979 
geändert wird. Berichterstatter ist Herr Bun­
desrat Schmölz. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter 
gegenständlichen 

Schmölz: Durch den 
Gesetzesbeschluß des 
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Nationalrates soll den Ländern im Rahmen 
des Finanzausgleichsgesetzes 1979 für das 
Jahr 1983 ein einmaliger Zuschuß in der Höhe 
von 30 Millionen Schilling gewährt werden, 
der ausschließlich als Raumheizungszuschuß 
zu verwenden ist. Dadurch sollen die Länder 
in die Lage versetzt werden, zusammen mit 
der von ihnen aufzubringenden Grundlei­
stung in Höhe des Zuschusses des Bundes, 
weitere Unterstützungen an bedürftige Perso­
nen gewähren zu können. Der Zweckaus­
schuß des Bundes sowie die Grundleistungen 
der Länder werden von diesen zusätzlich zu 
den in ihren Voranschlägen für das Jahr 1983 
vorgesehenen Mitteln bereitzustellen sein. 

Der Finanzausschuß hat die gegenständli­
che Vorlage in seiner Sitzung vom 20. Dezem­
ber 1982 in Verhandlung genommen und ein­
stimmig beschlossen, dem Hohen Hause zu 
empfehlen, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Finanzausschuß somit den An t rag, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 10. Dezember 1982 betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Finanzausgleichs­
gesetz 1979 geändert wird, wird kein Ein­
spruch erhoben. 

Vorsitzender: Wortmeldungen liegen nicht 
vor. 

Wünscht jemand das Wort? - Es ist dies 
nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s tim m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k ein e n Ein s pr u c h zu 
erbeben. 

9. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 16. Dezember 1982 betreffend ein Bun­
desgesetz, mit dem das Postsparkassengesetz 
1969 geändert wird (Postsparkassengesetz-

Novelle 1982) (2601 der Beilagen) 

10. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalra­
tes vom 16. Dezember 1982 betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Gesetz über die 
Beaufsichtigung der privaten Versicherungs­
unternehmungen und Bausparkassen ergänzt 

wird (2602 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zu den 
Punkten 9 und 10 der Tagesordnung, über die 

eingangs ebenfalls beschlossen wurde, die 
Debatte unter einem abzuführen. . 

Es sind dies: 

Postsparkassengesetz-Novelle 1982 und ein 
Bundesgesetz, mit dem das Gesetz über die 
Beaufsichtigung der privaten Versicherungs­
unternehmungen und Bausparkassen ergänzt 
wird. 

Berichterstatter über den Punkt 9 ist Herr 
Bundesrat Mayer. Ich bitte um die Berichter­
stattung. 

Berichterstatter Mayer: Bericht des Finanz­
ausschusses über den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates vom 16. Dezember 1982 betref­
fend ein Bundesgesetz, mit dem das Postspar­
kassengesetz 1969 geändert wird (Postspar­
kassengesetz-Novelle 1982) 

Durch den gegenständlichen Gesetzesbe­
'schluß des Nationalrates soll eine Anpassung 
einzelner Bestimmungen des Postsparkassen­
gesetzes an das mit 1. März 1979 in Kraft 
getretene Kreditwesengesetz (KWG) , BGBl. 
Nr. 63/1979, erfolgen sowie die Beseitigung 
der in diesem Zusammenhang entstandenen 
Interpretationsprobleme verschiedener im 
Postsparkassengesetz verwendeter Begriffe 
erreicht werden. 

Der Finanzausschuß hat die gegenständli­
che Vorlage in seiner Sitzung vom 20. Dezem­
ber 1982 in Verhandlung genommen. Der 
Antrag des Berichterstatters, Einspruch zu 
erheben, wurde mit Stimmenmehrheit ange­
nommen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Finanzausschuß somit den An t rag, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 16. Dezember 1982 betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Postsparkassen­
gesetz 1969 geändert wird (Postsparkassenge­
setz-Novelle 1982), wird, mit der angeschlosse­
nen Begründung, Einspruch erhoben. 

Begründung 

zum vom Finanzausschuß beantragten Ein­
spruch des Bundesrates gegen den Gesetzes­
beschluß des Nationalrates vom 16. Dezember 
1982 betreffend ein Bundesgesetz, mit dem 
das Postsparkassengesetz 1969 geändert wird 
(Postsparkassengesetz-Novelle 1982) 
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Der Gesetzesauftrag der Postsparkasse lau­
tet, daß sie die Hauptstelle für den Post­
scheck- und Postsparverkehr ist und die 
Geschäfte nach kaufmännischen Grundsät­
zen zu führen hat, wobei jederzeit eine ausrei­
chende Zahlungsbereitschaft gewährleistet 
sein muß. 

Die vorliegende Gesetzesnovelle beinhaltet 
nun eine Reihe von Bestimmungen, die sich 
über diese Normen hinwegsetzen; sie ist auch 
nicht als wettbewerbsneutral gegenüber dem 
anderen Kreditapparat anzusehen, da die 
rechtliche und wirtschaftliche Sonderstellung 
der PSK noch vertieft wird. 

Durch die Heranziehung der staatlichen 
Monopolverwaltung Post für privatwirtschaft­
liche Aufgaben stehen der PSK 2 300 Postäm­
ter bei zum Teil wesentlich längeren Öff­
nungszeiten (Hauptpostämter in Wien und in 
den Landeshauptstädten von 0-24 Uhr) zur 
Verfügung. Wenn nun in der vorliegenden 
Novelle zu diesem dichten "Filialnetz" noch 
die Ermächtigung an die PSK zur "Errichtung 
von Zweigstellen ohne Einschränkung des 
Geschäftsbereiches" erteilt wird, so kommt zu 
den ,,2 300-Postämterfilialen" noch ein weite­
res Netz von Niederlassungen hinzu. Es ist 
dabei zu befürchten, daß das allseits begrüßte 
Abklingen des "Filialbooms" - 1982 wurden 
nur mehr halb so viele Zweigstellen wie 1981 
errichtet - nicht nur nicht gestoppt, sondern 
durch diesbezügliche Aktivitäten der PSK 
eine neue Filialwelle ausgelöst wird. Es wäre 
nicht vertretbar, wenn in Österreich für nicht 
einmal 1 000 Einwohner eine Bankstelle zur 
Verfügung steht. Der internationale Durch­
schnitt: 1 500 Einwohner pro Bankplatz. 

Wenn im Artikel I Pkt.3 (§ 5 Z 6) der PSK 
die Erweiterung des Geschäftsbereiches für 
das "Devisen- und Valutengeschäft und das 
Wechselstubengeschäft" genehmigt wird, so 
ist darauf hinzuweisen, daß es in Österreich 
unter Berücksichtigung der Fremdenver­
kehrsorte eine ausreichende Anzahl von 
Bankstellen für den Geldwechsel gibt und 
kein örtlicher Bedarf besteht und durch 
wesentlich längere Öffnungszeiten von Post­
ämtern eine Verzerrung der Wettbewerbssitu­
ation gegenüber anderen Kreditunterneh­
mungen eintreten wird. Es handelt sich bei 
diesen Geschäftssparten um einen risikorei­
chen Geschäftsbereich, wenn man bedenkt, 
daß zum Beispiel ab . Inkrafttreten dieser 
Novelle jedes Postamt Devisengeschäfte mit 
internationalen Finanzplätzen abzuwickeln 
berechtigt wäre. 

Was den im Art. I Z 2 erwähnten "Erwerb 

von dauernden Beteiligungen an anderen 
Unternehmungen" betrifft, so ist diese im § 5 
Z 11 (neu) vorgesehene Bestimmung im Inter­
esse einer Sanierung seit Beginn der Gesprä­
che zur vorliegenden Novelle als Konsens 
angeboten worden. 

Der Art. I Z 7, dem im § 6 Abs. 1 eine neue 
Z 9 angefügt werden soll, beinhaltet die Ein­
räumung von Rahmen für kurzfristige Über­
ziehungen auf Konten des Zahlungsverkehrs. 

Jede Überziehung eines Kontos des Zah­
lungsverkehrs ist nichts anderes als ein ver­
decktes Kreditgeschäft, das jedoch laut 
Bericht des Finanz- und Budgetausschusses 
vom 20. November 1969 (1447 der Beilagen zu 
den Stenographischen Protokollen des Natio­
nalrates XI. GP) den anderen Kreditunterneh­
mungen vorbehalten bleibt. 

Im Wege eines Kompromisses war vom 
Kreditapparat die Gewährung von "Einlagen 
bei in- und ausländischen Kreditunterneh­
mungen" im Interesse einer Sanierung ange­
boten worden. 

Auch hinsichtlich der Gewährung von Dar­
lehen und Krediten mit Haftung der 
Gemeinde Wien wäre ebenfalls kein Einwand 
erhoben worden. 

Die vorliegende Novelle in ihrer Gesamt­
heit läßt jedoch negative Auswirkungen, wie 
sie vorhin skizziert wurden, auf den übrigen 
Kredjtapparat befürchten und materielle 
Strukturprobleme durch Wettbewerbsverzer­
rungen erwarten. Zahlreiche Telegramme aus 
den Bundesländern weisen bestürzt auf diese 
Umstände hin, betonen die rechtliche und 
wirtschaftliche Sonderstellung der .PSK, 
reagieren besorgt auf die Ausweitung des 
Geschäftsbereiches und erwarten eine Ver­
schärfung des Wettbewerbes. Regionale 
Absprachen werden auf Grund des zentralisti­
schen Konzepts der PSK wenn nicht unmög­
lich, so doch wesentlich erschwert werden. 

Diese Unruhe in den Ländern hat auch die 
Sektion Geld und Kredit der Gewerkschaft 
der Privatangestellten, welche die Interessen 
von 60 000 Angestellten im Kreditsektor ver­
tritt, veranlaßt, auf die negativen Auswirkun­
gen der vorliegenden Novelle hinzuweisen; 
die Angestelltenschaft befürchtet eine 
Gefährdung von Arbeitsplätzen. 

Gerade in einem so sensiblen Bereich wie 
dem der Kreditwirtschaft kann eine Gesetzes­
änderung nur mit allergrößter Vorsicht und 
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erst nach sorgfältigster Prüfung ihrer prakti­
schen Auswirkungen vorgenommen werden. 

Da bei der vorliegenden Novelle bedauerli­
cherweise diese Voraussetzungen nicht gege­
ben erscheinen, ist eine Beeinspruchung 
unumgänglich. 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. Skotton: 
Berichterstatter über den Punkt 10 ist der 
Herr Bundesrat Matzenauer. Ich bitte um den 
Bericht. 

Berichterstatter Matzenauer: Bericht über 
den Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
16. Dezember 1982 betreffend ein Bundesge­
setz, mit dem das Gesetz über die Beaufsichti­
gung der privaten Versicherungsunterneh­
mungen und Bausparkassen ergänzt wird. 

Durch den gegenständlichen Gesetzesbe­
schluß des Nationalrates soll den Kreditunter­
nehmungen die treuhändige Entgegennahme 
von Sparleistungen für eine Bausparkasse 
ermöglicht werden. Eine treuhändige Entge­
gennahme von Sparleistungen für eine Mehr­
zahl von Bausparkassen soll jedoch ausge­
schlossen sein. Weiters soll zur klaren 
Abgrenzung der Bausparkassen von den 
anderen Kreditunternehmungen der Name 
Bausparkasse nunmehr ausdrücklich gesetz­
lich geschützt werden. 

Der Finanzausschuß hat die gegenständli­
che Vorlage in seiner Sitzung vom 20. Dezem­
ber 1982 in Verhandlung genommen und ein­
stimmig beschlossen, dem Hohen Hause zu 
empfehlen, keinen Einspruch zu erheben~ 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Finanzausschuß somit den A n t rag, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 16. Dezember 1982 betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Gesetz über die 
Beaufsichtigung der privaten Versicherungs­
unternehmungen und Bausparkassen ergänzt 
wird, wird kein Einspruch erhoben. 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. Skotton: Ich 
danke den Herren Berichterstattern für ihre 
Berichte. 

Wir gehen nun in die Debatte ein, die über 
die zusammengezogenen Punkte unter einem 
abgeführt wird. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundes­
rat Dkfm. Dr. Frauscher. Ich erteile ihm das 
Wort. 

Bundesrat Dkfm. Dr. Frauseher (ÖVP): 
Herr Vorsitzender! Frau Staatssekretärin! 
Hoher Bundesrat! Bei der Behandlung der 
Postsparkassengesetz-Novelle im Nationalrat 
vertrat der Sprecher der sozialistischen Frak­
tion, der Herr Abgeordnete Dr. Nowotny, die 
Meinung, die Novelle bringe bloß eine Anpas­
sung an das Kreditwesengesetz. Es gehe nur 
um eine rechtliche Klarstellung der Praxis, 
die Postsparkasse solle keinen Vorteil haben, 
keine Bedrohung der anderen Institute dar­
stellen, aber sie solle die rechtlichen Möglich­
keiten haben, um ihre Geschäfte ohne for­
male Probleme besorgen zu können. 

Wir dagegen sind der Meinung, daß die 
Novelle weit über dieses Ziel hinausgeht, daß 
es sehr wohl zu Wettbewerbsverzerrungen 
durch die Privilegien der Postsparkasse kom­
men wird und daß die übrigen Institute in 
einem Ausmaß benachteiligt sind, daß man 
auch von der Gefährdung von Arbeitsplätzen 
in diesem Bereich sprechen kann. 

Deshalb wurde auch im Ausschuß von mei­
nem Kollegen Mayer der Antrag gestellt, 
gegen den Gesetzesbeschluß des Nationalra­
tes Einspruch zu erheben, und deshalb will 
ich mich in der gebotenen Kürze auch hier im 
Plenum noch einmal mit dieser Materie befas­
sen und unsere Einwände begründen. 

Die in der Novelle vorgesehene Ausdeh­
nung des Geschäftbereiches der Österreichi­
schen Postsparkasse ist deshalb so bedenk­
lich, weil die bereits bestehende rechtliche 
und wirtschaftliche Sonderstellung der Post­
sparkasse außer acht gelassen wird. Diese 
besteht vor allem darin, daß sich die Österrei­
chische Postsparkasse zur Besorgung von 
Geschäften der Postämter bedienen kann r 

daß die Kontenführung für die Staatshaupt­
kasse, der die kassenmäßige Abwicklung des 
größten Teils des Bundeshaushaltes obliegt, 
ihr eine besondere wirtschaftliche Stellung 
verleiht, ebenso wie die Eigenschaft der Post­
scheckguthaben, als flüssige Mittel ersten 
Grades zu gelten, daß der Bund für alle Ver­
bindlichkeiten der Postsparkasse als Bürge 
haftet, daß Spareinlagen als mündelsicher 
gelten und keines Deckungsstockes bedürfen, 
daß die Österreichische Postsparkasse eine 
lOprozentige Ermäßigung bei der Körper­
schafts-, Gewerbe- und Vermögensteuer 
genießt und schließlich daß die Österreichi­
sche Postsparkasse nicht von der Verordnung 
über die Festsetzung des Mindestausmaßes 
der von Kreditunternehmungen zu haltenden 
flüssigen Mittel erfaßt ist. 

Zu diesen Sonderregelungen für die Post-
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sparkasse kommen nun eine Reihe weiterer 
Bestimmungen, die man einfach ablehnen 
muß, wenn man nicht zulassen will, daß es zu 
volkswirtschaftlich nachteiligen Wettbe­
werbsverzerrungen kommt. 

Die Novelle sieht in § 1 Absatz 3 die Berech­
tigung vor, daß die Österreichische Postspar­
kasse auch außerhalb ihres Sitzes Zweigstel­
len mit uneingeschränktem Geschäftsbereich 
errichten kann. Sie kann also neben dem Netz 
der 2 300 Postämter, die es in Österreich gibt, 
ein zweites Zweigstellennetz aufbauen. 

Dabei hat die Postsparkasse heute schon 
gegenüber den übrigen Kreditunternehmun­
gen einen erheblichen Wettbewerbsvorteil 
dadurch, daß die Postämter ja längere Öff­
nungszeiten haben, daß an bestimmten wich­
tigen Plätzen die Schalter auch an Samstagen 
und Sonntagen geöffnet sind. 

Zu Beginn dieses Jahres gab es in ganz 
Österreich 5 088 Bankstellen. Damit liegt 
Österreich international hinter der Schweiz 
und der Bundesrepublik Deutschland an drit­
ter Stelle hinsichtlich der Dichte des Banken­
netzes. Nun kommen 2 300 Postämter dazu 
und sicherlich auch weitere selbständige 
Zweigstellen der Postsparkasse. 

In ganz Österreich kommt dann auf 1 000 
Einwohner eine Bankstelle, wogegen der 
internationale Durchschnitt bei 1 500 Einwoh­
nern pro Bankstelle liegt. 

Das Gesamtvolumen an Bankgeschäften 
wird dadurch ja aber nicht entsprechend grö­
ßer, es verteilt sich nur auf mehr Betriebe, 
und deren Kosten- und Ertragslage wird 
dadurch sehr nachteilig beeinflußt, und letz­
ten Endes sind es wieder die Kunden der Ban­
ken, welche die Kosten dieses überproportio­
nalen Zweigstellennetzes in Österreich zu tra­
gen haben. 

Wir alle wissen, daß an den heutigen 
Schwierigkeiten vieler Betriebe die viel zu 
hohen Kreditkosten maßgeblich schuld sind. 
Diese hohen Kreditkosten gehen nicht nur 
auf internationale Entwicklungen zurück, 
sondern auch auf die Kreditsteuer und die 
Bankplatzsteuer , Belastungen, die von der 
sozialistischen Regierung eingeführt worden 
sind und die von den Banken selbstverständ­
lich auf die Kunden überwälzt werden müs­
sen. Und diese falsche Politik setzen Sie nun 
mit dieser Novelle zum Postsparkassengesetz 
leider fort. 

Daß die Postsparkasse von ihren Möglich-

keiten auch Gebrauch machen wird, beweist 
ein Inserat in der "Kleinen Zeitung". Auf der 
Seite -"Senior aktuell" wird hier Werbung 
betrieben für die Eröffnung eines Pensions­
kontos bei der Post unter dem Titel "Die Post­
sparkasse, ihre Sparkasse mit dem Service 
der Post". Es werden hier die Vorteile darge­
stellt, die man mit einem Konto besitzt bei der 
Abwicklung von Daueraufträgen. Es wird dar­
auf hingewiesen, daß die Inhaber von Post­
sparkassenkonten sehr gut informiert sind 
über ihren jeweiligen Kontenstand, weil die 
Post die A4szüge ohne Portobelastung ihren 
Kunden zusendet. 

Es wird darauf hingewiesen, daß sich ein 
Nachsendeauftrag erübrigt für die Pension, 
wenn der Pensionist einmal verreisen sollte, 
weil es in ganz Österreich 2 300 Postämter 
gibt mit langen Öffnungszeiten, die für die 
Auszahlung der Pensionen zur Verfügung ste­
hen. 

Und dann noch etwas ganz Besonderes: Die 
Postsparkasse hat noch einen wirklich einzig­
artigen Service anzubieten, die Scheckaus-­
zahlung durch den Briefträger, diese Spar-_ 
kasse auf zwei Beinen löst Postsparkassen­
schecks bis zu einer Höhe von 5 000 Schilling 
ein. 

Ich glaube, dieses Inserat beweist zur 
Genüge, daß die Postsparkasse eine sehr 
offensive Politik betreiben wird. 

Durch § 6 Abs. 1 Z 9 der Novelle erhält die 
Postsparkasse außerdem die Möglichkeit zur 
Einräumung von Überziehungsrahmen auf 
Konten des Zahlungsverkehrs. Jede Überzie­
hung eines Kontos des Zahlungsverkehrs ist 
aber nichts anderes als ein verdecktes Kredit­
geschäft, und Kreditgeschäfte sollten eigent­
lich laut Bericht des Finanz- und Budgetaus­
schusses vom 20. November 1969 den anderen 
Kreditunternehmungen vorbehalten bleiben. 

Daß die Postsparkasse von dieser Möglich­
keit Gebrauch machen will, beweist wieder 
das schon zitierte Inserat, denn dort heißt es 
weiter: "Natürlich kann man das Konto bei 
Bedarf auch um eine Monatspension überzie­
hen." 

Daß diese Möglichkeit bereits angepriesen 
wird, bevor hier im Parlament, im Nationalrat 
und im Bundesrat, die notwendigen Beschluß­
fassungen erfolgt sind, ist in meinen Augen 
eine Mißachtung des Parlamentes, die auch 
Sie, meine Damen und Herren von der soziali­
stischen Fraktion, als Parlamentarier veran­
lassen müßte, diese Novelle abzulehnen und 
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für unseres Antrag auf Einspruch zu stim­
men. (Beifall bei der ÖVP.) 

Die Novelle enthält weiters im § 5 Z 6 die 
Befugnis zur Ausübung des Valuten- und 
Wechselstubengeschäftes. Dafür kann weder 
ein örtlicher Bedarf noch ein volkswirtschaft­
liches Interesse geltend gemacht werden, 
denn gerade wegen der Interessen des Frem­
denverkehrs gibt es in den Fremdenverkehrs­
gebieten bereits genügend Bankstellen für 
das Geldwechselgeschäft. Diese sollen nun 
durch die Postämter konkurrenziert werden, 
die durch ihre längeren Öffnungszeiten ganz 
andere Voraussetzungen haben. 

Dies ist volkswirtschaftlich nicht zu vertre­
ten, es schmälert die wirtschaftliche Basis der 
bestehenden Bankstellen und gefährdet 
Arbeitsplätze in diesem Bereich. 

Die im § 5 Ziffer 11 enthaltene Generalklau­
sel für die Ausübung von sonstigen, nach 
kaufmännischen Grundsätzen zu führenden 
Geschäften ist unserer Meinung nach über­
haupt eine versteckte Vollbankkonzession, 
und wir lehnen es ab, daß die Postsparkasse 
diesen Weg zu einer Vollbank beschreiten 
soll. ' 

Aus all diesen Gründen lehnen wir die 
Novelle ab. Wir lehnen sie aber auch ab 
wegen der Vorgangsweise der sozialistischen 
Fraktion im Nationalrat, diese Materie ohne 
gründliche Beratung in einem Unterausschuß 
einfach durch Fristsetzung im Plenum 
beschließen zu lassen. 

Wie in unserem Antrag auf Einspruch aus­
geführt, bestand durchaus die Bereitschaft, 
eine Reihe von Punkten auch einvernehmlich 
zu regeln. Sie waren nicht bereit, in Ruhe dar­
über zu verhandelD. Auch deshalb lehnen wir 
diese Novelle ab. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. Skotton:Als 
nächster zu Wort gemeldet ist Herr Bundesrat 
Ceeh. Ich erteile ihm das Wort. 

Bundesrat Ceeh (SPÖ): Herr Vorsitzender! 
Frau Staatssekretär! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Es verwundert mich gar 
nicht, daß Herr Kollege Dkfm. Dr. Frauscher 
im wesentlichen das wiedergegeben hat, was 
ich auch kenne und was nichts anderes ist als 
die Stellungnahme der Bundeswirtschafts­
kammer. 

Er vertritt hier klarerweise den Standpunkt 
der Bundeswirtschaftskammer; das ist nichts 
Besonderes, das steht ihm zu. Es steht aber 

auch mir und uns zu, in vieler Hinsicht ande­
rer Meinung zu sein. Deswegen darf ich dem 
Herrn Vorsitzenden unseren Antrag überrei­
chen, die vorliegende Novelle nicht zu beein­
spruFen. 

Einiges zu den Ausführungen der Bundes­
wirtschaftskammer , zu den Ausführungen 
des Kollegen Frauseher kaum etwas, wie 
gesagt, die Ausführungen stammen ja nicht 
von ihm. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) Herr 
Dr. Schambeck, ich werde Ihnen gern die 
Stellungnahme der Bundeswirtschaftskam­
mer zur Verfügung stellen, falls Sie sie nicht 
kennen sollten. 

Herr Kollege Frauscher! Wenn es Ihnen 
nicht paßt, daß die Post in der Lage ist, mit 
den Pensionen zu den alten, zu den gebrechli­
chen Menschen zu kommen, ich finde, gerade 
das ist das Besondere an der Post und an der 
Postsparkasse, daß sie als einzige zu den 
Alten, zu den Gebrechlichen bis ins Haus 
kommt, und ich glaube, daß gerade diese Pen­
sionisten, die alten kranken Leute, die über­
haupt nicht in der Lage wären, zur Bank zu 
gehen, besonders dankbar sind für dieses Ser­
vice; und Sie sind dagegen. (Beifall bei der 
SPÖ.) Warum Sie dann diesen Zeitungsarti­
kel, dieses Zeitungsinserat sozusagen ins 
Lächerliche gezogen haben wegen dieses Ser­
viceangebotes, weiß ich nicht. Das werden Sie 
wahrscheinlich selber wissen. 

Zu Ihrer Meinung, daß Ihre Fraktion wegen 
der Vorgangsweise unserer Nationalratsfrak­
tion ablehnend dieser Novelle gegenüber­
steht, ist zu sagen, was Sie ja ohnehin wissen; 
Es ist ja Schuld Ihrer Fraktion beziehungs­
weise Ihrer Nationalratsfraktion, daß sie 
nicht bereit war, diese Materie im Ausschuß 
zu behandeln. Sie war einfach nicht bereit, 
einen Ausschußtermin zur Verfügung zu stel­
len und sie wollte die Novelle schubladieren. 
Was blieb also anderes übrig - Sie wissen es 
genauso wie ich -, ein Fristsetzungsantrag 
ist die einzige Möglichkeit. Aber Sie sagen es 
trotzdem anders. 

Zu Ihrer Behauptung über die Bereitschaft 
zum Konsens: Ich lade Sie ein, die gesamte 
Mappe der Stellungnahmen durchzusehen, 
Sie werden keinen einzigen Punkt finden, der 
von einem Konsens spricht. Keinen einzigen 
von Ihrer Seite! Dann ist also nicht der Wahr­
heit entsprechend, was Sie gesagt haben. 

Zur Angelegenheit selbst wäre zu sagen -
ich sagte das vor knapp zwei Jahren schon 
einmal hier anläßlich der Behandlung der 
Novelle zum Postsparkassengesetz 1980 -: Es 
handelt sich auch hier wiederum den Ver­
such, eine Konkurrenz zu verhindern. Das tut 
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jeder Geschäftsmann, wenn er nicht gerade 
auf den Kopf gefallen ist, daß er mit allen Mit­
teln - mit erlaubten und unerlaubtEm - ver­
sucht, sich die Konkurrenz vom Leib zu hal­
ten. Das wird auch hier seitens des Kreditap­
parates getan. Das ist nicht so wunderlich. 
Das nehmen wir zur Kenntnis. Aber das zu 
einer Märe hochzuspielen, ist, glaube ich, 
nicht richtig. 

Zu Ihrer Begründung zum Antrag, Ein­
spruch zu erheben, wäre so manches zu 
sagen. Vor allem, daß das Ganze wohl sehr, 
sehr simplifiziert ist und daß schon der erste 
Absatz dieser Begründung die Dinge so dar­
stellt, als wäre die Postsparkasse zu nichts 
anderem befugt, als den Postscheck- und den 
Postsparverkehr durchzuführen, obwohl 
jeder, der sich mit der Materie beschäftigt 
hat, weiß, daß die Postsparkasse seit jeher 
viel, viel größere Kompetenzen hat. 

Sollte es Ihnen doch unbekannt sein, neh­
men Sie einmal das Postsparkassengesetz zur 
Hand. Es trägt die Jahreszahl 1969, stammt 
also bei Gott nicht aus der Regierungszeit der 
Sozialisten, sondern aus Ihrer Zeit. Da wer­
den Sie genauso wie ich finden, daß schon 
damals im Jahre 1969 die Postsparkasse zu 
wesentlich mehr befugt war als nur zur 
Durchführung des Postscheck- und Postspar­
verkehrs. 

Zum Beispiel: Übernahme und Begebung 
festverzinslicher Wertpapiere. Sie durfte das 
Effekten- und Depotgeschäft durchführen, 
das Devisengeschäft, das Inkasso von 
Schecks und Wechseln, das Wertpapier-Emis­
sionsgeschäft und so weiter und so weiter. Sie 
durfte ihre Einzahlungen unter anderen 
schon seit jeher, also jedenfalls schon seit 
dem Jahre 1969, auch zur Gewährung von 
Darlehen und Krediten an Gebietskörper­
schaften verwenden. 

Davon sagen Sie aber kein Wort und stellen 
die Dinge so dar, als ob das jetzt auf einmal 
dazugekommen wäre. Ihre ganze Begründung 
ist, wie man so schön in der Fachsprache sagt, 
nicht schlüssig. Sie behaupten etwas und mei­
nen etwas zu beweisen, aber bewiesen wer­
den die Behauptungen überhaupt nicht. 

Es wird da von Furcht und von Befürchten 
gesprochen. Es sagt niemand, wer befürchtet, 
warum befürchtet wird und was befürchtet 
wird. Es wird ganz einfach etwas in die Luft 
gestellt und es werden durch diese Äußerun­
gen die Menschen genauso verunsichert wie 
durch die vielen Presseaussendungen, die im 
Zusammenhang. mit diesem Gesetz in der 
Presse lanciert wurden, zum Teil als Inserate. 
Ich habe ein solches Inserat da. Auch da wer-

den dieselben unrichtigen Behauptungen auf­
gestellt, wie sie Herr Kollege Frauseher heute 
verlesen hat aus der Stellungnahme der Bun­
deswirtschaftskammer. 

Nun ein paar Worte zum Begriff "Devisen­
geschäft". Das Devisengeschäft steht jetzt 
schon im Postsparkassengesetz drinnen. Die 
Postsparkasse ist nämlich jetzt schon befugt, 
Devisengeschäfte durchzuführen. Der Streit 
ging ja nur darum, was man unter "Devisen­
geschäft" versteht. Wenn man sich das Devi­
senge setz zur Hand nimmt, stellt man fest, 
daß man unter Devisengeschäften auch Valu­
tengeschäfte ohne weiteres subsumieren 
kann und daß das "Valutengeschäft" inner­
halb des Oberbegriffes "Devisengeschäft" 
jedenfalls der kleinere Begriff ist. Es steht 
auch ausdrücklich drinnen, daß gar nicht 
jedes Kreditinstitut Devisenhändler ist, son­
dern daß das von einer bestimmten Genehmi­
gung abhängt, die auch den Rahmen dieses 
Devisengeschäftes absteckt. 

Ebenso ist jedem verständlich, daß auch der 
von Ihnen kritisierte Begriff, der jetzt neu 
dazukommt zur Klarstellung, die "Wechsel­
stube", eine wesentlich kleinere Bedeutung 
hat als das Devisengeschäft im ganzen. 

Nur behauptet wird es eben so, als wäre 
jetzt eine neue Erfindung drinnen, und es 
sagt niemand, daß bis jetzt die Konkurrenz 
zum Teil mit Erfolg versucht hat, der Post­
sparkasse Schwierigkeiten durch juristische 
Spitzfindigkeiten zu machen, indem man 
interpretiert hat, wie man es gebraucht hat, 
und zum Beispiel gesagt hat: Valutengeschäft 
ist kein Devisengeschäft, das Valutengeschäft 
ist etwas anderes, also darf die Postsparkasse 
nur· Devisengeschäfte im eingeschränkten 
Sinn durchführen, und so weiter und so wei­
ter. 

Wie schon gesagt: Von einem Konsens, der 
auch hier in diesem Papier als gegeben 
erscheint, ist nirgends etwas Konkretes zu 
finden. Wenn Sie meinen, daß es einen Kon­
sens bedeutet, wenn jemand einseitig auf 
etwas verzichten muß, dann bin ich ehrlich 
anderer Auffassung. 

Bemerkenswert finde ich, daß dieser 
Antrag einmal in einem gemäßigten Ton 
gehalten wird. Das ist das einzige, was erfreu­
lich ist an diesem Antrag. 

Noch bemerkenswerter finde ich, daß die 
Vorarlberger Landesregierung zu diesem vor­
ligenden Entwurf beziehungsweise zur Post­
sparkassengesetz-Novelle eine Stellung-, 
nahme abgegeben hat, die den Kollegen aus 
Vorarlberg, dem Kollegen Weiss, zum Bei­
spiel, empfehlen würde, zuzustimmen, weil 
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die Vorarlberger Landesregierung keinen 
Einwand erhoben hat. 

Also frage ich mich, wie Herr Kollege Weiss 
heute abstimmen wird. Wahrscheinlich wird 
er nicht für das Einsprucherheben sein, wenn 
er sich an die Meinung seiner Landesregie­
rung hält. Das steht jedenfalls fest. (Zwi­
schenruf des Bundesrates We iss.) 

Ich frage mich überhaupt: Wozu die ganze 
Aufregung, wen es feststeht zum Beispiel, daß 
die Postsparkasse etwa im letzten Jahr weni­
ger expandiert hat als die anderen Institute. 
An erster Stelle ist die CA - das ist ja jedem 
bekannt -, an zweiter Stelle ist die Girozen­
trale, an dritter Stelle ist die Kontrollbank, 
dann kommt die Länderbank, die Zentral-' 
sparkasse, die Genossenschaftliche Zentral­
bank, und dann kommt erst die Postspar­
kasse als siebente, obwohl sie voriges Jahr 
noch an sechster Stelle gelegen ist. Es hat 
also die Genossenschaftliche Zentralbank die 
Postsparkasse in der Bilanzsumme überholt. 
Und da regt man sich noch auf, obwohl die 
Zuwächse der Postsparkasse nachgewiesener­
maßen mit 12,5 Prozent die kleinsten der 
genannten Institute sind. Also wirklich keiner 
Aufregung wert! 

Herr Kollege Frauseher! Falls Sie die Regie­
rungsvorlage zum Postsparkassengesetz aus 
dem Jahre 1969 in die Hand bekommen soll­
ten, würden Sie finden, daß dort die damalige 
ÖVP-Regierung genau das gelobt hat, was Sie 
heute kritisiert haben, nämlich das ausge­
zeichnete Service der Post. Da steht zum Bei­
spiel drinnen: Das Prinzip, das jeder Einleger 
bei jeder Sammelstelle in ganz Österreich 
Einlagen leisten und Rückzahlungen empfan­
gen kann, bot den großen Vorteil der Freizü­
gigkeit, und das schon seit dem Jahre 1883. 

Sie haben heute kritisiert, daß der Briefträ­
ger zum Kunden kommt. Ich frage mich: 
Warum tun das die anderen Kreditinstitute 
nicht? Damit wäre sicherlich den alten, 
gebrechlichen Leuten mehr . geholfen als 
durch eine ständig negative Kritik. Auch das 
muß in dem Zusammenhang gesagt werden. 

Ich weiß schon, daß es bei der vorliegenden 
Novelle, beim Kreditgeschäft überhaupt 
beziehungsweise bei den Kreditinstituten, um 
sehr, sehr viel Geld geht und daß sich viele 
Leute nicht vorstellen können, daß zum Bei­
spiel die Spareinlagen, die Termine und Sicht-

,einlagen, also die Gesamteinlagen aller Öster­
reicher, in den letzten z;wölf Jahren von 181 
Milliarden Schilling auf fast 800 Milliarden 
Schilling .gestiegen sind. 

Das ist eine Steigerung auf das Viereinhalb­
fache. 

Beim Kreditgeschäft ist es ähnlich. Das 
Kreditvolumen ist gestiegen von rund 176 Mil­
liarden Schilling auf etwa 870 Milliarden 
Schilling. Wenn es um diese Beträge geht, ist 
klar, daß man versucht, sich die Konkurrenz 
vom Leibe zu halten. 

Ich will aber die Partie nicht aufhalten. 
(Beifall bei der ÖVP.) Ich will mich kürzer hal­
ten als Herr Kollege Stummvoll und Herr Kol­
lege Pisec und sagen: Wenn es der ÖVP auch 
gelungen ist, die Behandlung dieser Materie 
aus dem Ausschuß des Nationalrates heraus­
zuhalten, die Gesetzgebung zu verhindern, 
das wird der ÖVP nie gelingen. (Beifall bei 
derSPÖ.) 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. Skotton: Zu 
einer tatsächlichen Berechtigung hat sich 
Herr Bundesrat Dkfm. Dr. Frauseher zu Wort 
gemeldet. Bevor ich das Wort erteile, mache 
ich darauf aufmerksam, daß eine tatsächliche 
Berichtigung nach § 36 Abs. B der Geschäfts­
ordnung die Dauer von 10 Minuten nicht über­
schreiten darf. 

Ich erteile Herrn Bundesrat Dr. Frauseher 
das Wort. 

Bundesrat Dkfm. Dr. Frauseher (ÖVP): 
Herr Vorsitzender! Frau Staatssekretär! 
Meine Damen und Herren! Ganz kurz, keines­
wegs zehn Minuten, ein paar Klarstellungen, 
die mir erforderlich erscheinen. 

Zunächst zum Inserat: Ich mißgönne es den 
alten Leuten überhaupt nicht, wenn sie beim 
Briefträger eine Regelung treffen können, 
weil sie keine andere Möglichkeit haben. 
(Bundesrat Ce eh: Aber ausgeschaut hat es 
so!) Ich habe das Inserat als Beispiel gebracht 
für die Vorteile der Postsparkasse und dafür, 
daß sie eine offensive Politik betreiben wird. 
Dafür ist mir dieses Inserat Beweis. Ich habe 
es gerügt, daß die Postsparkasse jetzt schon 
~twas anpreist, obwohl sie noch gar nicht die 
gesetzliche Ermächtigung dazu hat - die 
bekommt sie erst durch diese Novelle-, 
nämlich Überziehungsrahmen einzuräumen. 
Das erscheint mir nicht richtig. (Beifall bei 
der C>VP.) 

Zur Konsensbereitschaft. Ich habe aus Zeit­
disziplin die einzelnen Punkte nicht ange­
führt, wo Bereitschaft bestanden hat. Leider 
wurde dann gesagt, diese Behauptung ent­
spreche nicht der Wahrheit. Das veranlaßt 
mich, darauf hinzuweisen, daß auch in unse­
rem schriftlichen Antrag, Einspruch zu erhe-
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ben, auf Seite 3 ganz klar ausgeführt wird: 
Was den im Artikel 1 Ziffer 2 erwähnten 
Erwerb von dauernden Beteiligungen an 
anderen Unternehmungen betrifft, so ist 
diese im § 5 Ziffer 11 neu vorgesehene Bestim­
mung im Interesse einer Sanierung seit 
Beginn der Gespräche zur vorliegenden 
Novelle als Konsens angeboten worden. Im 
Wege eines Kompromisses war vom Kreditap­
parat die Gewährung von Einlagen bei in- und 
ausländischen Kreditunternehmungen im 
Interesse einer Sanierung angeboten worden. 
Auch hinsichtlich der Gewährung von Darle­
hen und Krediten mit Haftung der Gemeinde 
Wien wäre ebenfalls kein Einwand erhoben 
worden. (Zwischenruf des Bundesrates 
Sc hip an i.) Das ist schon in unserem 
Antrag zu lesen. Danke schön. (Beifall bei der 
OVP.) 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. Skotton: 
Der von den Bundesräten Ceeh und Genossen 
eingebrachte Antrag, gegen den Gesetzesbe­
schluß des Nationalrates betreffend ein Bun­
desgesetz, mit dem das Postsparkassengesetz 
1969 geändert wird, keinen Einspruch zu 
erheben, ist genügend unterstützt und steht 
demnach zur Verhandlung. 

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor, 
wünscht noch jemand das Wort? - Es ist dies 
nicht der Fall. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird von der Berichterstattung ein Schluß­
wort gewünscht? - Dies ist nicht der Fall. 

Die Abstimmung über die vorliegenden 
Gesetzesbeschlüsse des Nationalrates erfolgt 
getrennt. 

Wir kommen zur Abstimmung über den 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates betref­
fend ein Bundesgesetz, mit dem das Postspar­
kassengesetz 1969 geändert wird. 

Es liegt sowohl ein Antrag des Finanzaus­
schusses vor, gegen den vorliegenden Geset­
zesbeschluß des Nationalrates Einspruch zu 
erheben, als auch ein Antrag, keinen Ein­
spruch zu erheben. 

Ich werde zuerst den Ausschußantrag, Ein­
spruch zu erheben, zur Abstimmung bringen. 
Findet dieser Antrag keine Mehrheit, so wird 
im Anschluß daran über den Antrag, keinen 
Einspruch zu erheben, abgestimmt. 

Falls kein Einwand erhoben wird, werde ich 
die Abstimmung über den Antrag,Einspruch 

zu erheben, und dessen Begründung unter 
einem vornehmen. - Einwand wird nicht 
erhoben. 

Ich bitte jene Mitglieder des Bundesrates, 
die dem Antrag des Finanzausschusses 
zustimmen, mit der vorgeschlagenen Be­
gründung gegen den vorliegenden Gesetzes­
beschluß des Nationalrates Einspruch zu 
erheben, um ein Handzeichen. Dies ist Stim­
menmehrheit. 

Der Antrag, Einspruch zu erheben, samt 
der beigegebenen Begründung, ist somit 
angenommen. 

Damit erübrigt sich eine Abstimmung über 
den Antrag der Bundesräte Ceeh und Genos­
sen, keinen Einspruch zu erheben. 

Wir kommen zur Abstimmung über den 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates betref­
fend ein Bundesgesetz, mit dem das Gesetz 
über die Beaufsichtigung der privaten Versi­
cherungsunternehmungen und Bausparkas­
sen ergänzt wird. 

Ich bitte jene Mitglieder des Bundesrates, 
die dem Antrag zustimmen, gegen den vorlie­
genden Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
keinen Einspruch zu erheben, um ein Hand­
zeichen.- Dies ist Stimmeneinhelligkeit. 

Der Antrag, keinen Einspruch zu erheben, 
ist somit angenommen. 

11. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalra­
tes vom 16. Dezember 1982 betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Glücksspielgesetz 

geändert wird (2603 der Beilagen) 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. Skotton: Wir 
gelangen nun zum 11. Punkt der Tagesord­
nung: Bundesgesetz, mit dem das Glücksspiel­
gesetz geändert wird. 

Berichterstatter ist Frau Bundesrat Maria 
Derflinger. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Maria Derflinger: Herr 
Vorsitzender! Frau Staatssekretär! Werte 
Damen und Herren! Bei den Dienstnehmern 
in den österreichischen Casinos ist eine Ein­
kommensminderung dadurch eingetreten, 
daß neue Spieltypen wie etwa Black J ack und 
amerikanisches Roulette an Bedeutung 
gewinnen. Da das Trinkgeldaufkommen bei 
diesen neuen Spielen geringer ist, soll durch 
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den gegenständlichen Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates eine Reduktion des Steuers at­
zes für die erwähnten Spiele vorgenommen 
werden und so der österreichischen Spielban­
ken AG die Möglichkeit gegeben werden, die 
persönlichen Kosten über den Bruttospieler­
trag auszugleichen. 

Der Finanzausschuß hat die gegenständli­
che Vorlage in seiner Sitzung vom 20. Dezem­
ber 1982 in Verhandlung genommen und ein­
stimmig beschlossen, dem Hohen Hause zu 
empfehlen, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Finanzausschuß somit den An t rag, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 16.Dezember 1982 betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Glücksspielgesetz 
geändert wird, wird kein Einspruch erhoben. 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. Skotton: Ich 
danke der Frau Berichterstatter für ihren 
Bericht. 

Wortmeldungen liegen nicht vor. Wünscht 
jemand das Wort? - Es ist dies nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s tim m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k ei n en Ein spru ch zu 
erheben. 

12. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
16. Dezember 1982 über eine Zusage betref­
fend die Beitragskonferenz für das Finanzie­
rungssystem für Wissenschaft und Technik 
im Dienste der Entwicklung der Vereinten 
Nationen am 30. März 1982 (2604 der Beila-

gen) 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. Skotton: Wir 
gelangen nun zum 12. Punkt der Tagesord­
nung: Zusage betreffend die Beitragskonfe­
renz für das Finanzierungssystem für Wissen­
schaft und Technik im Dienste der Entwick­
lung der Vereinten Nationen am 30. März 
1982. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat 
Matzenauer. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Matzenauer: Herr Vorsit­
zender! Frau Staatssekretär! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Der gegen­
ständliche Beschluß des Nationalrates enthält 

eine vorbehaltlich der parlamentarischen 
Zustimmung abgegebene Zusage Österreichs, 
eine Beitragsleistung in Höhe von 17 Millio­
nen Schilling für die Übergangsperiode des 
Finanzierungssystems für Wissenschaft und 
Technik im Dienste der Entwicklung bereitzu­
stellen. 

Dem Nationalrat erschien bei der Genehmi­
gung der gegenständlichen Erklärung die 
Erlassung von besonderen Bundesgesetzen 
im Sinne des Artikel 50 Abs. 2 B-VG zur Über­
führung des Vertragsinhaltes in die inner­
staatliche Rechtsordnung nicht erforderlich. 

Der Finanzausschuß hat die gegenständli­
che Vorlage in seiner Sitzung vom 20. Dezem­
ber 1982 in Verhandlung genommen und ein­
stimmig beschlossen, dem Hohen Haus zu 
empfehlen, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Finanzausschuß somit den A nt rag, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
16. Dezember 1982 über eine Zusage betref­
fend die Beitragskonferenz für das Finanzie­
rungssystem für Wissenschaft und Technik 
im Dienste der Entwicklung der Vereinten 
Nationen am 30. März 1982 wird kein Ein­
spruch erhoben. 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. Skotton: Ich 
danke dem Herrn Berichterstatter für seinen 
Bericht. Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Wünscht jemand das Wort. - Das ist nicht 
der Fall. 

Wir kommen daher zur Abstimmung. 

Bei der A b s tim m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Beschluß des National­
rates keinen Einspruch zu erheben. 

13. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalra­
tes vom 10. Dezember 1982 betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem urlaubsrechtIiehe 
Bestimmungen im Urlaubsgesetz, Journali­
stengesetz, Hausbesorgergesetz und im Bun­
desgesetz über die Beschäfdgung von Kin­
dern und Jugendlichen sowie das Hausgehil­
fen- und Hausangestelltengesetz geändert 

werden (2605 der Beilagen) 

14. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalra­
tes vom 10. Dezember 1982 betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Landarbeitsgesetz 
geändert wird (Landarbeitsgesetz-Novelle 

1982) (2606 der Beilagen) 
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15. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalra­
tes vom 10. Dezember 1982 betreUend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Bauarbeiter­
Urlaubsgesetz 1972 geändert wird (2607 der 

Beilagen) 

16. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalra­
tes vom 10. Dezember 1982 betreUend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Heimarbeitsge-
setz 1960 geändert wird (2608 der Beilagen) 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. Skotton: 
Bevor ich zum nächsten Punkt übergehe, 
möchte ich die im Haus erschienene Frau 
Staatssekretär Franziska Fast herzlich begrü­
ßen. (Allgemeiner Beifal1.) 

Wir gelangen nun zu den Punkten 13 bis 16 
der Tagesordnung, über die eingangs gleich­
falls beschlossen wurde, die Debatte unter 
einem abzuführen. 

Es sind dies: 

Gesetzesbeschlüsse des Nationalrates vom 
10. Dezember 1982 betreffend ein Bundesge­
setz, mit dem urlaubsrechtliche Bestimmun­
gen im Urlaubsgesetz, Journalistengesetz, 
Hausbesorgergesetz und im Bundesgesetz 
über die Beschäftigung von Kindern und 
Jugendlichen sowie das Hausgehilfen- und 
Hausangestelltengesetz geändert werden, 

ein Bundesgesetz, mit dem das Landar­
beitsgesetz geändert wird (Landarbeitsge­
setz-Novelle 1982), 

ein Bundesgesetz, mit dem das Bauarbei­
ter-Urlaubsgesetz 1972 geändert wird und 

ein Bundesgesetz, mit dem das 
Heimarbeitsgesetz 1960 geändert wird. 

Berichterstatter über die Punkte 13 bis 16 
ist Herr Bundesrat Pumpernig. Ich bitte um 
die Berichterstattung. 

Berichterstatter Pumpernig: Herr Vorsit­
zender! Frau Staatssekretär! Meine Damen 
und Herren! 

Durch den gegenständlichen Gesetzesbe­
schluß des Nationalrates soll in drei Etappen 
der Mindesturlaubsanspruch von vier auf fünf 
Wochen und der Urlaubsanspruch nach 25 
Dienstjahren von fünf auf sechs Wochen 
erhöht werden. Die volle Erhöhung des 
Urlaubsanspruches soll erst für jenes • 
Urlaubsjahr wirksam werden, das im Jahr 
1986 beginnt. 

Da das aus dem Jahre 1920 stammende 
Journali~tengesetz das Urlaubsmaß in Mona­
ten bemißt, soll für den Bereich des J ournali­
stengesetzes eine Umrechnung in Werktagen 
erfolgen. Da bereits der derzeitige Mindestur­
laub der Journalisten über der für die erste 
Etappe vorgesehenen Erhöhung des Mindest­
urlaubes liegt, und der den Journalisten 
bereits nach derzeit 10 Dienstjahren gebüh­
rende erhöhte Urlaubsanspruch über dem 
durch die vorgesehene Novellierung den übri­
gen Arbeitnehmergruppen nach 25 Dienstjah­
ren gebührenden Höchstanspruch liegt, führt 
im Bereich des Journalistengesetzes die im 
Gesetzesbeschluß enthaltene Urlaubsverlän­
gerung nur zu einer Anspruchserhöhung für 
Journalisten mit einer Dienstzeit von weniger 
als 10 Dienstjahren. Für sie wird ab der zwei­
ten Etappe ihr derzeit bestehender Urlaubs­
anspruch von 26 Werktagen auf 28 Werktage 
und mit der dritten Etappe auf 30 Werktage 
erhöht. 

Da auf Grund der Eigenart des Dienstver­
hältnisses der Hausbesorger. deren Urlaubs-· 
anspruch nicht in Werk-, sondern in Kalen­
dertagen bemessen wird - wobei für sechs 
Werktage sieben Kalendertagegebühren -, 
soll durch die im Gesetzesbeschluß des Natio­
nalrates enthaltene Änderung des Hausbesor­
gergesetzes eine entsprechende Erhöhung 
des Urlaubsausmaßes vorgenommen werden. 

Das Hausgehilfen- und Hausangestelltenge­
setz verweist hinsichtlich der Urlaubsrege­
lung auf das Urlaubsgesetz, und es wird daher 
die im Urlaubsgesetz vorgesehene -Änderung 
unmittelbar im Hausgehilfen- und Hausange­
stelltengesetz wirksam. Da jedoch in diesem 
Gesetz die Höhe des Urlaubszuschusses mit 
dem Ausmaß des Urlaubsanspruches zusam­
menhängt und die Erhöhung des. Urlaubsaus­
maßes nicht zu einer Erhöhung der Sonder­
zahlungen führen soll, enthält der gegen­
ständliche Gesetzesbeschluß eine entspre­
chende Novellierung. 

Der Sozialausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 20. Dezember 
1982 in Verhandlung genommen. Der Antrag, 
Einspruch zu erheben, wurde mit Stimmen­
mehrheit angenommen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Sozialausschuß somit den An t rag, derBun­
desrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 10. Dezember 1982 betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem urlaubsrechtliche 
Bestimmungen im Urlaubs recht, Journalis-

1315 
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tengesetz, Hausbesorgergesetz umd im Bun­
desgesetz über die Beschäftigung von Kin­
dern und Jugendlichen sowie das Hausgehil­
fen- und Hausangestelltengesetz geändert 
werden, wird mit folgender Begründung Ein­
spruch erhoben: 

In der derzeitigen Wirtschaftssituation: 

1. das Wirtschaftswachstum im nächsten 
Jahr wird bestenfalls V2 Prozent betragen, 
wahrscheinlich wird überhaupt kein Wachs­
tum erzielt werden können, 

2. die Arbeitslosenrate wird von den Wirt­
schaftsforschern mit rund 4% Prozent 
geschätzt, 

3. die Zahl der Insolvenzen hat eine schwin­
delerregende Rekordhöhe erreicht, 

4. die Investitionen sind rückläufig, und 

5. die verstaatlichte Industrie steht in der 
schwersten finanziellen Krise seit ihrem 
Bestehen, 

erscheint die Verlängerung des gesetzli­
chen Mindesturlaubes unverantwortlich. 

Wie bereits im Begutachtungsverfahren 
festgestellt wurde, liegen weder ausreichende 
Untersuchungen über die arbeitsmarktpoliti­
schen Auswirkungen der Urlaubsverlänge­
rung vor, noch kann mehr als ein Jahr vor 
dem vorgesehenen Inkrafttreten die derzeit 
nicht voraussehbare wirtschaftliche Entwick­
lung berücksichtigt werden. 

Die Urlaubsverlängerung würde eine Bela­
stung der Wirtschaft von etwa 2 Prozent der 
Bruttolohnsumme mit sich bringen und damit 
zur Gefährdung der Arbeitsplätze führen. 
Auch die Schwächung der Wettbewerbsfähig­
keit österreichischer Unternehmen hätte 
negative Folgen für den Arbeitsmarkt. 

Dieselben arbeitsmarktpolitischen Beden­
ken gelten auch im Hinblick auf die überwie­
gende klein- und mittelbetriebliche Betriebs­
größenstruktur der österreichischen Wirt­
schaft. Mehr als 90 Prozent aller Betriebe 
haben weniger als 20 Beschäftigte, und es ist 
nicht anzunehmen, daß diese Betriebe in der 
Lage sein werden, infolge längerer Urlaubs­
ansprüche zusätzliche Arbeitskräfte einzu­
stellen. 

Die Urlaubsverlängerung würde nicht nur 
das Wirtschaftswachstum bremsen, sondern 
auch ein zusätzlichen Inflationsschub brin-

gen, der in weiterer Folge die Realeinkom­
men weiter verringern würde. 

Schließlich sei noch erwähnt, daß allein die 
erste Etappe dieser Urlaubsverlängerung den 
Bund 800 Millionen Schilling kosten würde, 
was auch im Hinblick auf die Budgetsituation 
unverantwortlich wäre. 

Insgesamt ist die Urlaubsverlängerung in 
der derzeitigen wirtschaftlichen Situation 
nicht vertretbar. Der Arbeitsplatzsicherung 
und der Einkommenssicherung muß derzeit 
Vorrang eingeräumt werden. 

Nun zum zweiten Bericht. 

Im Hinblick auf die im Gesetzesbeschluß 
des Nationalrates vom 10. Dezember 1982 vor­
geschlagene Novellierung des Bundesgeset­
zes betreffend die Vereinheitlichung des 
Urlaubsrechtes und die Einführung einer 
Pflegefreistellung soll auch im Bereich des 
Landarbeitsgesetzes eine analoge Änderung 
durchgeführt werden. Dabei soll sichergestellt 
werden, daß die Änderung des Landarbeitsge­
setzes auf das Urlaubsausmaß der Landar­
beitsordnungen keinen Einfluß nehmen soll, 
soweit das dort bestehende Urlaubsausmaß 
für die Dienstnehmer günstiger ist. Ferner 
soll in den Ausführungsgesetzen ermöglicht 
werden, daß ein das bisherige gesetzliche 
Urlaubsausmaß übersteigender Anspruch, der 
durch Normen der kollektiven Rechtsgestal­
tung oder Einzelvereinbarung vorgesehen ist, 
auf die durch dieses Bundesgesetz vorgese­
hene Erhöhung des Urlaubsanspruches anre­
chenbar ist, sofern der Anspruch nicht als 
Abgeltung für erschwerende Arbeitsbedin­
gungen, besondere Gefährlichkeit der Arbeit 
oder Behinderung gewährt wird. Durch eine 
solche Anrechnung darf sich jedoch keine 
Verringerung des den Dienstnehmer bisher 
gebührenden Anspruches ergeben. 

Der Sozialausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 20. Dezember 
1982 in Verhandlung genommen. Der Antrag, 
Einspruch zu erheben, wurde mit Stimmen­
mehrheit angenommen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Sozialausschuß somit den An t rag, der Bun­
desrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 10. Dezember 1982 betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Landarbeitsgesetz 
geändert wird (Landarbeitsgesetz-Novelle 
1982), wird mit der dem schriftlichen Aus-
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schußbericht angeschlossenen Begründung 
Einspruch erhoben. 

Mit Genehmigung des Herrn Vorsitzenden 
darf ich davon Abstand nehmen, diese 
Begründung, die gleichlautend mit der zum 
ersten Bericht ist, vorzutragen, darf jedoch 
bitten, diese Begründung ins Stenographische 
Protokoll aufnehmen zu wollen. 

(Die dem Ausschußbericht angeschlossene 
Begründung hat folgenden Wortlaut: 

Begründung zum vom Sozialausschuß bean­
tragten Einspruch des Bundesrates gegen den 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
10. Dezember 1982 betreffend ein Bundesge­
setz, mit dem das Landarbeitsgesetz geändert 
wird (Landarbeitsgesetz-Novelle 1982). 

In der derzeitigen Wirtschafts situation -

das Wirtschaftswachstum im nächsten Jahr 
wird bestenfalls 4% Prozent betragen, wahr­
scheinlich wird überhaupt kein Wachstum 
erzielt werden können, 

die Arbeitslosenrate wird von den Wirt­
schaftsforschern mit rund 4 % Prozent 
geschätzt, 

die Zahl der Insolvenzen hat eine 
schwindelerregende Rekordhöhe erreicht, 

die Investitionen sind rückläufig, und 

die verstaatlichte Industrie steht in der 
schwersten finanziellen Krise seit ihrem 
Bestehen -

erscheint die Verlängerung des gesetzli­
chen Mindesturlaubes unverantwortlich. 

Wie bereits· im Begutachtungsverfahren 
festgestellt wurde, liegen weder ausreichende 
Untersuchungen über die arbeitsmarktpoliti­
schen Auswirkungen der Urlaubsverlänge­
rung vor, noch kann mehr als ein Jahr vor 
dem vorgesehenen Inkrafttreten die derzeit 
nicht voraussehbare wirtschaftliche Entwick­
lung berücksichtigt werden. 

Die Urlaubsverlängerung würde eine Bela­
stung der Wirtschaft von etwa 2 Prozent der 
Bruttolohnsumme mit sich bringen und damit 
zur Gefährdung der Arbeitsplätze führen. 
Auch die Schwächung der Wettbewerbsfähig­
keit österreichischer Unternehmen hätte 
negative Folgen für den Arbeitsmarkt. 

Dieselben arbeitsmarktpolitischen Beden-

ken gelten auch im Hinblick auf die überwie­
gende klein- und mittelbetriebliche Betriebs­
größenstruktur der österreichischen Wirt­
schaft. Mehr als 90 Prozent aller Betriebe 
haben weniger als 20 Beschäftigte, und es ist 
nicht anzunehmen, daß diese Betriebe in der 
Lage sein werden, infolge längerer Urlaubs­
ansprüche zusatzliche Arbeitskräfte einzu­
stellen. 

Die Urlaubsverlängerung würde nicht nur 
das Wirtschaftswachstum bremsen, sondern 
auch einen zusätzlichen Inflationsschub brin­
gen, der in weiterer Folge die Realeinkom­
men weiter verringern würde. 

Schließlich sei noch erwähnt, daß allein die 
erste Etappe dieser Urlaubsverlängerung den 
Bund 800 Millionen Schilling kosten würde, 
was auch im Hinblick auf die Budgetsituation 
unverantwortlich wäre. 

Insgesamt ist die Urlaubsverlängerung in 
der derzeitigen wirtschaftlichen Situation 
nicht vertretbar. Der Arbeitsplatzsicherung 
und der Einkommenssicherung muß derzeit 
Vorrang eingeräumt werden.) 

Des weiteren bringe ich den Bericht über 
den Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das 
Bauarbeiter-Urlaubsgesetz 1972 geändert 
wird. 

Im Hinblick auf die im Gesetzesbeschluß 
des Nationalrates vom 10. Dezember 1982 vor­
geschlagene Novellierung des Bundesgeset­
zes betreffend die Vereinheitlichung des 
Urlaubsrechtes und die Einführung einer 
Pflegefreistellung sollen auch die Bestimmun­
gen des Bauarbeiter-Urlaubsgesetzes entspre­
chend angepaßt werden. Der im· allgemeinen 
Urlaubsrecht vorgesehene sechswöchige 
Urlaub nach Vollendung von 25 Dienstjahren 
soll im Rahmen des Bauarbeiter-Urlaubsge­
setzes nach 1150 Anwartschaftswochen zuste­
hen. Im Hinblick auf die Besonderheit des 
Bauarbeiter-Urlaubsrechtes sollen die Stich­
tage der' vorgesehenen drei Etappen . der 
Urlaubserhöhung jeweils ein Sonntag sein 
und daher auf den 1. Jänner 1984, den 
30. Dezember 1984 und den 29. Dezember 1985 
fallen. Weiters sieht der gegenständliche 
Gesetzesbeschluß vor, daß der erhöhte 
Urlaubsanspruch nicht mit jener Anwart­
schaftsperiode, die frühestens mit dem jewei­
ligen Stichtag beginnt, erworben werden soll, 
sondern bereits mit jener Anwartschaftspe­
riode, deren Anwartschaftswochen überwie­
gend nach dem Stichtag liegen. Für jene Bau­
arbeiter, die Beschäftigungszeiten zwischen 
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920 und 1 150 Anwartschaftswochen aufwei­
sen, soll eine Sonderregelung getroffen wer­
den, weil dieser Personenkreis bereits bei gel­
tender Rechtslage einen fünfwöchigen 
Urlaubs anspruch hat. Für die Übergangszeit 
soll das Urlaubsausmaß daher dreifach 
gestaffelt werden: Bei Beschäftigungszeiten 
bis zu 920 Anwartschaftswochen wird der 
Urlaub allmählich von vier auf fünf Wochen 
angehoben, bei Beschäftigungszeiten zwi­
schen 920 und 1 150 Anwartschaftswochen 
bleibt der Anspruch auf den fünfwöchigen 
Urlaubsanspruch unverändert bestehen. Bei 
Beschäftigungszeiten von über 1 150 Anwart­
schaftswochen wird das Urlaubsausmaß in 
Etappen von fünf auf sechs Wochen erhöht. 
Weiters ist vorgesehen, daß entsprechend 
dem im § 7 Abs. 1 Bauarbeiter-Urlaubsgesetz 
verankerten Prinzip des wochenweisen 
Urlaubsverbrauches die zusätzlichen Urlaubs­
tage jeweils geschlossen in unmittelbarem 
Anschluß an einen mindestens einwöchigen 
Urlaub zu konsumieren sind. 

Der Sozialausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 20. Dezember 
1982 in Verhandlung genommen. Der Antrag, 
Einspruch zu erheben, wurde mit Stimmen­
mehrheit angenommen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Sozialausschuß somit den An t rag, der Bun­
desrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 10. Dezember 1982 betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Bauarbeiter­
Urlaubs gesetz 1972 geändert wird, wird mit 
der dem schriftlichen Ausschußbericht ange­
schlossenen Begründung Einspruch erhoben. 

Bezüglich der Begründung darf ich auf mei­
nen früheren Bericht verweisen. 

(Die dem Ausschubericht angeschlossene 
Begründung lautet: 

In der derzeitigen Wirtschafts situation -

das Wirtschaftswachstum im nächsten Jahr 
wird bestenfalls Ih Prozent betragen, wahr­
scheinlich wird überhaupt kein Wachstum 
erzielt werden können, 

die Arbeitslosenrate wird von den Wirt­
schaftsforschern mit rund 4 % Prozent 
geschätzt, 

die Zahl der Insolvenzen hat eine 
schwindelerregende Rekordhöhe erreicht, 

die Investitionen sind rückläufig, und 

die verstaatlichte Industrie steht in der 
schwersten finanziellen Krise seit ihrem 
Bestehen -

erscheint die Verlängerung des gesetzli­
chen Mindesturlaubes unverantwortlich. 

Wie bereits im Begutachtungsverfahren 
festgestellt wurde, liegen weder ausreichende 
Untersuchungen über die arbeitsmarktpoliti­
schen Auswirkungen der Urlaubsverlänge­
rung vor, noch kann mehr als ein Jahr vor 
dem vorgesehen Inkrafttreten die derzeit 
nicht voraussehbare wirtschaftliche Entwick­
lung berücksichtigt werden. 

Die Urlaubsverlängerung würde eine Bela­
stung der- Wirtschaft von etwa 2 Prozent der 
Bruttolohnsumme mit sich bringen und damit 
zur Gefährdung der Arbeitsplätze führen. 
Auch die Schwächung der Wettbewerbsfähig­
keit österreichischer Unternehmen hätte 
negative Folgen für den Arbeitsmarkt. 

Dieselben arbeitsmarktpolitischen Beden­
ken gelten auch im Hinblick auf die überwie­
gende klein- und mittelbetriebliche Betriebs­
größenstruktur der österreichischen Wirt­
schaft. Mehr als 90 Prozent aller Betriebe 
haben weniger als 20 Beschäftigte, und es ist 
nicht anzunehmen, daß diese Betriebe in der 
Lage sein werden, infolge längerer Urlaubs­
ansprüche zusätzliche Arbeitskräfte einzu­
stellen. 

Die Urlaubsverlängerung würde nicht nur 
das Wirtschaftswachstum bremsen, sondern 
auch einen zusätzlichen Inflationsschub brin­
gen, der in weiterer Folge die Realeinkom­
men weiter verringern würde. 

Schließlich sei noch erwähnt, daß allein die 
erste Etappe dieser Urlaubsverlängerung den 
Bund 800 Millionen Schilling kosten würde, 
was auch im Hinblick auf die Budgetsituation 
unverantwortlich wäre. 

Insgesamt ist die Urlaubsverlängerung in 
der . derzeitigen wirtschaftlichen Situation 
nicht vertretbar. Der Arbeitsplatzsicherung 
und der Einkommenssicherung muß derzeit 
Vorrang eingeräumt werden.) 

Nun zum Bericht über den Gesetzesbe­
schluß des Nationalrates betreffend ein Bun­
desgesetz, mit dem das Heimarbeitsgesetz 
1960 geändert wird. 

Im Hinblick auf die im Gesetzesbeschluß 
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des Nationalrates vom 10. Dezember 1982 vor­
geschlagene Novellierung des Bundesgeset­
zes betreffend die Vereinheitlichung des 
Urlaubs rechtes und die Einführung einer 
PflegefreisteIlung soll auch im Bereich des 
Heimarbeitsgesetzes eine analoge Änderung 
durchgeführt werden. Da das Urlaubssystem 
des Heimarbeitsgesetzes nicht auf dem 
Urlaubsjahr, sondern auf den einzelnen 
Beschäftigungsmonat aufbaut, soll der vorge­
sehene höhere Urlaubsanspruch auf Monate 
umgelegt werden: ein Urlaubsanspruch von 30 
Werktagen jährlich entspricht einem Urlaubs­
anspruch von 21/2 Werktagen monatlich. So 
soll daher zum Beispiel zum Erwerb des im 
allgemeinen Urlaubsrecht nunmehr nach 25 
Jahren vorgesehenen sechswöchigen Urlau­
bes das Erfordernis von mehr als 300 Beschäf­
tigungsmonaten notwendig sein. Weiters soll 
im Hinblick auf die im Heimarbeitsgesetz ent­
haltene spezifische Regelung des Urlaubsent­
gelts eine entsprechende Änderung eintreten. 

Der Sozialausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 20. Dezember 
1982 in Verhandlung genommen. Der Antrag, 
Einspruch zu erheben, wurde mit Stimmen­
mehrheit angenommen. Als Ergebnis seiner 
Beratung stellt der Sozialausschuß somit den 
An t rag, der Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 10. Dezember 1982 betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Heimarbeitsge­
setz 1960 geändert wird, wird mit der dem 
schriftlichen Ausschußbericht angeschlosse­
nen Begründung Einspruch erhoben. 

Hinsichtlich der Begründung verweise ich 
auf meinen zweiten Bericht. 

(Die dem Ausschußbericht . angeschlossene 
Begründung lautet: 

In der derzeitigen Wirtschafts situation -

das Wirtschaftswachstum im nächsten Jahr 
wird bestenfalls V2 Prozent betragen, wahr­
scheinlich wird überhaupt kein Wachstum 
erzielt werden können, 

die Arbeitslosenrate wird von den Wirt­
schaftsforschern mit rund 4 % Prozent 
geschätzt, 

die Zahl der Insolvenzen hat eine 
schwindelerregende Rekordhöhe erreicht, 

die Investitionen sind rückläufig, und 

die verstaatlichte Industrie steht in der 

schwersten finanziellen Krise seit ihrem 
Bestehen -

erscheint die Verlängerung des gesetzli­
chen Mindesturlaubes unverantwortlich. 

Wie bereits im Begutachtungsverfahren 
festgestellt wurde, liegen weder ausreichende 
Untersuchungen über die arbeitsmarktpoliti­
schen Auswirkungen der Urlaubsverlänge­
rung vor, noch kann mehr als ein Jahr vor 
dem vorgesehenen Inkrafttreten die derzeit 
nicht voraussehbare wirtschaftliche Entwick­
lung berücksichtigt werden. 

Die Urlaubsverlängerung würde eine Bela­
stung der Wirtschaft von etwa 2 Prozent der 
Bruttolohnsumme mit sich bringen und damit 
zur Gefährdung der Arbeitsplätze führen. 
Auch die Schwächung der Wettbewerbsfähig­
keit österreichischer Unternehmen hätte 
negative Folgen für den Arbeitsmarkt. 

Dieselben arbeitsmarktpolitischen Beden­
ken gelten auch im Hinblick auf die überwie­
gende klein- und mittelbetriebliche Betriebs­
größenstruktur der österreichischen Wirt­
schaft. Mehr als 90 Prozent aller Betriebe 
haben weniger als 20 Beschäftigte, und es ist 
nicht anzunehmen, daß diese Betriebe in der 
Lage sein werden, infolge längerer Urlaubs­
ansprüche zusätzliche Arbeitskräfte einzu­
stellen. 

Die Urlaubsverlängerung würde nicht nur 
das Wirtschaftswachstum bremsen, sondern 
auch einen zusätzlichen Inflationsschub brin­
gen, der in weiterer Folge die Realeinkom­
men weiter verringern würde. 

Schließlich sei noch erwähnt, daß allein die 
erste Etappe dieser Urlaubsverlängerung den 
Bund 800 Millionen Schilling kosten würde, 
was a'4-ch im Hinblick auf die Budgetsituation 
unverantwortlich wäre. 

Insgesamt ist die Urlaubsverlängerung in 
der derzeitigen wirtschaftlichen Situation 
nicht vertretbar. Der Arbeitsplatzsicherung 
und der Einkommenssicherung muß derzeit 
Vorrang eingeräumt werden.) 

Vorsitzender (die Verhandlungsführung 
übernehmend): Wir gehen in die Debatte ein, 
die über die zusammengezogene Punkte 
unter einem abgeführt wird. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundes­
rat Stocker. Ich erteile dieses. 

Bundesrat Stocker (ÖVP): Herr Vorsitzen-
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der! Frau Staatssekretär! Sehr geehrte 
Damen und Herren! Die Verlängerung des 
Urlaubes ist eine sozialpolitische Maßnahme, 
die keine zusätzlichen Arbeitsplätze schafft 
und zur Absicherung der bestehenden unge­
eignet ist. 

Unter diesem Gesichtspunkt ist der zur Dis­
kussion stehende Gesetzesbeschluß des Natio­
nalrates, der nur mit den Stimmen der soziali­
stischen Abgeordneten zustande gekommen 
ist, nach meinem Dafürhalten einer der 
unsinnigsten, die wir in der Zeit, seit ich die­
sem Hause angehöre, zu behandeln hatten. 

Erstens ist die Verlängerung des Urlaubs­
ausmaßes kein vordringliches Anliegen der 
Arbeitnehmer. An der Spitze der Sorgen der 
Menschen in den Betrieben steht die Sicher­
heit des Arbeitsplatzes. Und soweit Maßnah­
men einer Arbeitszeitverkürzung überhaupt 
Abhilfe schaffen können, wird von der über­
wiegenden Zahl der Menschen der Verkür­
zung der Lebensarbeitszeit der Vorzug gege­
ben und in einer Verlängerung des Urlaubes 
sicherlich keine Lösung gesehen. 

Des weiteren beschäftigt die Menschen in 
den Betrieben die Einkommenssicherung. Wir 
haben nun bereits zum zweiten Mal eine 
Lohnrunde abgeführt, wo der kollektivver­
tragliche Ist-Abschluß unter der Inflations­
rate gelegen war, womit der Frage der Siche­
rung der realen Einkommen und damit der 
Kaufkraft der Arbeitnehmer besondere 
Bedeutung zukommt. 

Ein drittes Problem, das im Vordergrund 
der Sorgen steht, ist die Frage der sozialen 
Sicherheit, die Finanzierung der Pensionen 
und der sozialen Krankenversicherung. 

Zum zweiten erfolgt dieser Beschluß zum 
falschen Zeitpunkt. Obwohl das Inkrafttreten 
dieses Gesetzes erst für Jänner 1984 vorgese­
hen ist, mußte bereits jetzt der Beschluß 
durchgeboxt werden. 

Es besteht zwar Einigkeit darüber, daß die 
wirtschaftliche Situation ein größeres 
Urlaubsausmaß für das Jahr 1983 nicht 
ermöglicht, warum es aber ab dem Jahr 1984 
möglich sein soll, ist nicht zu erkennen. Es 
gibt keine Fakten, die erkennen lassen, daß 
sich die Wirtschaftslage bis 1984 derart bes­
sert, daß die mit einem erhöhten Urlaubsaus­
maß verbundenen Belastungen verkraftbar 
wären. 

Während sonst sozialpolitische' Maßnah­
men nur einvernehmlich zwischen den Sozial-

partnern vereinbart wurden, wurde diesmal 
die Mehrheit der Sozialisten im Nationalrat 
eingesetzt, um über die Einwände hinwegzu­
gehen. 

Durch die Fristsetzung im Nationalrat, die 
besonders unverständlich wird, wenn man 
berücksichtigt, daß das Gesetz ja erst ab· 1984 
in Kraft treten soll, wurde auch eine ausrei­
chende Diskussion im parlamentarischen 
Raum unmöglich gemacht. 

Diese Vorgangsweise ist ein weiterer Hin­
weis auf das mangelnde Demokratieverständ­
nis oder aber Ausdruck eines sichtlichen 
Argumentationsnotstandes, wahrscheinlich 
sogar beides. 

Zum dritten: Der angestrebte Effekt ist mit 
diesem Gesetz nicht erreichbar. Das Ziel, 
durch die Verlängerung des Urlaubsausmaßes 
eine Nachfrage an Arbeitskräften auszulösen, 
ist umstritten und wird durch die Drei-Etap­
pen-Regelung noch mehr in Frage gestellt. 

Hinweise auf die seinerzeitige Einführung 
der 40-Stunden-Woche oder der Einführung 
der Arbeiterabfertigung, die auch in Etappen 
erfolgte, sind auf Grund mangelnder Paralle­
len nicht zielführend. Bei der 40-Stunden­
Woche war es doch immerhin so, daß sich die 
Sozialpartner in dieser Frage geeinigt haben 
und daß unmittelbar nach der Beschlußfas­
sung die erste Etappe in Kraft getreten ist. 
Das einzige Gesetz, wo es notwendig war, 
langfristig eine Beschlußfassung herbeizufüh­
ren, betrifft die Abfertigung, weil es ja den 
Betrieben möglich gemacht werden mußte, 
sich auf die auf sie zukommenden Belastun­
gen rechtzeitig einzustellen. In diesem Sinne 
muß man sogar davon ausgehen, daß sie über­
eilt bezüglich ihres Inkraftretens verabschie­
detwurde. 

In den Erläuterungen zur Regierungsvor­
lage wird die Verlängerung des Udaubsan­
spruches als Maßnahme zu einer möglichst 
gleichmäßigen und gerechten Auf teilung des 
Arbeitsvolumens auf alle Arbeitsfähigen und 
Arbeitswilligen bezeichnet. Der sich mathe­
matisch ergebende Mehrbedarf von Arbeits­
kräften wird mit 72 000 beziffert. 

Unter Berücksichtigung aller zu erwarten,.. 
den kompensatorischen Maßnahmen wird 
unter Berufung einerseits auf eine wissen­
schaftliche Studie von Universitätsprofessor 
Dr. Stiegler und andererseits auf eine Studie 
des österreichischen Institutes für Wirt­
schaftsforschung . der beschäftigungspoliti-

-
-
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sche Effekt mit 22 000 Arbeitsplätzen ange­
nommen. 

Ohne die Qualität der zitierten Studien 
anzuzweifeln, erscheint es jedoch unwahr­
scheinlich, daß diese Zielsetzungen durch die 
vorliegenden Gesetze erreicht werden kön­
nen. So werden die den Studien zugrunde lie­
genden statistischen Zahlen zum vorgesehe­
nen Inkrafttretungstermin überholt sein. 
Selbst wenn der Bedarf von 22 000 zusätzli­
chen Arbeitskräften eintritt, bleibt die Frage 
offen, in welchen Bereichen unserer Volks­
wirtschaft das sein wird und wie dadurch 
unsere Wettbewerbsfähigkeit beeinflußt wird. 

Auch innerhalb der Sozialistischen Partei 
gibt es einander widersprechende Auffassun­
gen zur Urlaubsverlängerung und zur Verkür­
zung der Arbeitszeit. Bedenken wurden 
sowohl von Regierungsmitgliedern, wie zum 
Beispiel von Finanzminister Salcher, von 
Managern, wie dem Generaldirektor der 
VOEST-Alpine Apfalter, und Gewerkschaf­
tern, wie dem Obmann des Kontrollausschus­
ses Kienzel, vorgebracht, wobei sich gerade 
im Falle des Minister Salcher die Frage stellt: 
Wenn er persönlich vom Sachlichen her über­
zeugt ist, daß diese Maßnahme falsch ist, 
müßte man eigentlich erwarten, daß er als 
Minister die Konsequenzen zieht und sich 
nicht der Parteiräson beugt. 

Wenn Sie trotzdem auf dem Gesetzesbe­
schluß bestehen, dann stellt sich die Frage, 
welche Gründe in Wahrheit dahinter stehen. 
Entweder ist die Urlaubsverlängerung als ein 
Wahlversprechen gedacht, oder sie ist zu 
einem Prestigeobjekt des Herrn Sozialmini­
sters, der in der Zwischenzeit ja eingetroffen 
ist, geworden. 

Als Wahlversprechen liegt sie auf der 
Ebene Ihres seinerzeitigen Wahlslogans 
"Sechs Monate sind genug", mit der Sie eine 
Verkürzung des Wehrdienstes zwar verspro­
chen, aber praktisch nie verwirklicht haben. 
Als Prestigeobjekt wird dieses Gesetz wie alle 
Prestigeobjekte der Sozialisten teuer kom­
men. 

In der Stellungnahme des Amtes der Nie­
derösterreichischen Landesregierung im Rah­
men des Begutachtungsverfahrens wurden 
bei einer grundsätzlich positiven Einstellung 
zur weiteren Arbeitszeitverkürzung, soweit 
diese die wirtschaftliche Situation zuläßt, 
gegen die Gesetzesvorlage schwerwiegende 
Einwände vorgebracht. 

Als Voraussetzung zur Erreichung des 

Effektes eines zusätzlichen Arbeitskräftebe­
darfes, wie es im Entwurf erwartet wird, ist 
eine wirtschaftliche Lage erforderlich, die die 
Übernahme zusätzlicher Belastungen ermög­
licht. Eine solche Entwicklung ist auf Grund 
von seriösen Prognosen nicht absehbar. 

Die niederösterreichische Landesregierung 
verweist auch im Zusammenhang mit dem 
Landarbeitsgesetz darauf, daß die wirtschaft­
liche Mehrbelastung der Betriebe auf Grund 
der· Ertragslage nur durch Rationalisierungs­
maßnahmen ausgeglichen werden kann. Eine 
Ansicht, die in den Erläuterungen zur Regie­
rungsvorlage auch im Bereich der Wildbach­
und Lawinenverbauung nicht ausgeschlossen 
wird. 

In der sachlichen Diskussion über Möglich­
keiten einer Arbeitszeitverkürzung ist daher 
die Frage von Rationalisierungsmaßnahmen 
sowie die Frage, wie weit Arbeitszeitverkür­
zungen mit Lohnausgleich möglich sind, mit 
einzubeziehen. 

Rationalisierungsmaßnahmen wird es in 
einer funktionierenden Wirtschaft immer wie­
der geben. Sie sind eine Voraussetzung für 
das Wachsen der Wirtschaft und daher grund­
sätzlich nicht negativ zu beurteilen. 

Rationalisierungsmaßnahmen ermöglichen 
eine höhere Produktion bei gleichbleibendem 
Personaleinsatz. In diesem Fall ist es möglich, 
daß die Einkommen bei gleichbleibender 
Arbeitszeit steigen. 

Rationalisierungsmaßnahmen ermöglichen 
aber auch die gleiche Produktion bei geringe­
rem Personaleinsatz. In diesem Fall ist es 
möglich, bei gleichbleibendem Einkommen 
die Arbeitszeit zu senken. Beide dieser Vor­
aussetzungen ermöglichen sozusagen stei­
gende Einkommen bei gleichbleibender oder 
auch bei kürzerer Arbeitszeit, wenn man 
davon ausgeht, daß die verkürzte Arbeitszeit 
bei vollem Lohnausgleich erfolgt. 

And~rerseits bedeutet aber eine sinkende 
Produktivität oder Ertragslage infolge von 
gestiegenen Kosten den Verlust von Arbeits­
plätzen entweder durch direkten Personalab­
bau oder aber auf Grund von ausgelösten 
Rationalisierungsmaßnahmen. 

Voraussetzung für eine Arbeitszeitverkür­
zung ist daher eine gestiegene Produktivität, 
verbunden mit einer entsprechenden Ertrags­
lage der Betriebe. Strukturprobleme durch 
generelle Arbeitszeitverkürzung lösen zu wol­
len, scheint nicht möglich. 
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Eine generelle Arbeitszeitverkürzung 
berücksichtigt nicht die Verschiedenartigkeit 
der Situation in den einzelnen Bereichen der 
Volkswirtschaft und schon gar nicht von ein­
zelnen Branchen oder Betrieben. 

Ob eine Arbeitszeitverkürzung bei vollem, 
teilweisem oder nur ohne Lohnausgleich mög­
lich ist, muß gleichfalls differenziert beurteilt 
werden. 

Diese komplizierten Zusammenhänge kön­
nen daher nur in einer sachlichen, emotions­
losen Diskussion zwischen den Sozialpart­
nern einer Lösung zugeführt werden. 

Die Frage der Arbeitszeitverkürzung wird 
uns in der nächsten Zeit sicherlich beschäfti­
gen, weil es mit einigen Problemen fertig zu 
werden gilt. Nur habe ich den Eindruck, Herr 
Sozialminister , daß Sie aus der Sicht Ihrer 
Funktion als Obmann der Gewerkschaft der 
Privatangestellten auf Sie zukommende Pro­
bleme in Ihrem Bereich mit Maßnahmen, die 
jetzt gesetzt werden und die die gesamte Wirt­
schaft betreffen, lösen wollen. 

Die derzeit bestehenden Probleme auf dem 
Arbeitsmarkt sind wesentlich auf Struktur­
probleme zurückzuführen. Diese aber können 
nur durch eine Wirtschaftspolitik bewältigt 
werden, die den Betrieben keine weiteren 
Belastungen auferlegt und jene Rahmenbe­
dingungen schafft, die es ermöglichen, 
Erträge zu erwirtschaften, um damit die erfor­
derlichen Investitionen finanzieren zu kön­
nen. Was wir brauchen, ist ein Kurswechsel, 
eine Politik, die die Eigeninitiative fördert, die 
dazu führt, daß sich Leistung wieder lohnt, 
und die Sparsamkeit an Stelle von Ver­
schwendung zum Ziel hat. 

Vorrang haben Arbeitsplätze auf Dauer in 
gesunden Betrieben. 

Wenn wir dieses Ziel erreichen, dann wird 
es möglich sein, weitere Fortschritte in der 
Sozialpolitik zu erzielen und statt einer Kurz­
arbeit für alle zu einer Arbeitszeitverkürzung 
zu kommen, ohne damit die bestehenden 
Arbeitsplätze zu gefährden. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Vorsitzender: Ich begrüße den im Hause 
erschienenen Herrn Bundesminister für 
soziale Verwaltung Alfred Dallinger. (Allge­
meiner Beifall.) 

Als nächster zum Wort gemeldet hat sich 
Bundesrat Steinle. Ich erteile ihm dieses. 

Bundesrat Steinie (SPÖ): Herr Vorsitzen­
der! Herr Bundesminister! Frau Staatssekre­
tär! Sehr geehrte Damen und Herren! Im 
Zusammenhang mit den vorgeschlagenen 
Änderungen der urlaubsrechtlichen Bestim­
mungen - also die Urlaubsverlängerung, die 
derzeit im Gespräch ist und auf Nationalrats­
ebene beschlossen wird -, hat es wieder ein­
mal im Blätterwald der Medienwelt so ein 
richtiges Rauschen gegeben. Von sachlicher 
Diskussion war keine Rede mehr. Das Thema 
Urlaubsverlängerung wurde in einer Art und 
Weise verpolitisiert, daß man tatsächlich nur 
mehr von einem bedauernswerten Zustand 
sprechen konnte. 

Aber nachdem ich mich weniger mit der 
tagespolitischen Diskussion, sondern eher mit 
dem Thema selbst auseinandersetzen will, ist 
es notwendig, auch noch einen Blick in die 
Vergangenheit zu machen. 

Bereits im Jahre 1979 hat sich der 9. Bun­
deskongress des ÖGB im Kapitel Arbeitszeit 
damit auseinandergesetzt und die dazu not­
wendigen Beschlüsse für die Urlaubsverlän­
gerung in seinem Forderungskatalog aufge­
nommen. Es wurde dazu grundsätzlich festge­
stellt, daß im Hinblick auf die neuen arbeits­
sparenden Technologien mit rapid anwach­
senden Rationalisierungseffekten zu rechnen 
sei und damit beschäftigungspolitische 
Gesichtspunkte - also Maßnahmen der 
Arbeitszeitverkürzung im weitesten Sinn 
immer mehr an Bedeutung gewinnen. 

Es wurde festgestellt, daß die künftige 
Arbeitszeitpolitik dazu beitragen muß, daß 
das vorhandene beziehungsweise erreichbare 
Beschäftigungsvolumen solidarisch auf alle 
Arbeitswilligen verteilt werden kann. 

Die Maßnahmen - Verkürzung der Jahres­
arbeitszeit durch Verlängerung des Urlaubes 
und die Verkürzung der Wochen- und Tages­
arbeitszeit - werden diskutiert. Zum damali­
gen Zeitpunkt wurde der Urlaubsverlänge­
rung der Vorrang eingeräumt. Weltweit 
waren ja die Arbeitslosenraten noch nicht so 
hoch, man mußte damals speziell im europäi­
schen Raum noch nicht über eine Notvariante 
durch Arbeitszeitverkürzung diskutieren. 

Ich darf aber auch nicht unerwähnt lassen, 
daß man immer davon ausgegangen ist, daß 
auf die wirtschaftliche Situation Rücksicht 
genommen werden muß. 

Über die Vorgangsweise, meine Damen und 
Herren, hat es nicht nur im Jahre 1979 Über­
einstimmung aller Fraktionen im ÖGB gege-

-
-
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ben, sondern diese Meinung wurde bis zum 
Frühjahr 1982 nicht geändert. 

Bei der Bearbeitung des Forderungskatal0-
ges kamen aber alle Fraktionen im ÖGB über­
ein - das war noch im Frühjahr 1982 -, die 
Urlaubsverlängerung zu aktualisieren. 

Ich darf daher dem Herrn Vorsitzenden fol­
gende Anträge überreichen: 

Zum Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 10. 12. 1982 betreffend urlaubsrechtliche 
Bestimmungen, 

betreffend des Gesetzesbeschluß des Natio­
nalrates vom 10. 12. 1982 betreffend Land­
arbeitsgesetz-Novelle 1982, 

betreffend Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 10. 12. 1982 betreffend Bauarbeiter­
Urlaubsgese~, und 

betreffend Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 10. 12. H)82 betreffend Heimarbeits­
gesetz, 

wird kein Einspruch erhoben. 

Daraufhin hat unser Sozialminister Dallin­
ger die Gespräche mit der Bundeswirtschafts­
kammer aufgenommen und die Behauptung 
hier vom Kollegen Stocker, daß das nicht ver­
sucht wurde, entspricht nicht der Wahrheit. 
Das absolute· Nein der Bundeswirtschafts­
kammer hat dann sicher nicht dazu beigetra­
gen, vernünftige Verhandlungsgespräche zu 
führen. Hätte man zu diesem Zeitpunkt mehr 
Gesprächsbereitschaft signalisiert, so wäre 
das der Sache sicher dienlich gewesen. Aber 
vielleicht kann man daraus für die Bewälti­
gung der auf uns zukommenden Arbeits­
marktprobleme den Schluß ziehen, daß 
immer nein zu sagen noch kein konstruktiver 
Lösungsvorschlag zu Bewältigung der Pro­
bleme sein wird. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte noch 
einmal darauf hinweisen, daß es im Rahmen 
des ÖGB bis zum Sommer dieses Jahres abso­
lutes Einvernehmen über die Vorgangsweise 
bei der Urlaubsverlängerung gab. Erst im 
Sommer haben die Christlichen Gewerkschaf­
ter Bedenken angemeldet, nachdem die ÖVP 

• dagegen aufgetreten ist und dieses Thema 
total verpolitisiert wurde. 

Wissen Sie, meine Damen und Herren, man 
sagt dem ÖGB einen gewissen Trägheitsmo­
ment beim Fassen von Beschlüssen nach. Das 

wird zumindest in den Medien manchmal so 
dargestellt. 

Aber was dahinter steht, ist sicher etwas 
anderes, nämlich, daß vor jedem Forderungs­
beschluß mehr als eingehend über alle Pro­
bleme beraten wird. Man geht an jedes 
Thema von mehreren Seiten heran und wägt 
wirtschaftliche Konsequenzen ab. 

Nach diesen für manchen sicher oft zu lang 
anmutenden Beratungen werden erst die 
Beschlüsse gefaßt und dann ist sich jeder 
über deren Konsequenzen bewußt. Das steckt 
hinter den Beratungen. 

Und diese Programme werden sicher nicht, 
weil es sich in der Tagespolitikgerade so 
ergibt, über den Haufen geworfen - und das 
gilt auch für die Urlaubsverlängerung. 

Meine Damen und Herren! Wir haben ja die 
Situation in Europa genau untersucht und 
daraus geht klar hervor, daß wir im Rahmen 
der europäischen Entwicklung alles eher als 
Vorreiter. sind. 

Und wenn man schon Vergleiche anstellt, 
so muß ich darauf hinweisen. daß zum Bei­
spiel Staaten wie Dänemark. Belgien, Finn­
land. Luxemburg, Frankreich. Italien, Schwe­
den und auch die Bundesrepublik Deutsch­
land ein höheres Urlaubsmaß als Österreich 
haben. Und das muß man, glaube ich. bei 
allen Diskussionen ebenfalls berücksichtigen. 

Neben dem internationalen Vergleich vom 
rein zeitlichen Urlaubsaufwand ist sicher 
auch die Kostenfrage relevant. Aber gerade 
was die Kosten der Urlaubsverlängerung 
betrifft, sind die von der ÖVP vorgegebenen 
Zahlen sicher zu hoch angesetzt. Es ist mir 
klar, daß gerade hier auch eine gewisse Unge­
nauigkeit einkalkuliert werden· muß. Aber 
wenn man davon ausgeht, daß sich bei einer 
Urlaubsverlängerung um eine Woche eine 
Verringerung des Arbeitsvolumens von zirka 
2,4 Prozent der geleisteten Arbeitszeit ergibt, 
so kann man für die Dauer von drei Jahren 
mit einer jährlichen Belastung von weniger 
als 0,7 Prozent der Lohnsumme rechnen. Und 
das ist sicher ein Belastungsfaktor , der nicht 
über die Reizschwelle geht. 

Man kann ohne weiteres davon ausgehen, 
daß die Urlaubsverlängerung auf Grund der 
Etappenlösung sicher nur eine kleinere 
beschäftigungspolitische Wirkung zeigen 
wird. 

Von der rein beschäftigungspolitischen 

430. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 41 von 106

www.parlament.gv.at



16450 Bundesrat - 430. Sitzung - 21. Dezember 1982 

SteinIe 

Seite her betrachtet wäre eine Urlaubsverlän­
gerung um eine W<>che ohne die Etappenrege­
lung wahrscheinlich sinnvoller gewesen. 

Aber gerade für diesen kleineren Effekt 
müssen wir mit einem Mehr an Arbeitslosen 
wieder alle gemeinsam bezahlen. Effekt 
davon wird sein, daß wir uns mit der Verkür­
zung der Wochenarbeitszeit zuriehmend mehr 
auseinander setzen müssen. Ich hoffe, daß das 
geschieht, bevor es zu spät ist, und hoffe auch, 
daß man in der BRD noch rechtzeitig erkennt, 
daß man um das Problem der Arbeitszeitver­
kürzung - schlechthin - nicht herum­
kommt. 

Wenn diese kleine Lösung im Rahmen der 
Arbeitszeitverkürzung dazu dient, die Ver­
handlungsbereitschaft des ÖGB gegenüber 
der Bundeswirtschaftskammer für die auf uns 
zukommenden Probleme zu signalisieren, 
dann waren die Abstriche, die wir als Gewerk­
schafter beim Thema Urlaubsverlängerung 
gemacht haben, sicher sinnvoll. 

Abschließend, meine Damen und Herren, 
möchte ich noch einmal feststellen, daß wir 
uns um entscheidende arbeitsmarktpolitische 
Maßnahmen nicht herumdrücken können, 
weil wir alle gemeinsam einfach di~ Verpflich­
tung haben, dafür Vorkehrungen zu treffen, 
daß in Zukunft das Recht auf Arbeit für alle 
Arbeitswilligen gewährt wird. 

In diesem Sinne ersuche ich im Interesse 
aller, die Urlaubsverlängerung gemäß der 
Vorlage zu beschließen. Danke. (Beifall bei 
der Sp(j.) . 

Vorsitzender: Bundesrat Stocker hat sich 
zu einer tatsächlichen Berichtigung zu Wort 
gemeldet. Ich erteile ihm dieses, mache 
jedoch darauf aufmerksam, daß die Dauer der 
tatsächlichen Berichtigung nur eine Dauer 
von 10 Minuten beinhalten darf. 

Bundesrat Stocker (ÖVP): Herr Vorsitzen­
der! Herr Bundesminister! Frau Staatssekre­
tär! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich 
möchte die Ausführungen des Kollegen Bun­
desrat Steinie in zwei Punkten berichtigen. 

Erstens: Ich habe nie behauptet, daß keine 
Sozialpartnergespräche stattgefunden haben, 
sondern ich habe nur darauf hingewiesen, daß 
eine Einigung bei den Sozialparntern nicht 
möglich war. Nach Informationen, die mir 
zugekommen sind, die ich allerdings im ein­
zelnen nicht überprüfen konnte, soll es aller­
dings so gewesen sein, daß der Präsident des 
Gewerkschaftsbundes . Benya durchaus 

Gesprächsbereitschaft gezeigt hat und auch 
eine gewisse Einsicht. für Argumente der 
anderen Seite, daß aber vor allem von Ihnen, 
Herr Sozialminister , immer wieder darauf 
bestanden wurde, dieses Gesetz durchzuset­
zen. 

Zweitens: Zur Haltung der Fraktion christli­
cher Gewerkschafter. Ich möchte nochmals 
darauf hinweisen, was auch Kollege Steinle 
betont hat, daß die Beschlüsse des Gewerk­
schaftsbundes und der einzelnen. Fachge­
werkschaften darauf hinauslaufen, daß eine 
Verlängerung des Urlaubes, eine Arbeitszeit­
verkürzung dann zu erfolgen haben, wenn es 
wirtschaftlich möglich ist, ohne eine konkrete 
Nennung des Termins. . 

Erstmals wurde ein Termin in der Bundes­
vorstandssitzung im Frühjahr des heurigen 
Jahres genannt. Damals wurde der Erwar­
tung Ausdruck gegeben, daß mit Jänner 1983 
eine Urlaubsverlängerung eintritt, und zwar 
wurde das mit Prognosen begründet, die wir 
damals schon bezweifelt haben, wo wir immer 
wieder darauf hingewiesen wurden, daß das 
stimmt und daß diese Entwicklung eintreten 
wird. Unter diesem Gesichtspunkt haben wir 
damals der Resolution zugestimmt. 

Im Herbst stand eine ganz andere Frage 
zur Diskussion, nämlich ein neuer Termin: 
Das Inkrafttreten mit 1. Jänner 1984. Daraus 
war ersichtlich, daß das Jahr 1983 nicht zu 
halten ist, daß sich alle darüber einig sind. 
Nachdem jeder Hinweis darauf fehlt, daß Pro­
gnosen, die jetzt bestehen, bis 1984 halten 
werden, haben wir geglaubt, daß es der Glaub­
haftigkeit einer Arbeitnehmervertretung 
dienlicher ist, mit einem Beschluß zu warten, 
bis sich die Entwicklung tatsächlich so 
abzeichnet, wie sie angenommen wird, und 
daß den Interessen der Arbeitnehmer nicht 
dadurch entsprochen wird, daß man dauernd 
Termine setzt, die man dann nicht einhalten 
kann. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender: Die von den Bundesräten 
Steinle und Genossen eingebrachten Anträge, 
gegen die vorliegenden vier Gesetzesbe­
schlüsse des Nationalrates keinen Einspruch 
zu erheben, sind genügend unterstützt und 
stehen demnach zur Verhandlung. 

Als nächster zum Wort gemeldet hat sich 
Bundesrat Dkfm. Dr. Stummvoll. Ich erteile" 
dieses. 

Bundesrat Dkfm. Dr. Stummvoll (ÖVP): 
Herr Vorsitzender! Herr Bundesminister! 
Frau Staatssekretär! Meine sehr geehrten 
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Damen und Herren! In der öffentlichen Dis­
kussion über die Arbeitszeitverkürzung ist in 
den letzten Wochen ein sehr bemerkenswer­
ter Wandel eingetreten. Noch vor dem Som­
mer waren eigentlich die Fronten zwischen 
Anhängern und Gegnern einer Arbeitszeitver­
kürzung völlig erstarrt. In der Zwischenzeit 
hat sich diese Polarisierung von Extremstand­
punkten doch spürbar aufgelockert, und die 
Inhalte der Diskussion haben sich zum Teil 
wesentlich verändert. 

Erinnern wir uns gemeinsam kurz zurück. 
Die Arbeitszeitverkürzung, wie sie der Herr 
Sozialminister zu Beginn dieses Jahres und 
noch vor dem Sommer sehr vehement vertre­
ten hat, hatte drei Hauptmerkmale. Sie sollte 
erstens eine globale Maßnahme sein, daß 
heißt, alle Betriebe erfassen. Sie sollte zwei­
tens mit vollem Lohnausgleich erfolgen, das 
heißt, mit gleichem Lohn bei kürzerer 
Arbeitszeit. Drittens wurde als Begründung 
angeführt, daß damit zusätzliche neue 
Arbeitsplätze geschaffen werden könnten. 
Das war die Ausgangslage. 

Wo stehen wir heute nur wenige Monate 
später in der Diskussion? Was die Frage der 
Globalstrategie betrüft, so tritt praktisch mit 
Ausnahme des Herrn Sozialministers selbst 
niemand mehr dafür ein. Egal, ob es der Bun­
deskanzler oder der ÖGB-Präsident ist, egal, 
ob es der Arbeiterkammerpräsident Czettel 
oder der Chef der Metallarbeitergewerkschaft 
Wille ist, sie alle betonen die Notwendigkeit 
eines vorsichtigen, differenzierten Vorgehens. 
Die Arbeitszeit könne, wenn überhaupt, nur 
branchenweise oder betriebsindividuell her­
abgesetzt werden. 

In der Frage des Lohnausgleiches ist eine 
Lohnkürzung bei kürzerer ~Arbeitszeit, wie 
Präsident Czettel gemeint hat, durchaus kein 
Tabu mehr. 

Drittens ist in der derzeitigen wirtschaftli­
chen Situation nicht mehr von der Schaffung 
zusätzlicher Arbeitsplätze die Rede, sondern 
nur mehr davon, ob mit einer Arbeitszeitver­
kürzung ein weiteres Ansteigen der Arbeitslo­
sigkeit verhindert werden kann. 

Diese Entwicklung in der Meinungsbildung, 
meine Damen und Herren, die zu einer 
wesentlichen Veränderung in den Grundposi­
tionen der Argumentation geführt hat, ist 
allerdings am Urlaubsgesetz spurlos vorbeige­
gangen. Arroganz der Macht, Prestigedenken, 
Parteitaktik und ein Justamentstandpunkt 
haben hier Vorrang vor der wirtschaftlichen 
Vernunft. 

Das Urlaubsgesetz wird zu einem Zeitpunkt 
beschlossen, meine Damen und Herren, wo 
die wesentlichsten Argumente dafür bereits 
überholt sind. Denn das Urlaubsgesetz bedeu­
tet eine generelle Arbeitszeitverkürzung, 
obwohl heute die Notwendigkeit eines diffe­
renzierten Vorgehens allgemein anerkannt 
wird. Es erfolgt ein voller Lohnausgleich so, 
als ob die Betriebe aus dem Vollen schöpfen 
könnten, und es wird in der Regierungsvor­
lage davon gesprochen, daß der beschäfti­
gungspolitische Effekt 22 000 zusätzliche 
Arbeitsplätze bedeutet, obwohl heute jeder, 
der halbwegs Einblick in die Wirtschaft hat, 
weiß, daß mit diesem Gesetz kein einziger 
zusätzlicher Arbeitsplatz geschaffen werden 
wird. 

Das Urlaubsgesetz ist daher insofern ein 
Unikum, als es bereits lange vor seinem 
Inkrafttreten, über ein Jahr vor seinem 
Inkrafttreten, sowohl in der Zielsetzung: 
Schaffung zusätzlicher Arbeitsplätze, als auch 
in der Begründung überholt ist. 

Es paßt einfach nicht in die wirtschaftliche 
Krisenlandschaft, in der wir uns derzeit befin­
den und wo sich nirgends der berühmte Sil­
berstreifen am Horizont abzeichnet. Im 
Gegenteil, von Monat zu Monat werden die 
Prognosen und Voraussagen der Wirtschafts­
forscher noch düsterer. Sie werden es am 
kommenden Mittwoch, am 22. Dezember erle­
ben, wenn das Wirtschaftsforschungsinstitut 
seine neueste Prognoserevision vorlegt. 

Was daher derzeit die Betriebe brauchen 
würden, .meine Damen und Herren, wären 
nicht neue Kostenbelastungen, sondern wäre 
ein Belastungsstopp. 

Der Hauptredner der sozialistischen Frak­
tion im Nationalrat, Präsident Czettel, hat 
trotz Parteidisziplin und trotz Zustimmung zu 
diesem Gesetz in seiner Rede sehr deutlich 
durchblicken lassen, daß auch der Regie­
rungspartei bei dieser Beschlußfassung 
durchaus nicht sehr wohl in ihrer Haut ist. 
Denn Präsident Czettel hat gemeint, daß auch 
nach der Beschlußfassung noch eine 
Gesprächsbereitschaft bestehe. Man könne, 
so hat er sinngemäß ausgeführt, im nächsten 
Jahr neuerlich über die wirtschaftliche Lage 
reden und die Auswirkungen des Gesetzes 
überprüfen. 

Im Gespräch mit der "Kleinen Zeitung" 
Graz, vom 11. Dezember, hat Czettel dann 
präzisiert, daß diese Aussage von ihm durch­
aus bedeuten können, daß das Gesetz sistiert, 
also gar nicht erst wirksam wird. 
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Meine Damen und Herren von der soziali­
stischen Fraktion! Sie beschließen also ein 
Gesetz, von dem Sie selbst nicht überzeugt 
sind, ob es in der derzeitigen krisenhaften 
Wirtschaftssituation überhaupt zu verantwor­
ten ist. 

Das wäre an sich Ihre Privatsache, meine 
Damen und Herren, Ihr privates Problem, 
wenn es hier nicht gleichzeitig um die existen­
ziellen Sorgen Tausender österreichischer 
Arbeitnehmer ginge. Denn es gibt einen 
Zusammenhang zwischen Mehrurlaub und 
Arbeitsplätzen, einen direkten Zusammen­
hang. Allerdings nicht in Form einer wunder­
samen Arbeitsplatzvermehrung, wie Sie, Herr 
Sozialminister , meinen, sondern einen 
Zusammenhang in der Form, daß durch die­
ses Gesetz Tausende Arbeitsplätze in Öster­
reich gefährdet werden. Die kostenmäßigen 
Auswirkungen des Gesetzes hat Herr Bundes­
rat Steinle aus der Regierungsvorlage bereits 
zitiert. Wobei nur in Klammern hinzugefügt 
sein soll, daß die "Seriosität" dieser Berech­
nungen daraus ersichtlich ist, daß vorne im 
Vortrag an den Ministerrat die jährliche Bela­
stung mit 0,3 und hinten in den Erläuternden 
Bemerkungen diese jährliche Belastung mit 
0,7 Prozent angeführt wird. 

Herr Minister, ich darf Sie bei der Gelegen­
heit bitten, in Zukunft vielleicht die Berech­
nungen so seriös anzustellen, daß vorne und 
hinten die gleichen Zahlen stehen. 

Egal, ob wir jetzt die Zahl 0,7 oder 0,3 neh­
men, meine Damen und Herren, nehmen wir 
0,7, dann entspricht das, auf drei Jahre umge­
legt, also insgesamt, der Bruttolohn- und 
-gehalts summe von 40 000 Arbeitnehmern in 
Österreich. 

Nehmen wir die 0,3 auf drei Jahre umge­
legt, dann ist es halb soviel, dann sind es 
20 000 Arbeitsplätze. 

Meine Damen und Herren! Die Betriebe 
haben heute - glauben Sie uns das, Sie sehen 
es ja aus der Insolvenzstatistik - einfach die­
sen kostenmäßigen Spielraum nicht mehr; 
alle zusätzlichen Kostenbelastungen müssen 
daher zwangsläufig zu Lasten der Arbeits­
plätze gehen. Im übrigen ist ja nie die Durch­
schnittsbelastung global entscheidend, son­
dern immer nur die tatsächliche Belastung 
für den konkreten Betrieb, dessen Konkur­
renzsituation und dessen Arbeitsplätze. 

Sehen Sie, meine Damen und Herren, des­
halb ist dieses Urlaubsgesetz nicht nur wirt­
schaftsfeindlich, sondern auch in höchstem 

Maße unsozial, ja ich würde sagen, zynisch: 
Das Urlaubsgesetz ist für mich deshalb 
zynisch; weil es Tausenden Arbeitnehmern 
nicht einen fünfwöchigen Mindesturlaub, son­
dern einen 52wöchigen Zwangsurlaub besche­
ren wird. 

Die Verantwortung für diese steigenden 
Arbeitsplatzverluste, meine Damen und Her­
ren, Herr Minister, tragen Sie von der soziali­
stischen Fraktion allein! Wir wollen das hier 
deutlich festhalten. Reden Sie sich nachher 
bitte nicht auf internationale Entwicklungen 
aus! 

Und noch etwas, meine Damen und Herren, 
möchte ich sehr deutlich hier sagen. In der 
bisherigen Entwicklung des Urlaubsrechts 
war das Urlaubsgesetz immer ein Instrument 
des sozialen Fortschritts. Es bleibt dieser 
Regierung überlassen, aus diesem Instrument 
des sozialen Fortschritts ein Instrument des 
wirtschaftlichen Rückzuges zu machen. Der 
vorliegende Gesetzesbeschluß verdient weder 
die Bezeichnung Sozialpolitik noch die 
Bezeichnung Wirtschaftspolitik. Er ist viel-· 
mehr am Ende einer Legislaturperiode Aus­
druck einer Politik des lieben Augustin. 

Meine Damen und Herren! Aber nach a1l 
den Ankündigungen, die wir vom Herrn 
Sozialminister gehört haben, soll ja das 
Urlaubsgesetz nur ein erster Schritt sein. In 
der zweiten Phase von 1985 bis 1990 soll dann 
die Wochenarbeitszeit auf 36 beziehungsweise 
35 Stunden herabgesetzt werden. Diese Sen­
kung soll nach Ihren Worten, Herr Sozialmi­
nister , radikal und in einem Zug erfolgen, 
damit - und ich zitiere hier aus dem "ORF­
Morgenjournal" vom 20. Oktober 1982 -
"nicht durch Rationalisierung beziehungs­
weise produktivitätssteigernde Effekte der 
arbeitsvermehrende Wert einer solchen 
Arbeitszeitverkürzung verlorengeht" . 

Diese Aussagen, meine Damen und Herren, 
aus dem Mund eines Regierungsmitgliedes 
und noch dazu aus dem Mund des zuständi­
gen Ressortministers ist in mehrfacher Hin­
sicht bemerkenswert. Sie zeigt erstens eine 
geradezu naive Vorstellung von der Wirt­
schaft, die schon wieder gefährlich wird. Die 
Betriebe sollen nämlich durch die Arbeitszeit­
verkürzung gleichsam überrumpelt werden, 
damit sie nicht rationalisieren können. 
Eigentlich erübrigt sich zu einer solchen 
Argumentation jeder Kommentar. 

Rationalisierung, meine Damen und Her­
ren, ist doch um Himmels willen nicht das 
Hobby profitgieriger Unternehmer, sondern 
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eine Maßnahme zur Erhaltung der Konkur­
renzfähigkeit und zur Erhaltung der Arbeits­
plätze! (Bundesrat S te i n 1 e: Dann muß man 
darüber reden können!) Rationalisierung -
Herr Kollege Steinle, gerade Sie als verant­
wortungsbewußter Gewerkschafter wissen 
das sehr genau - ist unerläßlich, wenn wir 
unsere Arbeitsplätze im internationalen Kon­
kurrenzkampf nicht von vornherein aufgeben 
wollen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Weil ich an die­
ser Stelle Zwischenrufe Ihrerseits erwartet 
habe, darf ich Sie auf das Unternehmenskon­
zept der ÖIAG vom September 1982 verwei­
sen. Auf Seite 3 wird dort die Rationalisierung 
als einer der vier Hauptansatzpunkte zur Kri­
senbewältigung genannlt. 

Fragen Sie daher Ihre sozialistischen 
Manager in diesem Wirtschaftsbereich, was 
sie von Rationalisierung halten! 

Meine Damen und Herren! Die Vorstellung 
einer radikalen Arbeitszeitverkürzung in 
einem Zug, um Produktivitätssteigerung zu 
vermeiden, zeigt aber auch ein völlig gestör­
tes Verhältnis zur Produktivität und zum wirt­
schaftlichen Fortschritt. Denn wirtschaftli­
chen und sozialen Fortschritt, meine Damen 
und Herren, kann es immer nur in jenem 
Ausmaß geben, in dem auch die Wertschöp­
fung und die Produktivität steigen. (Bundes­
rat S te in 1 e: Können Sie sich an die Pro­
duktivitätssteigerung der letzten Jahre erin­
nern?) 

Herr Kollege Steinle! Schauen wir uns die 
bisherigen Entwicklungstendenzen im 
Bereich der Arbeitszeitgesetzgebung an! Bis­
her waren es immer die Produktivitätszu­
wächse, die der Motor einer Arbeitszeitver­
kürzung waren. Und auf Dauer wird eine 
Arbeitszeitverkürzung nur dann haltbar sein, 
wenn entsprechende Produktivitätszuwächse 
dahinterstehen. Machen wir Arbeitszeitver­
kürzung ohne Produktivität, dann können wir 
nur verlieren. (Weitere Zwischenrufe des 
Bundesrates S te i n 1 e.) 

Herr Kollege Steinie! Machen Sie keine 
Zwischenrufe wider besseres Wissen! Sie sind 
ein verantwortungsbewußter Gewerkschafter, 
Sie wissen gen au , wie gerade in Ihrer Bran­
che die wirtschaftliche Situation der Betriebe 
aussieht. 

Machen wir nämlich Arbeitszeitverkür­
zung, meine Damen und Herren, ohne Pro­
duktivitätszuwachs, dann können wir nur ver­
lieren, und zwar aus zwei Gründen: Entweder 

machen wir diese Arbeitszeitverkürzung mit 
Lohnausgleich, das heißt ohne Lohnkürzung, 
dann verlieren wir Konkurrenzfähigkeit und 
Arbeitsplätze. Machen wir sie ohne Lohnaus­
gleich, das heißt mit Lohnkürzung, dann ver­
lieren wir an Kaufkraft. Also Arbeitszeitver­
kürzung ohne entsprechende Produktivitäts­
steigerungen ist in jedem Fall für alle Betei­
ligten ein Verlustgeschäft. 

Meine Damen und Herren! Die Theorie von 
der radikalen Arbeitszeitverkürzung als Mit­
tel der Beschäftigungspolitik zeigt aber auch 
eine erschreckende Resignation vor den wirt­
schaftlichen Herausforderungen der Zukunft. 
Ja, es ist nicht nur eine Resignation, es ist 
eigentlich eine Kapitulation vor der Zukunft. 
Es ist eine reine Defensivstrategie, ein reines 
Rückzugsgefecht. Dieses Rezept, Herr Sozial­
minister , wird genauso scheitern, wie das 
Rezept des Herrn Bundeskanzlers bereits 
gescheitert ist, Arbeitsplatzsicherung durch 
Schuldenpolitik zu betreiben. Man kann ein­
fach wirtschaftspolitische. Fehler... (Zwi­
schenrufe bei der Sp(j.) 

Meine Damen und Herren! Ich weiß, daß 
diese Ausführungen für Sie nicht sehr ange­
nehm sind. Aber glauben Sie mir, man kann 
wirtschaftspolitische Fehler weder mit Schul­
denpolitik noch mit Arbeitszeitverkürzung 
zudecken. (Beifall bei der ÖVP.) 

Noch ein Wort zur Semantik. Meine Damen 
und Herren! Es geht bei der Arbeitszeitver­
kürzung, um auch das sehr deutlich zu sagen, 
nicht darum, weniger Arbeit auf mehr Men­
schen zu verteilen. Es geht darum, mehr 
Arbeitslosigkeit auf mehr Menschen zu ver­
teilen. Auch das muß man einmal deutlich 
sagen. (Ruf bei der Sp(j: Das ist eine Wort­
klauberei!) 

Ein letzter Punkt, meine Damen und Her­
ren, den ich speziell an Ihre Adresse, Herr 
Sozialminister, richten will: Mit Kampfansa­
gen an die Betriebe nach dem Motto: Wir wer­
den nicht zulassen, daß ihr rationalisiert, wir 
werden nicht zulassen, daß ihr die Produktivi­
tät erhöht, mit solchen Kampfansagen an die 
Betriebe werden wir zweifellos den Weg aus 
dieser Krisensituation nicht herausfinden. 

Wir werden die Herausforderungen der 
achtziger Jahre, meine Damen und Herren, 
nur dann bewältigen, wenn wir gemeinsam 
an einem Strang ziehen. (Weitere Zwischen­
rufe bei der Sp(j.) Nicht ein klassenkämpferi­
sehes Gegeneinander, sondern nur ein part­
nerschaftliches Miteinander wird uns aus der 
Krise herausführen. 
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Herr Minister! Ich bitte Sie, geben Sie Ihre 
Verunsicherung der Wirtschaft, geben Sie 
Ihre Angriffe auf die Betriebe auf! Es ist 
schon genug Schaden angerichtet worden. 

Was die Arbeitszeitverkürzung betrifft, 
möchte ich zum Abschluß noch eines sagen: 
Ich glaube, wir sollten sie überhaupt aus dem 
tagespolitischen Streit herausnehmen und 
jenen überlassen, die sich in Österreich schon 
sehr oft als Problemlöser betätigt haben, näm­
lich den Sozialpartnern. (Beifall bei der ÖVP.) 
Wir sind bisher mit der Sozialpartner schaft in 
Österreich sehr gut gefahren. Ich glaube, wir 
werden damit weiter gut fahren, wenn wir 
auch diese Frage der Arbeitszeitverkürzung 
mit der Problemlösungskapazität der Sozial­
partner - ohne politische Ausritte des 
zuständigen Ressortministers - in Angriff 
nehmen. Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender: Zum Wort gemeldet hat sich 
der Herr Bundesminister. Ich erteile es ihm. 

Bundesminister für soziale Verwaltung 
Dallinger: Herr Vorsitzender! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Wenn ich nicht 
Herrn Dr. Stummvoll so gut kennen würde 
und wüßte, daß Ausdrücke wie unsozial, 
zynisch und so weiter nur rhetorische Flos­
keln sind, die er sicherlich nicht ernst meint, 
müßte ich ganz anders auf diese Ausführun­
gen reagieren, zumal Herr Dr. Stummvoll 
Gelegenheit hatte, bei vielen Verhandlungen 
über diese Frage der Urlaubsverlängerung 
dabei zu sein. Er hat gesehen, wie sehr ich 
und viele andere von dem Willen getragen 
gewesen sind, hier eine Konsenslösung zu 
erzielen, daß wir versucht haben, im Rahmen 
von Verhandlungen mit den sogenannten 
Sozialpartnern bis zum letzten Moment eine 
Übereinstimmung herbeizuführen, die bewir­
ken sollte, daß es zu einer gemeinsamen 
Beschlußfassung kommt. 

Es ist richtig - und ich wiederhole es -: 
Ich persönlich hätte mir gewünscht, per 
1. Jänner 1983 eine Urlaubsverlängerung -
bei der Erhöhung des Mindesturlaubes von 
vier auf fünf Wochen und für Dienstnehmer 
mit mehr als 25 Dienstjahren auf sechs 
Wochen - auf einmal, um eben eine Wirkung 
zu erzielen, die tatsächlich arbeitsvermeh­
rend und arbeitsplatzschaffend wirkt. Daß es 
dazu nicht gekommen ist, ist der Beweis, daß 
wir versucht gewesen sind; eine Lösung in 
Übereinstimmung zu erzielen, die letztlich 
dann so hinausgezögert worden ist, daß der 
von mir erwünschte und erhoffte arbeitsplatz­
sichernde Effekt sicherlich im starken Aus­
maß gemindert ist. 

Das möchte ich in aller Eindeutigkeit 
sagen, weil ich weiß, daß die erste Etappe 
sicherlich durch kompensatorische Maßnah­
men aufgefangen wird, daß bei der zweiten 
Etappe dann erstmalig eine solche Wirkung 
eintreten kann und daß eine arbeitsplatzver­
mehrende Wirkung letztlich dann erst in der 
letzten Etappe, nämlich bei der vollen Reali­
sierung des fünf- beziehungsweise sechswö­
chigen Urlaubes eintritt. 

In diesem Sinn ist es richtig, daß ich nach 
wie vor beklage, daß es zu dieser Lösung 
gekommen ist, die letztlich dann noch eine 
neue Facette bekam, als der Bundeskanzler 
den letzten Versuch unternommen hat, noch 
eine Übereinstimmung herbeizuführen, als er 
den Wirksamkeitsbeginn vom 1. Jänner 1983 
auf 1. Jänner 1984 vorgeschlagen hat und ich 
auch diesen Vorschlag akkomodierte. 

Jetzt zu behaupten, daß das anders vor sich 
gegangen ist, daß man zynisch und unsozial 
eine Gewaltlösung herbeiführt, ist, glaube ich. 
die Wahrheit auf den Kopf zu stellen. Ich 
würde es an sich ablehnen, eine solche Argu­
mentation zu akzeptieren. "Prestigedenken" , 
"Justamentstandpunkt", all das nach dem 
Wissen um die Verhandlungen und um das 
Bemühen, ist, glaube ich, wirklich absurd, 
wenn man das hier zum Ausdruck bringt. Ich 
lehne das auf das Entschiedendste ab. 

Meine Damen und Herren! Genauso absurd 
ist die Argumentation zu· behaupten, daß 
nicht nur keine neuen Arbeitsplätze geschaf­
fen oder bestehende erhalten werden, son­
dern bestehende bedroht sind im Ausmaß zwi­
schen 20 000 und 40 000 für Arbeitnehmer. Ich 
glaube, das zu behaupten, gehört sehr viel 
Mut, wozu ich Ihnen gratuliere. Aber kein 
Mensch, der sich ernsthaft mit den Dingen 
beschäftigt, kann das als reale Situation 
bezeichnen und kann der Meinung sein, daß 
das tatsächlich eintritt. 

Meine Damen und Herren! Weil Sie moniert 
haben, daß man bei Gesetzesvorschlägen 
beziehungsweise bei Erläuterungen mit ent­
sprechend richtigen Zahlen operieren soll, 
möchte ich Ihnen sagen, daß es richtig ist, daß 
wir zwei Werte aufzuzeigen haben: Einerseits 
den theoretischen Wert der Kostensituation, 
wenn es zu keinen kompensatorischen Maß­
nahmen käme - dann wäre nämlich der Auf­
wand an Kosten von etwas über 2 Prozent 
anzunehmen -, und dann der reale tatsächli­
che Wert mit 0,3 Prozent, wenn man alle kom­
pensatorischen Maßnahmen in Gegenrech­
nung stellt. 
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Dazu gehört auch ein produktivitäts steigen­
der Effekt, der in der Regel bei allen Arbeits­
zeitverkürzungen das halbe Verkürzungsaus­
maß dadurch egalisiert, daß es zu Produktivi­
tätssteigerungen kommt. Dazu gehören auch 
andere Maßnahmen auf dem Gebiet der 
Rationalisierung, die in der Diskussion 
erwähnt worden sind. 

Tatsächlich ist es so, daß mit Fug und Recht 
angenommen werden kann, daß die Kosten 
für die jeweilige Etappe der Urlaubsverlänge­
rung 0,3 Prozent der Lohnsumme pro Etappe 
betragen wird und daß insgesamt gesehen 
wahrscheinlich der arbeitsvermehrende 
Effekt bei der dritten Etappe bei etwa 15000 
bis 18 000 Beschäftigten liegt. Ich gebe zu: Das 
ist eine hypothetische Amiahme, die aller­
dings sehr real auf ihre Tauglichkeit unter­
sucht worden ist und wo Wissenschafter im 
In- und Ausland solche Mittelwerte angeben. 
Es gibt aber auch andere, die irgendwo im 
Einflußbereich der Industriellenvereinigung 
liegen, die diese Werte bestreiten. 

Tatsache ist aber, daß wahrscheinlich nie­
mals mit absoluter Sicherheit behauptet wer­
den kann, was dabei herauskommt, weil der 
Zeitraum von vier Jahren in der Gesamtab­
wicklung sicherlich ein so langer ist, daß er 
durch viele andere Ereignisse beeinflußt wird, 
die dann Auswirkungen haben, die jetzt noch 
nicht absehbar sind. 

Meine Damen und Herren! Wenn wir jetzt 
schon von der Arbeitszeitverkürzung spre­
chen und mit Recht darauf hingewiesen wor­
den ist, daß die Arbeitszeitverkürzungsdis­
kussion eine neue Dimension erlangt hat, in 
die sich in der vergangenen Woche auch noch 
der Kardinal in Österreich eingeschaltet hat 
und er auch vom Standpunkt und Blickpunkt 
der Kirche auf dieses Geschehen Einfluß 
genommen hat, so ist es sicher so, daß wir 
unter dem Druck der Verhältnisse vor einer 
neuen Dimension stehen. Ich stehe gar nicht 
an zu sagen, daß sich das, was ich mir vom 
zeitlichen Ablauf tatsächlich vorgestellt habe, 
für eine globale Erhöhung, hineinzieht in den 
Zeitraum 1985/1990 und durch die Ereignisse, 
durch die Realität überholt ist bis zu einem 
gewissen Grad. Zumindestens partiell und auf 
bestimmte Sparten bezogen. 

Es ist daher absolut kein Widerspruch, 
wenn jetzt darüber diskutiert wird, in 
bestimmten Branchen, die strukturell bedroht 
sind, eine Arbeitszeitverkürzung unter ganz 
anderen Voraussetzungen herbeizuführen als 
sie global, längerfristig gesehen konzipiert ist. 
Es ist das kein Widerspruch, sondern es ist 

das das Übereilen der Dinge einfach durch die 
faktische Realität, die uns zwingt, in diese 
Maßnahmen zu gehen. 

Ich habe - wenn Sie sich erinnern, Herr 
Dr. Stummvoll - beim Antrittsbesuch Ihres 
neugewählten Präsidenten Dr. Beurle gesagt, 
es wäre richtig, das aus eigenem zu tun, weil 
ich den Zeitpunkt kommen sehe, wo die 
Unternehmer, die Repräsentanten der Wirt­
schaft selbst zu mir kommen werden, um eine 
solche Regelung zu beantragen beziehungs­
weise anzustreben. 

Das hat damals ironisch geklungen, aber es 
ist heute nahezu erreicht. Denn eben der glei­
che Präsident Beurle, der noch vor einigen 
Monaten erklärt hat, eine Arbeitszeitverkür­
zung kommt überhaupt nicht in Frage, und 
der mit mir in einer öffentlichen Diskussion, 
die auch in der "AZ" - in der ,,Arbeiter Zei­
tung" - einen Niederschlag gefunden hat, 
darüber diskutiert hat und der sich vehement 
dagegen ausgesprochen hat, hat vor wenigen 
Tagen erklärt, er könne sich eine Arbeitszeit­
verkürzung sehr wohl vorstellen, und zwar 
variierend, je nach den Gegebenheiten in den 
Betrieben, daß man unter Lohnverzicht natür­
lich . .. (Zwischenrufe bei der OVP.) Natür­
lich! Der Präsident der Industriellenvereini­
glmg wird etwas anderes behaupten, meine 
Damen und Herren! So naiv werden doch 
nicht einmal Sie sein, daß der Präsident der 
Industriellenvereinigung etwas anderes 
behauptet! 

Er hat gemeint, variierend von 30 bis 40 
Stunden, wobei die jeweiligen Lasten die 
Arbeitnehmer natürlich zu übernehmen 
haben, die dann eben, wenn es schlechter 
geht, auf 30 Stunden unter Lohnverzicht ein­
zusteigen haben, und wenn es wieder etwas 
besser geht, werden sie dann wieder mit 40 
Stunden pro Woche Beschäftigung bekommen 
und dann eine 40stündige Arbeitswoche 
bezahlt erhalten. 

Meine Damen und Herren! Das ist die neue 
Dimension, was ich gern zugebe. Da ist es gar 
nicht überraschend, daß meine Freunde im 
ÖG B und in der Kammer und in der Regie­
rung jetzt von einem ganz anderen Gesichts­
punkt aus in diese Diskussion einsteigen. 

Aber, meine Damen und Herren: Sind wirk­
lich die bürgerlichen Politiker in Belgien so 
naiv, daß sie meinen, durch Arbeitszeitver­
kürzung könne man einen arbeitsvermehren­
den Effekt schaffen? Sind die wirklich so naiv, 
wenn sie in Diskussion sind, daß man die 
Arbeitswoche gesetzlich in Belgien auf 35 
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Stunden verkürzt und gleichzeitig festsetzt, 
daß sie je nach der Dimension der Beschäftig­
ten, soundso viele Neueinstellungen (Zwi­
schenrufe bei der ÖVP) zwingend zu tätigen' 
haben, damit man eben dem arbeitsvermeh­
renden Effekt tatsächlich Rechnung trägt und 
sich nicht in die Produktivitätssteigerung 
flüchtet und damit wieder sehr viel davon 
wegnimmt? 

Sind diese bürgerlichen Politiker in Belgien 
wirklich so naiv, daß sie nicht wissen, daß ein 
gewisser Kosteneffekt da ist, daß es gewisse 
Entwicklungen in der Welt gibt? - Glauben 
Sie nicht, daß die unter dem Druck der Ver­
hältnisse, da man eine nahezu 15prozentige 
Arbeitslosenrate hat, der Meinung sind, daß 
man jetzt diesen Dingen gegensteuern muß? 
(Vorsitzender-Stellvertreter Dr. Sc ha m -
be c k übernimmt die Verhandlungsleitung.) 

Zum Argument der Resignation und der 
Kapitulation: Ich weiß nicht, ob ich Ihnen den 
Eindruck eines Kapitulanten mache, wenn ich 
in der Öffentlichkeit und auch vor diesem 
Forum agiere, oder ob ich nicht doch einen 
anderen Eindruck zu erwecken versuche, was 
ich auch tagtäglich unter Beweis stelle. Es 
geht nicht um die Kapitulation, meine Damen 
und Herren. Es geht auch gar nicht darum, 
daß man jetzt nicht andere offensive Strate­
gien zu einer qualitativen Verbesserung der 
Wirtschaft betreiben soll und daß man nicht 
alles daransetzen soll und muß, um zu einer 
wirtschaftlichen Expansion zu gelangen. 

Nur glaube ich, daß das nicht Gegensätze 
sind. Die wirtschaftliche Expansion und das 
Bemühen, eine solche Expansion herbeizu­
führen, steht in keinerlei Gegensatz zur 
gleichzeitigen Verkürzung der Arbeitszeit, die 
ja nicht nur aus weltwirtschaftlichen Überle­
gungen her begründet ist, sondern die insbe­
sondere auf Grund der technologischen Ent­
wicklung her auch ohne weltwirtschaftliche 
Schwierigkeiten begründet wäre und von uns 
jedenfalls in Angriff genommen werden 
müßte. (Zwischenruf des Bundesrates Dr. 
Pis e c.) Bitte? (Bundesrat Dr. Pis e c: Die 
vollautomatisierten Dachdecker!) 

Bitte das nicht immer nur von der Position 
der Dachdecker aus zu beurteilen. Vielleicht 
können Sie sich mit dem Herrn Dr. Stumm­
voll darüber unterhalten, wo doch - und das 
muß ich lODend hervorheben - die Industriel­
lenvereinigung sogar festgestellt hat, daß 
man nicht Kirchturmpolitik betreiben soll. 
Sosehr ich für die Stützung und für die Hilfe 
für das Gewerbe bin, soll man doch bitte nicht 
übersehen, daß wir auch die Industrie brau-

ehen und benötigen und daß man daher die 
Faktoren und die Erkenntnisse, die für den 
Teil der Wirtschaft notwendig sind, nicht mit 
einer Handbewegung mit Hinblick auf die 
Dachdecker auf die Seite schieben kann. Ich 
bitte, doch eine Dimension auch in der Dis­
kussion zu wahren, damit wir hier nicht 
Gegensätze auftürmen, die in kein'er Weise 
existent sind. Natürlich wird man da und dort 
bei Maßnahmen verschiedenster Art darauf 
Bedacht zu nehmen haben, daß wir eine Wirt­
schaftsstruktur haben, die von den Kleinbe­
trieben her stark beeinflußt ist in Österreich. 
Aber deswegen können wir ja nicht die Indu­
striepolitik aufgeben und sagen: Wir forcieren 
nur mehr die Dachdecker und den Fremden­
verkehr, alles andere interessiert uns dabei 
nicht. (Zwischenruf bei der ÖVP.) Vielleicht; 
machen Sie sich das mit Herrn Dr. Stumm­
voll, mit Herrn Dr. Beurle aus. Die werden Sie 
vielleicht auch auf diese Ebene hinbringen. 
Ich würde es bedauern, würden die Bundes­
kammer der gewerblichen Wirschaft und 
deren Repräsentanten immer nur vom Dach­
decker- und vom Bäckermeister-Standpunkt 
aus zu den Dingen Stellung nehmen und nicht 
auch vom industriepolitischen und vom 
gesamtwirtschaftlichen Gesichtspunkt. 

Aber wenn wir schon von diesen Dingen 
reden, meine Damen und Herren, und wenn 
man gemeint hat, daß wir eine so schlechte 
Politik gemacht haben, die nur so strotzt von 
wirtschaftspolitischen Fehlern, dann möchte 
ich auch hier wiederholen, was ich im Natio­
nalrat gesagt habe: Die Weltbestmarken, die 
wir in bezug auf Beschäftigung und Infla­
tionsrate halten, können doch nicht der Aus­
druck einer schlechten, verfehlten Wirt­
schaftspolitik dieser Regierung sein! Wenn es 
um uns, wenn es in der ganzen Welt völlig 
konträr aussieht, meine Damen und Herren 
(Beifall bei der SPÖ), dann kann doch unsere 
Politik nicht der Beweis dafür sein, was völlig 
verfehlt und falsch ist. Weltbestmarken - ich 
glaube, niemand in dem Saal kann das ieug­
nen - in der Beschäftigungspolitik und auf 
dem Gebiet der Inflation! Und wir werden das 
nicht nur in der Gegenwart, sondern wir wer­
den das auch in der Zukunft halten. Dazu sind 
diese Maßnahmen, die wir hier setzen, all 
Ihren Überlegungen zum Trotz notwendig, sie 
sind einerseits gezielt und auf die Wirtschaft 
Bedacht nehmend im Hinblick auf die Verkür­
zung der täglichen und der wöchentlichen 
Arbeitszeit, bedeuten aber auch eine Gleich­
stellung, eine Verbesserung auf dem Gebiet 
des Urlaubsrechtes. 

Ich glaube, daß Sie in Wirklichkeit wissen, 
daß wir hier auf dem richtigen Weg sind, daß 

-
-
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wir tatsächlich maßvoll die Schritte setzen 
und daß das andere, was wir setzen müssen 
- wenn ich sage, im radikalen Ausmaß -, 
eben nicht aus dem Unwillen heraus 
geschieht, der Wirtschaft entgegenzukom­
men, sondern aus der Erkenntnis und aus 
dem Wissen heraus, daß eine solche Maß­
nahme, unbedingt notwendig ist, um den 
gewünschten Effekt zu erzielen. 

Meine Damen und Herren! Einmal mehr 
sage ich: Ich bin 35 Jahre in dieser österreichi­
schen Sozialpartnerschaft tätig, wahrschein­
lich länger als jeder einzelne, der hier im Saal 
sitzt. Ich bin, wenn Sie wollen, eine Schöp­
fung dieser Sozialpartnerschaft. Ich habe mit 
einigen der hier anwesenden Herren viele 
schwierige Sätze bezüglich der Arbeitszeitver­
kürzung, der Verlängerung des Urlaubsaus­
maßes, der Schaffung des Arbeitsverfassungs­
gesetzes und vieler anderer Gesetze tagelang, 
wochenlang verhandelt. Mir geht es nicht 
darum, die österreichische Wirtschaft zu zer­
stören oder die Sozialpartnerschaft zu zerstö­
ren. Mir geht es darum, der Wirtschaft dieses 
Landes, aber auch den arbeitenden Menschen 
dieses Landes zu dienen. Und dieser Schritt 
ist ein Schritt in Richtung dieser Menschen 
und dieser Politik! (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. Schambeck: 
Zum Wort gemeldet hat sich Frau Bundesrat 
Ricky Veichtlbauer. Ich erteile es ihr. 

Bundesrat Ricky Veichtlbauer (SPÖ): Sehr 
geehrter Herr Vorsitzender! Herr Bundesmi­
nister! Frau Staatssekretär! Meine Damen 
und Herren! Auf die Äußerungen des Herrn 
Bundesrates Stummvoll möchte ich nicht 
mehr im einzelnen eingehen, denn das ist 
bereits durch den Herrn Bundesminister 
geschehen. Daß aber der Herr Bundesrat 
Stocker gesagt hat, diese Urlaubsverlänge­
rung wäre ein Prestigeprojekt des Sozialmini­
sters, zeigt, daß die ÖVP nicht bereit ist, zu 
sehen, vor welcher Entscheidung wir stehen. 
Wollen wir eine Arbeitslosigkeit von 10 und 
mehr Prozent, so wie sie in vielen anderen 
europäischen Ländern und in den USA 
bereits besteht, oder sind wir bereit, auch 
durch arbeitszeitpolitische Maßnahmen die 
Wirtschaft positiv zu beeinflussen und die 
Arbeitslosigkeit nach Möglichkeit zu verhin­
dern? 

Betrachtet man die derzeitige Wirtschafts­
krise im internationalen Vergleich und im 
zeitlichen Ablauf, so kommt man zu dem 
Ergebnis, daß die heutige Situation viel 
schwieriger ist als die Weltwirtschaftskrise 
der dreißiger Jahre. In den vielen europäi-

schen Ländern waren die Arbeitslosenzahlen 
in den dreißiger Jahren viel geringer als 
heute. Vergleicht man hingegen die österrei­
chischen Zahlen, so zeigt sich, daß es bei uns 
vor 50 Jahren bei weniger Beschäftigten 
600 000 Arbeitslose gegeben hat, und im letz­
ten Winter waren es nur 50 000. Das heißt, daß 
es im Vergleich zu den dreißiger Jahren in 
Österreich sehr viel weniger Arbeitslose gibt 
und daß im Vergleich zu den OECD-Ländern 
diese Zahlen sehr viel günstiger liegen. So 
gibt es in den 24 OECD-Ländern zirka 30 Mil­
lionen Menschen ohne Beschäftigung. Das 
sind 10 Prozent, und in Österreich sind es 
3,7 Prozent. Das ist sicherlich ein Erfolg der 
sozialistischen Bundesregierung! 

Die infolge der weltweiten Wirtschaftskrise 
drohende Arbeitslosigkeit konnte in Öster­
reich durch zusätzliche Staatsausgaben weit­
gehend abgewendet werden. Dazu hat aber 
auch die Arbeitszeitverkürzung der siebziger 
Jahre wesentlich beigetragen, ohne die es 
200 000 Arbeitslose mehr gäbe. Aber es zählt 
auch die Priorität, die die sozialistische Regie­
rung der Vollbeschäftigung etwa durch die 
beiden Sonderbeschäftigungsprogramme ein­
geräumt hat. 

Doch auch seit Ende 1981 hat Österreich 
mit größeren Arbeitsmarktproblemen zu 
kämpfen. So wird eine Arbeitslosenrate von 
4,2 Prozent für das Jahr 1983 prognostiziert. 
Um der international schwachen Konjunktur 
und der zu erwartenden technischen Entwick­
lung entgegenzuwirken, . müssen vor allem 
auch arbeitszeitpolitische Maßnahmen ergrif­
fen werden. 

Die heute zu behandelnde Regierungsvor­
lage, die eine schrittweise Verlängerung des 
Mindesturlaubes vorsieht, ist eine Möglich­
keit der Arbeitszeitverkürzung, die man aber 
im Zusammenhang mit anderen Formen der 
Arbeitszeitverkürzung sehen muß. 

In Unternehmerkreisen und auch in Ihrem 
Einspruch wird diese Diskussion aus wirt­
schaftlicher Sicht gesehen und nur von der 
Belastung der Wirtschaft gesprochen. Volks­
wirtschaftliche Aspekte haben sowohl in dem 
Einspruch als auch in den Diskussionsbeiträ­
gen keine Rolle gespielt. Die Kosten der 
Arbeitslosigkeit wurden dabei völlig außer 
acht gelassen. Eine Arbeitslosenrate von 
1 Prozent belastet die öffentlichen Haushalte 
mit 4,1 Milliarden Schilling. Es heißt, daß die 
prognostizierte Arbeitslosenrate von 4,2 Pro- . 
zent im Jahre 1983 Mehrkosten von 2 Milliar­
den Schilling verursachen werde. Ein Sinken 
der Kaufkraft aber ist dann die Grundlage 
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einer neuen Arbeitslosigkeit, die sich vor 
allem auf die Beschäftigungssituation auf 
dem Dienstleistungssektor negativ auswirken 
würde. 

Wenn Sie, Herr Bundesrat Stummvoll, 
zuerst gemeint haben, diese Urlaubsverlänge­
ruilg beziehungsweise diese Regierungsvor­
lage wäre unsozial und zynisch, so haben Sie 
nicht berücksichtigt, daß die Arbeitszeitver­
kürzung auch eine sozialpolitische Maß­
nahme ist und einen Beitrag zum Schutz vor 
gesundheitlichen Folgen der steigenden 
Arbeitsbelastung der Arbeitnehmer bedeutet. 
Daß es mit der Gesundheitssituation und den 
Arbeitsbedingungen der Arbeitnehmer nicht 
zum besten steht, zeigt eine Studie, die von 
der Salzburger Arbeiterkammer gemacht 
wurde und die sich mit der Lage der Salzbur­
ger Arbeitnehmer beschäftigt. 

Im Bundesland Salzburg ist zum Beispiel 
nur jeder vierte Arbeitnehmer und Ange­
stellte völlig gesund. Bei 75 Prozent der Unter­
suchten wurde eine beeinträchtigte Gesund­
heit festgestellt. Eine ernst zu nehmende 
Krankheit wies jeder fünfte der untersuchten 
Arbeitnehmer auf, und 40 Prozent der Salz­
burger Arbeitnehmer arbeiten unter Bedin­
gungen, die früher oder später krank machen. 
Mit großer Wahrscheinlichkeit kann man von 
dieser Situation der Salzburger Arbeitnehmer 
auch auf die Situation der Arbeitnehmer im 
übrigen Bundesgebiet schließen. 

Durch die erhöhte Anforderung der neuen 
Arbeitsmethoden, durch Arbeitsstreß und 
Rationalisierung treten verstärkte Belastun­
gen der Arbeitnehmer auf. So gab es im Jahre 
1981 zirka 120000 Arbeitsunfälle, und die Zahl 
der Berufskranken und der Berufsunfähig­
keitspensionen zeigt, daß man dem Erho­
lungswert, der durch eine Urlaubsverlänge­
rung gegeben ist, sowie auch durch andere 
Maßnahmen, die einer Humanisierung der 
Arbeitswelt dienen, höheren Stellenwert ein­
räumen muß. 

Arbeitszeitverkürzung gewinnt zunehmend 
an Bedeutung. 

Die Diskussion wird sicherlich nicht mehr 
verstummen. In der derzeitigen wirtschaftli­
chen Situation kommt ihr aber vor allem auch 
die Aufgabe zu - das haben Sie zuerst in 
Ihrer Wortmeldung gesagt -, einen Beitrag 
zur Sicherung der bestehenden Arbeitsplätze 
zu leisten und ein weiteres Ansteigen der 
Arbeitslosigkeit zu verhindern. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang noch 

auf eines eingehen: Ein sehr konservativer 
Journalist hat vor kurzem Äußerungen in 
einer Wochenzeitschrift veröffentlicht, und er 
hat im Rahmen eines Konzeptes Bedingun­
gen definiert, die zur Verringerung der 
Arbeitslosigkeit führen könnten. Dazu hat er 
ausgeführt, daß eine stärkere berufliche Ent­
lastung von Frauen ein Weg dazu wäre. 
Gemeint hat er wahrscheinlich, daß man 
Arbeitslosigkeit damit bekämpfen kann, daß 
man Frauen die. berufliche Tätigkeit wieder 
ausredet und sie ihnen erschwert. 

Aus dieser Äußerung kann man ersehen, 
daß es weiten konservativen Kreisen immer 
noch nicht klar ist, aus welchen Gründen 
diese Frauen arbeiten gehen, nämlich aus 
wirtschaftlichen Gründen, und daß für diese 
Frauen die Sicherung der Arbeitsplätze 
genauso wichtig ist wie für die Männer. Wahr­
scheinlich sind das aber nicht die Frauen, die 
im Rahmen einer konservativen Wirtschafts­
politik vertreten werden würden. 

Die Verlängerung des Urlaubes ist auch 
eine langfristige Forderung der Gewerkschaf- . 
ten. Und die Erfahrung hat bewiesen, daß die 
Gewerkschaften sehr verantwortungsbewußt 
unter Berücksichtigung wirtschaftlicher 
Aspekte ihre Forderungen gestellt haben und 
auch noch immer stellen. Aber weite Kreise 
der Unternehmerschaft haben sich immer 
wieder grundsätzlich gegen gerechtfertigte 
Forderungen der Gewerkschaften gewehrt. 

Es hat auch sehr viele Einwände gegen den 
vierwöchigen Mindesturlaub gegeben, hinter 
dem heute alle Parteien stehen, ohne Frage 
stehen sie alle dahinter. Und letztlich hat sich 
herausgestellt, daß die von den Gewerkschaf­
ten durchgesetzten Forderungen und Verbes­
serungen immer noch von der gesamten Wirt­
schaft getragen werden konnten. 

Daß sich nun alle Parteien um die Vollbe­
schäftigung bemühen, ist sicher auch als ein 
Erfolg der Sozialisten zu werten, deren erstes 
Anliegen es immer war, die Vollbeschäftigung 
in Österreich zu erhalten. 

Zum Abschluß möchte ich sagen, daß wir 
für die etappenweise Urlaubsverlängerung, 
die 1984 in Kraft treten soll, sind, weil sie in 
Zusammenhang mit der Arbeitszeitverkür­
zung ein wichtiger Schritt dazu sein wird. 
eine Verteilung von immer weniger Arbeit auf 
mehr Menschen möglich zu machen und weil 
wir nicht die brutalste Form der Arbeitszeit­
verkürzung, nämlich die Arbeitslosigkeit, für 
die Menschen in Österreich wollen. (Beifall 
bei der SPÖ.) 
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Vorsitzender-Stellvertreter Dr. Schambeck: 
Zum Wort hat sich gemeldet der Herr Bundes­
rat Dkfm. Dr. Pisec. Ich erteile es ihm. 

Bundesrat Dkfm. Dr. Pisec (ÖVP): Herr 
Vorsitzender! Herr Bundesminister! Frau 
Staatssekretär! Hoher Bundesrat! Erlauben 
Sie mir, daß ich einige Begriffe sofort richtig­
stelle. Zuallererst ein Zitat des Herrn Bundes­
finanzministers in seiner Budgetrede. Die 
Wirtschaftsforscher erwarten in ihrer Sep­
temberprognose für 1983 eine Arbeitslosen­
rate von 4,2 Prozent. Im Juni wurden 3,8 Pro­
zent prognostiziert. Dem Bundesvoranschlag 
liegt eine Arbeitslosenquote von 3,3 Prozent 
zugrunde. Eine Annahme, die wohl kaum 
begründet ist. 

Bitte, das sagt mehr aus über sozialistische 
Kenntnis der Wirtschaftspolitik, als irgend 
etwas anderes. Frau Bundesrat Veichtlbauer 
hat richtig darauf hingewiesen, daß die 
Arbeitslosenzahl bereits 3,7 Prozent beträgt, 
was aber nicht stimmt. Sie ist mittlerweile auf 
4 Prozent angestiegen. Und sie wird weiter 
ansteigen. Das ist leider zu erwarten. Wenn 
Sie hier sagen, daß. nur Sie allein Beschäfti­
gungspolitik glaubwürdig betreiben und wir 
nicht, dann muß ich doch mit aller Form das 
zurückweisen. Es ist eine Unterstellung, die 
höchstens einer Wahlkampfpsychologie wür­
dig ist, aber nicht einer ernsten Diskussion. 
(Zwischenruf des Bundesrates Dr. Müll er.) 
Sie geht an der Tatsache vorüber, daß die 
Wiener Wirtschaft in Zusammenarbeit mit 
der Stadt Wien versucht hat, jedem einzelnen 
Jugendlichen einen Lehrplatz aus ihrer eige­
nen Finanzierung zu beschaffen; eine Demon­
stration, wie Politiker des Wirtschaftsbundes 
und der Österreichischen Volkspartei - dort, 
wo immer sie können.....;. in der Praxis echte 
Beschäftigungspolitik betreiben, und zwar 
mit dem eigenen Geld. (Beifall bei der 
OVP . ..;... Ruf bei der sro: Auch im eigenen 
Interesse!) 

Mit eigenem Geld, Herr Bundesminister! 
Zuschuß der Kammer Wien! (Bundesminister 
Dallinger: ... und des Landes Wien und 
des Ministeriums!) Das habe ich gesagt. Aber: 
Zugeschossen von uns selber. Und des Landes 
Wien - selbstverständlich! -, das ist die 
Wahrheit. Aber auch mit eigenem Geld, und 
zwar mit sauer verdientem. 

Herr Bundesminister! Wenn Sie sich dar­
über mokieren, daß ich die Dachdecker einge­
worfen habe, dann muß ich Ihnen sagen: Ich 
bin ja kein Gewerbesprecher, ich bin ja Händ­
ler. Ich bin auch nicht 35 Jahre wohlverdien­
ter Sozialpartner. Ich bin ,;nur" 35 Jahre 

Unternehmer. Daher darf ich aus. diesem 
Gesichtspunkt etwas sagen. (Zwischenruf des 
Bundesrates Dr. M ü 11 er.) 

Man kann Arbeitszeit nur dort verkürzen, 
wo es geht. Weder die Eisenbahn wird aufhö­
ren zu fahren noch die Rettung, noch die Ope­
rationsschwestern werden aufhören zu arbei­
ten noch die Operateure, aber auch nicht die 
braven Mitarbeiter in meiner Firma. Nämlich: 
Wenn wir Waren exportieren, müssen wir sie 
am Samstag abfertigen und auch auf der 
Messe. Es gibt Realitäten, die lassen sich 
nicht wegdisk9tieren. Das ist das Wirtschafts­
leben. 

Ich habe sehr viel dafür über, daß wir über 
die Industriepolitik diskutieren. Ein moder­
ner Wirtschaftskörper muß Industriepolitik 
betreiben und sie auch vertreten. Aber: Dieses 
Land ist mehrheitlich ein Land von kleinen 
und mittleren Betrieben. (Zwischenruf bei der 
sro: Das wissen wir eh, das müssen Sie uns 
nicht erzählen!) 90 Prozent unserer Betriebe 
haben nicht einmal 20 Arbeitnehmer. (Zwi­
schenruf bei der sro: Aber 500 000 Arbeitneh­
mer in der Industrie!) Aber diese Betriebe, 
meine Damen und Herren der sozialistischen 
Fraktion, haben das Vergnügen, ihre ver­
fehlte Budgetpolitik durch immer neue 
Steuerbelastungen zu halten und zu tragen. 

Ich habe ihnen heute erklärt, daß das Auf­
kommen der Verstaatlichten immer weniger 
wird im Rahmen des Gesamtsteueraufkom­
mens. Und wenn unsere braven Unternehmer 
nicht das Land halten würden, dann wären 
wir in einer Situation, die sich gewaschen 
hätte. Dann hätten wir eine Situation mit 
einer größeren Arbeitslosenanzahl. Und Sie 
haben mich einmal deswegen angegangen, 
weil ich gesagt habe: im Winter, wobei ich 
Androsch zitiert habe. Sie aber sind damit 
spazierengegangen und haben überall ver­
breitet, ich hätte das gesagt. In der Wirklich­
keit war es Androsch, der gesagt hat: Kleine 
und mittlere Unternehmen haben ihre Arbeit­
nehmer durch den Winter durchgebracht. Sie 
werden es auch dieses Jahr wieder machen 
müssen, weil der Familienbetrieb erfordert, 
daß man den seit vielen Jahren oder J ahr­
zehnten Tätigen nicht ohne weiteres auf die 
Straße setzt, das, was die Industrie leider sehr 
häufig machen muß. Das. macht der kleine 
und mittlere Unternehmer nicht. (Zwischen­
ruf bei der sro.) 

Frau Kollegin Veichtlbauer! Wenn Sie 
davon sprechen, es sei ein schönes Ergebnis 
einer sozialistischen Regierung, daß die 
Frauen arbeiten gehen müssen, dann spricht 
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das für sich selber. (Bundesrat Mo h n 1: 
Genügend Frauen wollen arbeiten, gerne!) Ich 
kann mir nicht vorstellen - ich zitiere Sie 
wörtlich -, daß alle Frauen begeistert sind, 
daß sie arbeiten gehen müssen. Noch immer 
gibt es solche, die gerne in ihrer Familie blei­
ben. Das ist eine Frage der Familienpolitik. 
(Beifall bei der ÖVP. - Bundesrat Dr. M ü 1 -
1 e r: Die brauchen ein Einkommen auch!) 

Die berufstätige Frau ist ein Faktum, zwei­
felsohne. Aber wenn Sie von der sozialisti­
schen Partei sagen, sie müssen arbeiten 
gehen, dann könnte ich jetzt dranhängen und 
sagen, in der Volksdemokratie m ü s sen sie 
auch arbeiten gehen. Das ist doch eine Bewer­
tung, die Sie selber über Ihre Wirtschaftspoli­
tik bringen. 

Herr Bundesminister! Sie haben sich mir 
als Weltbestmark-Zitierer in der Frage der 
Arbeitslosigkeit vorgestellt. (Zwischenruf bei 
der SPÖ: Leicht überheblich!) Die Schweiz ist 
scheinbar nicht in der Weltbestmarke, weil 
sie nur 0,6 Prozent Arbeitslose hat. 

Die Schweiz ist dann nicht in der Weltbe­
stenmarke (Zwischenruf bei der SPÖ) - das 
ist unser Nachbar bitte -, weil sie eine 
Steuer- und Sozialversicherungsbelastung hat 
in Prozenten des Bruttonationalproduktes, 
die 28,8 Prozent beträgt und nicht 42,2 Pro­
zent wie in Österreich. Wo. ist da die Weltbe­
stenmarke? (Zwischenruf bei der SPÖ: An 
2. Stelle sind wir!) Ich sehe sie leider nicht. 
Ich bitte höflichst um Entschuldigung, wenn 
ich das von mir aus daher zurückweisen muß; 
(Bundesrat Ricky Ve i ch tl bau er: Das 
habe ich nicht gesagt! - Bundesrat Mo h n 1: 
Das hat niemand gesagtlj 

Nun zur Arbeitszeit, um die so viel geredet 
wird: Ich habe mir eine der Statistiken auf­
schreiben lassen, um sie hier wieder einmal 
zu bringen. Sie wird auch von Ihnen gerne 
gebracht. In Österreich beträgt die Wochenar­
beitszeit 33,7 Stunden. In dieser Zahl sind 
bereits der Urlaub und die Krankheitsfälle 
berücksichtigt. Das sind Zahlen, die in der 
Sozialpolitik bekannt sind. In der Bundesre­
publik beträgt sie 34,6 Stunden, in Frankreich 
35,8, in den Vereinigten Staaten 36,2, in der 
Schweiz 41,1. Denen dürfte es ein bisserl bes­
ser gehen als uns. 

Die Jahresarbeitszeit in Österreich 
1808 Stunden, in Belgien 1810, Bundesrepu­
blik 1 812, Schweiz 1 816, Dänemark 1 860 und 
so weiter, zum Schluß dann in Japan 2083; 
denen geht es auch ein bissei besser, die 

haben in vielen Produkten auch den Welt­
markt erobern können. 

Und da ergibt sich jetzt die Frage. Ich ver-
. stehe Ihr ehrliches Bemühen, Sie haben auch 
sehr glaubwürdige Bestrebungen aufgeführt. 
Das muß man in der Politik anerkennen. Nur: 
Die Voraussetzung ist falsch, das läßt sich 
nicht ändern. 

Sehr viele der Gewerksc,hafter waren in 
Japan, um dort die Arbeitszeit zu beobachten. 
Ich sage nicht, daß wir die japanische Arbeits­
zeit bei uns einführen müssen, die haben eine 
andere Voraussetzung. Aber eines steht fest: 
Die Konkurrenzkraft der japanischen Indu­
strie kann niemand bestreiten, niemand. Und 
sie ist nicht darauf zurückzuführen, daß die 
weniger arbeiten, sondern daß sie mehr arbei­
ten. 

Und ich weiß eines: In einem Geschäft, 
wenn es schlecht geht, muß man sich mehr 
bemühen, und mehr bemühen heißt mehr 
arbeiten. 

Ich habe mit nicht großer Freude von der 
Frau Veichtlbauer zitiert bekommen, wie 
krank die Arbeitnehmerinnen in Salzburg 
sind. 

Bitte, die Arbeitnehmer leben auch davon, 
daß es Arbeitgeber gibt, kleine Unternehmer, 
mittlere und große. Meine Arbeitszeit in der 
Woche ist zumindest 60 Stunden, wenn nicht 
mehr. 

Wenn ich dar an denke, daß ein durch­
schnittlicher Lebensmittelhändler in seiner 
Freizeit die Buchhaltung zu machen hat, daß 
er für die Sozialversicherungsbeiträge haftet 
und daß ihn niemand honoriert, obwohl wir 
das fordern, dann erlauben Sie, daß ich gehö­
rig anmelde: Die Ausgebeuteten dieses 
20. Jahrhundert, jene, die im Schatten wan­
deln, jene, die durch ihre Arbeitskraft das 
Land überhaupt halten, das sind noch immer 
die kleinen und mittleren Selbständigen! Und 
für die treten wir ein. (Beifall bei der ÖVP. -
Zwischenrufe bei der SPÖ.) Bitte, soviel sind 
es nicht in der Verstaatlichten. Von der reden 
Sie immer. Dort sind es nur 104 000 Arbeit~ 
nehmer. Uncl die bezahlen wir ja aus unserer 
Arbeit! 

Ich habe Ihnen heute schon erklärt Wenn 
wir die Steuern nicht zahlen, könnt ihr es 
nicht finanzieren. Dafür wollen wir aber auch 
einmal eine sozialpolitische Forderung anmel­
den. Ich werde gleich eine Gewerkschaft der 
Unternehmer aufmachen, und dann werde ich 
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sagen: Wir wollen nicht mehr soviel arbeiten, 
für uns sollen unsere Arbeitnehmer eintreten, 
wir gehen dann auch mehr auf Erholung. -
Ich habe mein Leben lang als freier Unter­
nehmer noch nie sechs Wochen Urlaub 
machen können, nicht einmal drei. Nicht ein­
mal drei! 

Aber ich habe Verständnis, daß wir eine 
moderne Sozialpolitik machen. Nur ich habe 
kein Verständnis - und jetzt zitiere ich 
Stummvoll - in bezug auf Zeiten, wo die Kon­
kurrenzfähigkeit bedroht ist. Präsident Sallin­
ger hat in seiner Rede vor dem Nationalrat 
ausführlich und ernst davon gesprochen. 
Unsere Wirtschafts situation ist im höchsten 
Maß besorgniserregend. Die Investitionen 
sinken, die Konkurse steigen. Das sind Reali­
täten. 

In einer· solchen Situation muß man nicht 
weniger arbeiten, sondern stärker, muß man 
nicht weniger leisten, sondern mehr leisten. 
In einer solchen Situation muß man die 
Kosten dadurch reduzieren. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Darf ich Sie sel­
ber zitieren: ,~Bewährung in der Krise" , veröf­
fentlicht vom Bundesministerium für Finan­
zen. Die Glaubwürdigkeit der sozi~len Politik. 
"Österreich und die OECD": 

,,Am 16./17. Juni 1981 tagte in Paris der 
OECD-Ministerrat. Aus Österreich nahmen 
Bundesminister Dr. Salcher, Bundesminister 
Dr. Pahr und Staatssekretär DDr. Nussbau­
mer teil. Bei dieser Tagung wurde festgestellt, 
daß zwar einerseits bei der Bewältigung des 
zweiten Ölpreisschocks einige erfreuliche 
Entwicklungen eingetreten sind, andererseits 
aber die wirtschaftlichen Probleme zugenom­
men haben. Bei schwacher Konjunktur und 
einer auf einem hohen Niveau verharrenden 
Inflation steigt die Arbeitslosigkeit weiter 
an." 

Und dann auf Seite 141 über Österreich: "In 
der Wettbewerbsfähigkeit gegenüber der 
BRD ist Österreich etwas zurückgefallen. 
Eine Verbesserung diesem Land gegenüber 
ist hauptsächlich von einer gemäßigten Ent­
wicklung der Lohnstückkosten abhängig." 

Bitte OECD-Bericht, zitiert von der österrei­
chischen Bundesregierung, Ihr eigener Par­
teigänger Salcher gibt das heraus. Ich zitiere 
nur, was Sie selbst offiziell der Bevölkerung 
mitteilen: Lohnstückkosten, gemäßigte Ent­
wicklung. 

Und dann noch weiter: "Darin kommt 
sowohl eine ungünstige Exportstruktur als 
auch eine unzureichende Wettbewerbsfähig­
keit zum Ausdruck." 

Meine Damen und Herren! Wofür drucken 
Sie das um teures Geld, wenn Sie sich nicht 
daran halten, wenn Sie nicht in der Lage sind, 
unsere Wettbewerbsfähigkeit mit uns zusam­
men zu halten? Ich getraue mich schon gar 
nicht mehr von Verbessern zu reden. Aber 
jede Art der Arbeitszeitverkürzung bedeutet 
Verringerung der Wettbewerbsfähigkeit. 

Es ist völlig unmöglich, mehr an Kosten 
einzusparen, wenn wir höhere von Haus aus 
verursachen. Diese Realität ist einfach vor­
handen. Sie ist betriebswirtschaftlich fundiert 
und kann nicht wegdiskutiert werden. 

Daher sind wir in der jetzigen Krisenlage, 
wo es darauf ankommt, daß wir jeden Dollar 
im Export halten, daß wir versuchen, mehr zu 
exportieren, wo es darauf ankommt, daß 
unsere Betriebe überbleiben müssen, wo es 
darauf ankommt, daß wir jeden Arbeitsplatz 
sichern, soweit es überhaupt geht. 

Daher müssen wir dagegen sein, daß die 
Kosten der Erzeugung gesteigert werden, daß 
unsere· Wettbewerbsfähigkeit reduziert wird. 
Mit einer nicht wettbewerbsfähigen Wirt­
schaft können wir nicht überleben. Die 
Terms-of-Trade" Österreichs sind ver­

;chlechtert - das ist ein OECD-Begriff. Dar­
über läßt sich nichts anderes sagen. 

Herr Bundesminister! Sie sagen, Stumm­
voll spricht absurd, weil 20 000 bis 40 000 
Arbeitsplätze riskiert sind. Er spricht meiner 
Ansicht nach nicht absurd, sondern genauso 
völlig überzeugt von dem, was er sagt, wie 
Überzeugung ist, was Sie über die Verkür­
zung der Arbeitszeit als modemes Element 
einer immer mehr vollautomatisierten Wirt­
schaft ausgeführt haben. Nur leider hat Öster­
reich noch immer keine vollautomatisierte 
Wirtschaft. 

Nicht umsonst verlangen wir ja die For­
schungsmilliarde, weil sich bis heute nur 
10 Prozent unserer Klein- und Mittelbetriebe 
überhaupt mit der modernen Elektronik 
beschäftigen. Nicht umsonst verlangen wir 
das. Wir sind im Technologiestandard zurück­
geblieben. Und die Wurzeln sind falsche 
Steuerpolitik, falsche Wirtschaftspolitik, 
Technologiestandard zurückgeblieben 
bringt uns automatisch immer tiefer in die 
Krise. 
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Und diese Wurzeln muß man beseitigen. 
Wir laden zur Zusammenarbeit ein. Wir sind 
sicher, daß uns gesund denkende Gewerk­
schafter bei Ihnep., wozu ich auch den jetzigen 
Bundesminister Dallinger immer gezählt 
habe, in dieser Art der Zusammenarbeit 
genauso folgen werden, wie wir es früher in 
der Sozialpartnerschaft in vielen Dingen hat­
ten. 

Finden wir diesen Weg zusammen, dann ist 
es auch eines Tages wieder möglich zu sagen, 
wir werden die Arbeitszeit auf 36, auf 35 Stun­
den reduzieren. Heute ist es nicht möglich. 

Daher sind wir nicht in der Lage, .diesen 
. Gesetzesbeschluß des Nationalrates zu akzep­

tieren, der gegen die demokratischen Usan­
cen ohne Einschaltung des Ausschusses, ohne 
daß dieser beraten konnte, unter einer Frist­
setzung zum 9. Dezember in einer Nacht· und 
Nebelaktion durchgeführt wurde und sicht­
lich nur dem Wahlkampf dient. (Bundesrat 
W in d s te i g: Schwarzer Koffer bei Nacht 
und Nebel! - Weitere Zwischenrufe bei der 
SPÖ.) 

Wir sind dagegen, daß . dieses Gesetz 
zustande kommt, und beeinspruchen es 
daher. (Anhaltender Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. Scharnbeck: 
Zu Wort gemeldet hat sich Frau Bundesrat 
Dr. Helga Hieden. Ich erteile es ihr. (Vorsit­
zender-Stellvertreter Dr. S kot ton über­
nimmt die Verhandlungsleitung.) 

Bundesrat Dr. Helga Hieden (SPÖ): Herr 
Vorsitzender! Herr Bundesminister! Frau 
Staatssekretär! Sehr geehrte Damen und Her­
ren! Zuerst muß ich mich über die Nacht- und 
Nebelaktion wundern, denn ich frage mich, 
was Sie in den vergangenen Jahren gemacht 
haben. Sie haben offensichtlich nicht einmal 
die Publikationen der Bundeswirtschaftskam­
mer gelesen. 

Um nur ein einziges Beispiel anzuführen: 
Es hat eine Nummer der "Wirtschaftspoliti­
sehen Blätter" aus dem Jahr 1979 gegeben, 
die sich von allen Seiten mit der damals 
bereits international in Gang gekommenen 
Diskussion zur Frage der verschiedenen Mög­
lichkeiten befaßt hat, die Arbeit, die auf 
Grund der technischen Entwicklungen, die zu 
erwarten sind, geringer wird, auf alle aufzu­
teilen. (Bundesrat Dr. Pis e c: Mit Ausschuß­
beratungen ... 1) 

Wenn heute hier mehrfach rhetorisch die 
Frage gestellt wird und polemisiert wird, wie 

es mit der Arbeitszeitverkürzung stehe, und 
darauf hingewiesen wird, daß sich in den letz­
ten Zeiten sehr viel geändert hat, so möchte 
ich Sie auch gleich auf die Nachrichten und 
Stellungnahmen der Katholischen Sozialaka­
demie verweisen, die in ihrer letzten Nummer 
sehr eindrucksvoll darlegt, daß diese Diskus­
sion mit großer Polemik geführt wird. 

Noch vor einigen Wochen wurde von kon­
servativer Seite gänzlich gegen jede Art der 
Arbeitszeitverkürzung und damit zusammen­
hängende Fragen Stellung genommen. Auf 
Grund der leider eingetretenen zusätzlichen 
wirtschaftlichen Schwierigkeiten ist das Pro­
blem heute zum Teil sicherlich in anderer 
Weise zu sehen. 

Heute muß man sagen, daß sich die Frage: 
Arbeitszeitverkürzung - ja oder nein?, über­
haupt nicht mehr stellt. Wir haben diese 
Arbeitszeitverkürzung, und es zeugt von 
unwahrscheinlichem Zynismus von Ihrer 
Seite, daß Sie nicht bereit sind, die notwen­
dige Verkürzung der Arbeitszeit gerechter zu 
verteilen. (Bundesrat Raa b: Kurzarbeit 
haben wir!) Denn was haben wir heute welt­
weit? Wir haben Arbeitslose - das ist wohl 
die ärgste Form der Arbeitszeitverkürzung. 
Dann haben wir auch in Österreich in einigen 
Firmen Kurzarbeit, was auch eine Form der 
Arbeitszeitverkürzung ist, ohne daß bisher in 
einem Gesamtkonzept darüber öffentlich 
gesprochen wurde (Bundesrat Raa b: Es ist 
ein Unterschied zwischen Kurzarbeit und 
Arbeitszeitverkürzung1), und wir haben natür­
lich auch in Österreich zunehmend einen 
Abbau von Überstunden. Auch das ist für 
viele Betroffene ein Einkommensverlust. 

Wenn Sie wirtschaftlich und volkswirt­
schaftlich mit Gesamtverantwortung denken 
würden, dann würden Sie die Bestrebungen, 
die vorhanden sind und die unser Sozialmini· 
ster vor allem vertritt, unterstützen. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang 
sagen, . daß die Gewerkschaft sehr wohl 
gezeigt hat, daß sie das Gesamtinteresse ver­
antwortungsvoll vertritt. Sie hingegen polemi­
sieren aus einer tagespolitischen Stimmung 
heraus, weil Sie sich davon etwas verspre­
chen. Ich nehme an, daß Sie, Herr Dr. Stumm­
voll, und Sie, Herr Pisec, als Experten sehr 
wohl wissen, daß ein Unterschied darin 
besteht, ob man Kenntnis von der komplexen 
Frage und den verschiedenen Aspekten hat, 
die in das Problem hineinreichen, oder ob 
man davon ausgeht, was aus der Alltagssitua­
tion dem einzelnen Menschen sinnvoll 
erscheint. 
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Wenn Sie sozusagen mit stiller Freude, mit 
hämischer Freude, darauf hinweisen, daß 
auch viele Arbeitnehmer heute der Meinung 
sind, eine Arbeitszeitverkürzung könnten wir 
uns im Moment nicht leisten, dann wissen Sie 
als Experte aber sehr wohl, daß das, was für 
den einzelnen sinnvoll zu sein scheint, näm­
lich mehr zu arbeiten und zu sparen, volks­
wirtschaftlich in der gegenwärtigen Lage 
nicht sinnvoll ist. 

Denn bei den gegenwärtigen Entwicklungs­
tendenzen, wo der technische Fortschritt 
zusätzlich Arbeitsplätze wegrationalisiert­
und das nicht erst jetzt durch neue Entwick­
lungen im Bereich der Mikroprozessoren, 
auch in den siebziger Jahren ist das pas­
siert -, wo zum Teil eine Überproduktion in 
einzelnen Sparten vorhanden ist, und dazu 
noch demographische Entwicklungen kom­
men, die die Lage verschärfen, ist es nicht 
damit getan, daß diejenigen, die Arbeit haben~ 
mehr und länger arbeiten, sondern da ist es 
notwendig, zu fragen, wie wir die vorhandene 
Arbeit auf möglichst alle Arbeitswilligen auf­
teilen können. 

In dem Zusammenhang ein Wort zu der 
polemischen Äußerung des Herrn Stummvoll, 
der doch sicher weiß - sonst müßte er sich 
selbst disqualifizieren -, daß die Produktivi­
tät von zwei Seiten her gesteigert werden 
kann: einerseits durch all die arbeitsplatzspa­
renden Technologien und organisatorischen 
Möglichkeiten und andererseits durch einen 
intensiveren Arbeitseinsatz. Ich glaube, daß 
beides vorhanden ist und daß der Herr Mini­
ster, wenn er davon gesprochen hat, daß vie­
les abgefangen werden kann, gerade diesen 
zweiten Aspekt unter anderem im Auge 
gehabt hat. 

In dem Zusammenhang etwas zu den Klein­
und Mittelbetrieben. Die Schwierigkeit, in der 
sich manche Klein- und Mittelbetriebe befin­
den, geht doch wohl in erster Linie auf das 
von Ihnen so voll bejahte Prinzip der Konkur­
renzwirtschaft zurück, denn in der Konkur­
renzwirtschaft ist es eben so, daß der Kleine 
dem Großen unterlegen ist. Diese Betriebe 
können sehr häufig deshalb - auch wenn Sie, 
Herr Pisec, dies nicht wahrhaben wollen­
sowohl im internationalen als auch im natio­
nalen Konkurrenzkampf nicht bestehen, weil 
sie sich keine kapitalintensiven neuen techni­
schen Anlagen leisten können, weil die erst 
ab einer bestimmten Größe rentabel sind und 
weil diese Betriebe, auch was die Zukunft 
betrifft - das wissen Sie ganz genau -, sich 
zum Beispiel im Unterschied zu Großbetrie-

ben keine eigenständige Forschung für Inno­
vationen leisten können. 

Und noch etwas. Es ist doch nicht so, daß 
nur die Eigentümer dieser kleinen Betriebe 
diejenigen sind, die unter dem Konkurrenz­
kampf, den Sie so voll bejahen, leiden. Es ist 
vor kurzem eine Studie des Statistischen Zen­
tralamts herausgekommen, die aufzeigt, daß 
Arbeiter in Großbetrieben um 30 Prozent 
mehr verdienen als Arbeiter in Kleinbetrie­
ben. Die Angestellten verdienen sogar um 50 
Prozent mehr. Umgekehrt jetzt auf die Arbei­
terund Angestellten in Kleinbetrieben bezo­
gen, heißt das doch, daß durch diese Konku­
renzwirtschaft ja noch viel mehr als die 
Arbeitgeber die Angestellten und Arbeiter 
dieser Kleinbetriebe betroffen sind, weil sie 
ganz empfindliche Einbußen ihres Einkom­
mens durch diese Situation in der Konkur­
renzwirtschaft erleiden. 

Was die Arbeitslosigkeit betrifft, die welt­
weit vorhanden ist, die wir aber bisher von 
Österreich glücklicherweise durch die soziali­
stische Politik weitgehend abhalten konnten, 
so wissen Sie, daß hier eben diese Faktoren 
mitspielen, die ich früher genannt habe, daß 
der technische Fortschritt eine große Rolle 
spielt, daß es nicht um die Mangelsituation 
geht, wo mehr Arbeiten hilft, sondern daß 
Überproduktionen da sind und strukturelle 
Schwierigkeiten. 

Ich möchte noch einmal sagen: Statt daß 
Sie Ihr Expertenwissen mit einsetzen, um in 
politischer Verantwortung den Menschen, die 
nur von ihrer eigenen Lebenserfahrung aus 
urteilen können und daher zu Fehlschlüssen 
kommen, aufzuzeigen, daß zwar das, was für 
den· einzelnen gelten mag, nämlich durch 
zusätzliche Arbeit und Fleiß konkurrenzfähi­
ger zu sein, oder was für den einzelnen 
Arbeitnehmer bedeutet, sich mehr zu erwirt­
schaften, daß das in der Lage, in der wir Über­
produktionen haben und zusätzliche techni­
sche Entwicklungen, die arbeitsplatzsparend 
sind, kein gesamtwirtschaftliches Rezept ist, 
sondern genau das Gegenteil bewirkt. Sie 
aber nützen die Situation, weil Sie meinen, es 
könnte Ihnen in der politischen Lage nützen. 

Noch etwas zur Produktivitätssteigerung 
durch den technischen Fortschritt. Ich habe 
schon gesagt, daß der Österreichische 
Gewerkschaftsbund immer vom gesamtwirt­
schaftlichen Interesse getragen war. Auch in 
der jetzigen Situation wird er sich nicht gegen 
neuen technischen Fortschritt, gegen Ratio-
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nalisierungen aussprechen. Aber es taucht 
dann wohl die berechtigte Frage auf: Was 
geschieht mit den Arbeitnehmern, mit den 
Männern und Frauen, die arbeiten wollen? 
Hier ist in internationaler Übereinstimmung 
ein Instrument unter vielen anderen Maßnah­
men, die auch hier in Österreich ergriffen 
werden, die Möglichkeit der Arbeitszeitver­
kürzung gegeben. Und dazu noch ein Beispiel 
aus den siebziger Jahren. Zwischen 1964 und 
1978 ist die Stundenproduktivität um 172 Pro­
zent gestiegen, insgesamt aber ist ein Viertel 
weniger Arbeitsstunden vorhanden. In der 
Industrie, auf die das zutrifft, bedeutet das, 
hätten wir die gleiche Arbeitszeit, wie am 
Beginn dieses Zeitraumes, nämlich 1964, dann 
wäre das für das Jahr 1978 ein Ergebnis, das 
bedeutet hätte, daß die Industrie in diesem 
Zeitraum 30 Prozent der Arbeitskräfte hätte 
entlassen müssen. 

Die Wirklichkeit aber war die, daß durch 
verschiedene Maßnahmen, darunter ganz ent­
scheidend die Arbeitszeitverkürzungen in den 
siebziger Jahren, es nur zu einem 1prozenti­
gen Rückgang der Arbeitskräfte gekommen 
ist. Noch etwas zur demographischen Ent­
wicklung. Sie wissen, daß die Schwierigkei­
ten, die sich durch die Struktur der Wirtschaft 
ergeben, wozu die weitere Technisierung 
kommt, noch verschärft werden, zumindest 
die nächsten vier, fünf Jahre, durch die demo­
graphische Entwicklung. Nicht nur, daß die 
geburtenstarken Jahrgänge jetzt in den 
Arbeitsmarkt drängen, sondern es kommt 
dazu, daß die ausscheidenden Jahrgänge sehr 
schwach sind, denn es sind die Jahrgänge, die 
im Ersten Weltkrieg oder kurz danach zur 
Welt gekommen sind und im Zweiten Welt­
krieg besonders stark dezimiert wurden 
durch die kriegerischen Ereignisse. Eine 
zusätzliche Verschärfung, wo sicher keine 
Partei im heutigen Moment etwas dazu oder 
dagegen machen kann, außer, daß man ver­
sucht, in vernünftiger Weise die vorhandene 
Arbeit auch für die Jungen sicherzustellen. 
Denn wir sind eben leider in einer Situation, 
daß mehr Arbeitssuchende vohanden sind, 
aber wegen des verlangsamten Wachstums 
und der zunehmenden technischen Entwick­
lungen weniger Arbeitsplätze zur Verfügung 
stehen. 

Es wird sich für uns, nicht nur in Öster­
reich, sondern überall, die Frage stellen, ob 
das, was Sie so polemisch und hausbacken 
hier als allgemeines Rezept genannt haben, 
Herr Bundesrat Pisec, daß es darum geht, 
mehr zu arbeiten, für den einzelnen .. (Bun­
desrat Dr. Pis e c: Mehr leisten!) 

Sie haben gesagt, "nicht weniger, sondern 
mehr arbeiten, nicht weniger leisten, sondern 
mehr leisten", das ist eben kein gesamtwirt­
schaftliches Konzept, das aufgehen kann. 

Noch ein Wort zur Frage, daß die Arbeits­
zeitverkürzung auch etwas Wichtiges für 
Frauen ist. 

Auch hier wundere ich mich, daß es fast nur 
Polemik gibt und keine sachliche Argumenta­
tion von Ihrer Seite. Wenn Sie, Herr Bundes­
rat Pisec, behaupten, daß irgend jemand 
Frauen zwingt, berufstätig zu sein, so fordere 
ich Sie auf, daß Sie mir diese Frau nennen, 
die vom Staat aus gezwungen worden ist, 
berufstätig zu sein. 

Ich bin überzeugt, Sie werden keine finden, 
denn die Wirklichkeit ist genau umgekehrt, es 
gibt Frauen, die berufstätig sein wollen und 
aus verschiedenen Gründen keinen Arbeits­
platz finden. Aber es gibt keine Frau, die in 
umgekehrter Richtung durch Zwang seitens 
der Öffentlichkeit zur Berufstätigkeit 
gebracht wird. 

Wenn wir für eine gerechte Auf teilung der 
Beschäftigungsmöglichkeiten für alle Men­
schen sind, dann, glaube ich, werden Sie, 
wenn sie sich zur Gleichberechtigung beken­
nen, auch den Frauen zugestehen - auch von 
Ihrer Fraktion, ich nehme an, daß es zumin­
dest die Frauen in Ihrer Fraktion urgieren 
werden -, daß sie, wenn sie sich dazu ent­
scheiden, berufstätig zu sein, die Möglichkeit 
erhalten. 

Deshalb sind diese Maßnahmen aus der 
Sicht der Frauen besonders wichtig. 

Ich möchte sagen. aus einem weiteren 
Grund. Wenn Sie, wie Sie so gerne mit Worten 
verkünden, die Interessen der Familie vertre­
ten, dann, meine ich, müssen gerade die 
Berufszeiten so gestaltet werden, daß sie auf 
die Bedürfnisse der Familie Rücksicht neh­
men. Hier wäre natürlich der Verkürzung der 
täglichen Arbeitszeit bei weiteren Arbeitszeit­
verkürzungen der Vorrang zu geben, weil nur 
dann der berufstätige Mensch - ob Mann 
oder Frau - Familie und Beruf verbinden 
kann. 

Und es hätte noch eine wichtige Auswir­
kung. Es gibt nämlich neben der bezahlten 
Berufsarbeit gesellschaftlich notwendige 
Arbeit, die nicht bezahlt ist, und die wird bis­
her sehr ungleich verteilt von den Frauen, 
den Nichtberufstätigen und den Berufstäti­
gen, geleistet. Es wäre aus diesem Grund not-
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wendig, zu einer gerechteren Verteilung zu 
kommen. 

Wenn Sie früher, Herr Pisec, gemeint 
haben, daß nur Unternehmer über die 40-
Stunden-Woche arbeiten, dann dürfte Ihnen 
nicht bekannt sein, daß die berufstätigen 
Frauen - immerhin sind 40 Prozent aller 
Berufstätigen in Österreich Frauen, also es ist 
keine unerkleckliche Zahl - im Schnitt eine 
Stundenwoche von 70 Stunden haben, denn 
die müssen neben ihrer Berufsarbeit auch 
noch den Großteil der Arbeit in der Familie 
und im Haushalt verrichten. (Beifall bei der 
SPÖ.) . 

Wir sind uns dessen bewußt, daß die 
Arbeitszeitverkürzung, wie es schon öfters 
gesagt wurde, nicht das Allheilmittel ist für 
die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit. Bei 
Betrachtung aber der Ursachen, die in der jet­
zigen Wirtschaftssituation zur Arbeitslosig­
keit führen, ist die Arbeitszeitverkürzung ein 
wichtiger Beitrag innerhalb eines Maßnah­
menbündels zur Bewältigung der Arbeits­
platzprobleme. 

Wir von der sozialistischen Fraktion erhe­
ben daher keinen Einspruch gegen die vorge­
sehene Novellierung, wir stimmen daher auch 
für die etappenweise Einführung - wenn wir 
es auch lieber anders gesehen hätten - des 
Mindesturlaubes auf fünf Wochen bezie­
hungsweise auf 30 Werktage, und für die ana­
logen Novellierungen des Land­
arbeits gesetzes sowie des Bauarbeiterur­
laubsgesetzes und des Heimarbeitergesetzes 
als einen Beitrag im ltahmen eines Gesamt­
konzeptes. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. Skotton: 
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
stelle die Frage, traut sich noch jemand zu 
Wort zu melden? - Das ist nicht der Fall. Die 
Debatte ist geschlossen. 

Wird von der Berichterstattung ein Schluß­
wort gewünscht? - Ich danke, das ist auch 
nicht der Fall. Die Abstimmung über die vor­
liegenden Gesetzesbeschlüsse des Nationalra­
tes erfolgt getrennt: 

Wir kommen zur Abstimmung über den 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates betref­
fend ein Bundesgesetz, mit dem urlaubsrecht­
liche Bestimmungen im Urlaubsgesetz, Jour­
nalistengesetz, Hausbesorgergesetz und im 
Bundesgesetz über die Beschäftigung von 
Kindern und Jugendlichen sowie das Hausge­
hilfen- und Hausangestelltengesetz geändert 
werden. 

Es liegt sowohl ein Antrag des Sozialaus­
schusses vor, gegen den vorliegenden Geset­
zesbeschluß des Nationalrates Einspruch zu 
erheben, als auch ein Antrag der Bundesräte 
Steinle und Genossen, keinen Einspruch zu 
erheben. 

Ich werde zuerst den Antrag, Einspruch zu 
erheben, zur Abstimmung bringen. Findet 
dieser Antrag keine Mehrheit, so wird im 
Anschluß daran über den Antrag keinen Ein­
spruch zu erheben, abgestimmt. Falls kein 
Einwand erhoben wird, werde ich die Abstim­
mung über den Antrag, Einspruch zu erhe­
ben, und dessen Begründung unter einem vor­
nehmen. - Einspruch wird nicht erhoben. Ich 
bitte jene Mitglieder des Bundesrates, die 
dem Antrag des Sozialausschusses zustim­
men, mit der vorgeschlagenen Begründung 
gegen den vorliegenden Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates Einspruch zu erheben, um ein 
Handzeichen. - Dies ist Stimmenmehrheit. 

Der Antrag, Einspruch zu erheben, samt 
der beigegebenen, Begründung, ist somit 
angenommen. 

Damit erübrigt sich eine Abstimmung über 
den Antrag der Bundesräte Steinle und 
Genossen, keinen Einspruch zu erheben. 

Wir kommen zur Abstimmung über den 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates betref­
fend ein Bundesgesetz, mit dem das Landar­
beitsgesetz geändert wird, Landarbeitsge­
setz-Novelle 1982. 

Es liegt sowohl ein Antrag des Sozialaus­
schusses vor, gegen den vorliegenden Geset­
zesbeschluß des Nationalrates Einspruch zu 
erheben, als auch ein Antrag der Bundesräte . 
Steinle und Genossen, keinen Einspruch zu 
erheben. 

Ich werde zuerst den Ausschußantrag, Ein­
spruch zu erheben, zur Abstimmung bringen. 
Findet dieser Antrag keine Mehrheit, so wird 
im Anschluß daran über den Antrag, keinen 
Einspruch zu erheben, abgestimmt. 

Falls kein Einwand erhoben wird, werde ich 
die Abstimmung über den Antrag, Einspruch 
zu erheben, und dessen Begründung unter 
einem vornehmen. - Einwand wird nicht 
erhoben. 

Ich bitte jene Mitglieder des Bundesrates, 
die dem Antrag des Sozialausschusses zustim­
men, mit der vorgeschlagenen Begründung 
gegen den vorliegenden Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates Einspruch zu erheben, um ein 
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Vorsitzender-Stellvertreter Dr. Skotton 

Handzeichen. - Dies ist Stimmenmehrheit. 
Der Antrag, Einspruch zu erheben, samt der 
beigegebenen Begründung, ist somit ange­
nommen. 

Damit erübrigt sich eine Abstimmung über 
den Antrag der Bundesräte Steinle und 
Genossen, keinen Einspruch zu erheben. 

Wir kommen zur Abstimmung über den 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates betref­
fend ein Bundesgesetz, mit dem das Bauarbei­
ter-Urlaubsgesetz 1972 geändert wird. 

Es liegt sowohl ein Antrag des Sozialaus­
schusses vor, gegen den vorliegenden Geset­
zesbeschluss des Nationalrates Einspruch zu 
erheben, als auch ein Antrag der Bundesräte 
Steinle und Genossen, keinen Einspruch zu 
erheben. 

Ich werde zuerst den Ausschußantrag, Ein­
spruch zu erheben, zur Abstimmung bringen. 
Findet dieser Antrag keine Mehrheit, so wird 
im Anschluß daran über den Antrag, keinen 
Einspruch zu erheben, abgestimmt. 

Falls kein Einwand erhoben wird, werde ich 
die Abstimmung über den Antrag, Einspruch 
zu erheben, und dessen Begründung unter 
einem vornehmen. - Einwand wird nicht 
erhoben. 

Ich bitte jene Mitglieder des Bundesrates, 
die dem Antrag des Sozialauschusses zustim­
men, mit der vorgeschlagenen Begründung 
gegen den vorliegenden Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates Einspruch zu erheben, um ein 
Handzeichen. - Dies ist Stimmenmehrheit. 
Der Antrag, Einspruch zu erheben, samt der 
beigegebenen Begründung, ist somit ange­
nommen. 

Damit erübrigt sich eine Abstimmung über 
den Antrag der Bundesräte Steinle und 
Genossen, keinen Einspruch zu erheben. 

Wir kommen zur Abstimmung über den 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates betref­
fend ein Bundesgesetz, mit dem das Heimar­
beitsgesetz 1960 geändert wird. 

Es liegt sowohl ein Antrag des Sozialaus­
schusses vor, gegen den vorliegenden Geset­
zesbeschluß des Nationalrates Einspruch zu 
erheben, als auch ein Antrag der Bundesräte 
Steinle und Genossen, keinen Einspruch zu 
erheben. 

Ich werde zuerst den Auschußantrag, Ein­
spruch zu erheben, zur Abstimmung bringen. 
Findet dieser Antrag keine Mehrheit, so wird 
im Anschluß daran über den Antrag, keinen 
Einspruch zu erheben, abgestimmt. 

Falls kein Einwand erhoben wird, werde ich 
die Abstimmung über den Antrag, Einspruch 
zu erheben, und dessen Begründung unter 
einem vornehmen. - Einwand wird nicht 
erhoben. 

Ich bitte jene Mitglieder des Bundesrates, 
die dem Antrag des Sozialausschusses zustim­
men, mit der vorgeschlagenen Begründung 
gegen den vorliegenden Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates Einspruch zu erheben, um ein 
Handzeichen. - Dies ist Stimmenmehrheit. 

Der Antrag, Einspruch zu erheben, samt 
der beigegebenen Begründung, ist somit 
angenommen. 

Damit erübrigt sich eine Abstimmung über 
den Antrag der Bundesräte. Steinle und 
Genossen, keinen Einspruch zu erheben. 

17. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalra­
tes vom 10. Dezember 1982 betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Allgemeine 
Sozialversicherungsgesetz, das Insolvenz­
Entgeltsicherungsgesetz, das Wohnungsbei­
hllfengesetz und das EntgeItfortzahlungsge­
setz geändert werden (38. Novelle zum Allge­
meinen Sozialversicherungsgesetz) (2609 der 

Beilagen) 

18. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalra­
tes vom 10. Dezember 1982 betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Gewerbliche 
Sozialversicherungsgesetz geändert wird (7. 
Novelle zum Gewerblichen Sozialversiche-

. rungsgesetz) (2610 der Beilagen) 

19. Punkt: Gesetzesbeschluß des NationaIra­
tes vom 10. Dezember 1982 betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Bauem-Sozial­
versicherungsgesetz geändert wird (6. Novelle 
zum Bauern-Sozialversicherungsgesetz) 

(2611 der Beilagen) 

20. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalra­
tes vom 10. Dezember 1982 betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Beamten-Kran­
ken- und Unfallversicherungsgesetz geändert 
wird. (12. Novelle zum Beamten-Kranken­
und Unfallversicherungsgesetz) (2612 Beila-

. gen) 

21. Punkt: Gesetzbeschluß des Nationalrates 
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vom 10. Dezember 1982 betreffend ein Bun­
desgesetz, mit dem das Opferfürsorgegesetz 
geändert wird (28. Opferfürsorgegesetzno-

velle) (2613 der Beilagen) 

22. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalra­
tes vom 10. Dezember 1982 über ein Bundes­
gesetz, mit dem das Bundesgesetz betreHend 
Abänderung und Ergänzung des Kleinrent­
nergesetzes geändert wird (2614 der Beilagen) 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. Skotton: Wir 
gelangen nun zu den Punkten 17 bis 22 der 
Tagesordnung, über die eingangs ebenfalls 
beschlossen wurde, die Debatte unter einem 
abzuführen. Es sind dies: 

38. Novelle zum Allgemeinen Sozialversi­
cherungsgesetz, 

7. Novelle zum Gewerblichen Sozialversi­
cherungsgesetz, 

6. Novelle zum Bauern-Sozialversicherungs­
gesetz, 

12. Novelle zum Beamten-Kranken- und 
Unfallversicherungsgesetz, 

28. Opferfürsorgegesetznovelle und 

Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz 
beueffendAbänderung und Ergänzung des 
Kleinrentnergesetzes geändert wird. 

Berichterstatter über die Punkte 17 bis 19 
ist Herr Bundesrat Lakitsch. 

Ich bitte um die Berichterstattung. 

Berichterstatter Lakitsch: Herr Vorsitzen­
der! Frau Staatssekretär! Sehf verehrt Damen 
und Herren! Bericht des Sozialausschusses 
über die 38. Novelle zum Allgemeinen Sozial­
versicherungsgesetz. 

Der gegenständliche Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates 'sieht eine außerordentliche 
Erhöhung der Renten und Pensionen - ein­
schließlich der Ausgleichszulagen - um 5,5 
Prozent vor. Neben dieser Erhöhung sind fol­
gende Neuerungen im ASVG vorgesehen: 

Neuregelung hinsichtlich des Angehörigen­
begriffes in der Krankenversicherung; 

Änderung der Bestimmung über die 
Gewährung von Heilbehelfen und Hilfsmit­
teln; 

Umwandlung der Gesundenuntersuchun-

gen zu einer echten Pflichtleistung der Kran­
kenversicherung; 

Milderung der Bestimmungen über die 
Anrechnung des fiktiven Ausgedinges; 

,Verbesserungen im Rahmen der Schüler­
und Studentenunfallversicherung; 

Änderung der Kündigungsbestimmungen 
zwischen Vertragsarzt und Träger der Kran­
kenversicherung; 

Finanzielle Maßnahmen zur Entlastung des 
Bundes. 

Durch die im Gesetzesbeschluß enthaltene 
Novelle zum Insolvenz-Entgeltsicherungsge­
setzes soll im Hinblick auf die durch das 
Insolvenzrechtsänderungsgesetz, BGBI. Nr. 
370/1982, erfolgte Rückstufung der Sozialver­
sicherungsuäger als Gläubiger eine teilweise 
Abgeltung der sonst entstehenden Beiuags­
verluste im Wege des Insolvenz-Ausfallgeld­
Fonds gewährt werden. 

Weiters soll durch eine Änderung des Woh­
nungsbeihilfengesetzes jene Sonderregelung 
bis zum 31. Dezember 1983 in Kraft bleiben, 
wonach der Überschuß aus dem Beiuagsauf­
kommen der Arbeitgeber zu der von der 
Sozialversicherung zu leistenden Wohnungs­
beihilfe zur teilweisen Finanzierung der Pen­
sionsversicherung der Gewerbeueibenden 
und der Bauern verwendet wird. 

Ferner enthält der gegenständliche Geset­
zesbeschluß eine Änderung des Entgeltfort­
zahlungsgesetzes, durch die eine Herabset­
zung des Beitrages nach dem EFZG um 0,2 
Prozentpunkte erfolgen soll. 

Der Sozialausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 20. Dezember 
1982 in Verhandlung genommen und einstim­
mig beschlossen, dem Hohen Hause zu emp­
fehlen, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Sozialausschuß somit den An t rag, der Bun- , 
desrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 10. Dezember 1982 betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Allgemeine 
Sozialversicherungsgesetz, das Insolvenz-Ent­
geltsicherungsgesetz, das Wohnungsbeihilfen­
gesetz und das Entgeltfortzahlungsgesetz 
geändert werden (38. Novelle zum Allgemei­
nen Sozialversicherungsgesetz), wird kein 
Einspruch erhoben. 
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Lakitsch 

Bericht des· Sozialausschusses über die 7. 
Novelle zum Gewerblichen Sozialversiche­
rungsgesetz. 

Der geg~nständliche Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates enthält im wesentlichen die 
Übernahme jener Änderungen, die im Geset­
zesbeschluß. des Nationalrates vom 
10. Dezember 1982 betreffend die 38. ASVG­
Novelle enthalten sind und infolge einer 
gleichartigen Regelung der in Betracht kom­
menden Vorschriften auch in den Bereich der 
Sozialversicherung nach dem GSVG übertra­
gen werden sollen. Weiters sollen unter ande­
rem die Rechtsgrundlagen für einen Daten­
austausch zwischen dem Bundesrechenamt 
und der Sozialversicherungsanstalt der 
gewerblichen Wirtschaft geschaffen werden. 

Der Sozialausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 20. Dezember 
198-2 in Verhandlung genommen und einstim­
mig beschlossen, dem Hohen Hause zu emp­
fehlen, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Sozialausschuß somit den An t rag, der Bun­
desrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 10. Dezember 1982 betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Gewerbliche 
Sozialversicherungsgesetz geändert wird (7. 
Novelle zum Gewerblichen Sozialversiche­
rungsgesetz), wird kein Einspruch erhoben. 

Und zur 6. Novelle zum Bauern-Sozialversi­
cherungsgesetz: 

Das Schwergewicht des gegenständlichen 
Gesetzesbeschlusses liegt im Zusammenhang 
mit den neuen Einheitswerten. Die letzte zum 
1. Jänner 1979 mit Wirksamkeit vom 1. Jänner 
1980 vorgenommene Hauptfeststellung hat in 
Berücksichtigung der geänderten Ertragsent­
wicklung in der Landwirtschaft nicht unbe­
trächtlicheVerschiebungen ergeben. Auf das 
Sozialversicherungsrecht der Bauern äußert 
der Einheitswert eines land(forst)wirtschaftli­
chen Betriebes mannigfaltige und weitrei­
chende Auswirkungen. Die überaus schwie­
rige Materie hat den Gesetzgeber in der Ver­
gangenheit dazu veraniaßt, den Geltungsbe­
reich der neuen Einheitswerte zunächst für 
die Zeit bis zum 31. Dezember 1981 und in der 
Folge bis 31. Dezember 1982 auszusetzen. 
Durch den gegenständlichen Gesetzesbe­
schluß soll nun eine Lösung dieser anstehen­
den Probleme erfolgen. Weiters soll die seit 
längerem erhobene Forderung auf Einfüh­
rung der Witwen-(Witwer-)Pension bei Fort-

führung des Betriebes der verstorbenen Ehe­
gatten verwirklicht werden. Dieser leistungs­
rechtlichen Verbesserung soll eine Erhöhung 
des Beitragssatzes in der Pensionsversiche­
rung der Bauern von derzeit 10,75 vH auf 11 
vH gegenüberstehen. Ferner enthält der 
Gesetzesbeschluß die Übernahme jener Ände­
rungen, die im Gesetzesbeschluß des Natio­
nalrates vom 10. Dezember 1982 betreffend 
die 38. ASVG-Novelle enthalten sind und 
infolge einer gleichartigen Regelung der in 
Betracht kommenden Vorschriften auch in 
den Bereichen des BSVG übertragen werden 
s.oll. 

Der Sozialausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 20. Dezember 
1982 in Verhandlung genommen und einstim­
mig beschlossen, dem Hohen Hause zu emp­
fehlen, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Sozialausschuß somit den An t rag, der Bun­
desrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 10. Dezember 1982 betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Bauern-Sozialver­
sicherungsgesetz geändert wird (6. Novelle 
zum Bauern-Sozialversicherungsgesetz), wird 
kein Einspruch erhoben. 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. Skotton: Ich 
danke dem Herrn Berichterstatter für seine 
vorläufigen Berichte; er kommt ja noch ein­
mal dran. 

Aber jetzt kommt als Berichterstatter zum 
Punkt 20 die Frau Bundesrat Dr. Erika Dan­
zinger. Ich erteile ihr das Wort. 

Berichterstatter Dr. Erika Danzinger: 
Hoher Bundesrat! Ich bringe den Bericht zur 
12. Novelle zum Beamten-, Kranken- und 
Unfallversicherungsgesetz. 

Der gegenständliche Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates enthält die Übernahme jener 
Änderungen, die im Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates vom 10. Dezember 1982 betref­
fend die 38. ASVG-Novelle enthalten sind und 
infolge einer gleichartigen Regelung der in 
Betracht kommenden Vorschriften auch in 
den Bereich der Sozialversicherung nach dem 
B-KUVG übertragen werden sollen. Weiters 
sollen 600 Millionen Schilling der BV A an den 
Ausgleichsfonds der Pensionsversicherungs­
träger überwiesen werden. 
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Dr. Erika Danzinger 

Der Sozial ausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 20. Dezember 
1982 in Verhandlung genommen. Der Antrag 
des Berichterstatters, Einspruch zu erheben, 
wurde mit Stimmenmehrheit angenommen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Sozialausschuß somit den An t rag, der Bun­
desrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 10. Dezember 1982 betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Beamten-Kran­
ken- und Unfallversicherungsgesetz geändert 
wird (12. Novelle zum Beamten-Kranken- und 
Unfallversicherungsgesetz), wird mit der fol­
genden Begründung Einspruch erhoben: 

Begründung 

zum vom Sozialausschuß beantragten Ein­
spruch des Bundesrates gegen den Gesetzes­
beschluß des Nationalrates vom 10. Dezember 
1982 betreffend ein Bundesgesetz, mit dem 
das Beamten-Kranken- und Unfallversiche­
rungsgesetz geändert wird (12. Novelle zum 
Beamten-Kranken- und Unfallversicherungs­
gesetz). 

Mit der 12. Novelle zum Beamten-Kranken­
und Unfallversicherungsgesetz wird die Versi­
cherungsanstalt öffentlich Bediensteter ver­
pflichtet, aus den Mitteln der von ihr durchge­
führten Krankenversicherung 600 Millionen 
Schilling an den Ausgleichsfonds der Pen­
sionsversicherungsträger abzuführen. 

Da die Versicherten der Versicherungsan­
stalt öffentlich Bediensteter in pensionsversi­
cherungsfreien Dienstverhältnissen beschäf­
tigt sind, besteht keine Beziehung zu den Pen­
sionsversicherungsträgern. Vielmehr dient 
diese Verwendung der Mittel der Krankenver­
sicherung einer Gruppe für Pensionsversiche­
rungsträger anderer Gruppen ausschließlich 
dazu, die Löcher im Budget zu stopfen, weil 
sich damit der Finanzminister höhere Bun­
desbeiträge erspart. Durch die Abzweigung 
von Ersparnissen, die durch höhere Beitrags­
leistungen der Versicherten und deren 
Dienstgeber geschaffen wurden, würde die 
Leistungsfähigkeit der Versicherungsanstalt 
öffentlich Bediensteter geschwächt, was letzt­
lich neue Beitragserhöhungen auslösen 
würde. 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. Skotton: Ich 
danke der Frau Berichterstatter für ihren 
Bericht und erteile wieder Herrn Bundesrat 

Lakitsch zu den Berichten über die Punkte 21 
und 22 das Wort. 

Berichterstatter Lakitsch: Zur 28. Opferfür­
sorgegesetznovelle: 

Durch die im gegenständlichen Gesetzesbe­
schluß des Nationalrates vorgesehene Ände­
rungen im Versorgungsrecht der Opfer des 
Kampfes für ein freies demokratisches Öster­
reich soll die Haftzulage auch für Bezieher 
von Opferrenten gewährt werden, die die 
sonst im Opferfürsorgegesetz vorgesehene 
Mindesthaftdauer nicht aufweisen. Weiters 
soll sämtlichen in Lebensgemeinschaft leben­
den Opfern eine erhöhte Unterhaltsrente 
zuerkannt werden. Ferner soll durch die Ein­
beziehung der Rentenkommissionen in das 
Abtretungsverfahren vermieden werden, daß 
Rentenempfänger in Unkenntnis der Sach­
und Rechtslage Abtretungserklärungen abge­
ben, die den Anspruch der dadurch Begün­
stigten nach Dauer und Höhe übersteigen. 
Schließlich sollen die Interessenvertretungen 
der Verfolgten künftig berechtigt sein, auch 
jüngere Personen ihres Vertrauens in die bei 
den Opferfürsorgebehörden errichteten Gre­
mien zu entsenden und nicht wie bisher nur 
Personen, die selbst zum Personenkreis der 
Opfer zählen. 

Der Sozialausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner gestrigen Sitzung in Ver­
handlung genommen und einstimmig· 
beschlossen, dem Hohen Hause zu empfeh­
len, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt- der 
Sozialausschuß somit den An t rag, der Bun­
desrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 10. Dezember 1982 betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Opferfürsorgege­
setz geändert wird (28. Opferfürsörgegesetz­
novelle), wird kein Einspruch erhoben. 

Und zum Kleinrentnergesetz: 

Das Durchschnittsalter der Kleinrentner 
liegt derzeit bei 87 Jahren. Durch den gegen­
ständlichen Gesetzesbeschluß des Nationalra­
tes soll in den Jahren 1983, 1984 und 1985 
jeweils eine rund 15prozentige Erhöhung der 
Kleinrenten erfolgen. 

Der Sozialausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzun.g vom 20. Dezember 
1982 in Verhandlung genommen und einstim': 

mig beschlossen, dem Hohen Hause zu emp­
fehlen, keinen Einspruch zu erheben. 
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Lakitsch 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Sozialausschuß somit den A n t rag, der Bun­
desrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 10. Dezember 1982 über ein Bun­
desgesetz-, .mit dem das Bundesgesetz betref­
fend Änderung und Ergänzung des Kleinrent­
nergesetzes geändert wird, wird kein Ein­
spruch erhoben. 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. Skotton: Ich 
danke dem Herrn Berichterstatter für seine 
Berichte. 

Wir gehen in die Debatte ein, die über die 
zusammengezogenen Punkte unter einem 
abgeführt wird. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundes­
rat Dkfm. Dr. Frauscher. Ich erteile ihm das 
Wort. 

Bundesrat Dkfm. Dr. Frauseher (ÖVP): 
Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Staats­
sekretär! Hoher Bundesrat! Es ist schon zur 
Tradition geworden, daß wir in der letzten Sit­
zung vor Weihnachten jeweils ein umfangrei­
ches Paket von Sozialgesetzen verabschieden. 
Heute wird dies mit· Ausnahme der Novelle 
zum Beamten-Kranken- und Unfallversiche­
rungsgesetz sogar einvernehmlich geschehen. 

Im Hinblick auf die vielen Tagesordnungs­
punkte, die wir heute noch zu erledigen 
haben, will ich mich ganz kurz nur mit der 
7. Novelle zum Gewerblichen Sozialversiche­
rungsgesetz befassen. 

Es sind fast auf den Tag genau 25 Jahre ver­
gangen, seit im Jahre 1957 das Gewerbliche 
Selbständigen-Pensionsversicherungsgesetz 

beschlossen wurde. 

Jahrzehntelang waren alle Versuche 
gescheitert, eine Pensionsversicherung für 
selbständige Erwerbstätige einzuführen, teil­
weise aus finanziellen Gründen, teils weil die 
Wirtschaftatreibenden lange Zeit hindurch 
der Meinung waren, selbst für ihr Alter vor­
sorgen zu können. Erst in der Kriegs- und 
Nachkriegszeit kam es zu einem Umdenken. 
Es wurde erkannt, daß vor allem die Kleinge­
werbetreibenden nicht mehr in der Lage 
waren, bei Erwerbsunfähigkeit, Alter oder 
Tod sich selbst beziehungsweise die Hinter­
bliebenen finanziell abzusichern. 

So kam es 1952 zuerst zur Gründung des 
Handelskammer-Altersunterstützungsfonds 

und 1957 dann zur-gesetzlichenPensionsversi-

cherung. Das Gewerblich-Selbständigen-Pen­
sionsversicherungsgesetz wurde im Dezem­
ber 1957 beschlossen und trat bereits mit 
1. Jänner 1958 in Kraft. Ab 1. Juli 1958 wurden 
schon die ersten Pensionen ausbezahlt. 

Es war eine gewaltige organisatorische Lei­
stung, die in den ersten Jahren beim Aufbau 
der Pensionsversicherungsanstalt der ge­
werblichen Wirtschaft von den Mitarbeitern 
dieser Institution und von den Versicherungs­
vertretern in den Selbstverwaltungskörpern 
erbracht worden ist, eine Leistung, die wir 
auch heute noch dankbar anerkennen. 

Im Laufe der Jahre ging es auch darum, 
schrittweise Leistungsverbesserungen zu 
erreichen, um eine sozialpolitische Gleichstel­
lung mit der wesentlich älteren Pensionsver­
sicherung der Unselbständigen zu erreichen. 
Die anfänglich vorgesehenen Leistungsbe­
schränkungen wurden im Laufe der Jahre 
fast völlig abgebaut, und es gelang, die Pen­
sionen der Selbständigen an jenes Niveau 
heranzuführen, das dem doch wesentlich älte­
ren Leistungssystem der unselbständig 
Beschäftigten entspricht. 

Außerdem wurden zusätzliche Versiehe­
rungsgruppen vor allem aus dem Kreis der 
freiberuflich Tätigen in die gewerbliche Pen­
sionsversicherung aufgenommen. 

Die entscheidenden Verbesserungen und 
Änderungen in diesen 25 Jahren seit 1957 
waren 1961 die Einführung des Hilflosenzu­
schusses auch bei Hinterbliebenenpensionen, 
1963 die Einführung einer vierzehnten Pen­
sionszahlung, 1964 die Aufnahme der Tier­
ärzte in die Pensionsversicherung, 1966 dann 
das Inkrafttreten des Pensionsanpassungsge­
setzes, 1970 die Einführung der Möglichkeit 
zur Gewährung einer Erwerbsunfähigkeit­
pension unter gemilderten Voraussetzungen 
für Versicherte über 55 Jahren, 1971 die Anhe-

- bung der Witwenpension auf 60 Prozent der 
Pension des Verstorbenen, 1973 die Einfüh­
rung eines Zuschlages für Pflichtversiche­
rungsmonate, die neben dem Pensionsbezug 
erworben wurden, 1974 kam es zum Zusam­
menschluß der gewerblichen Pensions- und 
Krankenversicherung in der Sozialversiche­
rungsanstalt in der gewerblichen Wirtschaft, 
1979 dann auch zum Zusammenschluß des 
Gewerblich-Selbständigen-Pensionsversiche-
rungsgesetzes und des Gewerblich-Selbstän­
digen-Krankenversicherungsgesetzes in ein 
einheitliches Gesetzeswerk, das Gewerbliche 
Sozialversicherungsgesetz, das wir heute zum 
siebentenmal novellieren. 
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Diese 7. Novelle bringt im wesentlichen die 
Übernahme jener Änderungen, die in der 38. 
Novelle zum Allgemeinen Sozialversiche­
rungsgesetz enthalten sind. Auf diese Details 
will ich nicht näher eingehen, teilweise befas­
sen sich noch Kollegen damit. Die Novelle 
bringt aber auch neu die Schaffung einer 
Rechtsgrundlage für einen Datenaustausch 
zwischen dem Bundesrechenamt und der 
Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen 
Wirtschaft. Damit wird eine wichtige Forde­
rung der Versicherten erfüllt, und es können 
künftig die Daten für die Beitragsermittlung 
direkt der Sozialversicherungsanstalt be­
kanntgegeben werden. Es entfällt damit für 
die Versicherten die Verpflichtung zur Vor­
lage der Einkommenssteuerbescheide. Bisher 
ist es immer wieder zu Nachteilen für die Ver­
sicherten gekommen, weil bei Nichtvorlage 
der Bescheide die Beiträge auf der Basis der 
Höchstbemessungsgrundlage berechnet wur­
den. Bei einem Pensionsantrag wurden dann 
die maßgeblichen Bescheide neuerlich ange­
fordert, mußten dann erbracht werden, und 
die Bemessungsgrundlage wurde nach den 
sodann vorliegenden Werten berechnet, die 
zuviel bezahlten Beiträge wurden ohne Ver­
zinsung rückerstattet. Die nun vorgesehene 
Neuregelung wird deshalb sicherlich von 
allen Versicherten begrüßt werden. 

Auf weitere Detailbestimmungen will ich 
nicht eingehen. Ich will aber die Gelegenheit 
wahrnehmen, mich kurz auch mit der Finan­
zierung der Selbständigenpensionen zu befas­
sen, weil diesbezüglich immer wieder einsei­
tige und unvollständige Darstellungen gege­
ben und Äußerungen gemacht werden. Auch 
bei der Debatte im Nationalrat hat ein Redner 
der SPÖ wieder davon gesprochen, daß der 
Bund für die Finanzierung aller Pensionen 
1981 24 Milliarden Schilling ausgegeben 'hat" 
davon für den Bereich der Unselbständigen 
10,5 Milliarden Schilling und für den Bereich 
der gewerblichen Wirtschaft sowie der Bau­
ern 13,8 Milliarden Schilling. 

"Wenn über die Finanzierung und über die 
finanzielle Sicherstellung der Pensionsversi­
cherung geredet werden wird, so führte er 
laut ,Parlamentskorrespondenz' aus, wird 
berücksichtigt werden müssen, woher die gro­
ßen Belastungen für den Bund kommen." -
Das ist ein typisches Beispiel dafür, wie man 
mit einer unvollständigen Darstellung eines 
Sachverhaltes Stimmung machen kann, und 
deshalb möchte ich mich dagegen verwahren 
und die Dinge ins rechte Lot rücken. Man 
kann nicht einfach hergehen und die Leistun­
gen des Bundes auf den Kopf der früher 
unselbständig erwerbstätigen und der früher 

selbständig erwerbstätigen Pensionisten 
umrechnen.' Das ergibt ein völlig unzureichen­
des Bild. Wenn man den Sachverhalt gerecht 
darstellen will, muß man schon eine ganze 
Reihe Faktoren beachten, womit sich dann 
ein ganz anderes Bild ergibt. Zunächst einmal 
muß man zugeben, daß doch die meisten Selb­
ständigen ihr Berufsleben nicht als Selbstän­
dige beginnen, sondern zuerst einmal jahre­
lang als Unselbständige ihre Beiträge in die 
Kassen der Unselbständigen bezahlen. (Der 
Vo r sitz end e übernimmt wieder die Ver­
handlungsleitung.) 

Weiters muß man berücksichtigen, daß sich 
in den letzten zehn Jahren die Struktur der 
Beschäftigten gewaltig verändert hat und es 
anfangs der achtziger Jahre um 300 000 selb­
ständig Erwerbstätige weniger gibt als noch 
vor 10 Jahren. Die Beiträge, die von diesen 
nun Unselbständigen in die Arbeitnehmer­
kassen geleistet werden, sind enorm und sie 
fehlen selbstverständlich in den Selbständi­
genkassen. Es ist eigentlich unverständlich, 
daß man diesen Strukturwandel nicht zur 
Kenntnis nehmen will, denn die Verschiebun:' 
gen in der Struktur der Arbeitnehmer von 
den Arbeitern zu den Angestellten wurden 
schon berücksichtigt. Und es hat jahrelang 
die Pensionsversicherungsanstalt der Ange­
stellten Zuschüsse an die Anstalt der Arbeiter 
bezahlt oder bezahlen müssen. 

Was nun die Pensionen der Gewerbetrei­
benden betrifft, muß man auch zugeben, daß 
diese ja neben ihren Beiträgen auch noch die 
Gewerbesteuer zu entrichten haben und daß 
aus dem Aufkommen dieser Steuer ein hoher 
Betrag, im laufenden Jahr ca. 2,5 Milliarden 
Schilling, an die Pensionsversicherungsan­
stalt der Selbständigen überwiesen wird. 

Zur Höhe der Beiträge ist weiters zu sagen, 
daß heute leider die Einkommen gerade der 
kleinen Gewerbetreibenden weit geringer 
sind als das Durchschnittseinkommen der 
Unselbständigen. Und außerdem sind von den 
375000 Beitragszahlern der Selbständigen­
Pensionsversicherungen 188 000 Bauern. 
Deren durchschnittliches Monatseinkommen 
hat eben im Jahre 1981 nur 6500 Schilling 
betragen gege,nüber dem der Unselbständigen 
von 14500 Schilling. Höhere Beiträge sind 
daher den Bauern sicher nicht zumutbar. 

Die Finanzierung der Pensionen wird in 
den nächsten Jahren gewaltige Probleme mit 
sich bringen, und eine gemeinsame Lösung 
derselben setzt, meiner Meinung nach, vor­
aus, daß man auch bereit ist, die heutige 
Situation gerecht zu beurteilen. Deshalb sollte 
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auf einseitige Darstellungen, wie sie in der 
letzten Zeit vorgekommen sind, verzichtet 
werden. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender: Als nächste zu Wort gemeldet 
ist Frau Bundesrat Margaretha Obenaus. Ich 
erteile ihr dieses. 

Bundesrat Margaretha Obenaus (SPÖ): 
Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Geschätzte 
Frau Staatssekretär! Hoher Bundesrat! Alle 
Gesetze, die wir jetzt unter den Tagesord­
nungspunkten 17 bis 22 diskutieren und 
beschließen, sind meines Erachtens gute 
Gesetze. Das möchte ich gleich einmal zu 
Beginn meiner Rede feststellen. Und wehn im 
Plenum des Nationalrates der Herr Abgeord­
nete Dr. Jörg Haider und auch jetzt mein Vor­
redner Dr. Frauscher gemeint haben, daß uns 
der Sozialminister Dallinger zur Weihnachts­
zeit immer wieder einen Berg von Gesetzesre­
gelungen vorlegt, so quasi als Weihnachtsge­
schenk, die mit dem ASVG zusammenhängen, 
dann, glaube ich, kann das nur als ein Positi­
vum gewertet werden, das wir nur begrüßen 
können. 

Ich möchte beinahe sagen, daß diese 
Gesetze für viele, viele Menschen kleine 
Weihnachts- und Neujahrsgeschenke sind. 
Und wenn unsere Regierung so viel für die 
jungen Menschen und für die Familien in letz­
ter Zeit geleistet hat, dann kann es doch nur 
recht und billig sein, daß auch auf die älteren 
Menschen nicht vergessen wird. Denn mit der 
vorliegenden 38. Novelle zum ASVG werden 
ja die Pensionen über die Pensionsdynamik 
hinaus für alle Pensionisten um 5,5 Prozent 
ab 1. Jänner 1983 angehoben. An und für sich 
würde auf Grund der geltenden Bestimmun­
gen die Richtzahl ja nur 1,051 betragen, was 
eine Erhöhung der Leistungen um nur 
5,1 Prozent ergäbe. Angesichts der zu erwar­
tenden Inflationsgrenze hat man sich jedoch 
entschlossen, für alle Pensionisten 5,5 Pro­
zent zu gewähren. Das erfordert natürlich im 
Budget einen Mehraufwand von rund 500 Mil­
lionen Schilling. 

In den letzten Jahren haben wir doch elf­
mal außerordentliche, über die Dynamik hin­
ausgehende Erhöhungen für die Ausgleichs­
zulagenbezieher erreicht. Die Tatsache kann 
uns fröhlich stimmen, daß wir in Österreich 
selbst in Zeiten wie diesen - ich möchte auch 
diesen Slogan hier gebrauchen - keinen 
Sozialstopp einführen, sondern die Pensionen 
pünktlich ausbezahlen und erhöhen, während 
in anderen Ländern die Pensionserhöhungen 
ausgesetzt werden. Ich denke da an die Bon­
ner Koalitionsregierung, die es als eine ihrer 

ersten Aufgaben angesehen hat, die Renten­
erhöhung vom 1. Jänner 1983 auf den 1. Juli 
1983 zu verschieben. Die Rechnung dafür -
das konnten wir doch alle in den letzten 
Tagen miterleben - wurde derselben von der 
Bevölkerung in Hamburg bereits präsentiert. 

Durch die 38. Novelle zum ASVG werden 
die Leistungen für die ältere Generation 
wesentlich vermehrt. Beispielsweise betrug 
im Jänner 1970 der monatliche Aufwand für 
die Pension aus der Sozialversicherung 
1815 Millionen Schilling, im Jänner 1983 wer­
den es 7 800 Millionen Schilling sein. Es ist 
auf das Viereindrittelfache gestiegen oder, 
deutlicher ausgedrückt, um 330 Prozent. 

Der Grund liegt natürlich einerseits in der 
längeren Lebensdauer der Pensionisten, die 
dank des medizinischen Fortschrittes, aber 
auch der sozialen Besserstellung zustande 
kommt. Eine weitere Ursache ist aber sicher­
lich auch die Tatsache, daß heutzutage schon 
viel mehr Menschen die Frühpension, die vor­
zeitige Alterspension wegen langer Versiche­
rungszeit in Anspruch nehmen. Die Hauptur­
sachen für das Ansteigen des Aufwandes der 
Pensionsversicherung sind aber sicherlich die 
gewaltigen Leistungverbesserungen, die ich 
in diesem Zusammenhang besonders hervor-
heben möchte. ' 

Es sind aber die Pensionen auch real sehr 
stark gestiegen, also Pensionserhöhungen 
abzüglich Preissteigerungen. Seit 1970 sind 
die Pensionen auf Grund der Pensionsdyna­
mik um 171 Prozent, der Verbraucherpreisin­
dex indem selben Zeitraum um 117 Prozent 
gestiegen, sodaß noch immer ein Gewinn, ein 
Plus von 54 Prozent übrig bleibt. 

Bei den kleineren Pensionen, also bei den 
Ausgleichszulagenbeziehern, beträgt die 
Erhöhung für Alleinstehende im Zeitraum 
1970 bis 1983 sogar 219 Prozent. Bei Ehepaa­
ren ist der Richtsatz von 1 728 Schilling im 
Jahre 1970 auf 5989 Schilling im Jahre 1983, 
also um 230 Prozent, gestiegen. 

Wenn man dann den Pensionistenindex 
hernimmt, der ja als - Vergleichszahl dazu 
anzuwenden ist, so kann man immerhin noch 
feststellen, daß für die Pensionisten ein Plus 
von 125 Prozent herausschaut. Also auch hier 
wieder eine ganz bedeutende Erhöhung der 
Realbezüge für die kleinsten Bezieher der 
Pensionen. Es sind hier Verbesserungen 
zustande gekommen, die in keinem anderen 
Staat der Welt erreicht wurden. Schade, daß 
Herr Bundesrat Pumpernig jetzt nicht im 
Raum ist, denn er könnte mir sicher bestäti-
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gen, daß die Delegierten vieler Länder bei der 
UNO-Weltversammlung über das Altern, die 
heuer in Wien stattgefunden hat, bewundernd 
zum Ausdruck gebracht haben, Österreich 
nimmt eine Spitzenstellung im internationa­
len Vergleich bezüglich der Sozialleistungen 
ein. Und Herr Bundesrat Kollege Stoiser 
nickt beifällig mit dem Kopf; er war sicherlich 
bei dieser Konferenz anwesend und kann mir 
das bestätigen. 

Liebe Kollegen des Hohen Bundesrates, 
darauf können wir alle stolz sein, daß Öster­
reich soviel für die alten Menschen getan hat! 
(Beifall bei der SPÖ.) 

Dieses Gesetzespaket beinhaltet aber noch 
andere wichtige Änderungen. So begrüßen 
wir zum Beispiel die Verbesserungen im 
Bereich der Unfallversicherung der Schüler 
und Studenten. Es soll nunmehr der Sonder­
fonds für die Jugendlichen und Gesundenun­
tersuchungen in die allgemeine Gebarung der 
Krankenversicherungsträger bei gleichzeiti­
ger Umwandlung der Gesundenuntersuchun­
gen in Pflichtleistungen übergeleitet werden. 
Ich halte diese Bestimmung auch für einen 
wesentlichen Beitrag zur Erhaltung unserer 
Volksgesuhdheit. 

Bereits mit der 36. Novelle zum ASVG, die 
am, 1. Juni 1981 in Wirksamkeit getreten ist, 
wurde die volle Gleichstellung von Männern 
und Frauen, was die Angehörigeneigenschaft 
in der Krankenversicherung betrifft, erreicht. 
Bisher wurden in Österreich zirka tausend 
Hausmänner beitragsfrei, da sie mit ihrer 
berufstätigen Ehefrau mitversichert sind. 
Man Sieht also, die gesellschaftliche Entwick­
lung, diese Wandlung, wirkt sich auch auf die 
Krankenversicherung aus. 

Schließlich möchte ich zur 6. Novelle zum 
Bauern-Sozialversicherungsgesetz eimges 
sagen. Es geht hier um die Regelung der mit 
der neuen Einheitsbewertung zusammenhän­
genden Fragen. 

In langwierigen Verhandlungen mit den 
Bauern aller Parteirichtungen ist es nun 
gelungen, auch in diese Novelle Verbesserun­
gen aufzunehmen. Als eine der wichtigsten 
anzusehen ist, glaube ich, daß nun die Witwen 
nach dem Tod ihres Mannes die Fortführung 
des Hofes übernehmen, um den Betrieb für 
die heranwachsenden Kinder zu erhalten, daß 
sie nun nicht mehr nur die Beitragszeiten des 
Mannes übernehmen können, sondern ihnen 
wahlweise die Möglichkeit eingeräumt wird, 
entweder die Versicherungszeiten des Man­
nes für die eigene Pensionsversicherung zu 

übernehmen oder aber den Anspruch auf eine 
Witwenpension geltend zu machen. Dadurch 
würden sie natürlich sofort zu einer Geldlei­
stung kommen. 

Ein kleiner Wermutstropfen ist allerdings 
für die bäuerlichen VersichertEm damit ver­
bunden, denn es gibt keinen Topf, aus dem 
ich nur herausnehmen kann und nichts hin­
ein gebe. Man hat sich also doch veranlaßt 
gesehen, dieser leistungsrechtlichen Verbes­
serung auch eine Erhöhung des Beitragssat­
zes von derzeit 10,75 Prozent auf 11 Prozent 
gegenüberzustellen, also eine Erhöhung um v,. 
Prozent zu verlangen. 

Damit ist aber die gleiche prozentuelle 
Belastung in der Pensionsversicherung der 
Bauern erreicht, wie sie schon derzeit in der 
Pensionsversicherung der gewerblichen Selb­
ständigen besteht. 

Zu erwähnen wäre vielleicht noch, daß die 
Rechtsgrundlage für einen Datenaustausch 
zwischen dem Bundesrechenamt und der 
Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen 
Wirtschaft geschaffen wird in der neuen 
Novelle des gewerblichen Sozialversiche­
rungsgesetzes, mit der sich aber schon Herr 
Dr. Frauseher eingehend beschäftigt hat. 

Letztlich noch zum Kleinrentnergesetz. 
Dieses Gesetz trifft ja nur mehr einen Perso­
nenkreis von 98 Personen in Österreich, und 
wie wir schon vom Berichterstatter gehört 
haben, liegt das Durchschnittsalter dieser 
Kleinstrentenbezieher bei 87 Jahren. Man 
kann sich ausrechnen, daß naturbedingt die­
ser Kreis jährlich kleiner wird und daß dafür 
keine allzu große finanzielle Belastung mehr 
von diesem Gesetz zu erwarten ist. 

Die Rentenerhöhung wird für diese Ärm­
sten der Armen - kann man wohl sagen -
jeweils am 1. Jänner 1983 um 15 Prozent 
erhöht, aber auch am 1. Jänner 1984 und 
1. Jänner 1985. 

Nun, verehrte Damen und Herren, möchte 
ich abschließend noch eines sagen: Vor den 
Wahlen, und die stehen ja in einigen Monaten 
vor der Türe, werden die Pensionisten von 
unseren politischen Gegnern immer wieder 
verunsichert, wird immer wieder die Frage 
gestellt, ja wer weiß, ob die Pensionen über­
haupt gesichert sind. Es wird da immer eine 
gewisse Angst unter den Pensionisten hervor­
gerufen. Dazu hat aber der Herr Sozialmini­
ster Dallinger erst bei der letzten Sitzung im 
Nationalrat erklärt, daß die Pensionsgarantie 
doch im Gesetz verankert ist und natürlich 
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niemand zu befürchten braucht, daß die Pen­
sionen gekürzt werden, oder daß viele dann 
bangen müssen, ob sie überhaupt rechtzeitig 
ausbezahlt werden können. (Ruf bei der ÖVP: 
Aber auch dann nich t, wenn die ÖVP regiert! 
- Gegenrufe bei der sm.) . 

Ich glaube, mit all diesen von uns nun zu 
beschließenden Gesetzen leisten wir doch 
auch einen weiteren Beitrag zur Behebung 
der Armut in Österreich. Sie ist nicht groß, 
doch gibt es zugegebenermaßen immer noch 
arme Menschen, aber wir wollen ja dazu bei­
tragen, nun auch diesen Menschen das Los 
etwas zu erleichtern. 

Wir können daher, glaube ich, zuversicht­
lich ins neue Jahr gehen. So darf ich Ihnen 
namens der sozialistischen Fraktion mittei­
len, daß wir all diesen nun in Behandlung ste­
henden Gesetzen unsere Zustimmung geben 
werden. 

Da die ÖVP-Fraktion Jedoch die 12. Novelle 
zum Beamten-Kranken- und Uhfallversiche.:. 
rungsgesetz beeinspruchen wird, überreiche 
ich hiemit den Antrag der Bundesräte Marga­
retha Obenaus, Stefan Steinle, Friederike 
Veichtlbauer, Dr. Helga Hieden und Genos­
sen, auch gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates vom 10. Dezember 1982 betref­
fend ein Bundesgesetz, mit dem das Beam­
ten-Kranken- und Unfallversicherungsgesetz 
geändert wird, möge kein Einspruch erhoben 
werden. (Beifall bei der SPÖ. - Die Rednerin 
überreicht diesen Antrag dem Präsidium.) 

Vorsitzender: Der von den Bundesräten 
Margaretha Obenaus und Genossen einge­
brachte Antrag, gegen den Gesetzesbeschluß 
des Nationalrates betreffend ein Bundesge­
setz, mit dem das Beamten-Kranken- und 
Unfallversicherungsgesetz geändert wird, kei­
nen Einspruch zu erheben, ist genügend 
unterstützt und steht demnach zur Verhand­
lung. 

Als nächster zum Wort gemeldet hat sich 
Bundesrat Molterer. Ich erteile dieses. 

Bundesrat Molterer (ÖVP): Herr Vorsitzen­
der! Sehr geehrte Frau Staatssekretär! Meine 
Damen und Herren! In der Sozialpolitik muß 
neben dem sozialen Fortschritt auch getrach­
tet werden, eine Gleichstellung, Harmonisie­
rung und Ausgewogenheit zwischen den ein­
zelnen Berufsgruppen im sozialen Bereich 
herzustellen. Für vieles trifft das für die 
6. Novelle zum Bauern-Sozialversicherungs­
gesetz zu, in der eine Reihe von Anliegen der 
Landwirtschaft, insbesondere jene im Zusam-

menhang mit den neuen Einheitswerten, ver­
wirklicht wird. 

Die ÖVP-Fraktion wird daher dieser 
Novelle ihre Zustimmung geben, was aber 
nicht heißt, daß wir mit allem, was in dieser 
Novelle enthalten ist, einverstanden sind. 

Ich möchte mit dem Negativen beginnen. 

Leider müssen - auch im Geschäftsjahr 
1983 - 100 Millionen Schilling aus Mitteln 
der Krankenversicherung - der Bauern­
SOiialversicherung - der Pensionsversiche-­
rung überwiesen werden. (Zwischenruf des 
Bundesrates Ce eh.) Dadurch ist eine Ver­
besserung, Herr Kollege Ceeh, beim Kranken­
hausaufenthalt der Bauern den Selbstbehalt 
zu senken, nicht möglich. Diese außertourli­
che Belastung, einen 20prozentigen Kosten­
anteil durch vier Wochen zu leisten, kann zu 
nicht unerheblichen Belastungen im bäuerli­
chen Bereich führen. Die Landwirtschaft ist 
im Vergleich zu anderen Berufsgruppen 
sozial viel schlechtergestellt. (Weitere Zwi­
schenrufe des Bundesrates Ce eh.) 

Wir hoffen, daß es in diesem Bereich in 
Zukunft zu einer Gleichstellung beziehungs­
weise einer Vereinheitlichung aller Berufs­
gruppen kommt. Im Regierungsentwurf war 
auch vorgesehen, vielen Bäuerinnen, insbe­
sondere den Nebenerwerbsbäuerinnen, die 
Angehörigeneigenschaft in der Krankenversi­
cherung des Mannes zu nehmen. Es wäre zu 
einer Verschlechterung für eine große Gruppe 
gekommen, aber auch zu Schwierigkeiten bei 
der Administration. 

In den meisten Fällen hätte man erst nach 
Jahresende feststellen können, wie hoch das 
Einkommen der Frau tatsächlich ist und ob 
damit die rechtmäßige Mitversicherung der 
Ehegattin verlorengegangen wäre. Das wäre 
also kaum vollziehbar gewesen. Diesen Ein­
wendungen unserer Interessenvertretung ist 
nun . Rechnung getragen worden. 

Nun zu den positiven Elementen dieser 
Novelle. 

Eine langjährige Forderung unsererseits, 
daß verwitwete Bäuerinnen bei der Fortfüh­
rung des Betriebes eine Witwenpension 
bekommen sollen, wird in dieser Novelle ver­
wirklicht. Das bringt ungefähr 2 000 bis 2 500 
Bäuerinnen, die durch den Verlust des Man­
nes nicht nur den Familienvater, sondern 
auch den Betriebsführer verloren haben und 
in einer oft sehr schwierigen Situation sind, 
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eine gerechte und längst notwendige Verbes­
serung. 

Allerdings ist damit - das hat ja meine 
Vorrednerin schon erklärt - auch eine 
Gegenleistung verbunden, denn die Beitrags­
sätze bei der Pensionsversicherung werden 
von 10,75 Prozent auf 11 Prozent erhöht, 
wobei ursprünglich 11,25 Prozent verlangt 
wurden. In den Verhandlungen hat man sich 
aber auf 11 Prozent geeinigt. 

Daß diese Verbesserung bei der Witwenpen­
sion für uns einen hohen Stellenwert besitzt, 
wenngleich auch nicht die völlige Anpassung 
zur ASVG-Regelung hergestellt wurde, 
beweist die gemeinsame Beschlußfassung die­
ser Novelle. 

Bei der . Berechnung des pauschalierten 
Ausgedinges, deren ständige Erhöhung zu 
enormen Härten führt, ist es zu einem Teiler­
folg gekommen. Nun wird. erstmals für das 
Jahr 1983 der jährliche Erhöhungsfaktor 
nicht zur Anwendung kommen, das heißt, daß 
die Dynamisierung des fiktiven Wertes 1983 
ausgesetzt wird. Auch bei der Berechnung des 
Ausgedingepauschales war bisher der höchste 
Einheitswert innerhalb der letzten zehn Jahre 
vor der Pensionierung genommen worden. 
Jetzt wird der durchschnittliche Einheitswert 
der letzten zehn Jahre als Basis herangezo­
gen, wie es bei der Bemessung der Pension 
gehandhabt wird. 

Ich bin mir der großen Finanzierungs­
schwierigkeiten des Staates bei den Aus­
gleichszulagen bewUßt. Trotzdem glaube ich, 
daß das nur ein Anfang sein kann, denn hier 
sind die kleinen bäuerlichen Betriebe sehr 
stark betroffen. 

Eine der ersten "agrarpolitischen" Maßnah­
men - wobei ich agrarpolitisch unter Anfüh­
rungszeichen setze - dieser Bundesregie­
rung war nach den Nationalratswahlen 1979 
eine gewaltige Erhöhung der Einheitswerte in 
der Landwirtschaft. Nun werden neuerlich 
mit 1. Jänner 1983 die Einheitswerte um 
5 Prozent erhöht. Nach Berechnungen der 
Sozialversicherungsanstalt machen diese 
Erhöhungen im Durchschnitt 24,1 Prozent 
aus, wobei es teilweise zu 30 Prozent, zu 
40 Prozent und zu mehr Prozent kommt. 

Im bäuerlichen Bereich sind die Einheits­
werte die finanzielle Grundlage fast aller 
Abgaben und Steuern. Auch die Sozialversi­
cherungsbeiträge werden von den Einheits­
werten abgeleitet. Nun hat man bei den Ver­
handlungen hinsichtlich der mit dem neuen 

Einheitswert zusammenhängenden Fragen 
seitens des Sozialministeriums Verständnis 
dafür gezeigt, daß das Gesamtbeitragsauf­
kommen durch Änderung der Versicherungs­
werte gleichbleibt und nur die jährliche Dyna­
misierung zum Tragen kommt. 

Denn darin, glaube ich, war man sich im 
klaren: Beitragsdynamik und Beitragserhä­
hungen durch Einheitswerterhöhungen hät­
ten zu argen Doppelbelastungen geführt. Wer 
allerdings eine überdurchschnittliche Ein­
heitswerterhöhung hinnehmen mußte, 
bekommt dies auch bei den Sozialversiche­
rungsbeiträgen zu spüren. 

Hinweisen möchte ich auch, daß die Bauern 
mit der Abgabe für die Pensionsversicherung 
mit 345 Prozent des Grundsteuermeßbetrages 
und mit 200 Prozent des Grundsteuermeßbe­
trages für die Unfallversicherung Vorleistun­
gen erbringen, bei denen die Einheitswerter­
höhung im kommenden Jahr eine Mehrbela­
stung von 77 Millionen Schilling mit sich brin­
gen wird. 

Unberücksichtigt in dieser Novelle - und 
damit unbefriedigend - ist derzeit die Situa­
tion bei den bäuerlichen Unfallrenten, die 
dringend einer Leistungsverbesserung bedür­
fen. Da durch diese Novelle Mängel in der 
bäuerlichen Sozialversicherung ganz oder 
teilweise behoben wurden und es in der 
Anwendung der neuen Einheitswerte zur 
Sozialversicherung zu einer einvernehmli­
chen und begrüßenswerten Regelung gekom­
men ist, wird die ÖVP-Fraktion der 6. Novelle 
zum Bauern-Sozialversicherungsgesetz ihre 
Zustimmung geben. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender: Als nächster zum Wort 
gemeldet ist Bundesrat Sommer. Ich erteile 
dieses. 

Bundesrat Sommer (ÖVP): Herr Vorsitzen­
der! Frau Staatssekretär! Hoher Bundesrat! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Zuerst eine Bemerkpng zu Ihnen, Frau Kolle­
gin Obenhaus: Sicherlich billige ich Ihnen die 
subjektive Einstellung zu, es handle sich um 
lauter gute Gesetze, die jetzt in Behandlung 
stehen. Aber SPÖ-Mandatare haben dieses 
600-Millionen-Ding immerhin in einer Resolu­
tion als "verfassungswidrig" und "unmora­
lisch" bezeichnet. Also gar so gut kann die 
Novelle auch in den Augen der SPÖ nicht 
sein, wenn auch die Auswirkungen nicht dazu 
führten, daß uns dieser bittere Kelch erspart 
geblieben wäre. Die 12. Novelle zum Beam­
ten-Kranken- und Unfallversicherungsgesetz, 
dem BKUVG, die heute hier im Bundesrat zur 
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Behandlung steht, wird unter den Begriffen 
"Räubernovelle" oder ,,600-Millionen-Ding" in 
die Geschichte der österreichischen Sozialver­
sicherungsgesetzgebung eingehen. (Bundes­
rat Sc hip a n i: Wir wissen eh, daß ihr nicht 
zart seid in eurer Ausdrucksweise!) Schipani 
wird wieder freudig mit den Zwischenrufen; 
das ist mir schon abgegangen. 

Wenn die gegenständliche Gesetzesvorlage, 
die am 10. Dezember im Nationalrat von der 
SPÖ gegen die Stimmen der ÖVP und der 
FPÖ beschlossen wurde, im Artikel! und im 
Artikel 2 notwendige Angleichungen zur 
38. ASVG-Novelle enthält, so ist wegen der 
Gleichmäßigkeit sozialrechtlicher Vorschrif­
ten und der Rechtssicherheit dagegen sicher 
nichts einzuwenden. 

Sehr viel oder alles ist aber gegen Artikel 3 
dieser Gesetzesvorlage einzuwenden, mit dem 
den öffentlich Bediensteten im pragmati­
schen Dienstverhältnis des Bundes ein­
schließlich der Post, der Bundesländer mit 
Ausnahme von Wien und verschiedenen 
Gemeinden, aber auch den genannten Institu­
tionen als Dienstgeber 600 Millionen Schilling 
unter dem Vorwand eines Solidaritätsprinzips 
weggenommen, gesetzlich enteignet werden, 
meine Damen und Herren. De.nn diese Gelder 
dienen der Vorsorge in der Betreuung der 
Versicherten. Wenn die Versicherungsanstalt 
der öffentlich Bediensteten bei einem J ahres­
umsatz von rund 4 Milliarden Schilling Geld 
für besondere Vorkommnisse und Vorhaben 
zur besseren Betreuung ihrer Versicherten 
durch neue Ambulatorien in der Josefstadt, 
durch ein Rehabilitationszentrum in Bad 
Schallerbach und durch die notwendige 
Modernisierung ihrer Kurheime und Büros in 
den Landesstellen braucht, dann sind die 
Gebarungsrücklagen durchaus angemessen 
und entsprechen auch dem Gesetzesauftrag, 
sparsam und wirtschaftlich vorzugehen. 

Aber Sie, meine Damen und Herren von der 
SPÖ, haben offensichtlich nur das Grundprin­
zip: Niemand soll etwas_ Erspartes auf der 
Seite haben, niemand soll selbst Vorsorge 
treffen. Das muß der Staat machen. Wohin 
diese Einstellung führt, erleben wir Österrei­
cher ja in zunehmendem Maße in Zeiten wie 
diesen. (Bundesrat Sc hip a n i: Fragen Sie 
den Polster, er hat sie gerade verlangt, die 
Solidarität!) Was heißt hier überhaupt "Soli­
daritätsprinzip"? Die BVA, die Versicherungs­
anstalt öffentlich Bediensteter, ist eine Kran­
ken- und Unfallversicherungsanstalt, sie ist 
kein Pensionsversicherungsträger . Daher ist 
die gesetzlich vorgesehene Überweisung von 
600 Millionen Schilling an den Ausgleichs-

fonds der Pensionsversicherungsträger nie­
mals ein Solidaritätsakt, sondern ein Raub­
zug zur Entlastung des Bundesbudgets, den 
man nicht genug verurteilen kann. (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Der Bund erspart sich damit 600 Millionen 
Schilling Zuschüsse zur Pensionsversiche­
rung. Was geschieht mit dem ersparten Geld? 
Es wird wahrscheinlich im allgemeinen Ver­
schwendungstopf versickern, vielleicht auch 
als günstiger Zinsenzuschuß für die bisher 
streng geheimgehaltene Finanzierung des 
Konferenzpalastes. (Bundesrat Sc hip a n i: 
Das wäre eine Hetz! - -Ironische Heiterkeit 
bei der SPÖ.) 

Die Auffassung, daß die Wegnahme von 
600 Millionen Schilling keinerlei Solidaritäts­
charakter haben kann und eine absolut unmo­
ralische Handlung darstellt sowie außerdem 
verfassungswidrig ist, kommt auch in der am 
10. November dieses Jahres in einer außeror­
dentlichen Hauptvorstandssitzung einstim­
mig beschlossenen Resolution der Versiche­
rungsanstalt deutlich zum Ausdruck. Ich 
zitiere auszugsweise: 

"Eine Verwendung der Mittel der Kranken­
versicherung für Pensionsversicherungs­
zwecke ist somit absolut unmoralisch und läßt 
sich auch mit dem Gedanken der Solidarität 
aller Versicherten in Österreich deshalb nie­
mals begründen, weil die Versicherten der 
BVA und deren Dienstgeber durch vergleichs­
weise höhere Beitragsleistungen die Voraus­
setzung für die derzeit nicht ungünstige wirt­
schaftliche Situation der BVA geschaffen 
haben." (Bundesrat Sc hip an i: Die Solida­
ritätsverweigerung ist unmoralisch, Kollege 
Sommer! Das solltest du als Gewerkschafter 
wissen!) 

Wenn einer spart und der andere das Geld 
verschwendet, dann ist der unsolidarisch, der 
sparsam gewirtschaftet hat: Das ist eure 
GrundsatzeinsteIlung. Erfolg: Budgetdefizit, 
Staatsverschuldung. Das ist eben eine Ein­
stellungsfrage, die durch die Fakten, Kollege 
Schipani, die durch die wirtschaftliche Ent­
wicklung jederzeit beweisbar ist. (Bundesrat 
Sc hip a n i: Auf Kosten der anderen kannst 
du sparen, das hat eh der Staat gezahlt!) Sie 
sollten sich nicht so aufregen, Herr Kollege 
Schipani, denn das, was ich hier vortrage, 
haben ja auch Ihre Parteifreunde mitbe­
schlossen. Sie brauchen sich gar nicht weit 
umzudrehen, um auch die Personen zu fin­
den. (Bundesrat Sc hip a n i: Das stellen wir 
ja nicht in Abrede! Bei euch gibt es auch wel­
che, die das gutheißen, nur dürfen sie es da 
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nicht sagen!) "Durch Abgabe der so ermög­
lichten Ersparnisse in die Pensionsversiche­
rung würde die Leistungsfähigkeit der 
Anstalt und insbesondere auch deren weitere 
geplante Entwicklung für die Zukunft in 
erheblichem Ausmaß geschwächt und gestört. 
Aus den vorstehenden Ausführungen ist deut­
lich zu erkennen, daß eine teilweise Verwen­
dung der höheren Beiträge der nach dem 
BKUVG krankenversicherten Personen für 
völlig sachfremde Zwecke nicht nur unmora­
lisch, sondern überdies verfassungswidrig 
wäre." 

Dieser gemeinsamen Resolution, Kollege 
Schipani, haben am 10. November 1982 
Dienstnehmer- und Dienstgebervertreter 
sowohl der ÖVP als auch der SPÖ einstimmig 
die Zustimmung erteilt. Prominente Funktio­
näre und Mandatare der SPÖ haben diesen 
600~ Millionen-Raubzug als unmoralisch und 
verfassungswidrig erklärt. Aber trotz immer 
wieder betonter Konsensbereitschaft, trotz 
der angeblich so hoch gehaltenen Mitwirkung 
und Mitbestimmung hat sich niemand von der 
SPÖ-Regierung und von Ihrer Partei im 
Nationalrat, meine Damen und Herren von 
der SPÖ, von dieser so einmütigen Feststel­
lung beeindrucken lassen. (Bundesrat Sc h i -
pan i: Wenn ihr glaubt, daß es verfassungs­
widrig ist, geht zum Verfassungsgerichtshof!) 

Selbstverständlich wird von der BVA der 
Verfassungsgerichtshof angerufen werden, 
und es ist zu hoffen, daß die SPÖ das gleiche 
Schicksal erleidet wie beim Arbeiterkammer­
wahlausschluß, den sie seinerzeit versucht 
hat. (Beifall bei der ÖVP.) 

Für die ÖVP sind sparsames Wirtschaften 
und Selbstvorsorge eine Selbstverständlich­
keit. Für die SPÖ ist in den zwölf Jahren Ver­
schwendung eine Selbstverständlichkeit 
geworden. Die ÖVP wird daher aus grundsätz­
lichen Überlegungen, aber auch um gegen 
Unmoral und Verfassungswidrigkeit aufzutre­
ten, gegen diese Gesetzesvorlage Einspruch 
erheben. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender: Als nächster zu Wort gemel­
det hat sich Herr Bundesrat Ing. Nigl. Ich 
erteile ihm dieses. 

Bundesrat Ing. Nigl (ÖVP): Herr Vorsitzen­
der! Frau Staatssekretär! Meine Damen und 
Herren! Am 16. Dezember 1964 ist die 
14. Novelle zum Allgemeinen Sozialversiche­
rungsgesetz beschlossen worden. Bis zum 
damaligen Zeitpunkt ist bei der Berechnung 
der Bemessungsgrundlage für die Errech­
nung einer Pension der Divisor 60 angewen-

det worden. Das pensionsversicherungspflich­
tige Einkommen der letzten fünf Jahre wurde 
durch 60 dividiert. 

Mit der 14. Novelle ist durch die Beitrags­
pflicht auch der Sönderzahlungen in der 
Sozialversicherung - 13. und 14. Bezug - der 
Divisor auf 70 erhöht worden. Das heißt: pen­
sionsversicherungspflichtiges Einkommen 
der letzten fünf Jahre durch 70. 

Nun gibt es aber - ich habe das unmittel­
bar nach dieser 14. Novelle aufgegriffen und 
führe jetzt sozusagen einen achtzehnjährigen 
Krieg (Bundesrat Sc hip a n i: Da fehlen 
noch zwölf Jahre auf den Dreißigjährigen 
Krieg!) - Tausende von Beschäftigten, von 
Dienstnehmern in Österreich, die nicht die 
Möglichkeit haben, für einen vollen 13. und 
14. Bezug Pensionsversicherungsbeiträge zu 
entrichten, selbst wenn sie das wollten. 

Erst nach über einem Jahrzehnt hat man 
seitens des Sozialministeriums eingesehen, 
daß hier eine Änderung herbeigeführt werden 
müsse, und man hat im ASVG den § 58 a ein­
geführt. 

Man hat gemeint, das könne man in der 
Form lösen, daß nun· Dienstnehmer- und 
Dienstgeberinteressenvertretungen antrag­
stellend beim Hauptverband der Sozialversi­
cherungsträger die Beitragspflicht so festset­
zen, daß man für alle, die davon betroffen 
sind, für 14 Bezüge, aber jeweils die Höchst­
beitragsgrundlage, Beiträge zahlen läßt. Das 
ging nicht in der Praxis, weil es ja viel zu 
wenige gibt, die tatsächlich soviel verdienen, 
daß sie die Höchstbeitragsgrundlage errei­
chen. 

Alle Minister, die bisher am Werk waren, 
waren offensichtlich nicht in der Lage, 
obwohl das wiederholt eingesehen wurde, 
hier eine BestimmuI)g zu schaffen, die eine 
pra4tikable Lösung bringt. Ich möchte das an 
ein paar Beispielen von Berufszugehörigen 
verschiedener Stände belegen. 

Alle jene Beschäftigten - und das ist eine 
sehr große Anzahl -, die als Vertreter tätig 
sind, deren Einkommen sich vorwiegend aus 
Provisionen zusammensetzt, beziehen ja die­
ses Provisionseinkommen nur zwölfmal im 
Jahr und nicht 14mal, weil das Jahr nur zwölf 
Monate hat. Als Sonderzahlung erhalten sie 
in der Regel ein Fixum, das im Einzeldienst­
vertrag oft nur wenige tausend Schilling -
2000, 3000, 4000 S - ausmacht. Die Diffe­
renz von diesem Fixum bis zur möglichen 
Höchstbeitragsgrundlage fehlt ihnen nun, 
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gibt ihnen daher auch nicht die Möglichkeit, 
für volle Sonderzahlungen - 13. und 
14. Bezug - auch Beiträge entrichten zu kön­
nen, selbst wenn sie in den zwölf Monaten 
soviel Provisionseinkommen verdienen, daß 
dieses Gesamteinkommen des Jahres, durch 
14 dividiert, jeweils die Höchstbeitragsgrund­
lage in der Pensionsversicherung erreicht 
oder gar überschreitet. 

Das war unser Anliegen seit nunmehr 
18 Jahren jeweils an den regierenden, an den 
amtierenden Sozialminister , hier einen Wan­
del zu schaffen, um für diese Vertreter, aber 
genauso auch für jene Akkordarbeiter , die 
ihre Akkordabrechnungen vielfach nicht auf 
die Sonderzahlungen umgelegt bekommen, 
die Möglichkeit zu schaffen, daß sie gleichmä­
ßig 14 volle Beiträge in die Pensionsversiche­
rung entrichten können. 

Diese Möglichkeit wurde ihnen bis. zum 
heutigen Tag nicht gegeben, was zur Folge 
hat, daß es Tausende von Beschäftigten in 
Österreich gibt, denen bei der Pensionsab­
messung schließlich hunderte und oft über 
1 000 S an monatlicher Pension fehlen, weil 
ihnen nicht die Möglichkeit eingeräumt 
wurde, für ihr tatsächliches Einkommen 14 
volle Beiträge zu entrichten. 

Ich kann nach 18jährigem Kampf, den ich 
auch im Rahmen der Privatangestelltenge­
werkschaft geführt habe und der eine Reihe 
von Beschlüssen unter Vorsitz des derzeitigen 
Sozialministers zustande gebracht hat, nur 
annehmen, daß man entweder nicht willens 
oder nicht in der Lage ist, hier eine Formulie­
rung zu finden, die diesen Umstand beseitigt 
und diese Möglichkeit schafft. 

Für die 38. ASVG-Novelle war nämlich eine 
Formulierung in der ersten Fassung vorgese­
hen. Sie fehlt nunmehr endgültig doch wieder 
im Gesetz, und ich kann nur appellieren an 
die Beamtenschaft des Sozialministeriums, 
an die Frau Staatssekretär, das weiterzuge­
ben an den Herrn Sozialminister , und ich 
appelliere auch an die Mitglieder der soziali­
stischen Fraktion dieses Hauses, mitzuhelfen, 
daß dieser Mißstand endlich beseitigt wird. 
(Beifall bei der OVP.) 

Vorsitzender: Als nächster zum Wort 
gemeldet hat sich Bundesrat Lanner. Ich 
erteile dieses. 

Bundesrat Dr. Lanner (ÖVP): Herr Vorsit­
zender! Frau Staatssekretär! Roher Bundes­
rat! Meine Damen und Herren! Auch eine 
Bemerkung zur Frau Kollegin Obenaus - sie 

ist leider nicht im Saale -: Ich teile ihre Auf­
fassung, wenn sie meint, daß all die heute zur 
Behandlung stehenden Gesetzesnovellen gut 
sind. Sie werden so lange gut sein, solange die 
Leistungen zu den Beiträgen in einem gesun­
den Verhältnis stehen. 

Wie wir der Novelle zum Bauernsozialversi­
cherungsgesetz entnehmen, scheint dieses 
Verhältnis schon etwas in Unordnung zu gera­
ten in der Form, daß die Beiträge allmählich 
höher werden und die Bauernschaft diese Bei­
träge, wenn das so weiter geht, künftig nicht 
mehr leisten wird können. 

Die bäuerliche Sozialversicherung, deren 
6. Novelle zum Bauernsozialversicherungsge­
setz heute zur Behandlung auf der Tagesord­
nung steht, ist erst allmählich zu dem gewor­
den, was sie heute ist. Nachdem die landwirt­
schaftliche Zuschußrentenversicherung 1958 
und die Bauernkrankenversicherung 1966 ein­
geführt wurden, erfolgte vor 13 Jahren der 
vielleicht wichtigste Meilenstein in der sozia­
len Gesetzgebung der Bauernschaft. 

Im Jahr 1969 wurde nämlich unter der 
ÖVP-Regierung das Bauernpensionsversiche­
rungsgesetz im Nationalrat beschlossen~ 
Damit war der entscheidende Durchbruch für 
die bäuerliche Bevölkerung auf dem Gebiet 
der Alters- und Hinterbliebenenversorgung 
gelungen. Seit dem Jahr 1970 aber gestaltete 
sich die Weiterentwicklung der bäuerlichen 
Sozialversicherung zunehmend schwieriger. 

Es sei daran erinnert, daß schon im Jahr 
1971 über die Präsidentenkonferenz der Land­
wirtschaftskammer eine Angleichung der 
Zuschußrenten an die Bauernpensionen in 
drei Etappen verlangt wurde. Bis Dezember 
1976 dauerte es, ehe die Bundesregierung 
ihren unverständlichen Widerstand gegen die­
sen maßvollen Lösungsvorschlag aufgab. Es 
sei nicht vergessen, daß zum damaligen Zeit­
pun~t etwa 125 000 landwirtschaftliche 
Zuschußrentner in Österreich waren. 

Nachdem diese Änderung und diese Gleich­
stellung sieben Jahre lang hinausgezögert 
wurden, sind etwa 25 000 landwirtschaftliche 
Zuschußrentner verstorben. Ein lateinisches 
Sprichwort sagt: "De mortuis nihil nisi bene", 
also über Verstorbene nur Gutes. Und das 
waren auch, meine Damen und Herren, Bäue­
rinnen und Bauern, österreichische Staats­
bürger, die am Aufbau dieses Österreichs mit­
gewirkt haben. 

Darüber hinaus gab es noch immer viele 
ungelöste Anliegen des bäuerlichen Berufs-
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standes. Erst nach jahrelangem Ringen 
konnte das Mutterschaftsgeld im heurigen 
Sommer für die Bäuerinnen in Form einer 
Betriebshilfe eingeführt und verwirklicht 
werden. Der Abrechnungsmodus in der bäuer­
lichen Krankenversicherung konnte von 
einem Barleistungssystem zu einem Sachlei­
stungsvertrag übergeleitet werden. Das heißt, 
bargeldlose Inanspruchnahme aller medizini­
schen Leistungen. Für uns - die bäuerlichen 
Vertreter - gilt der Grundsatz, das bisher in 
der bäuerlichen Sozialversicherung Erreichte 
zu sichern und für die Durchsetzung offener 
Forderungen dem aktiven Bauernstand nicht 
ein unzumutbare Beitragserhöhung aufzuer­
legen. 

Das Schwergewicht der gegenständlichen 
6. Novelle zum Bauernsozialversicherungsge­
setz liegt, wie der Berichterstattung zu ent­
nehmen war, bei der Änderung im Zusam­
menhang mit den Einheitswerten. Trotz sin­
kender Reinerträge der Bewertungsgrund­
lage für die Einheitswerte hat die SPÖ mit 
Hilfe ihrer absoluten Nationalratsmehrheit 
seit 1970 die Einheitswerte massiv erhöht und 
den Bauern eine Lawine an höheren Steuern 
und Abgaben aufgebürdet. Das Realeinkom­
men sinkt ständig. Wenn der Herr Landwirt­
schaftsminister als Realeinkommen die letz­
ten zehn Jahre in Betracht zieht und dabei ein 
Plus von 2,8 Prozent darstellt, so stimmt dies 
insofern nicht, weil man ja die Realerträge im 
einzelnen sehen muß: 1976 nur mehr 0,9 Pro­
zent, 1977 minus 2,8 Prozent, 1979 sogar 
minus 9,4 Prozent. Das ist die Situation, 
meine Damen und Herren, in der Landwirt­
schaftl 

1977 nahm die SPÖ im Zuge eines ihrer 
Belastungspakete eine außerordentliche 
generelle Erhöhung der Einheitswerte um 
10 Prozent vor. 1979, wenige Wochen nach der 
Nationalratswahl, boxte die SPÖ in einer 
namentlichen Abstimmung im Nationalrat die 
bisher massivste Einheitswerterhöhung 
durch, die mit Wirkung vom 1. Jänner 1980 
eine durchschnittliche 20prozentige, ja in vie­
len Fällen 30 bis 40 und 10Oprozentige Erhö­
hung bewirkte. Mit den Stimmen der SPÖ 
wurde damals auch mit 1. Jänner 1983 
beschlossen, die Einheitswerte neuerlich um 
5 Prozent zu erhöhen. Und was der österrei­
chischen Bauernschaft - auch der österrei­
chischen Bevölkerung, wenn die SPÖ eine 
neuerliche Mehrheit bei den Nationalrats­
wahlen im kommenden Jahr erringt - ins 
Haus steht, können wir uns selbst ausdenken. 

Hoher Bundesrat! Meine Damen und Her­
ren! Die Erhöhung der Einheitswerte entbehrt 

also jeder berechtigten Grundlage und führt 
zu einer enormen Steigerung der Steuerlei­
stungen, der Abgabenhöhe und schließlich 
der Höhe der Sozialversicherungsbeiträge im 
Zusammenhang mit der 6. Novelle zum 
Bauernsozialversicherungsgesetz. Die Ein­
heitswerte stellen nicht nur die Basis - und 
wir haben das heute schon gehört - für Steu­
ern und Abgaben, sondern auch für die Höhe 
der Sozialversicherungsbeiträge dar. Der 
bäuerlichen Berufsvertretung ist es gelungen, 
die Anwendung der neuen Einheitswerte zur 
Berechnung der Sozialversicherungsbeiträge 
für die Jahre 1980, 1981 und 1982 zu verhin­
dern. 

Dadurch wurden den Bauern Gottseidank 
mehrere hundert Millionen Schilling an 
Kosten durch höhere Sozialversicherungsbei­
träge erspart. Um eine Doppelbelastung bei 
den Sozialversicherungsbeiträgen einerseits 
durch die jährliche Dynamisierung und ande­
rerseits durch die erfolgte Einheitswerterhö­
hung zu verhindern, hat die Bauernvertre­
tung in langwierigen Verhandlungen mit dem 
Sozialministerium erreicht, daß trotz Ein­
heitswerterhöhung 1980 und 1983 das Bei­
tragsaufkommen der Bauern in Summe neu­
tral bleiben muß. Jenen Bauern, deren Ein­
heitswerterhöhung über den Durchschnitts­
satz von rund 20 Prozent lag, werden ab 
1. Jänner 1983 durch die ungerechtfertigten 
Einheitswerterhöhungen auch höhere Sozial­
versicherungsbeiträge ins Haus stehen. 

In den Verhandlungen mit Herrn Minister 
Dallinger konnten weitere Verbesserungen 
erreicht werden, die in der 6. Novelle zum 
Bauernsozialver.sicherungsgesetz im Natio­
nalrat bereits beschlossen wurden. Bei der 
Bewertung des Ausgedinges konnte erreicht 
werden, daß der jährliche Erhöhungsfaktor 
im Jahr 1983 nicht zur Anwendung kommt 
und daß nicht der höchste Einheitswert der 
letzten zehn Jahre, sondern der durchschnitt­
liche Einheitswert der letzten zehn Jahre als 
Basis der Berechnung herangezogen wird. 
Unsere grundsätzliche Forderung nach 
gerechterer Ausgedingebewertung bleibt 
allerdings trotz dieses Teilerfolges weiter auf­
recht. 

Auch unsere langjährige Forderung, daß 
verwitwete Bäuerinnen bei der Fortführung 
des Betriebes eine Witwenpension bekommen 
sollen, wird in dieser Novelle zum Bauernso­
zialversicherungsgesetz verwirklicht. (Ruf bei 
der SPÖ: Aber etwas bezahlen sollen sie 
nicht!) 

Ich darf in diesem Zusammenhang viel-
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leicht folgendes dazu sagen: Seit dem Jahre 
1945 sind von der Landwirtschaft etwa 700 000 
Menschen abgewandert. Diese 700 000 Men­
schen wurden von der damaligen Bauern­
schaft, wo es noch keine Familienbeihilfe und 
Kinderbeihilfe gab,. ausgebildet, und diese 
Menschen stehen heute in verschiedenen 
Berufen und zahlen bereits in die verschiede­
nen Sozialversicherungsträger ihre Beiträge 
hinein. Das ist, meine Damen und Herren, 
unsere Rechtfertigung hiezu. (Ruf bei der 
SPÖ: Was hat das mit der Landwirtschaft zu 
tun? Eine wilde Argumentation!) 

Meine sehr geschätzten Damen und Her­
ren! Sozial minister Dallinger und vor allem 
der Finanzminister Salcher beharrten aber 
auf einer Erhöhung des Beitragssatzes zur 
Pensionsversicherung von - wie wir gehört 
haben - 10,75 auf 11 Prozent, was eine Mehr­
einnahme bei den Pensionsversicherungen 
von rund 40 Millionen Schilling ausmachen 
wird. Ohne diese Beitragserhöhung wäre die 
Verbesserung beim Ausgedinge und bei der 
Witwenpension sicherlich nicht erreicht wor­
den. Die SPÖ hat uns diese Beitragserhöhung 
so wie im heurigen Sommer auch im Zusam­
menhang mit der Einführung des Mutter­
schaftsgeldes aufgezwungen .. 

Meine sehr geschätzten Damen und Her­
ren! Hoher Bundesrat! Neben diesen beschei­
denen sozialen Besserstellungen durch die 
6. Novelle zum Bauernsozialversicherungsge­
setz ergeben sich noch immer viele ungelöste 
soziale Anliegen des bäuerlichen Berufsstan­
des. 

Wir werden mit allem Nachdruck den Hilf-
10senzuschuß für die Bäuerinnen fordern. Wir 
werden uns in Zukunft in dieser Frage auch 
nicht beirren lassen. 

Wir von der Österreichischen Volkspartei 
sind überzeugt, daß auf die Dauer niemand 
über die Tatsache hinwegsehen kann, daß 
Bäuerinnen ein Leben lang unter oft härte­
sten Bedingungen am Hof arbeiten, und es 
soll auch nicht übersehen werden, daß dieser, 

'von großen persönlichen Opfern getragene 
Einsatz auch der Allgemeinheit in hohem 
Maße dient. 

Die Fraktion der ÖVP-Bundesräte wird der 
6. Novelle zum Bauernsozialversicherungsge­
setz in Anbetracht einiger Besserstellungen 
die verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender: Zum Wort gemeldet hat sich 
noch Bundesrat Ceeh. Ich erteile dieses. 

Bundesrat Ceeh (SPÖ): Herr Vorsitzender! 
Frau Staatssekretär! Meine Damen und Her­
ren! Auf der einen Seite wird es als Unmoral 
bezeichnet, wenn man Versicherungsbeiträge 
für die Allgemeinheit verwendet. So gesche­
hen heute vom Kollegen Sommer. Er hat kriti­
siert - zugegeben auf Grund eines einstim­
migen Beschlusses -, daß 600 Millionen von 
der Beamten-, Kranken- und Unfallversiche­
rung abgezweigt werden. 

Was mich daran stört, ist, daß Kollege Som­
mer sagt, daß diese Gelder in den "allgemei­
nen Verschwendungstopf" kommen. Mich 
stört es deshalb - und daher habe ich auch 
den Kollegen Molterer gebeten, die volle 
Wahrheit zu sagen -, Kollege Sommer, weil 
es sicher nicht in den "allgemeinen Ver­
schwendungstopf" kommt, es sei denn, Sie 
bezeichnen die Krankenversicherung der 
Bauern als einen Verschwendungstopf. Ich 
tue es nicht! Ich stelle aber fest, daß allein in 
die Krankenversicherung, lieber Kollege Mol­
terer (Bundesrat Mol te re r: Dort kommen 
sie nicht hin!), der Bauern heuer 680 Millio­
nen Schilling fließen, allgemeine Steuermit­
tel, bitte. (Bundesrat Mol te re r: Auf Grund 
gesetzlicher Bestimmungen! - Bundesrat 
Sc hip a n i: Was heißt das?) Ich bitte, das zur 
Kenntnis zu nehmen, das ist so. Das ist so, 
und wer es nicht glaubt, bitte nachzuschauen. 
(Zwischenruf des Bundesrates Raa b.) 

Wenn der Herr Kollege Raab sich so auf­
regt, dann sage ich ihm bloß, daß gerade er 
immer derjenige ist, der meint, daß überall 
eine Zweckbindung herrschen soll. Und falls 
Sie es nicht Wissen sollten, darf ich Ihnen mit­
teilen, daß auch die Pensionsversicherung der 
Bauern so defizitär ist, daß allein in diese Ver­
sicherung 7,3 Milliarden Steuergelder im Jahr 
hineinfließen. 

Falls Herr Kollege Sommer das als Ver­
schwendungstopf gemeint hat, dann bin ich 
einer anderen Auffassung. Ich meine, daß alle 
Österreicher bis jetzt bereit waren, die Bau­
ern und die Landwirtschaft zu fördern, daß es 
aber jedenfalls auch erwähnt zu werden ver­
dient, daß es so ist. Und es sollten diese 
immensen Zuschüsse nicht einfach unter den 
Tisch gekehrt werden. 

Es sind nicht nur diese Milliarden, es sind 
noch etliche mehr. Ich will es mir ersparen, 
sie aufzuzählen. Insgesamt erhält die österrei­
chische Landwirtschaft im Jahr 1983 rund 
21 Milliarden Schilling an Förderungen und 
Subventionen. Das wollte ich hier in diesem 
Zusammenhang geklärt haben, damit es nicht 
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immer wieder heißt: Wir kriegen nichts! (Bei­
fall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender: Zu einer tatsächlichen 
Berichtigung hat sich Herr Bundesrat Som­
mer gemeldet. Eine tatsächliche Berichtigung 
darf die Dauer von 10Minuten nicht über­
schreiten. (Bundesrat Sc hip a n i: Jetzt wer­
den wir sehen, was das tatsächlich ist! - Bun­
desrat So m m er: Die Wahrheit! - Bundes­
rat Mag. Kar n y: Obwohl sie in der Sowjet­
union die "Prawda" haben, lügen sie auch!) 

Ich erteile Bundesrat Sommer das Wort. 

Bundesrat Sommer (ÖVP): In der vorweih­
nachtlichen Stimmung und auch im Ausklang 
deiner Tätigkeit sei dir, Kollege Karny, vieles 
zugestanden. 

Herr Kollege Ceeh! Sie sind entweder nicht 
ganz aufmerksam meinen Ausführungen 
gefolgt, oder aber Sie haben sie falsch ausge­
legt, und daher habe ich mich zu dieser tat­
sächlichen Berichtigung gemeldet. 

Kein Wort gegen die Interessen der Bauern 
oder gegen sonst irgend jemanden in Öster­
reich. Ich habe gesagt: Die 600 Millionen 
Schilling von der BVA kommen in den Aus­
gleichsfonds der Pensionsversicherungsan­
stalten und habe daDll fortgesetzt: Der Bund 
erspart sich damit 600 Millionen Schilling 
Zuschüsse. Und was geschieht nun mit dem 
ersparten Geld des Bundes? 

Ich habe nicht von den Zuschüssen in den 
Pensionsausgleichsfonds gesprochen, son­
dern davon, daß sich der Bund 600 Millionen 
Schilling erspart. Ich stehe zu dieser Ausage 
und zu dieser Auffassung, daß der Bund Gel­
der für den Pensionsversicherupgsausgleichs­
fonds, dem er nach seiner Verpflichtung 
Zuschüsse zahlen sollte, der BVA wegnimmt. 
Und das, was er sich erspart, das wird sehr 
wohl im allgemeinen Verschwendungstopf 
versickern. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Das ist ein großer Unterschied, denn der 
eine entzieht sich seiner Verpflichtung auf 
Kosten eines Dritten. Das ist unmoralisch, 
und das· haben wir gemeinsam festgestellt. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender: Zum Wort gemeldet hat sich 
Frau Staatssekretär Fast. Ich erteile dieses. 

Staatssekretär im Bundesministerium für 
soziale Verwaltung Franziska Fast: Sehr 
geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte 
Damen und· Herren! Herr Bundesrat Nigl hat 

ein Problem bekanntgegeben und es in 
Zusammenhang mit einem 18jährigen Kampf 
gebracht, nämlich die Änderung des § 58. 

Richtig ist, daß das im Entwurf enthalten 
war. Aber wie es unserer Demokratie ent­
spricht, werden Regierungsvorlagen zur 
Begutachtung ausgesendet, und im Begutach­
tungsverfahren wurde es als nicht notwendig 
erachtet, das jetzt zu erledigen. 

Sie sehen also: Der Herr Bundesminister 
Dallinger wollte sogar Ihren 18jährigen 
Kampf beenden. Er ist nicht zuletzt daran 
gehindert worden von einer Gruppe, die 
Ihnen politisch nahesteht. Darüber hinaus 
soll aber die Diskussion weitergeführt wer­
den. 

Im Begutachtungsverfahren wurde abge­
lehnt, das hineinzunehmen, das ist nachweis­
bar. 

Aber ich glaube, eines ist unbestritten 
heute zum Ausdruck gekommen: daß wir zum 
Unterschied von anderen Jahresabschlüssen 
heute selbst von der Opposition als sozialisti­
sche Regierung eigentlich Komv.limente 
gehört haben. (Widerspruch bei der OVP.) 

o ja, das ist von Ihren Rednern gesagt wor­
den. Ich verfolge immer sehr genau die Dis­
kussion. Ich halte weniger von Zwischenru­
fen, ich halte mehr von Inhalten, die hier von 
den gewählten Bundesräten dargestellt wer­
den. Ich erachte es als sehr wichtig zuzuhö­
ren, was die Bundesräte zu sagen haben, und 
da ist es doch immer wieder durchgeklungen, 
daß das gute Gesetze sind. 

Und daß es gute Gesetze sind, die gemein­
sam beschlossen werden, ich glaube, das ist 
das schönste Weihnachtsgeschenk, das :man 
der österreichischen Bevölkerung machen 
kann. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender: Weitere Wortmeldungen lie­
gen nicht vor. Wünscht noch jemand das 
Wort? - Es ist dies nicht der Fall. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird von der Berichterstattung ein Schluß­
wort gewünscht? - Dies ist nicht der Fall. 

Die Abstimmung über die vorliegenden 
Gesetzesbeschlüsse des Nationalrates erfolgt 
getrennt. 

Bei der getrennt durchgeführten 
Abstimm ung über die Punkte 17-19 

430. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 73 von 106

www.parlament.gv.at



16482 Bundesrat - 430. Sitzung - 21. Dezember 1982 

Vorsitzender 

beschließt der Bundesrat, gegen diese drei 
Gesetzesbeschlüsse des Nationalrates k ei -
nen Einspruch zu erheben. 

Vorsitzender: Wir kommen zur Abstim­
mung über den Gesetzesbeschluß des Natio­
nalrates betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Beamten-Kranken- und Unfallversi­
cherungsgesetz geändert wird (12. Novelle 
zum Beamten-Kranken- und Unfallversiche­
rungsgesetz) (Punkt 20.). 

Es liegt sowohl ein Antrag des Sozialaus­
schusses vor, gegen den vorliegenden Geset­
zesbeschluß des Nationalrates Einspruch zu 
erheben, als auch ein Antrag der Bundesräte 
Obenaus und Genossen, keinen Einspruch zu 
erheben. 

Ich werde zuerst den Ausschußantrag, Ein­
spruch zu erheben, zur Abstimmung bringen. 
Findet dieser Antrag keine Mehrheit, so wird 
im Anschluß daran über den Antrag der Bun­
desräte Obenaus und Genossen, keinen Ein­
spruch zu erheben, abgestimmt. 

Falls kein Einwand erhoben wird, werde ich 
die Abstimmung über den Antrag, Einspruch 
zu erheben, und dessen Begründung, unter 
einem vornehmen. - Einwand wird nicht 
erhoben~ 

Ich bitte jene Mitglieder des Bundesrates 
die dem Antrag des Sozialausschusses zustim~ 
men, mit der vorgeschlagenen Begründung 
gegen den vorliegenden Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates Einspruch zu erheben, um ein 
Handzeichen. - Dies ist Stimmenmehrheit. 

Der Antrag, Einspruch zu erheben, samt 
der beigegebenen Begründung, ist somit 
angenommen. 

Damit erübrigt sich eine Abstimmung über 
den Antrag der Bundesräte Margaretha 
Obenaus und Genossen, keinen Einspruch zu 
erheben. 

Bei der getrennt durchgeführten 
Ab s tim m u n g über die Punkte 21 und 22 
beschließt der Bundesrat, gegen diese beiden 
Gesetzesbeschlüsse des Nationalrates k e i -
nen Einspruch zu erheben. 

23. Punkt: Gesetzesbesehluß des Nationalra­
tes vom 10. Dezember 1982 betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Arbeitsmarktför­
derungsgesetz und das Arbeitslosenversiche­
rungsgesetz 1977 geändert werden (2615 der 

Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
23. Punkt der Tagesordnung: Änderung des 
Arbeitsmarktförderungsgesetzes und des 
Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1977. 

Berichterstatter ist Frau Bundesrat Ricky 
Veichtlbauer. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Ricky Veichtlbauer: Sehr 
geehrter Herr Vorsitzender! Herr Minister! 
Frau Staatssekretär! Meine Damen und Her­
ren! Durch die im vorliegenden Gesetzesbe­
schluß des Nationalrates enthaltene Ände­
rung des Arbeitsmarktförderungsgesetzes soll 
das bisherige System der investiven Förde­
rung zur Schaffung und Sicherung von 
Arbeitsplätzen durch eine neue Form der Bei­
hilfen zur Lösung dringender arbeitsmarkt­
politischer Probleme, denen auch eine beson­
dere volkswirtschaftliche Bedeutung 
zukommt, erweitert werden. Diese Beihilfe 
soll als unverzinsliches oder verzinsliches 
Darlehen, als Zinsenzuschuß, als Zuschuß 
oder in Form der Haftungsübernahme 
gewährt werden. Über die Gewährung der 
Beihilfe entscheidet der Bundesminister für 
soziale Verwaltung im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Finanzen. Durch die 
im gegenständlichen Gesetzesbeschluß ent­
haltene Änderung des Arbeitslosenversiche­
rungsgesetzes soll durch den Reservefonds 
zur Finanzierung der neuen Form der Bei­
hilfe ein zusätzlicher Haftungsrahmen in 
Höhe von 600 Millionen Schilling aus allge­
meinen Budgetmitteln. gebildet werden. Die 
Geltungsdauer der Bestimmungen über diese 
neue Form der Beihilfe und ihre Finanzie­
rung soll bis 31. Dezember 1984 begrenzt blei­
ben. 

Der Sozialausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 20. Dezember 
1982 in Verhandlung genommen und einstim­
mig beschlossen, dem Hohen Hause zu emp­
fehlen, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Sozialausschuß somit den An t rag, der Bun­
desrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 10. Dezember 1982 betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Arbeitsmarktför­
derungsgesetz und das Arbeitslosenversiche­
rungsgesetz 1977 geändert werden, wird kein 
Einspruch erhoben. 

Vorsitzender: Ich begrüße den im Haus 
erschienenen Herrn Bundesminister für 
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Gesundheit und Umweltschutz Dr. Kurt Stey­
rer. (Allgemeiner Beifal1.) 

Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Wünscht jemand das Wort? - Es ist dies 
nicht der Fall. Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s tim m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates keinen Einspruch zu 
erheben. 

24. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalra­
tes vom 10. Dezember 1982 betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Bauarbeiter­
Schlecbtwetterentschädigungsgesetz 1957 ge-

ändert wird (2616 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir kommen nun zum 
24. Punkt der Tagesordnung: Änderung des 

Bauarbeiter-Schlechtwetterentschädigungs­
gesetzes 1957. 

Berichterstatter ist Frau Bundesrat Edith 
Paischer. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Edith Palscber: Sehr 
geehrter Herr Vorsitzender! Herr Minister! 
Frau Staatssekretär! Meine Damen und Her­
ren! Im gegenständlichen Gesetzesbeschluß 
des Nationalrates ist vorgesehen, daß bei 
Arbeiten auf Baustellen im Ausland kein 
Schlechtwetterentschädigungsbeitrag zu ent­
richten ist und auch kein Anspruch des 
Dienstgebers auf Rückerstattung von ausbe­
zahlten Entschädigungen besteht. Hinsicht­
lich der dem Arbeiter auf Auslandsbaustellen 
zustehenden Schlechtwetterentschädigung ist 
vorgesehen, daß dem Arbeiter vom Dienstge­
ber eine Schlechtwetterentschädigung in der 
Höhe von 60 Prozent des Lohnes (wie im 
Inland) gebührt. 

Der Sozialausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 20. Dezember 
1982 in Verhandlung genommen und einstim­
mig beschlossen, dem Hohen Hause zu emp­
fehlen, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Sozialausschuß somit den An t rag, der Bun­
desrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 10. Dezember 1982 betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Bauarbeiter­
Schlechtwetterentschädigungsgesetz 1957 ge­
ändert wird, wird kein Einspruch erhoben. 

Vorsitzender: Wortmeldungen liegen nicht 
vor. 

Wünscht jemand das Wort? - Es ist dies 
nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s tim m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k ein e n Ein s pr u eh zu 
erheben. 

25. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
16. Dezember 1982 betreffend eine Vereinba­
rung gemäß Art. 15 a B-VG über die Kran­
kenanstaltenfinanzierung und die Dotierung 
des Wasserwirtschaftsfonds (2617 der Beila-

gen) 

. 26. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalra­
tes vom 16. Dezember 1982 betreffend ein 
Bundesgesetz über die Errichtung eines 

Krankenanstalten-Zusammenarbeitsfonds 
(2618 der Beilagen) 

27. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalra­
tes vom 16. Dezember 1982 betreßend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Wasserbautenför­
derungsgesetz geändert wird (2619 der Beila-

gen) 

28. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalra­
tes vom 16. Dezember 1982 betreffend ein 
Bundesgesetz über die finanzielle Beteiligung 
der Träger der sozialen Krankenversicherung 
am Krankenanstalten-Zusammenarbeits-

fonds (2620 der Beilagen) 

29. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalra­
tes vom 16. Dezember 1982 betreUend ein . 
Bundesgesetz, mit dem die Krankenanstal-· 
tengesetz-Novelle 1978 geändert wird (2621 

der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zu den 
Punkten 25 bis 29 der Tagesordnung, über die 
gleichfalls beschlossen wurde, die Debatte 
unter einem abzuführen. 

Es sind dies: 

eine Vereinbarung gemäß Art.15a B-VG 
über die Krankenanstaltenfinanzierung und 
die Dotierung des Wasserwirtschaftsf.onds, 

ein Bundesgesetz über die Errichtung eines 
Krankenanstalten-Zusammenarbeitsfonds, 
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ein Bundesgesetz, mit dem das Wasserbau­
tenförderungsgesetz geändert wird, 

ein Bundesgesetz über die finanzielle Betei­
ligung der Träger der sozialen Krankenversi­
cherung am Krankenanstalten-Zusammenar­
beitsfonds und 

ein Bundesgesetz, mit dem die Krankenan­
staltengesetz-Novelle 1978 geändert wird. 

Berichterstatter über die Punkte 25 bis 29 
ist Herr Bundesrat Gargitter. Ich bitte um die 
Berichterstattung. 

Berichterstatter Gargitter: Werter Herr 
Vorsitzender! Werter Herr Bundesminister! 
Meine Damen und Herren! Bericht des Sozial­
ausschusses über den Beschluß des National­
rates vom 16. Dezember 1982 betreffend eine 
Vereinbarung gemäß Art.15a B-VG über die 
Krankenanstaltenfinanzierung und die Dotie­
rung des Wasserwirtschaftsfonds. 

Im Jahre 1978 beschlossen der Bund und 
die Länder eine Vereinbarung gemäß Art.15a 
B-VG über die Krankenanstaltenfinanzierung 
und die Dotierung des Wasserwirtschafts­
fonds. Nach der Kündigung dieser Vereinba­
rung im Jahre 1982 durch das Land Salzburg 
kam es zu Verhandlungen über eine neue Ver­
einbarung, die am 18. November 1982 von den 
Vertretern des Bundes und der Länder unter­
zeichnet wurde, die für die Jahre 1983 und 
1984 gelten soll. Wie bereits in der Vereinba­
rung von 1978 sollen dem Fonds folgende Auf­
gaben übertragen werden: 

Die Gewährung von Betriebszuschüssen 
und Sonderzuschüssen gemäß Art. 20 Abs. 2 
an Rechtsträger von Krankenanstalten. 

Die Gewährung von Investitionszuschüssen 
an Rechtsträger von Krankenanstalten. 

Die Erlassung von Richtlinien (einschließ­
lich Kennzahlen) für die Planung, Errichtung 
und Ausstattung sowie den Betrieb von Kran­
kenanstalten. 

Die Weiterentwicklung der Kostenrech­
nung für Krankenanstalten. 

Die Erlassung von Richtlinien für die Lei­
stungsstatistik für Krankenanstalten. 

Die Erstattung von Rationalisierungsvor­
schlägen für die Planung, Errichtung und 
Ausstattung sowie den Betrieb von Kranken­
anstalten. 

Die Weiterentwicklung des Österreichi­
schen Krankenanstaltenplanes unter 
Bedachtnahme auf die Landes-Krankenan­
staltenpläne. 

Zusätzlich sollen in. der neuen Vereinba­
rung dem Fonds auch folgende neue Aufga­
ben übertragen werden: 

Die Gewährung von Sonderzuschüssen an 
Rechtsträger von Krankenanstalten und 

die Genehmigung von Neu- und Zubauten 
in Krankenanstalten, welche eine Erweite­
rung des Umfanges und/oder des Zweckes zur 
Folge haben. 

Die Sonderzuschüsse sollen für die Jahre 
1983 und 1984 erbracht werden. Sie betragen 
für den Bund 1983 100 Millionen Schilling und 
1984 140 Millionen Schilling, für die Träger 
der sozialen Krankenversicherung 1983 
285 Millionen Schilling und 1984 260 Millionen 
Schilling. Diese Mittel sollen wie folgt aufge­
teilt werden: 

15 Prozent für die Finanzierung der Ausbil­
dung von Ärzten, Krankenpflegeschü­
ler(inne)n und Schüler(inne)n medizinisch­
technischer Schulen, 

20 Prozent für die Finanzierung von Ambu­
lanzleistungen, 

20 Prozent für die Finanzierung ausgewähl­
ter Leistungen der Spitzenversorgung, 

15 Prozent für die Finanzierung von Lei­
stungen an Fremdpatienten, 

25 Prozent für eine degressive Bezuschus­
sung der Belagstage und 

5 Prozent für die Abgeltung einer Verkür­
zung der Belagsdauer . 

Die Genehmigung von Neu- und Zubauten 
von Krankenanstalten soll nicht an sich eine 
Voraussetzung für die Realisierung eines 
Bauprojektes werden, sondern ist nur die Vor­
aussetzung für die Gewährung eines Investi­
tionszuschusses. Damit soll sichergestellt 
werden, daß der Fonds schon in der Anfangs­
phase der Kostendeterminierung ein Mitspra­
cherecht erhält. 

Der Sozialausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 20. Dezember 
1982 in Verhandlung genommen und einstim­
mig beschlossen, dem Hohen Hause zu emp­
fehlen, keinen Einspruch zu erheben. 
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Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Sozialausschuß somit den An t rag, der Bun­
desrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
16. Dezember 1982 betreffend eine Vereinba­
rung gemäß Art.I5a B-VG über die Kranken­
anstaltenfinanzierung und die Dotierung des 
Wasserwirtschaftsfonds wird kein Einspruch 
erhoben. 

Bericht des Sozialausschusses über den 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
16. Dezember 1982 betreffend ein Bundesge­
setz über die Errichtung eines Krankenan­
stalten-Zusammenarbeitsfonds. 

Zwischen dem Bund und den Ländern ist 
eine neue Vereinbarung gemäß Art. 15 a B-VG 
über die Errichtung des Krankenanstalten­
Zusammenarbeitsfonds . getroffen worden. 
Der vorliegende Gesetzesbeschluß, dessen 
Geltungsdauer auf die Jahre 1983 und 1984 
beschränkt ist, soll der Durchführung jener 
Bestimmungen dieser neuen Vereinbarung 
dienen, die die Errichtung des Krankenan­
stalten-Zusammenarbeitsfonds betreffen. 

Der Sozialausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 20. Dezember 
1982 in Verhandlung genommen und einstim­
mig beschlossen, dem Hohen Hause zu emp­
fehlen, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Sozialausschuß somit den An t rag, der Bun­
desrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 16. Dezember 1982 betreffend ein 
Bundesgesetz über die Errichtung eines 
Krankenanstalten-Zusammenarbeitsfonds 
wird kein Einspruch erhoben. 

Bericht des Sozialausschusses über den 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
16. Dezember 1982 betreffend ein Bundesge~ 
setz, mit dem das Wasserbautenförderungsge­
setz geändert wird. 

Die zwischen dem Bund und den Ländern 
geschlossene neue Vereinbarung gemäß 
Art. 1.5a B-VG über die Krankenanstaltenfi­
nanzierung und die Dotierung des Wasser­
wirtschaftsfonds bedingt auch eine Änderung 
des Wasserbautenförderungsgesetzes hin­
sichtlich der Bestimmungen über die Aufbrin­
gung der Fondsmittel. Die Geltungsdauer die­
ses Gesetzesbeschlusses soll sich auf die 
Jahre 1983 und 1984 erstrecken. 

Der Sozialausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 20. Dezember 
1982 in Verhandlung genommen und einstim­
mig beschlossen, dem Hohen Hause zu emp­
fehlen, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
'Sozialausschuß somit den A nt rag, der Bun­
desrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National- ' 
rates vom 16. Dezember 1982 betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Wasserbautenför­
derungsgesetz geändert wird, wird kein Ein­
spruch erhoben. 

Bericht des Sozialausschusses über den 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
16. Dezember 1982 betreffend ein Bundesge­
setz über die finanzielle Beteiligung der Trä­
ger der sozialen Krankenversicherung am 
Krankenanstalten-Zusammenarbeitsfonds. 

Die Finanzierung der Krankenanstalten 
soll für die Jahre 1983 und 1984 auf Grund 
einer neuen Vereinbarung zwischen Bund 
und Ländern gemäß Art.15a B-VG geregelt 
werden. Diese neue Vereinbarung sieht unter 
anderem vor, daß die Krankenversicherungs­
träger neben den auch weiterhin zu leisten­
den Überweisungen gemäß § 447 f ASVG für 
1983285 Millionen und für 1984260 Millionen 
Schilling zusätzlich in den Fonds einbringen. 
Zur finanziellen Entlastung der Gebietskran­
kenkassen, der Versicherungsanstalt des 
österreichischen Bergbaues und der Sozial­
versicherungsanstalt der gewerblichen Wirt­
schaft sollen die genannten Krankenversiche­
rungsträger in den Jahren 1983 und 1984 
dafür Stützbeträge aus der Rücklage des Aus­
gleichsfonds der Krankenversicherungsträ­
ger gemäß § 447 f Abs. 5 ASVG von insgesamt 
je 100 Millionen Schilling erhalten. Weiters 
sollen die bisherigen Bestimmungen über' die 
Überweisung an den Krankenanstalten­
Zusammenarbeitsfonds an die neue Vereinba­
rung angepaßt werden und die zusätzlichen 
Überweisungen sowie die Auszahlung der 
Stützbeträge auf eine entsprechende gesetzli­
che Grundlage gestellt werden. 

Der Sozialausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 20. Dezember 
1982 in Verhandlung genommen und einstim­
mig beschlossen, dem Hohen Hause zu emp­
fehlen, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Sozialausschuß somit den An t rag, der Bun­
desrat wolle beschließen: 
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Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 16. Dezember 1982 betreffend ein 
Bundesgesetz über die finanzielle Beteiligung 
der Träger der sozialen Krankenversicherung 
am Krankenanstalten-Zusammenarbeits­
fonds wird kein Einspruch erhoben. 

Bericht des Sozialausschusses über den 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
16. Dezember 1982 betreffend. ein Bundesge­
setz, mit dem die Krankenanstaltengesetz­
Novelle geändert wird. 

Die Finanzierung der Krankenanstalten 
wird für die Jahre 1983 und 1984 auf Grund 
einer .neuen Vereinbarung zwischen Bund 
und Ländern gemäß Art. 15a B-VG geregelt. 
Der vorliegende Gesetzesbeschluß des Natio­
nalrates soll der Durchführung dieser neuen 
Vereinbarung dienen und sieht vor, daß die 
Krankenanstaltengesetz-Novelle 1978, BGBl. 
Nr.453/1967, die zur Durchführung der im 
Herbst 1982 gekündigten Vereinbarung aus 
dem Jahre 1978 beschlossen wurde, für die 
Dauer der neuen Vereinbarung wieder in 
Kraft gesetzt wird. 

Der Sozialausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 20. Dezember 
1982 in Verhandlung genommen und einstim­
mig beschlossen, dem Hohen Hause zu emp­
fehlen, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Sozialausschuß somit den An t rag, der Bun­
desrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 16. Dezember 1982 betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem die Krankenanstal­
tengesetz-Novelle 1978 geändert wird, wird 
kein Einspruch erhoben. 

Vorsitzender: Wir gehen in die Debatte ein, 
die über die zusammengezogenen Punkte 
unter einem durchgeführt wird. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundes­
rat Dr. Piaty. Ich erteile ihm dieses. 

Bundesrat Dr. Piaty (ÖVP): Herr Vorsitzen­
der! Herr Bundesminister! Meine sehr geehr­
ten Damen und Herren! Minister kommen 
und Minister gehen. Was zurückbleibt, sind 
meistens ungelöste Probleme. Manches Mal 
gelingt es ihnen sogar, sich Probleme zu 
bereiten. Ich denke an die Erstinhaberin die­
ses Ressorts, die 1971 eine Gesundheitspolitik 
konzipiert hat, von der jeder, auch der 
Wohlmeinendste, heute sagen muß, es war 
schon im strategischen Ansatz eine Fehlkon-

zeption, nämlich eine Gesundheitspolitik zu 
konzipieren, in deren Mittelpunkt das Kran­
kenhaus steht, das höchstorganisierte und 
auch das teuerste im gesamten Gesundheits­
wesen! 

Man hat in der zweiten Novelle zum Kran­
kenanstaltengesetz, das unter ihrer Minister­
schaft beschlossen wurde, dem Krankenhaus 
zusätzlich neue Aufgaben aufgebürdet und 
damit konsequenterweise auch finanzielle 
Folgen auf sich geladen. 

Ich darf einen ganz unverdächtigen Zeugen 
zitieren, nämlich den Stadtrat Prof. Dr. Sta­
eher, der erst vor einigen Wochen in einem 
Vortrag geschildert hat, wie sehr der Ambu­
lanzbereich die Spitäler überfordert, daß 
bereits im Ambulanzbereich der Wiener 
Gemeindespitäler der Ausgabenbereich 
14,4 Prozent beträgt, daß innerhalb von fünf 
Jahren die Zahl der Patienten in den Ambula­
torien sich vervierfacht hat und daß die 
Gesamtkosten etwa der Gemeinde Wien im 
Jahr 1,3 Milliarden Schilling betragen, wobei 
man aber für diese Ausgaben von der Sozial­
versicherung und von den Privatpatienten 
insgesamt nur 300 Millionen· bekommt. Also, 
wie Sie sehen, ein glattes DraufzahIerge­
schäft. 

In der gleichen Zeit ist auch nichts gesche­
hen - es konnte aus vielerlei Gründen viel­
leicht auch nichts geschehen -, die freie Pra­
xisstruktur zu verbessern. Denn das wäre die 
Alternative. Wenn ich die Kostenentwicklung 
im Krankenhaus in den Griff bekommen, 
drosseln will, dann müßte ich kompensato­
risch der freien Praxis Funktionen zuordnen, 
damit das Krankenhaus eben entlastet wird. 

Nun, die restriktive Grundeinstellung der 
Krankenversicherungen, des Hauptverban­
des insgesamt, ist bekarint, ihre sehr deutlich 
zum Ausdruck gebrachte Reserve jeglichem 
Fortschritt der Medizin und seiner Anwen­
dung gegenüber. Das ist eben auch ein Fak­
tum, das noch dadurch verstärkt wird, daß 
heute 99 Prozent unserer Bevölkerung kran­
kenversichert sind. 

Ich wage die These zu vertreten: Wir haben 
nicht sosehr ein Krankenhausproblem, son­
dern das Krankenhausproblem ist eher Aus­
druck und Folge des ungelösten Problems der 
Krankenversicherung. Beide, meine sehr 
geehrten Damen und Herren ~ das ist viel­
fach nicht ins Bewußtsein eingedrungen-, 
leiden unter der. chronischen Unterfinanzie­
rung. Ich wage das mit einigen Ziffern zu 
belegen. 
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Sie wissen, daß unsere Krankenversiche­
rung, 1888 gegründet, etwa zeitlich parallel 
mit der deutschen Krankenversicherung zu 
Bismarcks Zeiten, also historisch und in der 
Struktur in etwa ähnlich, doch gewaltige 
Unterschiede zu dieser hat. Während etwa der 
Beitragssatz der deutschen allgemeinen Orts­
krankenkassen bei über 11 Prozent liegt, ist 
der Beitragssatz der Gebietskrankenkasse für 
Arbeiter 6,2 Prozent. Schon aus dieser Diskre­
panz und im Wissen, daß die medizinische 
Leistungsfähigkeit in etwa die gleiche ist -
es wird ja niemand behaupten, daß die deut­
sche Medizin unserer sehr überlegen ist -, 
ergibt sich ein Hinweis, daß bereits im Finan­
zierungssystem, im Ansatz eine Fehlkon­
struktion steckt. Und die hat ihre Weiterun­
gen auf die Unterfinanzierung der Spitäler. 

Sie wissen, die Finanzierung der Spitäler 
reguliert sich nach zwei Begriffen. Das eine 
ist der sogenannte Amtliche Pflegesatz, den 
die Aufsichtsbehörde eines Bundeslandes 
jedes Jahr kundtut, indem sie die Betriebsko­
sten zugrunde legt, und dann gibt es einen 
anderen Begriff, den Pflegekostenersatz, den 
die Sozialversicherung pro Tag und pro Bett 
für einen Patienten bezahlt. 

Nun werden Sie sehen, welche Diskrepanz 
hier vorliegt. Ich nehme das Beispiel Wien 
und verwende die Zahlen des Jahres 1982. 
Wien hat einen Amtlichen Pflegesatz von 
2 420 S pro Bett und pro Tag. 2 420 S. In Wirk­
lichkeit bekommt aber die Gemeinde Wien in 
ihren Spitälern von der Sozialversicherung 
nur - wieder pro Tag und pro Bett - 698 S. 
Das heißt, die Sozialversicherung in Wien 
deckt mir mehr mit 28,8 Prozent den Aufwand 
eines Krankenhausbettes. 

Etwas günstiger sieht es in meinem Hei­
matland, in der Steiermark, aus. Dort ist der 
Amtliche Pflegesatz 1 080 S - bitte, auch zu 
beachten: der gewaltige Unterschied Wien 
2420 S, Steiermark 1080 S, obwohl beide Uni­
versitätskliniken haben; also wo da die Diffe­
renz liegt, das kann ich Ihnen im Augenblick 
gar nicht beantworten -, aber für diese 
1 080 S Amtlichen Pflegesatz zahlt der steiri­
sche Krankenversicherungsträger 625 S; man 
kann sagen,· immerhin 57,9 Prozent des Auf­
wandes. 

Grob gesprochen kann man für Österreich 
sagen, die Krankenversicherung zahlt kaum 
die Hälfte der Kosten eines Krankenhausbet­
tes. 

Und sie mißt mit zweierlei Maßen. Sie wen­
det für ein Bett in den öffentlichen Spitälern 

im Schnitt etwa 142000 S pro Jahr auf, wäh­
rend sie für ein Bett in ihren eigenen Institu­
ten und Anstalten 455 000 S pro Bett und pro 
Jahr aufwendet. Also auch hier eine verschie-

. dene Betrachtungsweise etwa des gleichen. 

Auf diese Art und Weise kommt es zu 
jenem Gebarungsbild: Nämlich 158 Spitäler 
mit 60 667 Betten stellen heute jenen Bereich 
dar, der durch die öffentliche Hand gefördert 
wird und auch ein Anrecht hat, gefördert zu 
werden. Insgesamt liegt der Aufwand für 
diese öffentlichen Spitäler bei zirka 30 Mil­
liarden Schilling. 

Ich nehme das Jahr 1981. Auch wieder viel­
leicht sehr interessant für den, der das nicht 
weiß. 12,5 Milliarden von diesem Aufwand 
zahlen die Krankenversicherungen, etwa den 
gleichen Betrag, auch 12,5 Milliarden, die 
Gemeinden und die Länder, 3 Milliarden 
bereits die privaten Versicherungen und 
2 Milliarden der Bund. 

Wenn man alles zusammenzieht, resultiert 
daraus ein Abgang von insgesamt 8,5 Milliar­
den, der im Augenblick praktisch durch 
nichts gedeckt ist, durch keine Einnahmen 
aus Pflegeersätzen, und hier tritt jetzt jene 
Konstruktion ein, die man im Krankenanstal­
ten-Zusammenarbeitsfonds, oder KRAZAF 
genannt, seit 1978 gefunden hat, wenn Sie 
wollen, eine österreichische Lösung. Dieser 
Fonds verwaltet heute etwa 3,3 Milliarden 
Schilling. Er bezieht seine Beiträge vom 
Bund, aus dem Finanzausgleich, aus Beiträ­
gen der Länder und aus Beiträgen der Sozial­
versicherung. 

Wenn man also die 30 Milliarden Gesamt­
aufwand nimmt, wenn man die 8,5 Milliarden 
Gesamtdefizit oder Abgang nimmt, um dieses 
Wort zu verwenden, und das in Vergleich dazu 
stellt, was in diesen Gesetzesvorlagen, in die­
sen Gesetzesbeschlüssen, die den Nationalrat 
bereits passiert haben, zum Ausdruck kommt, 
nämlich daß zu diesen 3,3 Milliarden, die ja 
nur ein Teil der 8,5 Milliarden Abgang sind, 
jetzt zusätzlich die Krankenversicherung für 
das Jahr 1983 285 Millionen und der Bund 
100 Millionen, das sind insgesamt also 
385 Millionen, hinzulegen und daß 1984 von 
der Krankenversicherung 260 Millionen und 
vom Bund weitere 140 Millionen, also insge­
samt 400 Millionen, hinzugelegt werden, dann 
ist man eigentlich bescheiden, denn dann 
muß man sagen, auch diese Konzeption, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, ist 
keine Lösung. Sie ist, medizinisch gespro­
chen, eine Paliativbehandlung, das heißt, ich 
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behandle vordergründig Symptome, es ist 
eine Pflästerchen-Methode. 

Sie wird dadurch gerechtfertigt, daß man 
auf Zeitgewinn arbeitet, das heißt, daß man 
nun zwei Jahre Zeit hat, sich zu überlegen: 
Wie kann man das Problem wirklich lösen? 
Wie kann man das Problem an der Wurzel 
lösen? - Und hier sind die Zeiten sicherlich 
nicht die günstigsten. 

Man hat leider versäumt, in einer Phase der 
Konjunktur die notwendigen Schritte und die 
notwendigen Reformen zu setzen, weil man 
damals meinte, es sei nicht notwendig, man 
habe ja genug. Heute hat mtln nicht mehr 
genug, und heute solche Schritte zu setzen, 
wird zunehmend politisch schwieriger, weil 
man ja praktisch dann an die Bevölkerung 
appellieren und ihr Opfer auferlegen muß. 
Und Sie wissen, das ist bekanntermaßen nicht 
populär, und letztlich möchte ja jeder gewählt 
werden und daher auch populär bleiben. 

Nur, es gibt Dinge, wie unser gesamtes 
System der Wohlfahrt, die einfach im Zug­
zwang der Entwicklungen neu überlegt und 
überdacht werden sollten und überdacht wer­
den müßten. 

Obwohl diese Konstruktion nur eben eine 
Teillösung ist, wenn Sie wollen, kann man, 
glaube ich, aus dem einfachen Grund zustim­
men, daß man sich Zeit lassen sollte und daß 
man Zeit finden sollte, dieses Problem, das 
Problem unserer gesamten Einrichtungen, 
auf Zeitgemäßheit, auf Notwendigkeit neu zu 
überdenken. (Beifall bei der OVP.) 

Vorsitzender: Weiters zum Wort gemeldet 
hat sich Bundesrat Schickelgruber. Ich erteile 
dieses. 

Bundesrat Schickelgruber (SPÖ): Herr Vor­
sitzender! Herr Bundesminister! Geschätzte 
Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Krankenanstalten-Zusammenar­
beitsfonds: Schon dieses, ich. möchte sagen, 
Wortungetüm beinhaltet die ganze Problema­
tik und läßt die ungeheuren Schwierigkeiten 
ahnen. Bund, Länder, Sozialversicherung, 
Städte, Gemeinden, die konfessionellen und 
die privaten Spitalserhalter, sie alle sollen 
zusammenarbeiten und die kontroversiellen 
Vorstellungen und Erfordernisse auf einen 
gemeinsamen Nenner bringen. Es geht dabei 
um eine Angelegenheit, die für jeden einzel­
nen von ebenso eminenter Bedeutung ist wie 
für die gesamte Gesellschaft und für die staat­
liche Gemeinschaft. Es geht nämlich um die 
Gesundheit. 

Wir Sozialisten haben in unseren program­
matischen Zielsetzungen den Begriff der 
Humanpolitik eingeführt und ihn konkreti­
siert, und wir haben damit zum Ausdruck 
gebracht, daß die Verbesserung des Lebens­
standards nicht als ausschließliches und aus­
reichendes Ziel sozialdemokratischer Politik 
angesehen werden kann. 

Wohlstand bedeutet noch keineswegs Wohl­
befinden, Zufriedenheit, Glücklichsein. Die 
erste und unabdingbare Voraussetzung dafür 
ist eben die Gesundheit. 

Es genügt jedoch nicht, in Sonntagsreden 
zu bekennen, Gesundheit sei das höchste Gut. 
Man muß auch den Gesundheitseinrichtun­
gen den entsprechenden Stellenwert in der 
Praxis einräumen, und dabei kommt eben 
neben den praktischen Ärzten, Herr Präsi­
dent, vor allen Dingen auch den Krankenan­
stalten eine besondere Bedeutung zu. Sie sind 
ein entscheidender Faktor in der Zielsetzung 
einer optimalen medizinischen Betreuung. Es 
kann in unserer Gesellschaft doch nicht vom 
Geld oder von persönlichen Beziehungen 
abhängen, ob jemand im Bedarfsfalle ein Spi­
talsbett bekommt und ob die lebensrettende 
Operation durchgeführt werden kann oder 
nicht. 

Es geht dabei aber auch um Tausende 
Beschäftigte, denn in den rund 320 österrei­
chischen Krankenanstalten sind 9500 Ärzte 
tätig, mehr als 40 000 Bedienstete im Pflege­
und medizinisch-technischen Dienst und wei­
tere 30 000 Arbeiter und Angestellte in sonsti­
ger Verwendung eingesetzt. 

Es geht um Milliardenbeträge für den lau­
fenden Betrieb saufwand , für die gewaltigen 
Investitionen. Es geht um Milliardenverluste 
an Volksvermögen durch unnötig langen 
Arbeitsausfall, und es geht schließlich und 
endlich um Menschenschicksale. So klar dies 
jedem Verantwortungsbewußten sein muß 
und auch keineswegs in Abrede gestellt wird, 
so schwierig ist es ohne Zweifel, eine befriedi­
gende Lösung zu finden. 

Zusammenarbeit - das heißt einordnen, 
heißt Rücksichtnahme auch auf die anderen, 
eventuelle Einbuße an Einfluß, an prozentuel­
lem Anteil an Mitteln; und dies bei dem vor­
handenen Mißtrauen zwischen den betroffe­
nen Vertragspartnern. Ich habe sie ja wäh­
rend der Verhandlungen zur Genüge kennen­
gelernt. 

Zusammenarbeit bei den politischen 
Gegensätzen, die statt in sachlicher Diskus­
sion doch meist in geradezu gehässiger Form 
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von Beschuldigungen und Beschimpfungen 
ausgetragen werden. Die heutige Diskussion 
zu diesem Thema bildet zunächst eine erfreu­
'liehe Ausnahme. 

Es mag fast als ein Wunder angesehen wer­
den, daß es dennoch 1978 gelungen ist, eine 
Vereinbarung zustande zu bringen. Zunächst, 
wie gesagt, für jeweils ein Jahr, solangekei­
ner der Vertragspartner den Vertrag aufkün­
digt. 

Heftige Auseinandersetzungen innerhalb 
der Österreichischen Volkspartei sind damals 
vorausgegangen. Im "Kurier" vom 28. Juni 
1978 hat Peter Rabl etwa geschrieben: "Totale 
Opposition der ÖVP! Triumph der Taktik über 
politischer Vernunft." 

Der Präsident der Ärztekammer, Herr Dr. 
Piaty, ist bekannt durch seine kritischen Fest­
stellungen und. nicht weniger auch durch sehr 
oft exorbitante Forderungen im Interesse des 
Ärzteverbandes. Er meinte: Minister kom­
men - Minister gehen. - Herr Präsident! 
Das gilt auch für Präsidenten! (Heiterkeit und 
Beifall bei der SPÖ.) 

Wenn es für ihn und seine Fraktion eine so 
einfache Lösung des Gesamtproblems geben 
würde und gegeben hätte, dann frage ich, 
warum es diese Situation der Krankenanstal­
ten gibt. Ich bin als Bürgermeister einer 
Stadt, die mit einem Krankenhaus gesegnet 
ist - ich habe darauf schon einmal hingewie­
sen und werde darauf heute noch zu sprechen 
kommen -, seit langem mit dieser Problema­
tik konfrontiert. Wir haben unzählige Resolu­
tionen und Petitionen eingebracht, ohne daß 
eine Lösung - auch nur ein Schritt dazu - in 
dieser Frage gefunden werden konnte. 

Es war Frau Minister Leodolter vorbehal­
ten - ich möchte das in aller Klarheit und 
Deutlichkeit sagen -, die ersten Vorausset­
zungen für eine zielorientierte Regelung in 
dieser Frage zu schaffen. Denn es ist doch 
nicht so, daß die Spitäler den praktischen Ärz­
ten die Patienten sozusagen wegnehmen, son­
dern die Entwicklung in der Medizin, in der 
Technik, hat eben dazu geführt, daß auch der 
be~te Praktiker und der beste Facharzt ohne 
den technischen, den hochtechnischen Ein­
satz der Spitäler nicht auskommen kann. Und 
daher der verstärkte Zuzug zu den Kranken­
anstalten, daher natürlich auch der verstärkte 
Aufwand in den Krankenanstalten. 

Unter dem Druck der Länder, diktiert von 
der Tatsache, daß die finanziellen Belastun­
gen ein unerträgliches Ausmaß erreicht hat-

ten, stimmte auch die Österreichische Volks­
partei. damals - 1978 - im Parlament der 
vorgeschlagenen Vereinbarung zu. Und damit 
war der KRA-ZAF, der Krankenanstalten­
Zusammenarbeitsfonds geboren. 

Für die Krankenanstaltenfinanzierung 
wurde eine Neuregelung vereinbart, den 
Rechtsträgern konnten über den Fonds mehr 
Mittel zugeführt werden, und zwar durch 
erhöhte Beiträge des Bundes und der Sozial­
versicherung sowie des Zweidrittelanteiles 
am dritten Mehrwertsteuersatz. 

Ein zentraler Krankenanstaltenplan sollte 
eine optimale medizinische Versorgung der 
Gesamtbevölkerung ermöglichen, vor allem 
sollte das hundertfach kritisierte Abgangsdek­
kungssystem durch ein leistungsorientiertes 
Zuschußsystem ersetzt werden und damit 
eine gerechtere Lastenverteilung angestrebt 
werden. 

Die Praxis - ich möchte das auch nicht ver­
schweigen - sah allerdings sehr bald anders 
aus. Die Kostenrechnung, mit einem zusätzli­
chen Verwaltungs aufwand eingeführt, ermög­
licht zwar endlich einen Vergleich der Kran­
kenanstalten miteinander, aber die ersten 
Ansätze, die Mittelzuteilung nach objektivier­
ten Leistungskriterien durchzuführen, schei­
terten vor allen Dingen am Widerstand von 
Landesvertretern, die sich dadurch Minder­
einnahmen errechnet hatten. 

Benachteiligt blieben Spitäler mit kosten­
aufwendigen Spezialeinrichtungen, wie sie 
auf Grund der medizinischen Entwicklung 
notwendig und vor "allen Dingen unter ande­
rem auch für Schwerpunktkrankenanstalten 
und Zentralanstalten erforderlich sind. 

Unbefriedigend war auch, das unterstreiche 
ich, die Pflegegebührenersatzleistung durch 
die Sozialversicherung, denn der Pflegetag 
wird mit einem Pauschalsatz vergütet, egal ob 
der Patient einen Herzschrittmacher oder ein 
künstliches Gelenk implantiert oder einen 
Unterarmgips angelegt bekommt. Diese Art 
ist zwar administrativ einfach, sicher aber 
nicht leistungsbezogen. Und dieses System 
steht auch im Widerspruch zu dem wirtschaft­
lichen Ziel, die Verweildauer im Krankenhaus 
auf ein Mindestmaß zu beschränken. 

Voruntersuchung und Nachbehandlung 
könnten oft auch ambulatorisch durchgeführt 
werden, was zu einer Entlastung des stationä­
ren Betriebes führen würde. Der steigende 
Bedarf an Spitalbetten könnte damit aufge-
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fangen und Milliardenaufwendungen für 
Investitionen eingespart werden. 

Die ambulatorisch erbrachten Leistungen 
werden jedoch nur in unzureichendem Maße 
durch die Kassen honoriert und die Spitaler­
halter zusätzlich belastet. Die Sozialversiche­
rung erhöhte zwar ihre Beiträge zum Kran­
kenanstalten-Zusammenarbeitsfonds, jedoch 
nur im Ausmaß ihrer Einnahmenentwick­
lung. Das war Voraussetzung, Bedingung und 
auch verständnisvoll. 

Parallel dazu fielen die Pflegegebührener­
sätze in Niederösterreich zum Beispiel von 
1978 noch mit 60 Prozent bis 1982/83 auf 55 
beziehungsweise 52 Prozent. Damit erhöhte 
sich der verbleibende Betriebsabgang 
zunächst nicht unbeträchtlich. Das bedeutet 
zum Beispiel für das Krankenhaus St. Pölten 
aus diesem Anteil eine Minderung um 44,2 
Millionen Schilling für 1983. 

Da auch die Einnahmenentwicklung des 
dritten Mehrwertsteuersatzes weit hinter den 
stark steigenden Ausgaben zurückblieb, 
wurde 1982 der Zeitpunkt erreicht, daß die 
KRA-ZAF-Regelung von 1978 finanziell für 
die Rechtsträger keine Verbesserung mehr 
bedeutete. Die aufgenommenen Verhandlun­
gen scheiterten zunächst an einem geradezu 
lächerlichen Betrag von einigen Millionen. 
Der KRA-ZAF wurde aufgekündigt. Niemand 
konnte sagen, wie es weitergehen sollte. 

Schließlich konnte doch Einvernehmen 
. erzielt werden. Der Bund stellte dem Fonds 
zunächst 1983 - wie schon im Vorbericht-
100 Millionen, 1984 140 Millionen zur Verfü­

gung. Die Sozialversicherung bringt zusätz­
lich zu den Mitteln gemäß § 16 285 Millionen 
beziehungsweise 260 Millionen Schilling ein. 

In einer Nebenabrede stellten plötzlich die 
Landesreferenten Bedingungen, die wieder 
für die anderen Vertragspartner unannehm­
bar waren. Es blieb ein einziger Tag, die Ver­
träge abzuschließen und sie termingemäß 
dem Parlament zuzuleiten. In der Landes­
hauptleutekonferenz in Eisenstadt wurde dies 
doch noch zustande gebracht. 

Es ist dies vor allem unserem Bundesmini­
ster Dr. Steyrer zu verdanken, dessen konzi­
liante, aber ebenso konsequente Art der Ver­
nunft zum Durchbruch verholfen hat. Denn 
damit, meine sehr geschätzten Kolleginnen 
und Kollegen, wurde ein Vakuum von unüber­
sehbaren Folgen vermieden. 

Ebenso wichtig wie die getroffene finan-

zieHe Regelung sind die in der Vereinbarung 
inkludierten Konditionen. Damit erfolgt ein 
entscheidender weiterer Schritt zu einer bes­
seren und gerechteren Regelung dieser so dif­
fizilen und brisanten Angelegenheit. 

Ein besonderes Verdienst hat sich hiebei 
Ministerialrat Beer als Geschäftsführer des 
KRA-ZAF erworben, der mit seinen Mitarbei­
tern mit unendlicher Geduld in den Verhand­
lungen alle Wenn und Aber zu berücksichti­
gen verstanden hat. 

Aufgebaut wird auf dem, was bisher in elf 
Sitzungen der Fondsversammlung, vorberei­
tet durch eine Reihe von Klausurtagungen, 
durch Experten in Arbeitskreisen, schon 
erreicht werden konnte. 

Betriebszuschüsse und Investitionszu­
schüsse werden den Rechtsträgern von Kran­
kenanstalten in einem bisher ziemlich kom­
pliziert zu ermittelnden Prozentverhältnis 
zugeteilt. Voraussetzung bleibt, daß die 
Kostenrechnung angewendet wird, was Ver­
gleiche und damit eine Kontrolle ermöglicht. 

Diese Kostenrechnung weiterzuentwickeln 
und zu verfeinern, ist ebenso vorrangiges Ziel 
wie die Erlassung von Richtlinien betreffend 
eine objektive Leistungserfassung. 

Darüber hinaus' soll der gesamtösterreichi­
sehe Krankenanstaltenplan unter Berücksich­
tigung der bereits vorhandenen Landeskran­
kenanstaltenpläne weiterentwickelt werden, 
um Überschreitungen der Bundesländer in 
der medizinischen Versorgung und damit 
Fehlinvestitionen zu vermeiden. 

Ganz wesentlich in Richtung einer lei­
stungsbezogenen Mittelzuteilung aber war die 
Entscheidung, daß diE~ zusätzlichen Mittel in 
der Gesamthöhe von 385 Millionen für 1983 
beziehungsweise 400 Millionen für 1984 in 
Form eines Teilbetrages 3 nach neuen Krite­
rien vergeben werden sollen, wobei besondere 
Leistungen nach einem festgelegten Prozent­
satz honoriert werden. 

So sind 20 Prozent der Mittel für besonders 
kostenintensive Leistungen vorgesehen, 
wobei ein· Leistungskatalog mit festgelegten 
Leistungspunkten die Grundlage der Berech­
nung bildet. Weitere 20 Prozent sind für eine 
gerechtere Honorierung der Ambulanzlei­
stungen bestimmt. 25 Prozent sind vorgese­
hen für eine degressive Bezuschussung der 
Belagstage, was mit weiteren 5 Prozent für 
die Abgeltung einer Kürzung der Belagsdauer 
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zu einer besseren wirtschaftlichen Ausla­
stung führen soll. 

Die Belastung mancher Rechtsträger durch 
die Verpflichtung, für die Ausbildung der 
Ärzte, des Pflege-, des medizinisch-techni­
schen Personals zu sorgen, soll abgegolten 
werden, wofür 15 Prozent der Mittel vorgese­
hen sind. 

Weitere 15 Prozent sollen mithelfen, das 
Problem der sogenannten "Fremdpatienten" 
etwas zu entschärfen, das heißt, das ist eine 
Entschädigung für Patienten aus einem ande­
ren Bundesland. 

Dieses erreichte Ergebnis ist sicher nicht 
der Weisheit letzter Schluß. Aus diesem 
Grund soll gemäß § 26 .ein Arbeitskreis Vor­
schläge für weiterführende Konzepte erarbei­
ten. Intesivste Arbeit mrd erforderlich sein, 
denn die Vereinbarung, die nun Gesetzeskraft 
erhalten soll, ist mit zwei Jahren befristet. 
Für diesen Zeitraum haben sich auch die Ver­
tragspartner verpflichtet, das Problem der 
sogenannten Finanzierungslücke nicht im 
Klagewege einer Entscheidung zuzuführen. 
Damit wird diese, wie es sich gezeigt hat, für 
Niederösterreich doppelt wichtige Klärung 
leider weiter hinausgeschoben. 

In der rechtlichen Konsequenz der Neure­
gelung der Krankenanstaltenfinanzierung 
sind eine Reihe von Beschlüssen zu fassen, 
und zwar hinsichtlich der Vereinbarung 
gemäß Artikel 15 a B-VG über die Krankenan­
staltenfinanzierung und die Dotierung des 
Wasserwirtschaftsfonds, wobei an die 1978 
geschlossene Vereinbarung angeschlossen 
wird. 

Dementsprechend sind auch das Wasser­
bautenförderungsgesetz sowie die finanzielle 
Beteiligung der Träger der sozialen Kranken­
versicherung am KRA-ZAF den neuen Ver­
einbarungen anzupassen. 

Schließlich ist mit dem Beschluß über die 
Errichtung eines Krankenanstalten-Zusam­
menarbeitsfonds nach den neuen Richtlinien 
auch die Krankenanstaltengesetz-Novelle 
1978 abzuändern beziehungsweise zu verlän­
gern. 

Zusammenfassend kann gesagt werden: 
Die vorliegenden Gesetzesbeschlüsse sind 
praktikable Beiträge und ein weiterer Schritt 
zur Lösung der Krankenanstaltenprobleme. 
Sosehr diese Regelung grundsätzlich zu 
begrüßen ist, werden weitere sehr wesentli­
che Probleme zu lösen sein, wenn die begon-

nene Reform des Gesundheitswesens erfolg­
reich fortgesetzt werden soll. 

So sollte das Krankenhaus eigentlich erst 
die letzte Stufe in der medizinischen Versor­
gUng bilden, Herr Präsident, hier gebe ich 
Ihnen völlig recht. Denn derzeit wird der 
Patient vom praktischen Arzt oft zunächst 
zum Facharzt geschickt und landet dann 
sicherheitshalber erst recht im Krankenhaus, 
wo alle bereits vorgenommenen Untersuchun-
gen wiederholt werden. . 

Eine wesentliche Entlastung der Spitäler 
könnte auch durch den verstärkten Einsatz 
im Rahmen der Hauskrankenpflege und des 
Ausbaues geriatrischer Abteilungen erreicht 
werden. 

Dem Schlagwort Kostenexplosion, das 
immer wieder durch die Presse geistert, 
müßte man die erfolgte Leistungsexplosion 
entgegenstellen, sich aber auch klar werden, 
wie weit kann und soll die Gemeinschaft alle 
Entwicklungen auf medizinisch-technischem 
Gebiet mitmachen. Wir haben in letzter Zeit 
wieder Sensationsberichte dieser Art gehört, 
die nicht unbedingt nachahmenswert sind. 

Da zwischen 60 und 70 Prozent der Gesamt­
erfordernisse auf Personalkosten entfallen, 
müßte schon bei den Verhandlungen und bei 
den Vertragsabschlüssen auf die Folgen 
geachtet werden, und zwar auf allen Ebenen. 
Mehr Ärzte und mehr Pflegepersonal allein 
bedeuten nicht auch mehr Humanität im 
Krankenhaus. Der Patient ist zu behan­
deln - wir betonen das bei uns immer wie­
der -, nicht der Fall. 

Krankenhäuser sind auch keine Reparatur­
werkstätten, auch keine Gesundheitsfabri­
ken. Schlagzeilen, wie sie jetzt wieder vorge­
kommen sind, wie: Krankenhaus erwirtschaf­
tet Millionendefizit, sind charakteristisch für 
einen Großteil dieser Berichterstattung, die 
sicherlich nicht als seriös bezeichnet werden 
kann. 

Ich meine, hier handelt es sich um eine 
gesundheitspolitische und eine soziale Auf­
gabe, die unserer ganzen Anstrengung, unse­
rer ganzen gemeinsamen Anstrengung 
bedarf. Una hier ist kein Platz für billige Pole­
mik. 

Die Rechtsträger haben die Verantwortung, 
daß die öffentlichen Mittel zweckentspre­
chend und mit dem optimalen Erfolg verwen­
det werden. Wir haben aber auch mitzuhelfen, 
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daß das Kostenbewußtsein bei allen verstärkt 
wird. 

Als Bürgermeister. einer Stadt mit 50 000 
Einwohnern, die, wie ich schon gesagt habe, 
mit einem Schwerpunktkrankenhaus mit 
1100 Betten in 18 medizinischen Abteilungen 
gesegnet ist, bin ich mit den vielschichtigen 
Problemen wirklich hautnah konfrontiert, 
und das seit Jahren. 

Wir haben in unserer Kommunalarbeit der 
Gesundheit den Vorrang eingeräumt und 
andere erforderliche und wünschenswerte 
Vorhaben bewußt zurückgestellt. Mit gutem 
Grund erwarten wir, ebenso wie die anderen 
Gemeinden, daher endlich auch die Beseiti­
gung krasser Benachteiligungen durch die 
bisherige Vorgangsweise - und jetzt spreche 
ich als Niederösterreicher - vor allen Dingen 
des Landesfinanzreferenten oder der Landes­
referenten in unserem Bundesland Nieder­
österreich. 

Unter rücksichtsloser Ausnutzung der 
,Mehrheit und der komplizierten Berech­
nungsart wurden den niederösterreichischen 
Gemeinden im allgemeinen und den spitaler­
haltenden Gemeinden insbesondere beträcht­
liche Mittel aus dem Krankenanstalten­
Zusammenarbeitsfonds bisher vorenthalten 
und ihm zusätzliche Lasten aufgebürdet. 
Anhand konkreter Beispiele will ich das bele-, 
gen. 

Erstens: Vertragspartner des KRA-ZAF 
sind der Bund und die Länder. Nun gibt es 
allein in Niederösterreich nur fünf Landes­
krankenanstalten, davon zwei psychiatrische 
Spitäler, zwei Verbandsspitäler, jedoch 20 
kommunale Spitäler, wobei Rechtsträger die 
Gemeinden sind. Im niederösterreichischen 
Krankenanstaltengesetz ist festgelegt, daß 
das Land zum Betriebsabgang 40 vom Hun­
dert nach Abzug von Zuschüssen des Bundes 
zu leisten hat. Durch die Mehrleistungen des 
KRA-ZAF gegenüber den ehemaligen 18,75 
Prozent des Bundes ersparte sich das Land 40 
Prozent. Dieses Mittel wurde als 60prozenti­
ger Landesanteil zum Ausbau der Kranken­
anstalt eingesetzt. Die eigenen Landesmittel 
hiefür blieben seit Jahren unverändert, und 
die Gemeinden hatten in der Praxis den stark 
forcierten und notwendigen Ausbau der nie­
derösterreichischen Spitäler zu finanzieren, 
da sie ja ihre 40-Prozent-Anteile für die Inve­
stitionen auch einbringen mußten. 

Dazu kommt der steigende Betriebsabgang, 
der für die Gemeinden anteilsmäßig zu dek­
ken ist. Von den Mehrleistungen des Kran-

kenanstalten-Zusammenarbeitsfonds der 
Jahre 1978 bis 1981 in der Höhe von fast 500 
Millionen Schilling, die allein auf die Gemein­
dekrankenanstalten in Niederösterreich ent­
fallen, ersparte sich das Land rund 200 Millio­
nen Schilling, die den Gemeinden für die 
Abgangsdeckung vorenthalten wurden. 

Die verlangte Novellierung des niederöster­
reichischen Krankenanstaltengesetzes wurde 
in der Regierung, und hier ist ein einstimmi­
ger Beschluß erforderlich, bisher immer wie­
der blockiert. 

Der Obmann des Gemeindebundes hat 
zwar in der Öffentlichkeit in massiver Art und 
zu Recht auf die untragbare finanzielle Situa­
tion und die Verschuldung der Gemeinden im 
allgemeinen hingewiesen. Als Präsident des 
niederösterreichischen Landtages könnte er 
hier allerdings besser helfen. 

Zweitens: Darüber hinaus wurde eine wei­
tere Umschichtung zum Vorteil des Landes 
vorgenommen, indem der Anteil am Teilbe­
trag 2 für Investitionen zunächst statt mit 40 
Prozent mit 60 Prozent festgelegt wurde. Hie­
durch wurden wieder die Betriebsmittelzu­
schüsse der niederösterreichischen Kranken­
anstalten um 123 Millionen gekürzt, und das 
Land ersparte sich weitere 25 Millionen auf 
Kosten der Gemeinden. 

Drittens: Obwohl der Bund für 'die Jahre 
1976 und 1977 keine Zweckzuschüsse mehr 
geleistet hat, hat das Land Niederösterreich 
bei der Ermittlung der Landesbeiträge fiktive 
Zweckzuschüsse in der Höhe von 18,75 Pro­
zent abgezogen. Dadurch müssen die Rechts­
träger der Krankenanstalten diese Beträge 
allein bis zur Klärung vorstrecken und haben 
die Zinsenlast dafür zu tragen. Daraus ergibt 
sich für St. Pölten eine Belastung von zusätz­
lich 15 Millionen bisher, für die niederöster­
reichischen Gemeindespitäler von fast 
100 Millionen. 

Viertens: Zu einer ordnungsgemäßen und 
sparsamen Betriebsführung sind Betriebsmit­
tel erforderlich. Der KRA-ZAF ist mit seinen 
Akontozahlungen auf dem laufenden,. wobei, 
wie gesagt, die Finanzierungslücke von 1976 
und 1977 offen bleibt. 

D~r NÖKAS, der niederösterreichische 
Krankenanstaltensprengel, hat bis 1982 seine 
Beiträge zum Abgang 1981 erbracht und 50 
Prozent echte Akontierung für das laufende 
Jahr geleistet. Die niederösterreichischen 
Gemeinden, die nicht Spitalerhalter waren, 
haben daher hier Verständnis gezeigt. Das 
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Land Niederösterreich jedoch hat sogar noch 
Rückstände aus den Vorjahren. 

Da die Krankenanstalten in der Praxis von 
den Sozialversicherungsträgern erst zwei bis 
drei Monate nach dem Behandlungsfall ihr 
Geld erhalten, reichen die 25 Prozent 
Betriebsmittelvorschüsse, deren Zinsen in der 
Gebarung zwar verrechnet werden können, 
bei weitem nicht aus. Auch hier muß die 
Gemeinde als Rechtsträger das Geld für die 
Bezahlung der laufenden Rechnungen zur 
Verfügung stellen und dafür allein·die Zinsen­
last tragen. 

Fünftens: Als vorläufiger Abschluß dieser 
systematischen und rücksichtslosen Benach­
teiligung hat der Landesfinanzreferent von 
Niederösterreich die beantragte Anhebung 
der Akontozahlungen für 1983 um die notwen­
digen 20 Prozent abgelehnt und damit den spi­
talerhaltenden Gemeinden die gesamte 
zusätzliche Belastung aufgebürdet, in Fortset­
zung der Praxis, die Mehrmittel des KRA­
ZAF zu inkammerieren. 

Das bedeutet, daß die heute beschlossenen 
Mehrleistungen, die aus dem Teilbetrag 3 zu 
erwarten wären, dafür aufgehen und wohl 
dem Land, jedoch nicht den Gemeinden in 
Niederösterreich zugutekommen. 

Ich möchte noch einmal klarstellen: Mit der 
KRA-ZAF-Regelung 1978 ist ein entscheiden­
der Durchbruch in der Frage der Kranken­
hausfinanzierung erreicht worden. 

Der vorliegende Gesetzesantrag bedeutet 
eine weitere grundlegende Verbesserung. Er 
wird daher auch unsere Zustimmung erhal­
ten. Die erklärte Absicht, vor allem auch die 
Gemeinden zu entlasten, wird jedoch in Nie­
derösterreich durch die rücksichtslose Vor­
gangsweise ins Gegenteil verkehrt. 

Ich habe mich bemüht, geschätzte Kollegin­
nen und Kollegen, dies möglichst emotionslos, 
einfach anhand von Fakten darzulegen. Ich 
bin mir dessen bewußt, daß diese Probleme in 
den Bundesländern mit Landeskrankenan­
stalten nicht diesen Stellenwert haben. Für 
uns aber sind es Lebens-, ja - ich möchte 
sagen - Überlebensfragen. 

Fpderalismus, in dieser Form praktiziert, 
kann nicht länger geduldet werden. Ich appel­
liere an die Bürgermeister und Gemeindever­
treter hier im Bundesrat, und ich bitte sie um 
ihre Solidarität. Es geht um Recht und 
Gerechtigkeit. Es geht um das Lebensrecht 
der freien Gemeinden, die mich immer, wie 

ich glaube und überzeugt bin, die Grundlage;", 
die Grundfeste des freien demokratischen 
Staates sind. 

Ich bitte auch den Herrn Bundesminister 
für Gesundheit und Umweltschutz Dr. Steyrer 
und mit ihm die Bundesr~ierung um die 
Unterstützung dieser unser9r, wie ich glaube, 
berechtigten und dringenden Anliegen. (Bei­
fall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. Schambeck: 
Zum Wort hat sich weiters gemeldet Herr 
Bundesrat Knoll. Ich erteile es ihm. 

Bundesrat Knoll (ÖVP): Herr Vorsitzender! 
Herr Bundesminister! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Dr. Piaty von der Ös:l;erreichi­
sehen Volkspartei hat ja mit viel Zahlenmate­
rial die Problematik der nunmehr zu behan­
delnden Gesetze dargestellt, und auch der 
Kollege Bürgermeister Schickelgruber hat 
seine Sorgen als Erhalter eines Großkranken­
hauses hier vorgetragen und kennt die Pro­
blematik der Krankenhäuser , der Kranken­
hausfinanzierung. Er hat auch gemeint, daß 
es nicht angebracht sei, billige Polemik zu 
machen. 

Das ist sicherlich richtig, aber er hat, 
glaube ich, doch einige Sätze verwendet, die 
nahe an eine Polemik herankommen. Ich 
werde in meinen Ausführungen, sehr geehr­
ter Herr Kollege, sicherlich darauf zurück­
kommen. 

Wir sind hier Ländervertreter , sehr geehrte 
Damen und Herren, und den Ländern sind 
auch die Gemeinden, die wir vertreten, sehr 
ans Herz gewachsen. Ich darf erinnern, sehr 
geehrte Damen und Herren, daß gerade 
60 Prozent der Abgänge in den Krankenhäu­
sern die Länder und Gemeinden bezahlen 
müssen. Das sind die Hauptleidtragenden, die 
das zahlen. (Bundesrat Dr. S kot ton: Der 
Föderalismus endet ja nicht bei den Ländern!) 
Kommt schon noch. Wir zahlen diese 
Abgänge in den Krankenhäusern. Wenn wir 
das heutige Gesetzespaket betrachten, so kön­
nen wir von dieser Länderwarte her nur 
sagen: "Der Spatz in der Hand ist uns lieber 
als die Taube am Dach." Daher stimmen wir 
diesen Gesetzen zu. 

Das Finanzierungsprogramm, das Problem 
der Krankenhäuser ist durch diesen neuen 
Gesetzespakt nicht gelöst. Es wurde nur, 
glaube ich, langfristig aufgeschoben. Es ist 
nur ein ganz kleiner Schritt. Daher stimmen 
wir zu. 
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Ich darf ganz kurz erinnern: Erstmals wur­
den wir mit dieser Explosion der Kranken­
hauskosten im Jahr 1974 konfrontiert, wo alle, 
die mit dieser Materie beschäftigt waren, 
wußten, daß das Prinzip der Abgangsdeckung 
unbefriedigend ist. Es war doch so, daß der, 
der schlecht wirtschaftet, viel bekommt, weil 
er hohe Abgänge hat, und der, der gut wirt­
schaftet, eben anteilsmäßig weniger hat. Das 
ist das schlechte System, das leider fast zu 
über 90 Prozent heute noch angewendet wird. 

Im Jahr 1974, sehr geehrte Damen und Her­
ren, mit der 2. Novelle zum Krankenanstal­
tengesetz, wurde seinerzeit die Frau Bundes­
minister Leodolter durch Gesetz beauftragt, 
ein neues System zu erarbeiten - Sie dürften 
sich noch daran erinnern -, und sie hat sogar 
eine Terminfestsetzung bekommen, sie sollte 
dies bis 1976 durchführen. Eine bundesein­
heitliche Verordnung, Normkostenverrech­
nung, sollte erstellt werden. 

Wir mußten seinerzeit, 1978, als wir diesen 
ersten paktierten Vertrag einstimmig hier 
beschlossen haben, auch feststellen, daß 
nichts geschehen. ist. Da hat es nur, wenn 
man auf die Ausführungen von meinem Vor­
redner ßchickelgruber kommt, bei Frau Mini­
ster Leodolter ein ominöses Ding, ungeklärt 
bis heute, von 100 Millionen Schilling gege­
ben, aber in der Krankenhaussache selbst ist 
nichts gemacht worden. Es gab dann ... (Bun­
desrat Dr. S kot ton: Hättet ihr doch eine 
Ministeranklage gemacht!) 

Es sollte dann ab 1. Jänner 1978 die Kosten­
verrechnung in der Datenverarbeitung einge­
führt werden, also erst 1978 wurde diese 
Datenverarbeitung eingeführt. Es hat dann 
eine Spitalkommission gegeben unter Vorsitz 
des jetzigen Bautenministers, Sekanina, er 
wurde abgelöst durch Bundeskanzler Kreisky 
als Obmann. Es wurden viele Steuern 
beschlossen, die den Zweck hatten, Mittel zur 
Krankenhausfinanzierung heranzuziehen. 
Die sind dann nicht herangezogen worden. 
1978 hat es den ersten Vertrag zwischen den 
Kostenträgem Bund, Länder und privaten 
Trägern der Anstalten gegeben. Da wurde der 
KRA-ZAF gegründet. 

Man hat seinerzeit den Trägern der Anstal­
ten 800 Millionen Schilling gegeben und hat 
damit das Problem der Krankenhausfinanzie­
rung nicht gelöst, sondern nur über die Hürde 
der Nationalratswahl 1979 hinausgeschoben. 
Das war der tiefere Grund. Auch damals 
haben die Länder, eben um Geld zu bekom­
men, in ihrer Finanznot dieser ersten Rege-

lung, diesem ersten Vertragswerk zuge­
stimmt. 

Ich darf ganz kurz erinnern, weil hier 
erwähnt wurde, daß es in der ÖVP Schwierig­
keiten gegeben habe betreffend diese Lösung 
des Fonds: Es war gerade der spätere Bundes­
minister Salcher aus Tirol, der seinerzeit als 
zuständiger Referent in Tirol diesen Vertrag 
von sich aus kündigen wollte. Er ist dann aber 
in die Bundesregierung gekommen und hat 
dann sofort seine Meinung hundertprozentig 
geändert. Das ist die Tatsache, das ist nach­
weisbar und nachlesbar. 

Verehrte Damen und Herren! Nunmehr, 
weil hier eben nichts geschehen ist, wurde mit 
18. November 1982 vom Lande Salzburg auf 
Grun.d der Finanzsituation der Vertrag neuer­
lich gekündigt. Sicherlich war das für alle 
Teile nicht angenehm. Die Krankenhäuser 
müssen ja weitergeführt werden; es kam 
dann unter Ihrer Vorsitzführung, Herr Bun­
desminister, zu Verhandlungen, und wir 
haben Gottseidank - kann man heute sagen 
- wieder eine Lösung gefunden, die den Län­
dern und dem KRA-ZAF an und für sich für 
1983/84 insgesamt 785 Millionen Schilling 
bringen, aber das Problem der Abgangsdek­
kung der Krankenanstaltenfinanzierung lei­
der auch nicht löst. Wir werden weiterhin 
Abgänge haben. 

Was wird der zuständige Bundesminister 
tun - ich nenne hier noch keine Namen -, 
wenn 1985 - da soll ja das neue AKH-Wien in 
Betrieb gehen - von dort die Abgänge kom­
men. Da werden Abgänge in Riesenbeträgen 
auf uns zukommen. Was wird dann der KRA­
ZAF, dieser Fonds tun"! Was werden dann die 
Kostenerhalter Bund, Länder, Gemeinden 
machen? Wie wollen sie dann das System hier 
in den Griff bekommen"! 

Ich darf, Herr Bundesminister, doch auf 
eine Aussage von Ihnen im ;,Kurier" vom 
16. September 1982 zurückgreifen, das war 
noch vor Abschluß dieser Verhandlungen, wo 
Sie gefragt wurden, und nun stellen Sie fest: 
"Erfreulich ist" - ich zitiere hier -, "daß 
man erstmals vom Prinzip der Defizitabdek­
kung zur leistungsorientierten Bezuschus-
sung übergegangen ist." . 

Das stimmt aber nur in ganz minimalem, 
kleinem Ausmaß. Das ist dieser kleine 
Schritt, Herr Bundesminister, der aber an 
und für sich das Problem der Krankenhausfi­
nanzierung nicht löst und nicht in den Griff 
kriegt. Denn. bei Gesamtkosten der Spitäler 
- auch das wurde heute bereits erwähnt -
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von 30 Milliarden Schilling sind die zusätzli­
chen 300 Millionen jährlich, die nunmehr auf 
Grund dieser Novellen, dieser neuen Gesetze, 
in diesen gemeinsamen Fonds hineinfließen, 
1 Prozent. 

Am alten System der Kostendeckung wird 
noch weiterhin festgehalten, obwohl wir wis­
sen, daß alle Krankenhäuser nunmehr doch 
die Kostenrechnung durchführen. Da hat es 
ja am Anfang auch Schwierigkeiten gegeben. 

Die Gemeinde Wien hat seinerzeit, wie ich 
weiß, nicht gleich mitgezogen und mitgetan. 
Wir wissen genau, warum, Herr Kollege 
Schickelgruber und mein Vorredner, Dr. 
Piaty, haben es ja erklärt: Man kann hier nur 
Krankenhäuser gleicher Funktion verglei­
chen. Steiermark und Wien, allgemeine Kran­
kenhäuser mit Universitätscharakter , in 
Steiermark die Hälfte der Tagesverpflegsko­
sten und in Wien das Doppelte. Also da liegt 
es ja irgendwo an der Wirtschaftsführung. 

Nach einem neuen System, das leistungs­
orientiert ist, kann eben kein unnötiger Auf­
wand bezahlt werden, nur nach der Abgangs­
deckung. (Bundesrat Sc hip a n i: Das kann 
man machen, wenn man nur zwei Nudeldruk­
ker beschäftigt! Die komplizierten Fälle 
schickt Ihr nach Wien!) Herr Kollege, Sie 
haben von dem Problem überhaupt ,keine 
Ahnung, da können Sie mir nichts erzählen. 

Daher können wir heute, sehr geehrte 
Damen und Herren, nur feststellen, daß diese 
Gesetze ein Provisorium darstellen. Sie schie­
ben die Lösung nur hinaus, sie bringen keine 
Lösung für die Gesamtheit unserer Kranken­
anstalten. Es wurde von meinem Vorredner 
aufgezeigt, daß eine kleine Möglichkeit viel­
leicht auch die wäre, die Hauskrankenpflege 
zu forcieren. Das entlastet bestimmt die 
Krankenhäuser und die Sozialversicherungs­
träger, das ist richtig. Aber auch hiei' müßte 
eine gesetzliche Regelung für die Tragung der 
Kosten der Hauskrankenpflege gemacht wer­
den. 

Wir wissen, daß derzeit zum Beispiel in 
Oberösterreich unsere Gebietskrankenkasse 
- die größte Krankenkasse - im letzten Jah­
resabschluß 150 Millionen Schilling Über­
schuß verzeichnen konnte, weil die Hauskran­
kenpflege ausgebaut wurde zur Entlastung 
der Sozialversicherungsträger und Kranken­
häuser und weil auf Grund der schlechten Zei­
ten der übliche Krankenstand, der jährlich 
konsumiert werden mußte, doch einge­
schränkt wird. Hier gibt' es schon Über­
schüsse. 

Zur Thematik der Krankenhausfinanzie­
rung im niederösterreichischen Raum kann 
und möchte ich auch nichts sagen, die ist mir 
ja nicht bekannt, weil ich für dieses Land 
nicht zuständig bin. (Bundesrat Sc hip a n i: 
Das wird gut sein!) Ich könnte hier aber das 
BeispielOberösterreich empfehlen: wir füh­
ren im Durchschnitt die billigsten Kranken­
häuser Österreichs. Aus der Verpflegskosten­
statistik. .. (Bundesrat Sc hip a n i: Die 
teuersten Fälle schickt ihr nach Wien!) Nein, 
die billigsten, und alle streben den Status 
eines Landeskrankenhauses an. Es gibt nur 
mehr zWei Gemeinde-Krankenhäuser . 
Kirchdorf ist eine SPÖ-Gemeinde, bestrebt, 
ihr Krankenhaus dem Land zu geben; das 
AKH-Linz bleibt übrig und wird sicherlich ein 
Krankenhaus der Stadtgemeinde Linz blei­
ben, man hat hier einen Konsens gefunden; 
sonst sind alle Krankenhäuser, bis auf die 
paar privaten, Landesanstalten. 

Mit einer zentralisierten billigen Verwal­
tung, die ökonomisch geführt wird, kann man 
hier das Krankenhauswesen doch besser in 
den Griff kriegen. Ich möchte den Nieder­
österreichem vielleicht doch den oberösterrei­
chischen Weg empfehlen. 

Herr Bundesminister! Ihnen wird nicht 
mehr viel Zeit bleiben, im nächsten Jahr sind 
ja Nationalratswahlen, um diesen kleinen 
Schritt zu vollziehen. Hoffen wir gemeinsam, 
daß diesem Schritt, der auch vor den Wahlen 
gesetzt wurde, weitere Schritte folgen, daß es 
endlich zu einer befriedigenden gemeinsamen 
Lösung der Krankenhausfinanzierung kom­
men kann,' die aber nicht nach dem Abgangs­
deckungsprinzip, sondern nach der Wirt­
schaftlichkeit, nach der wirtschaftlichen Füh­
rung eines Krankenhauses vorgenommen 
werden soll. (Beifall bei der OVP.) 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr.· Schambeck: 
Ich begrüße die im Hause erschienene Frau 
Staatssekretär Albrecht. (Allgemeiner Bei­
fa11.) 

Zum Wort hat sich der Herr Bundesmini­
ster Dr. Steyrer gemeldet. Ich darf es ihm 
erteilen. 

Bundesminister für Gesundheit und 
Umweltschutz Dr. Steyrer: Sehr geehrter 
Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren des Hohen Bundesrates! 
Die Beschlußfassung dieser heutigen Geset­
zesvorlagen bringt uns in der Krankenanstal­
tenfinanzierung einen Spielraum von unge­
fähr 2 Jahren - eine Atempause, die unge­
heuer wichtig und dringend ist. Wir sind uns 
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aber alle bewußt, daß wir von der kurz- zur 
mittel- bis langfristigen Planung der Kran­
kenanstaltenfinanzierung kommen müssen. 
Und wir alle wissen, daß nach der Kündigung 
des KRA-ZAF die Ratlosigkeit groß gewesen 
ist. Es waren die Sorgen der spitalserhalten­
den Gemeinden riesengroße und Herr Bürger­
meister Schickelgruber hat das ja anschau­
lich am Beispiel St. Pölten geschildert. 

Aber auch die Sorgen zum Beispiel der Pri­
vatspitäler waren gigantisch, und es waren 
vor allem die konfessionellen Spitäler, die 
besonders darauf gedrängt haben, KRA-ZAF 
- eine neue Krankenanstaltenfinanzierung 
- abzuschließen. Es war unerhört schwierig 
und es ist bereits eindringlich geschildert 
worden, wie bis zum letzten Augenblick von 
allen Beteiligten gepokert wurde - und ich 
darf das Wort sagen, es war ein richtiger 
Poker, in dem der Bundesminister nur eine 
Spielkarte, eine Trumpfkarte war in den Aus-

. einandersetzungen aller derer, die finanzielle 
Mittel zur Verfügung stellen mußten. 

Ich möchte sehr dankbar anerkennen, daß 
nicht nur Finanzminister Salcher und der 
Präsident des Hauptverbandes Präsident Mil­
lendorfer, aber es vor allem auch die Vertre­
ter der Länder gewesen sind. die in sehr kon­
struktiven Verhandlungen dieses Ergebnis 
ermöglicht haben. Ich möchte hier ganz 
besonders dem Herrn Landeshauptmann Rat­
zenböck und dem Herrn Stadtrat Mayr für 
diese Verhandlungsbereitschaft danken. Es 
waren. vornehmlich diese Menschen, die es 
mir ermöglicht haben, zu einem einvernehm­
lichen Beschluß zu kommen. 

Ich bin mit meinen beiden Vorrednern -
Herrn Präsidenten Piaty und Herrn Bürger­
meister Schickelguber - sehr, sehr einver­
standen und einer Meinung, daß wir eine 
langfristige Finanzierung der Krankenanstal­
ten nur dann erreichen können, wenn es uns 
gelingt, ein gemeinsames integriertes Modell 
der Sozial- und der Gesundheitspolitik zu 
erarbeiten, denn die zentrale Stellung der 
Krankenanstalten hat sich ja in den letzten 
Jahren herausentwickelt, sicherlich auch, 
Herr Präsident Piaty. durch ein Mitverschul­
den der Ärzteschaft. Es ist hier völlig unbe­
stritten. daß in der prä- und poststationären 
Phase der Gesundheitspolitik der freiberuf­
lich tätige Arzt eine dominante Rolle zu spie­
len haben wird, und ich bin als Gesundheits­
minister der Meinung, daß wir diese Einrich­
tungen des Gesundheitswesens besonders 
unterstützen müssen. Es ist mein dringendes 
Anliegen, in diesem Bereiche Erfolge zu 
haben. Aber nur. wenn es uns gelingt, auch 

die sozialen Dienste einzubinden - und das 
ist zum Beispiel die Hauskrankenpflege, das 
Essen auf Rädern. die mobile Krankenschwe­
ster und vieles anderes mehr, das wir in vie­
len Bereichen bereits vorexerzieren -, wird 
es möglich sein. die Kosten im Spitalswesen 
zu senken, wobei allerdings auch die Durch­
setzung einer Forderung notwendig sein wird: 
Wir werden zweifellos die Akutbetten reduzie­
ren müssen, umwidmen müssen in Betten für 
Langzeitbehandlungen und vor allem für 
geriatrische Krankenhäuser . Aber da sind wir 
sicherlich, Herr Präsident, einer Meinung. 

Ich bin überzeugt, daß es uns bei dieser 
Betrachtungsweise und bei einer engen 
Kooperationsbereitschaft möglich sein wird, 
die Fragen der langfristigen Planung des 
Krankenanstaltenwesens zu lösen. Dazu 
gehört auch die Erarbeitung eines österreichi­
schen Krankenanstaltenplanes, der leider 
noch immer ausständig ist. 

Ich möchte hier eines doch zu bedenken 
geben. Ich bin mir bewußt, daß die derzeitige 
Regelung ein Provisorium darstellt, aber ein 

. sehr gutes Provisorium. 

Zweitens bin ich mir bewußt, daß wir hier 
in Ansätzen bereits neue leistungsorientierte 
Parameter in die Krankenanstaltenfinanzi~ 
rung einbringen. Es ist doch gar keine Frage, 
daß neue Probleme besser gelöst sind, weil 
wir zum Beispiel die Frage der Ambulanzlei­
stungen, die Frage der Ausbildungsmodalitä­
ten, am Beispiel Führung einer Schwestern­
schule, hier erstmalig einsetzen; in einem 
nicht sehr wesentlichen Betrag, der neue 
Betrag, der Topf 3, hat leistungsorientierte 
Parameter. 

Ich bin mir bewußt, daß wir vom Defizitab­
deckungs system unbedingt zu diesem lei-. 
stungsorientierten System überleiten müssen. 
Das ist ja gar keine Frage. 

Ich glaube, daß diese Atempause von uns 
entsprechend genützt wird. 

Ich möchte diese Wortmeldung auch dazu 
benützen. um den Ländervertretern herzlich 
für diese Kooperationsbereitschaft zu dan­
ken, und darf als Gesundheitsminister und als 
Umweltschutzminister feststellen, daß alle 
meine Vorlagen in diesem Hohen Hause ein­
stimmig gebilligt worden sind. 

Gestatten Sie dem . Gesundheitsminister 
vielleicht auch in eigener Sache den Beamten 
des Krankenanstalten-Zusammenarbeits­
fonds für diese riesige Arbeit zu danken. Es 
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war eine gigantische Arbeit, die unter äußer­
stem Zeitdruck gestanden ist. 

Ich möchte aber auch Ihnen, meine sehr 
verehrten Damen und Herren, und vor allem 
Ihnen, Herr Vorsitzender, für das kommende 
Jahr, für die kommenden Feiertage gesegnete 
Weihnachten und ein frohes Neues Jahr wün­
schen. (Allgemeiner Beifall.) 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr~ Schambeck: 
Ich darf namens des Bundesrates die freundli­
chen Worte des Herrn Gesundheitsministers 
für ihn persönlich, für seine Familie und sein 
Ressort aufrichtig· erwidern. 

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist 
dies nicht der Fall. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird von der Berichterstattung ein Schluß­
wort gewünscht? - Das ist ebenfalls nicht der 
Fall. 

Die Abstimmung. über die vorliegenden 
Beschlüsse des Nationalrates erfolgt getrennt .. 

Bei der getrennt durcbgefübrten 
A b s tim m u n g bescbließt der Bundesrat, 
gegen den Bescbluß und gegen die vier Geset­
zesbescblüsse des Nationalrates k ein e n 
Ei n spru eb zu erbeben. 

30. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalra­
tes vom 30. November 1982 betreffend ein 
Bundesgeset~, mit dem das Gewerbestruktur­
verbesserungsgesetz 1969 geändert wird 
(3. Gewerbestrukturverbesserungsgesetz-No-

velle) (2591 und 2622 der Beilagen) 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. Schambeck: 
Wir gelangen nun zum 30. Punkt der Tages­
ordnung: 3. Gewerbestrukturverbesserungs­
gesetz-Novelle. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Dkfm. 
Dr. Pisec. Ich ersuche ihn um den Bericht. 

Berichterstatter Dkfm. Dr. Pisec: Hoher 
Bundesrat! Mit der Novellierung des Gewer­
bestrukturverbesserungsgesetzes 1969, BGBL 
Nr.453, in der Fassung der Novelle BGBL 
Nr. 669/1978 wird die bisherige Förderung für 
bestehende kleine und mittlere Unterneh­
mungen der gewerblichen Wirtschaft auch auf 
die Entstehung neuer, für die Struktur der 
österreichischen Wirtschaft wertvoller Unter-

nehmungen zur Erleichterung der Gründung 
ausgedehnt. 

Damit soll eine Verbesserung der Wirt­
schaftsstruktur durch die Art der Produktion 
bzw. die Art der Produkte oder Dienstleistun­
gen, insbesondere im Bereich des Exports, 
erfolgen. 

Neben der bisherigen Förderung durch 
Gewährung von Kreditkostenzuschüssen ist 
nunmehr wahlweise auch die Förderung 
durch einmaligen Zuschuß möglich. (Vorsit­
zender-Stellvertreter Dr. S kot ton über­
nimmt die Verbandlungsleitung.) 

Der Wirtschafts ausschuß hat die gegen­
ständliche Vorlage in seiner Sitzung vom 
20. Dezember 1982 in Verhandlung genom­
men und einstimmig beschlossen, dem Hohen 
Hause zu empfehlen, keinen Einspruch zu 
erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Wirtschaftsausschuß somit den An t rag, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 30. November 1982 betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Gewerbestruktur­
verbesserungsgesetz 1969 geändert wird 
(3. Gewerbestrukturverbesserungsgesetz-No­

velle), wird kein Einspruch erhoben. 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. Skotton: Ich 
danke dem Herrn Berichterstatter für seinen 
Bericht. 

Wir gehen in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich Frau Bundes­
rat Paischer. Ich erteile ihr das Wort. 

Bundesrat Edith Paischer (SPÖ): Herr Vor­
sitzender! Frau Staatssekretär! Meine Damen 
und Herren! Zur Behandlung steht die 
3. Gewerbestrukturverbesserungsgesetz-No­

velle. Auf Grund des Beschlusses der Regie­
rungsklausur vom 16. September 1982 sollen 
im Rahmen der Aktion nach dem Gewerbe­
strukturverbesserungsgesetz 1969 auch die 
Neugründungen . von Unternehmungen der 
gewerblichen Wirtschaft durch Gewährung 
von Kreditkostenzuschüssen, die auf einmal 
oder in mehreren Teilbeträgen ausgezahlt 
werden, sowie durch Haftungsübernahmen 
gefördert werden. 

Da nach den derzeitigen Bestimmungen 
dieses Gesetzes diese Förderungen nicht mög­
lich waren, ist eine Gesetzesänderung bezie-
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hungsweise eine Richtlinienänderung erfor­
derlich. 

Der diesbezügliche Initiativantrag bezie­
hungsweise Abänderungsantrag wurde im 
Nationalrat eingebracht. Er entspricht dem 
2. Sonderbeschäftigungsprogramm der Bun-

. desregierung und tritt mit 1. Jänner 1983 in 
Kraft. 

Nachdem im Nationalrat seitens der ÖVP 
Kritik geübt wurde, daß die Richtlinien noch 
nicht bekannt waren, darf ich die Kollegen 
der ÖVP im Bundesrat versöhnen und sie 
ihnen bekanntgeben. 

Nach diesen neuen Richtlinien werden 
Unternehmensgründungen gefördert, wenn 
Investitionen mit wesentlich struktureller 
Relevanz zum Beispiel für den Export oder 
für die Importsubstitution, zur Energieeinspa­
rung oder für den Umweltschutz oder Pla­
nungsaufgaben beziehungsweise Entwick­
lung und Verkauf von Know how durchge­
führt werden sollten. 

Zusätzlich zu einem Kreditkostenzuschuß 
von 3 Prozent p. a. bis zu zehn Jahren und 
einer 8Oprozentigen Ausfallhaftung für den 
Kredit selbst werden auch noch Gründungs­
prämien von 15 Prozent ausgerichtet, welche 
in zwei Teilen, zu 75 und 25 Prozent, ausge­
zahlt werden. 

Auch bestehende Betriebe, die investieren, 
um neue, in ihren Programmen bisher nicht 
enthaltene Produkte für den Export oder die 
Importsubstitution et cetera zu erzeugen, wer­
den zusätzlich zur normalen Förderung eine 
15prozentige Prämie erhalten. 

Darüber hinaus wird das Förderilngspro­
gramm dieser Aktion entsprechend der Wirt­
schaftslage und den daraus entstehenden 
Erfordernissen noch erweitert um Investitio­
nen, die der Auflage einer Nullserie oder der 
Fertigungsüberleitung neu entwickelter Pro­
dukte dienen. Die Förderung kann durch 
einen Zinsenzuschuß für einen allenfalls 
benötigten Betriebsmittelkredit bis zur Höhe 
der Investitionssumme ergänzt werden. 

Im Zusammenhang damit steht auch ganz 
grundsätzlich die Förderung von Verbesse­
rungen auf dem Gebiet des Designs sowie der 
Innovation. Investitionen auf dem Gebiet der 
Mikroelektronik im Produktionsbereich sowie 
für die Erzeugung von Produkten, in denen 
die Mikroelektronik technisch funktionsbe­
stimmend ist, wobei bei derartigen Fällen bis 
31. Dezember 1988 der Kreditkostenzuschuß 

bis zu 5 Prözent betragen kann. Investitionen 
in Entwicklungs- und Problemregionen, wenn 
auch das betreffende Bundesland auf der 
Grundlage einer Vereinbarung mit dem Han­
deisministerium eine adäquate Förderung zur 
Verfügung stellt, wobei in diesen Fällen der 
Kreditkostenzuschuß des Bundes bis zu 5 Pro­
zent betragen kann. Investitionen im Inter­
esse des Umweltschutzes, wenn sie den Inten­
tionen des Gewerbestrukturverbesserungsge­
setzes 1969 entsprechen. Diese Förderung von 
Investitionen zur sinnvollen Energienutzung 
wird um wärmedämmende Maßnahmen 
erweitert. 

Beim Verkehrsgewerbe kommen aus frem­
denverkehrspolitischen Überlegungen die 
Autobusse für den Gelegenheitsverkehr 
hinzu, bei den Fremdenverkehrsbetrieben 
selbst werden die Brandschutzinvestitionen 
miteinbezogen. Bei der Umstellung von Han­
delsbetrieben auf Selbstbedienung wurde auf 
Grund der vorliegenden Erfahrungen das 
Ausmaß der erforderlichen Ausstellungsflä­
che von 150 auf 120 Quadratmeter gesenkt. 

Schließlich werden wie in anderen Investi­
tionsförderungsaktionen des Haridelsministe­
riums auch hier bei gleichbleibendem Förde­
rungsumfang drei Wahlmöglichkeiten für die 
Inanspruchnahme dieser Förderung einge­
führt: einmaliger Kreditkostenzuschuß, drei­
geteilter Kreditkostenzuschuß - 50 Prozent 
im ersten, 35 Prozent im zweiten und 15 Pro­
zent im dritten Jahr - oder Auszahlung des 
Kreditkostenzuschusses in jährlich gleichblei­
benden Teilbeträgen. 

Meine Damen und Herren! Sollten die der­
zeit für diese Aktion nach dem Gewerbestruk­
turverbesserungsgesetz 1969 zur Verfügung 
stehenden Mittel für die zusätzlichen Förde­
rungen nicht ausreichen im Jahre 1983 - es 
sind dies nach Aussage von Bundesminister 
Staribacher zusätzlich 38 Millionen, und im 
Bundesvoranschlag 1983 sind insgesamt 
419 Millionen Schilling aus dem Ertrag der 
Gewerbesteuer vorgesehen -, so werden bei 
unvorhergesehen hoher Inanspruchnahme 
sicherlich weitere Mittel aufgebracht werden. 

Ich darf wohl annehmen, meine Damen und 
Herren, daß auch im Bundesrat diese 
3. Novelle einstimmig verabschiedet wird, da 
wir uns sicher darüber einig sind, daß diese 
Mittel keine Fehlinvestitionen sind. 

Der Förderung von Betriebsgründungen 
und Übernahmen kommt innerhalb unserer 
österreichischen Wirtschaft besondere Bedeu­
tung zu, und gerade Initiativen junger Unter-. 
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nehmer beziehungsweise leistungsfähiger 
Unternehmungen sollten alle Unterstützun­
gen zukommen. Sicher unter Bedachtnahme 
darauf, daß Investitionen genau geplant wer­
den sollen, daß durchzurechnen ist, ob das 
Vorhaben auch rentabel ist, daß das Vorhaben 
noch vor Investitionsbeginn mit der Haus­
bank besprochen wird, daß bei der Finanzie­
rungsplanung unbedingt die Möglichkeit 
eines geförderten BÜRGES-Kredites ins Auge 
gefaßt wird und daß der Förderungsantrag so 
gestellt wird, daß die Hausbank den Antrag 
rechtzeitig weiterleiten kann, denn so können 
Schwierigkeiten von vornherein ausgeklam­
mert werden. 

Dies darf ich deshalb bemerken, weil ich 
weiß, wie sehr gerade in Städten und Gemein­
den neben den Kreditinstituten auch die 
Gemeindevertretungen heute mehr denn je 
mit all den Fragen konfrontiert sind, geht es 
doch in der Parallelwirkung bei den Förde­
rungen für die Unternehmungen auch um die 
Sicherung der Arbeitsplätze. Diese Fragen 
haben in der heutigen Zeit der Weltwirt­
schaftskrise für uns Österreicher sicher eine 
Vorrangstellung. 

Es ist für uns Sozialisten keine Frage, daß 
neben der verstaatlichten Industrie höchstes 
Augenmerk den Klein- und Mittelbetrieben 
zugewendet wird. Als Beweis könnte ich eine 
Reihe wirkungsvoller Maßnahmen anführen. 
Ich möchte· aber Ihre Zeit nicht über Gebühr 
in Anspruch nehmen und von dieser Aufzäh­
lung Abstand nehmen, außer es sagt meine 
Nachrednerin Frau Dr. Kalnoky, daß nichts 
geschehen ist, dann müßte ich mich noch ein­
mal zu Wort melden. 

Ich meine, daß die Unternehmer bezie­
hungsweise Betriebsinhaber , die Bürgermei­
ster von Gemeinden und Städten mit Indu­
striegebieten - und ich komme aus einer sol­
chen Stadt, die sowohl die große verstaat­
lichte Industrie-VMW-Ranshofen, hat, ein 
Industriegebiet, sowie Klein- und Mittelbe­
triebe beherbergt -, die Arbeitnehmer in all 
diesen Betrieben es sehr wohl zu schätzen 
wissen, daß durch umfangreiche Maßnahmen 
bisher schon alle Ver,suche gestartet wurden 
und auch in Zukunft gestartet werden, um die 
Unternehmungen, die Produkte, den Absatz 
und damit die Arbeitsplätze zu schützen und 
zu fördern, was uns letztlich zu dem Appell 
berechtigt: Kauft österreichische Qualitätswa­
ren zur Sicherung unserer heimischen Wirt­
schaft und zur Erhaltung der Vollbeschäfti­
gung! (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. Skotton: Als 

nächste zu Wort gemeldet ist Frau Bundesrat 
Dr. Kalnoky. Ich erteile ihr das Wort. 

Bundesrat Dr. Lindi Kalnoky (ÖVP): Herr 
Vorsitzender! Frau Staatssekretär! Hohes 
Haus! Das Gewerbestrukturverbesserungsge­
setz wurde 1969 eingesetzt, um die Wettbe­
werbsfähigkeit der Betriebe zu unterstützen. 
Es wurde dann 1978 novelliert, das heißt, es 
wurde aufgestockt, die Ausgaben wurden 
erhöht, und zwar aus den Einnahmen der 
Bundesgewerbesteuer, die von 5 auf 7 ~ Pro­
zent angehoben wurden. 

Neu an der 3. Novelle jetzt ist die Erweite­
rung der Ausgaben auch auf die Gründung 
von Unternehmungen. Diese Erweiterung ist 
mit 10 Millionen dotiert und im Bundesvoran­
schlag 1983 als Sonderaktion bezeichnet. 

Ich verstehe, daß aus parteipolitischen 
Gründen 1980 der Antrag der Volkspartei, die 
Förderung auf Existenzgründungen auszu­
dehnen, nicht behandelt und stattdessen jetzt 
ein eigener Antrag der Regierungspartei 
gestellt wurde. Das zeigt, daß die Regierungs­
partei - zwar mit einiger Verzögerung-
nunmehr begriffen hat, daß die Gründung 

von Unternehmungen wichtig ist. Aus der 
Dotierung von 10 Millionen geht aber leider 
hervor, wie schwerfällig und halbherzig die­
ser Schritt immer noch getan wird. 

Ich möchte einige Zahlen als Vergleich aus 
der Steiermark bringen. Seit 1977 gibt es dort 
das Mittelstandsförderungsgesetz. Allein im 
Jahr 1982 wurden 10 Millionen dafür ausgege­
ben, sodaß 263 Fälle behandelt wurden und 
200 noch ausständig sind, daraufhin sind im 
Jahr 1983 laut Voranschlag erst einmal 9 Mil­
lionen ausgegeben worden und man rechnet 
mit einer Aufstockung von weiteren 7 Millio­
nen. 

Da die Steiermark ungefähr ein Sechzehn­
tel des Volumens des Bundes ausmacht, 
müßte man sagen, die steirische Forderung 
mal sechs wäre ein entsprechender Betrag, 
also mindestens 60 Millionen Schilling. Aus 
diesem einfachen Vergleich sieht man, wie 
lächerlich diese zusätzlichen 10 Millionen 
Schilling sind. Aber wir wollen sie als Demon­
stration guten Willens, nicht aber als wirt­
schaftlichen Faktor sehen. 

Unbefriedigend an dieser Situation ist auch, 
daß Förderungsgelder im Wege der Gewinn­
besteuerung teilweise an den Finanzminister 
zurückfließen. Es ist eine alte Forderung der 
Volkspartei, daß Förderungsbeiträge nicht 
zur Ermittlung des Gewinnes mit herangezo~ 
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gen werden. Die Groteske, die daraus ent­
steht, ist, daß Förderungsgelder immer nur 
dann, wenn Verluste vorliegen, tatsächlich 
voll dem Unternehmen zugute kommen. Die 
Steiermärkische Landesregierung hat auf die­
sen Punkt in den derzeit laufenden Verhand­
lungen um den Staatsvertrag, Artikel 15 a, 
besonders hingewiesen, ist bisher beim 
Finanzminister aber noch auf kein Verständ­
nis getroffen. 

Aus international abgesicherten Untersu­
chungen ist zu erkennen, daß 80 Prozent aller 
zusätzlichen Arbeitsplätze in Unternehmun­
gen entstehen, die jünger als vier Jahre sind, 
und die Hälfte aller Patente und Lizenzen in 
Unternehmen mit weniger als ·100 Beschäftig­
ten zum Tragen kommen. 

Wenn wir einen Strukturwandel in Öster­
reich wollen - und ich glaube, darin haben 
wir Übereinstimmung - und wenn wir 
zusätzlich Arbeitsplätze schaffen wollen, die 
wir in erheblichem Ausmaß in den nächsten 
Jahren brauchen - allein in der Steiermark 
sind es bis 1986 30000 zusätzliche Arbeits­
plätze -, dann müssen tatsächlich zusätzli­
che Unternehmungen geschaffen werden, und 
wir müssen denen, die dieses Risiko auf sich 
nehmen, helfen und ihnen den Weg erleich­
tern. (Der Vor s i tz end e übernimmt wie­
der die Verhandlungsleitung.) 

Ferner möchte ieh nur ganz kurz darauf 
hinweisen, daß zwar das Gesetz am 1. Dezem­
ber in Kraft trat, daß aber doch viel zuwenig 
Richtlinien gegeben sind. Man kann nicht 
sagen, es würde nichts getan, aber auf jeden 
Fall wurde zu wenig getan. Wirtschaftsförde­
rungslinien würden helfen, den Strukturwan­
deI in einer richtigen Form zu fördern. Auch 
hier möchte ich auf unser Wirtschaftsförde­
rungsprogramm in der Steiermark hinweisen, 
das gegenseitig zwischen den Parteien ausge­
handelt wird. Es berücksichtigt besondere 
Punkte, zum Beispiel werden Neugründungen 
bevorzugt vor Umstrukturierung oder Erwei­
terung, regionale Schwerpunkte, gesetzt oder 
wie das Produkt selber ist, ob es später 
Importe verhindern kann oder verdrängen, ob 
es exportfähig ist. Diese sachlichen Zahlen 
haben dann noch einen persönlichen Multipli­
kationsfaktor , indem man auf den einzelnen 
eingeht: Welche Ausbildung der zu Fördernde 
hat, Matura zum Beispiel wird mit einer Fach­
ausbildung gleichgesetzt. Es wird auch derje­
nige, der die erste Generation Unternehmer­
tum gründet, mehr gefördert als der, der 
schon aus einer 2. oder 3. Generation Unter­
nehmertum kommt. 

Solche Maßnahmen erwarten wir uns von 
einer verantwortungsvollen· Regierung, und 
so möchten wir heute zwar diesem Gesetz 
zustimmen, es muß aber gesagt werden, daß 
der Schritt zu klein und unbedeutend ist und 
wir größere erwarten. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender: Weitere Wortmeldungen lie­
gen nicht vor. Wünscht noch jemand das 
Wort? - Es ist dies nicht der Fall. Die Debatte 
ist geschlossen. 

Wird von der Berichterstattung ein Schluß­
wort gewünscht? - Dies ist nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s tim m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates kein en Ei nspruch zu 
erheben. 

31. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalra~ 
tes vom 30. November 1982 betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Bergbauförde~ 
rungsgesetz 1979 geändert wird (2623 der Bei-

lagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum. 
31. Punkt der Tagesordnung: Bundesgesetz, 
mit dem das Bergbauförderungsgesetz 1979 
geändert wird. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Len­
gauer. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Lengauer: Herr Vorsitzen­
der! Frau Staatssekretär! Meine sehr geehr­
ten Damen und Herren! Durch den gegen­
ständlichen Gesetzesbeschluß des Nationalra­
tes soll die Anwendung des Bergbauförde­
rungsgesetzes 1979 auf das Aufsuchen aller 
bergfreien und auch der grundeigenen mine­
ralischen Rohstoffe ausgedehnt und überdies 
die Vorbereitung der Gewinnung dieser mine­
ralischen Rohstoffe in neuen Betriebsberei­
chen in die Bergbauförderung einbezogen 
werden. Auch soll die Geltungsdauer des am 
31. Dezember 1983 auslaufenden Bergbauför­
derungsgesetzes 1979 um weitere 5 Jahre ver­
längert werden. 

Der Wirtschafts ausschuß hat die gegen­
ständliche Vorlage in seiner Sitzung vom 
20. Dezember 1982 in Verhandlung genom­
men und einstimmig beschlossen, dem Hohen 
Hause zu empfehlen, keinen Einspruch zu 
erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
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Wirtschaftsausschuß somit den An t rag, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 30. November 1982 betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Bergbauförde­
rungsgesetz 1979 geändert wird, wird kein 
Einspruch erhoben. 

Vorsitzender: Wortmeldungen liegen nicht 
vor. Wünscht jemand das Wort? - Das ist 
nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s tim m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates kein en Einspru ch zu 
erheben. 

32. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalra­
tes vom 10. Dezember 1982 betreHend ein 
Bundesgesetz über die Förderung der Versor­
gung mit Fernwärme (Fernwlrmeförderungs-

gesetz) (2624 der Beilagen) 

33. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalra­
tes vom 10. Dezember 1982 betreUend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Wohnungsverbes­
serungsgesetz geändert wird (2625 der Beila-

gen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zu den 
Punkten 32 und 33 der Tagesordnung, über 
die beschlossen wurde, die Debatte unter 
einem abzuführen. Es sind dies: Gesetzesbe­
schlüsse des Nationalrates vom 10. Dezember 
1982 betreffend ein Bundesgesetz über die 
Förderung der Versorgung mit Fernwärme 
(Fernwärmeförderungsgesetz) und ein Bun­
desgesetz, mit dem das Wohnungsverbesse­
rungsgesetz geändert wird. 

Berichterstatter über die Punkte 32 und 33 
ist der Herr Bundesrat Dipl.-Ing. Gasser. Ich 
bitte um die Berichterstattung. 

Berichterstatter Dipl.-Ing. Gasser: Hoher' 
Bundesrat! In Österreich ist nach Ansicht der 
Experten eine Abdeckung von 20 Prozent des 
gesamten Niedertemperaturverbrauches 
durch die energiesparende, umweltfreundli­
che und arbeitsplatzsichernde Fernwärmever­
sorgung möglich. Diesen Anteil frühestmög­
lich zu erreichen, ist ein vordringliches ener­
giepolitisches Ziel. Der hohe Kapitalaufwand 
für den Ausbau der Fernwärmeversorgung 
macht für einen beschleunigten Ausbau eine 
besondere Förderung sowohl der Anbieter als 
auch der Abnehmer zu einer notwendigen 

Voraussetzung, welche im Fernwärmekon­
zept des 2. Sonderbeschäftigungsprogrammes 
der Bundesregierung verankert ist. Der vor­
liegende Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
setzt dieses Programm um: Die §§ 1 bis 8 
sehen Zinsenzuschüsse und Investitionszu­
schüsse für Fernwärmeversorgungsunterneh­
men und Betriebe, die Abwärme einspeisen, 
vor. Der Förderung der Erstellung von Ener­
gieversorgungskonzepten, von Abwärmekata­
stern, Wärmenachfrageatlanten und von 
Zweckmäßigkeitsuntersuchungen konkreter 
Fernwärmeprojekte dienen die §§ 9 und 10, 
um der energiewirtschaftlich sinnvollen Koor­
dination der, leitungsgebundenen Energien 
zum Durchbruch zu verhelfen. 

Da die Fernwärme als örtlich begrenzte 
Energieversorgungsart wesentlich die regio­
nale Energiepolitik der Länder berührt, wer­
den die Förderungen des Bundes von der 
gleichzeitigen Bereitstellung von Förderun­
gen der Länder abhängig gemacht, und das 
Konzept der Abwicklung all dieser Förde­
rungsmaßnahmen geht davon aus, daß sie 
auch von den Ländern einer Vorprüfung 
unterzogen werden, um zu garantieren, daß 
die Förderung konkreter Projekte regionalen 
Energieversorgungskonzepten oder sonstigen 
energiepolitischen Aktivitäten des Landes 
entspricht. 

Der Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
würde für den Zeitraum 1982 bis 1985 Gesamt­
investitionen inder Höhe von 8,3 Milliarden 
Schilling ermöglichen. Dadurch werden zwi­
schen 1982 und 1985 jährlich rund 4100 und 
zusätzlich konstant ab 1986 rund 1300 
Arbeitsplätze gesichert; eine Entlastung der 
Energieimporte von 188 000 Tonnen Rohöl 
jährlich ab 1986 erreicht, was auf Preisbasis 
1982 rund 800 Millionen Schilling beträgt; eine 
Energieeinsparung von 4,7 Prozent des Ener­
gieverbrauches der Haushalte erzielt; eine 
Reduktion bei den Emissionen an Kohlenmo­
noxyd, Ruß, Schwefeloxyden und anderen 
Schadstoffen um 25 Prozent erreicht. 

Der Wirtschafts ausschuß hat die gegen­
ständliche Vorlage in seiner Sitzung vom 
20. Dezember 1982 in Verhandlung genom­
men und einstimmig beschlossen, dem Hohen 
Hause zu empfehlen, keinen Einspruch zu 
erheben. ' 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Wirtschaftsausschuß somit den An t rag, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 10. Dezember 1982 betreffend ein 
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Bundesgesetz über die Förderung der Versor­
gung mit Fernwärme (Fernwärmeförderungs­
gesetz), wird kein Einspruch erhoben. 

Der Zweite Bericht des Wirtschaftsaus­
schusses über den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates vom 10. Dezember 1982 betref­
fend ein Bundesgesetz, mit dem das Woh­
nungsverbesserungsgesetz geändert wird. 

Da ein beträchtlicher Teil des gesamten 
Energieverbrauches auf die Beheizung von 
Wohnräumen entfällt, müssen gerade in die­
sem Bereich besondere Anstrengungen zur 
Energieeinsparung unternommen werden. 
Hiezu gehört auch die Forcierung der Behei­
zung durch zentrale Wärmeversorgungsanla­
gen (Fernwärme), wobei diese Heizungsart 
zudem weitaus umweltfreundlicher ist als 
etwa die Einzelofenheizung. 

Es erscheint daher geboten, den Anschluß 
bestehender Wohngebäude an Fernwärme 
verstärkt zu fördern: Während derzeit eine 
Förderung des Anschlusses an Fernwärme im 
Rahmen des Wohnungsverbesserungsgeset­
zes und des Wohnbauförderungsgesetzes 1968 
("große Verbesserung") als eine von vielen 
Verbesserungsmaßnahmen förderungsfähig 
ist, soll nach dem Gesetzesbeschluß des N atio­
nalrates ein ausschließlich für diesen Zweck 
gewidmeter zusätzlicher Betrag aus Haus­
haltsmitteln des Bundes bereitgestellt und 
damit der besonderen Bedeutung des Aus­
baus der Fernwärmeversorgung Rechnung 
getragen werden. 

In systematischer Hinsicht ist zu bemer­
ken, daß die Absicht besteht, die Förderung 
des Wohnungsneubaus einerseits und die 
Unterstützung der Wohnungsmodernisierung 
sowie der Wohnhauserhaltung andererseits 
sauber getrennt in neuen Bundesgesetzen zu 
regeln; das ausschließlich den Neubau betref­
fende Wohnbauförderungsgesetz 1983 wurde 
bereits als Regierungsvorlage am 5. Oktober 
1982 dem Nationalrat zugeleitet (1229 der Bei­
lagen). Die Förderung des Anschlusses beste­
hender Wohngebäude an Fernwärmeversor­
gung soll in dem geplanten Wohnhausverbes­
serungsgesetz Aufnahme finden, in das auch 
die derzeitige "große Verbesserung" nach 
dem Wohnbauförderungsgesetz 1968 in adap­
tierter Form übernommen werden wird. 

Obwohl die Arbeiten an dem Entwurf für 
das Wohnhausverbesserungsgesetz weit 
gediehen sind, erscheint es zweckmäßig, die 
zusätzliche Förderung des Anschlusses an 
Fernwärme zunächst in das Wohnungsverbes­
serungsgesetz einzubauen, damit diese so 

wichtige Förderungsmaßnahme möglichst 
rasch wirksam werden kann. 

Aus diesem Grund und im Hinblick auf die 
geplante umfassende Neuordnung des Woh­
nungsverbesserungsrechtes beschränkt sich 
der gegenständliche Gesetzesbeschluß auf sol­
che Änderungen, die durch die neue Fernwär­
meförderung notwendig werden. 

Der Wirtschafts ausschuß hat die gegen­
ständliche Vorlage in s~iner Sitzung vom 
20. Dezember 1982 in Verhandlung genom­
men und einstimmig beschlossen, dem Hohen 
Hause zu empfehlen, keinen Einspruch zu 
erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Wirtschaftsauschuß somit den An t rag, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 10. Dezember 1982 betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Wohnungsverbes­
serungsgesetz geändert wird, wird kein Ein­
spruch erhoben. 

Vorsitzender: Wir gehen in die Debatte ein, 
die über die zusammengezogenen Punkte 
unter einem abgeführt wird. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundes­
rat Heller. Ich erteile dieses. 

Bundesrat Heller (SPÖ): Herr Vorsitzender! 
Herr Bundesminister! Frau Staatssekretär! 
Meine verehrten Damen und Herren! Das 
heute zur Beratung stehende Fernwärmeför­
derungsgesetz und auch die im Zusammen­
hang damit stehende Änderung desWoh­
nungsverbesserungsgesetzes werden ohne 
Zweifel ein weiterer Schritt zur Verbesserung 
einer gesicherten Energiezukunft für unsere 
Republik sein. 

Da das vorliegende Fernwärmeförderungs­
gesetz vor allem auf eine Förderung der 
Abwärmenutzung abgestellt ist, weil diese 
Abwärmenutzung eine der wenigen heimi­
schen Energiequellen ist, die noch erhebliche 
Reserven bietet, wird dieses Gesetz auch zu 
einer Einschränkung von Energieimporten 
führen und damit Devisen sparen helfen. 

Es wird darüber hinaus aber auch wesentli­
che regionale Umweltschutzverbesserungen 
und ohne Zweifel auch einen, vor allem regio­
nal wirkenden beschäftigungspolitischen 
Effekt bringen. 

Lassen Sie mich, meine sehr verehrten 
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Damen und Herren, bevor ich auf den Inhalt 
der beiden Gesetze zu sprechen komme, noch 
ein paar grundsätzliche Bemerkungen 
machen. 

Der im Rahmen der Stadt Wien seit vielen 
Jahren tätige ,,Arbeitskreis Energie" hat in 
einer hochinteressanten Studie bereits im 
Jahre 1980 festgestellt, daß dem als gesichert 
erkannten Weltvorrat von Öl und Gas von 
rund 88 Milliarden Tonnen ein derzeitiger 
Jahresverbrauch von 3,1 Milliarden Tonnen 
mit einer jährlichen Zuwachsrate von 3,3 Pro­
zent gegenübersteht, so daß bei einer weite­
ren ähnlichen Entwicklung die Vorräte an Öl 
und Gas in etwa 20 Jahren verbraucht sein 
werden. 

Dieser Zeitraum wird wahrscheinlich noch 
verkürzt werden, da die Öllieferländer - die 
OPEC-Beratung der letzten Tage haben dies 
erneut bestätigt - fast durchwegs gezwungen 
sind, Öl zu liefern, um in ihren Ländern trag­
fähige Wirtschafts strukturen aufzubauen und 
andererseits der industrielle Westen ohne 
Einschränkung seiner Wirtschaftsstruktur 
nur unbedeutende Einsparungen erreichen 
kann. 

Dabei ist noch zu bedenken, daß die Ver­
brauchszuwächse in Entwicklungsgebieten, 
zum Beispiel in Lateinamerika 5,2 Prozent, in 
Mrika 5,4 Prozent, in den Oststaaten von 
Polen bis China 5,6 Prozent und in Indonesien 
10,2 Prozent betragen und diese Länder in 
zunehmendem Maße ihren Energiever­
brauchsanteil vergrößern, da sie die einfache 
ÖI-Gas-Technologie zu ihrer Wirtschaftsent­
wicklung unbedingt brauchen. Es ist eine Tat­
sache, daß noch rund 20 Gastechnologie-J ahre 
zu erwarten sind und daß dann die Energie­
versorgung auf andere primäre Energien 
umgestellt werden muß. 

Bei wesentlichen Einschränkungen im Ver­
brauch - ich sage ausdrücklich: bei wesentli­
chen Einschränkungen -, die jedoch kaum 
möglich sein werden, ist eine Erstreckung die­
ser Frist auf 30 Jahre theoretisch denkbar. 

Auch eine praktisch kaum zu erwartende 
50prozentige Vergrößerung der Welt-ÖI- und 
Gasvorräte durch die Entdeckung neuer Vor­
kommen würde bei annähernd gleicher Ver­
brauchsentwicklung nur eine Fristverlän­
gerung von 20 auf 28 Jahre ergeben. 20 oder 
30 Jahre sind aber für diese grundlegende 
Umstellung sehr kurz, so daß wirtschaftliche 
und soziale Rückwirkungen auf unseren 
Lebensstandard unvermeidbar wären. 

Damit ist aber auch die Beantwortung der 
Frage: Was kommt nachher?, dringend gewor­
den. Denn die ÖI-Gas-Technologie muß durch 
andere, teurere, unbequemere, technisch auf­
wendigere Technologien ersetzt werden. 

In den letzten Jahren, meine Damen und 
Herren, wurde viel über neue, denkbare Ener­
gieversorgungssysteme diskutiert und ge­
schrieben und damit der Anschein erweckt, 
als wäre zumindest ein Teil diese Systeme in 
der Praxis verwendbar. Tatsächlich anwend­
bar wurde jedoch nur die erste Generation 
der Kernkraftwerke. Die Entwicklung der 
neuen Technologien steckt noch immer in den 
Anfängen, so daß ihr wirtschaftlicher Einsatz 
terminlich derzeit nicht abschätzbar ist. 

Die bisherige Energiediskussion war von 
zwei Hauptthemen beherrscht: Der Dämp­
fung des Preisauftriebes bei Öl und Gas einer­
seits und dem Energiesparen andererseits. 

Die Dämpfung des Preisauftriebes kann -
wir erleben das ja täglich - in den ersten 
Jahren der genannten 20 Jahresperioden, in 
denen noch Öl und Erdgas vorhanden ist, mit 
- wie ich glaube - wechselndem Erfolg 
betrieben werden. 

Aber schon in wenigen Jahren, meine 
Damen und Herren, dürften diese Bemühun­
gen sehr schwierig werden. Die Preissteige­
rungen werden ein Ausmaß annehmen, das 
gravierende wirtschaftliche Folgen nach sich 
ziehen wird. Die Preisentwicklung wird daher 
eine energetische Neuorientierung notwendig 
machen, die große Investitionsmittel erfor­
dern wird, die ihrerseits wieder nur durch 
erhebliche Umschichtungen in unseren Aus­
gabenorientierungen zu erreichen sein wer­
den. 

Hinsichtlich des Energiesparens hat es 
wohl in den letzten Jahren einige Erfolge zu 
verzeichnen gegeben. Ich glaube aber doch, 
daß die bisherigen Ergebnisse eher enttäu­
schend sind. Darüber hinaus muß beachtet 
werden, daß die Energiesparmaßnahmen 
durch die Ausweitung des Komforts in Form 
von größeren Wohnräumen, aber auch durch 
eine erhebliche Zunahme der Ansprüche zum 
Beispiel im Büro-, Schul-, Kindergarten- und 
Krankenanstaltenbereich, die tatsächlich 
erreichten Energieeinsparungen kompen­
siert. 

Dazu kommt noch, meine Damen und Her­
ren, daß die jährliche Zunahme an Primär­
energie praktisch seit Jahren gleichbleibt. 
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Diesen schon in den nächsten Jahren zu 
erwartenden Schwierigkeiten kann nur durch 
eine neue Energieentwicklung begegnet wer­
den, die neben dem Begriff der rationellen 
Energieverwendung den Begriff der Substitu­
tion der Primärenergieträger Öl und Erdgas 
durch andere Primärenergien in den Mittel­
punkt stellt. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Es ist daher, wenn ich den Ausführungen im 
Nationalrat Glauben schenken darf, von größ­
ter Bedeutung, daß ein Fernwärmewirt­
schaftsgesetz, das den Entstehungsweg von 
Fernwärmebetrieben für ganz Österreich ver~ 
einheitlichen soll,. schon Anfang nächsten 
Jahres im Hohen Haus behandelt werden soll. 
Ein Vergleich der Fernwärmeentwicklung 
zwischen Österreich und der Bundesrepublik 
Deutschland zum Beispiel zeigt sehr deutlich, 
daß wir einen großen Nachholbedarf haben. 

Die Hamburger Elektrizitätswerke, die 
auch den Fernwärmebetrieb für Hamburg 
betreiben, liefern jährlich 4 732 Gigawattstun­
den mehr Wärme als alle 34 Fernwärmebe­
triebe Österreichs mit einer Gesamtwärmelie­
ferung von 4 408 Gigawattstunden für 1981. Es 
ist daher - so meine ich zumindest - gut 
und richtig, daß nunmehr bei ,den verschiede­
nen Förderungen der Fernwärmeverwendung 
durch das Fernwärmeförderungsgesetz 'eine 
neuerliche Aktivität auf diesem Gebiet 
gesetzt wird. 

Ich betrachte das Fernwärmeförderungsge­
setz aber auch als einen weiteren Schritt im 
Rahmen der Realisierung des Energiepro­
gramms der Bundesregierung, die seit Beginn 
der Energiekrise konsequent eine Politik der 
Verminderung der Importabhängigkeit und 
des sinnvollen Einsatzes von Energie betrie­
ben hat. 

Vielleicht darf ich in diesem Zusammen­
hang auf die seit dem Jahr 1978 bestehende 
Förderung von Fernwärmeanschlüssen im 
Wohnungsverbesserungsgesetz hinweisen, 
aber auch auf eine Novelle zum Einkommen­
steuergesetz aus dem Jahr 1979, die den 
Anschluß an Fernwärme steuerlich absetzbar 
macht, und auf einige Förderungsaktionen 
für die Errichtung und Erweiterung von Fern­
wärmenetzen. 

Dem Bericht des Handelsausschusses ent­
nehme ich, daß durch das vorliegende Gesetz 
- der Herr Berichterstatter hat auch bereits 
darauf hingewiesen - für .den Zeitraum von 
1983 bis 1985 Gesamtinvestitionen in der 
Höhe von 8,3 Millionen Schilling ermöglicht 

werden und daß dadurch zwischen 1983 und 
1985 jährlich 4 100 und zusätzlich konstant ab 
1986 rund 1 300 Arbeitsplätze geschaffen oder 
gesichert werden. Das heißt aber mit anderen 
Worten, meine Damen und Herren, daß in den 
drei vor uns liegenden Jahren etwa 12 300 
Arbeitsplätze geschaffen und ab 1986 rund 
1 300 Arbeitsplätze permanent gesichert wer­
den. 

Darüber hinaus tritt eine Entlastung der 
Energieimporte von 188 000 Tonnen Rohöl 
jährlich ab 1986 ein, was auf der Preisbasis 
von 1982 rund 800 Millionen Schilling an Ein­
sparungen ausmacht. 

Es soll auch nicht unerwähnt bleiben,daß 
durch die Maßnahmen nach diesem Gesetz 
eine bedeutende Reduktion bei den Emissio­
nen an Kohlenmonoxyd, Ruß, Schwefel­
oxyden und anderen Schadstoffen um rund 
25 Prozent erreicht wird, was eine wesentli­
che Verbesserung für den Umweltschutz 
bedeutet. Das vorliegende Fernwärmeförde­
rungsgesetz ist daher sehr zu begrüßen. 

Wenn die Förderungen vorerst auf die Zeit 
von 1. Jänner 1983 bis 31. Dezember 1985 
begrenzt werden, so ist dies, wie ich glaube, 
zweckmäßig, da sich aus den Erfahrungen 
von drei Jahren Schlüsse für eine etwaige 
Ergänzung des Gesetzes beziehungsweise 
eine Erweiterung der Förderung ergeben wer­
den. 

Die Paragraphen 2 und 3 befassen sich mit 
der Förderung von Fernwärmeerzeugungsan­
lagen und Fernwärmeverteilanlagen. Gerade 
bei der Förderung dieser Anlagen muß aber 
bedacht werden, daß die wesentlichen Fern­
wärmesysteme in Wien und in den Landes­
hauptstädten bereits in den vergangenen 
Jahrzehnten entstanden sind und einen 
beachtlichen Entwicklungs stand erreicht 
haben. Die seit zwölf Jahren bestehende 
Fernwärmegesellschaft "Heizbetriebe Wien" 
hat es in dieser kurzen Entwicklungszeit auf 
eine große Erzeugungskapazität gebracht. 
Diese Entwicklung auf dem Sektor der Erzeu­
gungskapazität und Fernleitungsführung ist 
auch in vielen anderen österreichischen Städ­
ten, so vor allem, Herr Bürgermeister, in 
St. Pölten, sehr weit fortgeschritten. 

Die Wärmeabnahme hinkt allerdings dieser 
Entwicklung erheblich nach. Während sich in 
den Fernwärmezentren in Österreich prak­
tisch alle öffentlichen Gebäude an die Fern­
wärmesysteme angeschlossen haben, ist der 
Wohnungs- und Industriebereich durch die 
Fernwärme noch ungenügend erschlossen, 
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sodaß sich hier ein breites Gebiet für Förde­
rung und Propaganda ergibt. 

Aus dem soeben Gesagten ergeben sich die 
klaren Notwendigkeiten für die Grundsätze 
der Förderung nach § 4 des Gesetzes. Hier 
scheinen Grundsätze auf, deren zentrale 
Beurteilung äußerst schwierig sein wird, 
wobei auch die Frage der Beschaffung der 
Förderungsmittel im Gesetz vorerst durch 
eine Lösung vorgegeben ist, deren Bewäh­
rung erst abgewartet werden muß. 

Sicherlich werden den Auswirkungen der 
Förderung von Fernwärmestudien und Bera­
tungsgesellschaften, der Förderung und 
Erstellung von Konzepten und Studien für die 
Zukunft eine gewisse Schlüsselstellung einzu­
räumen sein. Dabei wird der Energieförde­
rungsbeirat zum wesentlichen Entscheidungs­
träger werden. 

Die Kompetenzschwierigkeiten sind ja, 
meine Damen und Herren, hinlänglich 
bekannt, wobei allerdings für die zukünftige 
Entwicklung mit dem Operationskalender 
zum Maßnahmenkatalog des Energiepro­
gramms . der Bundesregierung vom 10. Juli 
1979 die Wunschvorstellungen aufgezeigt wur­
den. Bedauerlicherweise zeigt die Entwick­
lung der letzten Zeit, daß auf diese Wunsch­
vorsteIlungen nicht immer Rücksicht genom­
men wird. So wurde beziehungsweise wird 
zum Beispiel beim Bau zweier großer thermi­
scher Kraftwerke in der Steiermark und in 
Niederösterreich praktisch auf eine Wärme­
Kraft-Kupplung verzichtet. 

Schon aus diesem kurzen Hinweis auf die 
derzeitige Entwicklung muß aber geschlossen 
werden. daß für den' Entwicklungsweg auf 
dem Fernwärmegebiet und in der Realisie­
rung der praktischen Verbundwirtschaft zwi­
schen Wärme und Strom dem Fernwärmeför­
derungsgesetz wesentliche Entscheidungen 
für die Zukunft zugewiesen werden müssen, 
damit die Fernwärmeversorgung jenen Stel­
lenwert erhält, der aus handelspolitischen, 
aus umweltpolitischen und aus wirtschaftspo­
litischen Gründen für Österreich unbedingt 
notwendig ist. 

Wenn daher in den Paragraphen 11 und 12 
die Richtlinien für die Förderungsansuchen 
festgelegt sind, so müßten eigentlich bei 
Anwendung dieser beiden Paragraphen des 
Gesetzes die kompetenzmäßigen Entschei­
dungen über grundsätzliche Entwicklungs­
richtlinien, die durch· den Energieförderungs-

. beirat beschlossen sind, auch beachtet wer­
den. Dagegen treten die Fragen der Förder-

höhe. der Zinsstützung und so weiter in den 
Hintergrund, da voraussichtlich in wenigen 
Jahren in Österreich grundsätzliche Entschei­
dungen darüber getroffen werden müssen, 
wie die Primärenergieabdeckung durchzufüh­
ren ist und welche Primärenergieträger für 
diese AbdeckuI;lg einzusetzen sind. Wenn das 
Gesetz und die darin vorgesehenen Institutio­
nen aber die Weichen für die richtige Ent­
wicklung stellen, so wird dieses Gesetz zu 
jenen wesentlichen Wirtschaftsgesetzen zäh­
len, die Österreich heute mehr denn je drin­
gend braucht. 

Meine Fraktion, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, wird daher sowohl gegen 
das vorliegende Fernwärmeförderungsgesetz 
als auch gegen die Novelle zum Wohnungsver­
besserungsgesetz keinen Einspruch erheben. 
Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender: Ich begrüße den im Hause 
erschienenen Herrn Bundesminister Dr. 
Josef Staribacher. (Allgemeiner Beifall.) 

Als nächster zu Wort gemeldet hat sich 
Herr Bundesrat Ing. Juen. Ich erteile dieses. 

Bundesrat ~ng. Juen (ÖVP): Sehr geehrter 
Herr Vorsitzender! Geehrter Herr Minister! 
Frau Staatssekretär! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Die Versorgung der 
Bevölkerung mit ausreichend Energie ist zu 
einer gewissen Selbstverständlichkeit gewor­
den. Wir kennen viele Arten von Energie, und 
die Rohstoffe dazu sind bekanntlich auch sehr 
verschieden. Allen gemeinsam ist aber die 
Eigenschaft, daß sie etwas kosten; die einen 
mehr, die anderen weniger. 

Bei manchen Rohstoffen muß man aller­
dings befürchten, daß sie bald zu Ende gehen 
oder nur mehr beschränkt zur Verfügung ste­
hen werden. Es ist gut, daß uns diese Tatsa­
che allmählich bewußt wird. Der Mangel, der 
hohe Preis, die Krisensituation und die 
Umweltbelastung sind wahrscheinlich die 
Ursache, daß man an eine möglichst ratio­
nelle, sparsame und umweltfreundliche Ver­
wendung denkt und versucht, diese in die Pra­
xis umzusetzen. 

Experten schätzen, daß rund 20 Prozent des 
Niedertemperaturverbrauchs durch Fern­
wärme- und Abwärmenutzung rationeller als 
bisher genutzt werden können. Der Ausbau 
erfordert allerdings einen hohen Kapitalauf­
wand. Deshalb ist laut vorliegendem Gesetz 
eine Förderung dieser Investitionsmaßnah­
men mit dreiprozentigen Zinsenzuschüssen 
zu Darlehen und weiters mit Investitionszu-
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schüssen bis 12 Prozent der Kosten vorgese­
hen. Weiters ist die Förderung von Energie­
versorgungskonzepten, Abwärmekatastern 
und Nachfragewärmeatlanten sowie Zweck­
mäßigkeitsuntersuchungen zur Koordination 
dieser leitungsgebundenen Energien vorgese­
hen. 

Das ist sicherlich notwendig, damit die 
Investitionen mit den Ländern entsprechend 
koordiniert werden können. Bei der Fern­
wärme als örtlich begrenzte Energieversor­
gungsart, die regionale Energiepolitik der 
Länder berührt, werden die Förderungen des 
Bundes von den Förderungen der Länder 
abhängig gemacht. Daher ist eine Vorprüfung 
aller Förderungsmaßnahmen durch die Län­
der auch danach, ob sie den energiepoliti­
schen Aktivitäten der Länder entsprechen, im 
Gesetz geregelt. 

1983 bis 1985 werden Gesamtinvestitionen 
in der Höhe von zirka 8 Milliarden Schilling 
erwartet. Dadurch sollen rund 4 000 Arbeits­
plätze gesichert werden. Ab 1986 werden es 
voraussichtlich permanent zirka 1300 sein. 
Der Bund hat meines Wissens für das Jahr 
1983 nur 40 Millionen Schilling für diese Maß­
nahme vorgesehen. Dadurch ist- allerdings zu 
befürchten, daß ein rascher Ausbau dieser 
geplanten Maßnahmen nur sehr schwer mög­
lich sein wird. (Bundesrat Ce eh: In Raten!) 

Nach Durchführung dieser Investitionen ist 
mit einer Einsparung von Energieimporten -
und das ist wiederum sehr erfreulich -
sicherlich zu rechnen. Wir haben vom Vorred­
ner vernommen, wieviel das sein wird. Man 
erwartet sich natürlich auch, daß die Haus­
halte entsprechende Einsparungen damit ver­
bunden haben, und die Fachleute schätzen, 
daß es zirka 4,7 Prozent sein werden. 

Wenn mit dieser Maßnahme noch gleichzei­
tig eine Verbesserung der Umwelt verbunden 
ist, der Schadstoffe, die von den Hausbrand­
öfen und so weiter in vermehrtem Maße aus­
gestoßen werden, dann soll uns das auch nur 
sehr recht sein. Wir wissen, daß sehr viel Ruß, 
Schwefeldioxid und anderweitige Schadstoffe 
in die Atmosphäre täglich entweichen und 
damit die Umwelt schwer belasten. 

Es ist sehr zu begrüßen, daß sich in allen 
Parteien allmählich die Erkenntnis durch­
setzt, danach zu trachten, von Energieimpor­
ten möglichst unabhängig zu werden. Ich 
würde daher auch sehr begrüßen, der Ener­
gieversorgung durch denAusbau der Wasser­
kräfte mehr Aufmerksamkeit zu widmen. Es 

hat sich gezeigt, daß der Stromverbrauch um 
rund 3 bis 4 Prozent jährlich steigt. 

Wir, die Österreichische Volkspartei, 
betrachten dieses Gesetz als wertvoll und 
geben daher auch die Zustimmung, da wir uns 
ja bereits schon zwei Jahre um die Verwirkli­
chung entsprechend bemüht haben. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Auch der Novellierung des Wohnungsverbes­
serungsgesetzes werden wir zustimmen, da 
auch hier in Hinkunft die Fernwärmenutzung 
noch besser als bisher gefördert werden kann. 
Ein Großteil des Energieverbrauches entfällt 
bekanntlich auf die Heizung von Wohnräu­
men. Obwohl nur ein Betrag von rund 20 Mil­
lionen Schilling aus Haushaltsmitteln des 
Bundes für diese Förderung vorgesehen ist, 
ist doch zu erwarten, daß eine größere Zahl 
günstig gelegener Wohnungen an das Fern­
wärmenetz angeschlossen werden können. 

Das Wohnungsverbesserungsgesetz, das 
1969 von der ÖVP-AUeinregierung beschlos­
sen wurde, hat sich in der Zwischenzeit 
bewährt. Viele Wohnungen .. wurden inzwi­
schen verbessert durch den Einbau von sani" 
tären Anlagen, Wasserzu- und -ableitungen, 
Elektroinstallationen, Heizungen und durch 
Maßnahmen zur Wärmedämmung. In der 
Gesamtwohnbaupolitik hat allerdings die 
Regierung versagt. (Bundesrat Dr. Bös c h: 
Wahlrede!) 

Der· Wohnungsfehlbestand ist immer noch 
sehr groß. (Bundesrat Dr. Bös c h: Die übli­
che Rolemik!) Von den 340 000 sanierungsbe­
dürftigen Wohnungen in Österreich sind erst 
verhältnismäßig wenig verbessert. Die Volks­
partei hat schon vor Jahren darauf hingewie­
sen und Maßnahmen vorgeschlagen. Zum 
Beispiel: Im November 1980 hat sie einen Ent­
schließungsantrag im Nationalrat einge-

. bracht, wo verlangt wurde, daß der zuständige 
Minister ein Finanzierungsgesetz vorlegen 
soll. (Bundesrat Ce eh: Gesagt haben Sie 
nicht, woher das Geld kommt!) Die Sozialisti':: 
sehe Partei hat das abgelehnt und gesagt, das 
brauchten wir nicht. 

Im September 1981 wurde ein Sofortpro­
gramm zur Sicherung der Arbeitsplätze ein­
gebracht. Dabei waren zwei Punkte, die spe­
ziell die Bauwirtschaft betroffen haben. Die 
SPÖ hat· wiederum abgelehnt. 

Die Arbeitslosigkeit im Baugewerbe wäre 
heute vermutlich nicht so groß, wenn die Vor­
schläge der Österreichischen Volkspartei 
dazumal angenommen worden wären. (Beifall 
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bei der ÖVP. - Bundesrat Ce e h: Er hat's 
noch immer vergessen zu sagen, woher das 
Geld kommt! Verlangen ist leicht!) 

Für die Maßnahmen der Wohnungsverbes­
serung sind rund 240 Millionen Schilling 
zuwenig. Wir haben immer erklärt, man muß 
Anreize zu erhöhter Leistung geben. Das 
wurde auch in den Wind geschlagen. Vor 
allem die Privatinitiative müßte angekurbelt 
werden. 

Die Wohnungsverbesserung ist ja seinerzeit 
auch aus der Überlegung heraus entstanden, 
daß in erster Linie die Winterarbeitslosigkeit 
bekämpft werden soll (Bundesrat Dr. 
Bös c h: Da habt's Einspruch erhoben, 
damals!) und daß die Bauarbeiter im Winter 
Arbeit haben. Das ließe sich ausgezeichnet 
verwirklichen. Zudem würde natürlich auch 
das Gewerbe entsprechend profitieren. Die 
meisten Verbesserungsarbeiten sind ja unter 
Dach und lassen sich im Winter, wenn sie im 
Herbst oder im Laufe des Jahres entspre­
chend vorbereitet werden, leicht und gut 
durchführen. (Bundesrat Sc h ach n er: 
Wenn Sie das vorher schon begriffen hätten, 
dann hätte das erste Bundessonderwohnbau­
programm keinen Einspruch erhalten!) 

Ich weiß schon, daß die Regierung nicht in 
der Lage ist, mehr Mittel für den Wohnbau 
aufzubringen, da sie daran nicht besonders 
interessiert ist. Sie hätte ja die Möglichkeit 
gehabt, auf den Bau des Konferenzzentrums 
zu verzichten und dieses Geld für den Bau 
von Wohnungen zu verwenden. Mit der 
Errichtung von 10 000 bis 12000 Wohnungen 
wäre der österreichischen Volkswirtschaft 
(Beifall bei der ÖVP) und den Wohnungssu­
chenden besser gedient und dem Willen der 
Unterzeichner des Volksbegehrens besser 
entsprochen worden. 

Das Wohnen zählt bekanntlich zu den 
Grundrechten des Menschen. Leider warten 
viele schon lange auf eine entsprechende 
HiHe, besonders junge Familien. Allein 35 000 
Ehepaare kommen jährlich neu hinzu. Auch 
sie brauchen eine Unterkunft, und wenn es 
nur eine verbesserte Altwohnung ist. Im 
Interesse dieser Menschen werden wir natür­
lich den beiden Gesetzesvorlagen zustimmen. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender: Weitere Wortmeldungen lie­
gen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Das ist 
nicht der Fall. Die Debatte ist geschlossen. 

Wird von der Berichterstattung ein SchlUß­
wort gewünscht? - Das ist auch nicht der 
Fall. 

Die Abstimmung über die vorliegenden 
Gesetzesbeschlüsse des Nationalrates erfolgt 
getrennt. 

Bei der getrennt durchgeführten 
A b s tim m u n g beschließt der Bundesrat, 
gegen die beiden Gesetzesbeschlüsse des 
Nationalrates k ein e n Ein s pr u c h zu 
erheben. 

34. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalra­
tes vom 10. Dezember 1982 betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem die Ausverkaufsver-

ordnung geändert wird (2626 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
34. Punkt der Tagesordnung: Ein Bundesge­
setz, mit dem die Ausverkaufsverordnung 
geändert wird. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Kaplan. 
Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Kaplan: Herr Vorsitzen­
der! Meine Herren Minister! Frau Staatsse­
kretär! Sehr geschätzte Damen und Herren! 
Die geltende Ausverkaufsverordnung erfaßt 
die Ankündigung zweier unterschiedlicher 
Gruppen von Verkaufsveranstaltungen: die 
eigentlichen Ausverkäufe (und ausverkauf­
sähnlichen Veranstaltungen) und die 
Abschnittsverkäufe im Sinne des § 5 AusvV. 
Die Ankündigung von Sonderverkäufen ande­
rer Art fällt nach § 1 Abs. 2 (Schlußsatz) 
AusvV nicht unter die Vorschriften der Ver­
ordnung. 

Seit Jahren besteht das Problem, daß die 
termingebundenen Abschnittsverkäufe im 
Sinne des § 5 AusvV von einzelnen Handels­
unternehmen durch Sonderverkäufe, die in 
Art und Weise der Ankündigung nach der 
Verkehrsauffassung einer zeitlichen Vorweg­
nahme der Abschnittsverkäufe gleichkom­
men, wirtschaftlich entwertet werden. Dies 
führt zu unerträglichen Wettbewerbsverzer­
rungen zum Schaden gesetzestreuer Mitwer­
ber. 

Es wird daher § 5 AusvV durch einen 
Absatz erweitert, welcher vorsieht, daß 
Ankündigungen und Werbemaßnahmen für 
Verkaufsveranstaltungen, die in Verbindung 
mit besonderen Preisherabsetzungen, Preis­
gegenüberstellungen, Sonderaktionen u. dgl., 
einer Vorwegnahme eines termingebundenen 
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Kaplan 

Abschnittsverkaufes gleichkommen, während 
einer Zeit von vier Wochen vor dem von der 
zuständigen Landeskammer festgesetzten 
Abschnittsverkaufstermin verboten sind. 

Um zu verhindern, daß in der Sperrfrist 
derartige Ankündigungen für grenznahe aus­
ländische Handelsunternehmen erscheinen 
- was ebenfalls einer solchen zeitlichen Vor­
wegnahme gleichkommen könnte - soll die­
ses Ankündigungsverbot auch für Veranstal­
tungen gelten, die im Ausland durchgeführt 
werden. 

In § 5 AusvV wird weiters festgelegt, daß 
Unternehmungen bei der Ankündigung eines 
Abschnittsverkaufes den von der betreffen­
den Landeskammer festgelegten Beginn 
angeben müssen und mit diesen Ankündigun­
gen frühestens sieben Tage vor diesem Ter­
min beginnen dürfen. Diese Bestimmung 
bezieht sich insbesondere auch auf Ankündi­
gungen in den Schaufenstern. 

Darüber hinaus werden die überholten 
Strafbestimmungen des § 6AusvV denjenigen 
der Gewerbeordnung 1973 angepaßt. 

Der Wirtschaftsausschuß hat die gegen­
ständliche Vorlage in seiner Sitzung vom 
20. Dezember 1982 in Verhandlung genom­
men und einstimmig beschlossen, dem Hohen 
Hause zu empfehlen, keinen Einspruch zu 
erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Wirtschaftsausschuß somit den An t rag, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 10. Dezember 1982 betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem die Ausverkaufsver­
ordnung geändert wird, wird kein Einspruch 
erhoben. 

Vorsitzender: Wortmeldungen liegen nicht 
vor. Wünscht jemand das Wort? - Es ist dies 
nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s tim m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates keinen Einspruch zu 
erheben. 

35. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
10. Dezember 1982 betreffend ein. tlberein­
kommen zur Gründung des Gemeinsamen 

RohstoHonds samt Anlagen (2627 der Beila­
gen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
35. Punkt der Tagesordnung: Übereinkommen 
zur Gründung des gemeinsamen Rohstoff­
fonds samt Anlagen. 

Berichterstatter .ist Herr Bundesrat Dipl.­
Ing. Berl. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Dipl.-Ing. BerI: Die 4. Welt­
handelskonferenz (Nairöbi, Mai 1976) hat mit 
der Verabschiedung eines Integrierten Roh­
stoffprogramms den Grundsatzbeschluß über 
die Errichtung eines Gemeinsamen Rohstoff­
fonds gefaßt. Die Verhandlungen hierüber 
wurden mit der Finalisierung eines Abkom­
menstextes Ende Juni 1980 abgeschlossen. 

Der als Bank konzipierte Fonds soll als zen­
trales Finanzierungsinstrument die Verwirk­
lichung der im Integrierten Rohstoffpro­
gramm festgelegten Ziele ermöglichen, wobei 
der Abschluß und die Durchführung von inter,. 
nationalen Rohstof:fjibereinkommen im Vor­
dergrund des Interesses stehen. Der Grund­
satz der gemeinsamen Finanzierung von Aus­
gleichslagern - zum Zwecke der Preisstabili­
sierung - durch Produzenten und Konsu­
menten, wofür der Fonds die Mittel zur Verfü­
gung stellt, wurde als im gemeinsamen Inter­
esse der Industriestaaten und der Entwick­
lungsländer liegend anerkannt. 

Der Fonds kommt seinen Aufgaben im 
Wege von zwei unabhängig voneinander 
geführten Konten nach. 

Aus außen-, entwicklungs- und importpoliti­
sehen Gründen hat Österreich von Anfang an 
eine positive Haltung gegenüber dem 
Gemeinsamen Rohstoffonds eingenommen. 
Das Verhandlungsprotokoll über das Fonds­
Statut wurde am 28. Juni 1980, das Abkom­
men selbst am 8. Juli 1981 unterzeichnet. 

Der österreichische Beitrag zum Fonds 
beläuft sich auf US-Dollar 3160000; Öster­
reich verfügt im Gouvemeursrat über 652 
(von 104374) Stimmen (= 0,62 Prozent, da die 
Stimmen der Entwicklungsländer stärker 
gewichtet sind). 

Vom österreichischen Beitrag sind 85 Pro­
zent für das erste Konto, die restlichen 15 Pro­
zent für das zweite Konto bestimmt; auf der 
5. Welthandelskonferenz (Manila, Mai! 
Juni 1979) hat Österreich US-Dollar 2 Millio­
nen zugunsten des zweiten Kontos als freiwil­
ligen Beitrag zugesagt. 
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Dem Nationalrat erschien bei der Genehmi­
gung des Abschlusses des vorliegenden 
Staatsvertrages die Erlassung von Gesetzen 
im Sinne des Art. 50 Abs. 2 B-VG zur Erfül­
lung des Staatsvertrages nicht erforderlich. 

Der Wirtschafts ausschuß hat die gegen­
ständliche Vorlage in seiner Sitzung vom 
20. Dezember 1982 in Verhandlung genom­
men und einstimmig beschlossen, dem Hohen 
Hause zu empfehlen, keinen Einspruch zu 
erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Wirtschaftsausschuß somit den An t rag, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
10. Dezember 1982 betreffend ein Überein­
kommen zur Gründung des Gemeinsamen 
Rohstoffonds samt Anlagen, wird kein Ein­
spruch erhoben. 

Vorsitzender: Wortmeldungen liegen nicht 
vor. Wünscht jemand das Wort? - Es ist dies 
nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s tim m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Beschluß des National­
rates k ein e n Ein s pr u c h zu erheben. 

36. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalra­
tes vom 30. November 1982 betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Kraftfahrgesetz 
1967 geändert wird (7. Kraftfahrgesetz-

Novelle) (2628 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
36. Punkt der Tagesordnung: 7. Kraftfahrge­
setz-Novelle. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat lng. 
Maderthaner. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter lng. Maderthaner: Herr 
Vorsitzender! Herr Bundesminister! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Neben Änderun­
gen, die sich aus den Notwendigkeiten der 
administrativen Praxis ergeben, trifft dieser 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates insbeson­
dere Regelungen bezüglich der Ausstattung 
der Sitze von Kraftfahrzeugen mit Sicher­
heitsgurten und mit Kopfstützen. Bei dem 
gegenständlichen Gesetzesbeschluß handelt 
es sich im wesentlichen um eine Reihe aus 
der Regierungsvorlage 1093 der Beilagen vor­
gezogenen Bestimmungen sowie die entspre-

chenden Bestimmungen aus Art. H, III und 
IV. 

Der Wirtschaftsausschuß hat die gegen­
ständliche Vorlage in'8einer Sitzung vom 
20. Dezember 1982 in Verhandlung· genom­
men und einstimmig beschlossen, dem Hohen 
Hause zu empfehlen, keinen Einspruch zu 
erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Wirtschaftsausschuß somit den An t rag, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 30. November 1982 betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Kraftfahrgesetz 
1967 geändert wird (7. Kraftfahrgesetz­
Novelle), wird kein Einspruch erhoben. 

Vorsitzender: Wortmeldungen liegen nicht 
vor. Wünscht jemand das Wort? - Es ist dies 
nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s tim m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates kein en Einspru ch zu 
erheben. 

37. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalra­
tes vom 30. November 1982 betreffend ein 
Bundesgesetz, . mit dem das Güterbeförde­
rungsgesetz und die Gewerbeordnung 1973 

geändert werden (2629 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
37. Punkt der Tagesordnung: Ein Bundesge­
setz, mit dem das Güterbeförderungsgesetz 
und die Gewerbeordnung 1973 geändert wer­
den. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat lng. 
Maderthaner. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Ing. Maderthaner: Herr 
Vorsitzender! Herr Bundesminister! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Der gegen­
ständliche Gesetzesbeschluß des Nationalra­
tes sieht vor, daß künftighin die Konzessions­
erteilung an eine bestimmte Zahl von Kraft­
fahrzeugen gebunden werden soll, was im 
übrigen auch der Regelung des Gelegenheits­
verkehrs-Gesetzes entspricht; bezüglich der­
zeit hinsichtlich der Zahl· der Kraftfahrzeuge 
unbeschränkter Gewerbeberechtigungen 
gewährleisten die Übergangsbestimmungen, 
daß solche Konzessionen in dem bestehenden 
Umfang weiter ausgeübt werden dürfen. Dar-
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über hinaus sind insbesondere folgende 
wesentliche Regelungen vorgesehen: 

1. Schaffung von zwei Konzessionsarten 
(Nah- und Fernverkehrskonzessionen); 

2. Normierung der Voraussetzungen, unter 
denen juristische Personen und Personenge­
sellschaften das Güterbeförderungsgewerbe 
ausüben können; 

3. Neufassung der Bestimmungen über den 
Frachtbrief im Zusammenhang mit der vorge­
sehenen Neuregelung der österreichischen 
Straßen- und Schienenverkehrsstatistik; 

4. Schaffung der Rechtsgrundlage für die 
Ausbildung von Lenkern von Kraftfahrzeu­
gen zur Beförderung von Gütern; 

5. Normierung des Erfordernisses von 
Abstellplätzen für die zur Gewerbeausübung 
verwendeten Kraftfahrzeuge. 

Der Wirtschafts ausschuß hat die gegen­
ständliche Vorlage· in seiner Sitzung vom 
20. Dezember 1982 in Verhandlung genom­
men und einstimmig beschlossen, dem Hohen 
Hause zu empfehlen, keinen Einspruch zu 
erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Wirtschaftsausschuß somit den An t rag, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des N ational­
rates vom 30. November 1982 betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Güterbeförde­
rungsgesetz und die Gewerbeordnung 1973 
geändert werden, wird kein Einspruch erho­
ben. 

Vorsitzender: Wortmeldungen liegen nicht 
vor. Wünscht jemand das Wort? - Es ist dies 
nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s tim m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates kein en Ei nspruch zu 
erheben. 

38. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
30. November 1982 betreffend ein tlberein­
kommen über den internationalen Eisen­
bahnverkehr (COTIF) samt Protokoll, Anhän­
gen, Anlagen zu Anhang B und Vorbehalt 

(2630 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
38. Punkt der Tagesordnung: Übereinkommen 
über den internationalen Eisenbahnverkehr 
(COTIF) samt Protokoll, Anhängen, Anlagen 
zu Anhang B und Vorbehalt. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Dipl.­
Ing. Gasser. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Dipl.-Ing. Gasser: Wesentli­
che Neuerungen in den institutionellen 
Bestimmungen sind die Schaffung einer 
neuen internationalen Organisation, der 
"Zwischenstaatlichen Organisation für den 
internationalen Eisenbahnverkehr (OTIF)" 
mit bestimmten in einem dem COTIF-Grund­
übereinkommen angeschlossenen Protokoll 
festgelegten V Qrrechten und Immunitäten 
sowie der Wegfall der bisher periodisch 
durchzuführenden allgemeinen Revisionen 
der Übereinkommen zugunsten eines flexible­
ren Systems, in dem je nach Bedarf bloß 
bestimmte Teile oder auch nur einzelne 
Bestimmungen des Übereinkommens revi­
diert werden können. Damit wird für diese 
Änderungen geringeren Umfanges das 
jeweils erforderliche Ratifikationsverfahren 
erheblich erleichtert. Gleichzeitig erfolgt eine 
Erweiterung der Bestimmungen, die dem 
sogenannten "Vereinfachten Revisionsverfah­
ren" - unmittelbare Wirksamkeit der 
Beschlüsse des Revisionsausschusses ohne 
Erfordernis der nachfolgenden Zustimmung 
der Vertragsparteien - unterstellt sind. 

Hinsichtlich der Änder:ungen bei den beför­
derungsrechtlichen Bestimmungen ist die 
teilweise verbesserte Verteilung der Rechte 
und Pflichten von Benützern und Eisenbah­
nen hervorzuheben. 

Beabsichtigt ist, in Übereinstimmung mit 
Art. 3 § 1 des Anhanges A zum Übereinkom­
men einen Vorbehalt zu erklären, der vor­
sieht, daß sämtliche Bestimmungen über die 
Haftung der Eisenbahn bei Tötung und Ver­
letzung von Reisenden nicht angewendet wer­
den, wenn sich der Unfall auf österreichi­
sehern Gebiet ereignet und der Reisende 
österreichischer Staatsbürger ist oder in 
Österreich seinen gewöhnlichen Aufenthalt 
hat. ...., 

Dem Nationalrat erschien bei der Genehmi­
gung des Abschlusses des vorliegenden 
Staatsvertrages die Erlassung von Gesetzen 
im Sinne des Art. 50 Abs.2 B-VG zur Erfül­
lung des Staatsvertrages nicht erforderlich. 

Der Wirtschafts ausschuß hat die gegen­
ständliche Vorlage in seiner Sitzung vom 
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20. Dezember 1982 in Verhandlung genom­
men und einstimmig beschlossen,dem Hohen 
.Hause zu empfehlen, keinen Einspruch zu 
erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stelt der Wirt­
schafts ausschuß somit den An t rag, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
30 November 1982 betreffend ein Überein­
kommen über den internationalen Eisenbahn­
verkehr (COTIF) samt Protokoll, Anhängen, 
Anlagen zu Anhang B und Vorbehalt, wird 
kein Einspruch erhoben. 

Vorsitzender: Wortmeldungen liegen nicht 
vor. Wünscht jemand das Wort? - Es ist dies 
nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s tim m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Beschluß des National­
rates, keinen Einspruch zu erheben. 

39. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
30. November 1982 betreHend eine Annahme 
der Änderung des tJbereinkommens zur 
Erleichterung des Internationalen Seever-

kehrs samt Anlage (2631 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 39. 
Punkt der Tagesordnung: Annahme der Ände­
rung des Übereinkommens zur Erleichterung 
des Internationalen Seeverkehrs samt 
Anlage. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Köst­
ler. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Köstler: Durch die vorlie­
gende Änderung des Art. VII des Überein­
kommens zur Erleichterung des Internationa­
len Seeverkehrs soll erreicht werden, daß Ver­
einfachungen des Abfertigungsverfahrens im 
Seeverkehr im gegenständlichen Überein­
kommen Aufnahme finden können. Vorgese­
hen ist, daß jede Änderung der Anlage des 
Übereinkommens, wenn sie vom Erleichte­
rungsausschuß geprüft und von zwei Dritteln 
der im Ausschuß anwesenden und abstim­
menden Vertragsregierungen angenommen 
wurde, innerhalb einer gewissen Zeit in Kraft 
tritt, sofern nicht mindestens ein Drittel. der 
Vertragsregierungen schriftlich die Ableh­
nung des Abänderungsantrages notifiziert. 

Dem Nationalrat erschien bei der Genehmi­
gung des Abschlusses des vorliegenden 

Staatsvertrages die Erlassung von Gesetzen 
im Sinne des Artikel 50 Abs. 2 Bundes-Verfas­
sungsgesetz zur Erfüllung des Staatsvertra­
ges nicht erforderlich. 

Der Wirtschafts ausschuß hat die gegen­
ständliche Vorlage in seiner Sitzung vom 
20. Dezember 1982 in Verhandlung genom­
men und einstimmig beschlossen, dem Hohen 
Hause zu empfehlen, keinen Einspruch zu 
erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Wirtschafts ausschuß somit den An t rag, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
30. November 1982 betreffend eine Annahme 
der Änderung des Übereinkommens zur 
Erleichterung des Internationalen Seever­
kehrs samt Anlage, wird kein Einspruch erho-
ben. . 

Vorsitzender: Wortmeldungen liegen nicht 
vor. Wünscht jemand das Wort? - Es ist dies 
nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s tim m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Beschluß des National­
rates k ein e n Ein s pr u c h zu erheben. 

40. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
30. November 1982 betreffend eine Annahme 
der Änderung des tJbereinkommens über die 
Zwischenstaatliche Beratende Seeschiffahrts­
organisation samt Anlage (2632 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 40. 
Punkt der Tagesordnung: Annahme der Ände­
rung des Übereinkommens über die Zwi­
schenstaatliche Beratende Seeschiffahrts­
organisation samt Anlage. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Köst­
ler. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Köstler: Die Versammlung 
der Zwischenstaatlichen Beratenden See­
schiffahrtsorganisation, der Österreich als 
Mitglied angehört, hat am 15. November 1979 
mit Resolution A. 450 (XI) eine Änderung des 
Übereinkommens dahin gehend angenom­
men, daß die Mitgliederzahl des Hauptvoll­
zugsorganes der. Organisation (Rat) von bis­
her 24 auf 32 erhöht wird. Durch den gegen­
ständlichen Beschluß des Nationalrates 
erklärt Österreich die Annahme dieser Ände­
rung. 
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Köstler 

Dem Nationalrat erschien bei der Genehmi­
gung des Abschlusses des vorliegenden 
Staatsvertrages die Erlassung von Gesetzen 
im Sinne des Artikel 50 Abs. 2 B-VG zur Erfül­
lung des Staatsvertrages nicht erforderlich. 

Der Wirtschafts ausschuß hat die gegen­
ständliche Vorlage in seiner Sitzung vom 
20. Dezember 1982 in Verhandlung genom­
men und einstimmig beschlossen, dem Hohen 
Hause zu empfehlen, keinen Einspruch zu 
erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Wirtschaftsausschuß somit den A n t rag, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
30. November 1982 betreffend eine Annahme 
der Änderung· des Übereinkommens über die 
Zwischenstaatliche Beratende Seeschiffahrts­
organisation samt Anlage wird kein Ein­
spruch erhoben. 

Vorsitzender: Wortmeldungen liegen nicht 
vor. Wünscht jemand das Wort? - Es ist dies 
nicht der Fall. 

Wir kommen zur 'Abstimmung. 

Bei der A b s tim m u n g . beschließt der 
Bundesrat, gegen den Beschluß des National­
rates kei n en Ei n spr u ch zu erheben. 

41. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
30. November 1982 betreffend eine Annahme 
der Änderung des tlbereinkommens über die 
Zwischenstaatliche Beratende SeeschiHahrts­
organisation samt Anlage (2633 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 41. 
Punkt der Tagesordnung: Änderung des Über­
einkommens über die Zwischenstaatliche 
Beratende Seeschiffahrtsorganisation samt 
Anlage. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Köst­
ler. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter KöstIer: Die Versammlung 
der Zwischenstaatlichen Beratenden See­
schiffahrtsorganisation, der Österreich als 
Mitglied angehört, hat am 17. November 1977 
mit Resolution A. 400 (X) eine Änderung des 
Übereinkommens dahin gehend angenom­
men, daß die Zielsetzungen der Organisation 
durch die Einrichtung eines Ausschusses für 
technische Zusammenarbeit erweitert wer­
den, der alle in den Zuständigkeitsbereich der 
Organisation fallende Angelegenheiten auf 

dem Gebiet der technischen Zusammenarbeit 
zu prüfen hat. 

Dem Nationalrat erschien bei der Genehmi­
gung des Abschlusses des vorliegenden 
Staatsvertrages die Erlassung von Gesetzen 
im Sinne des Artikel 50 Abs. 2 Bundes-Verfas­
sungsgesetz zur Erfüllung des Staatsvertra­
ges nicht erforderlich. 

Der Wirtschaftsausschuß hat die gegen­
ständliche Vorlage in seiner Sitzung vom 
20. Dezember 1982 in Verhandlung genom­
men und einstimmig beschlossen, dem Hohen 
Hause zu empfehlen, keinen Einspruch zu 
erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Wirtschaftsausschuß somit den An t rag, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
30. November 1982 betreffend eine Annahme 
der Änderung des Übereinkommens über die 
Zwischenstaatliche Beratende Seeschiffahrts­
organisation samt Anlage wird kein Ein­
spruch erhoben. 

Vorsitzender: Wortmeldungen liegen nicht 
vor. Wünscht jemand das Wort? - Es ist dies 
nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s tim m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Beschluß des National­
rates k ein e n Ein s pr u c h zu erheben. 

42. Punkt: Wahl der heiden Stellvertreter des 
Vorsitzenden des Bundesrates sowie der zwei 
Schriftführer und der zwei Ordner für das 

1. Halbjahr 1983 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 42. 
Punkt der Tagesordnung: Wahl der beiden 
Stellvertreter des Vorsitzenden des Bundesra­
tes sowie der zwei Schriftführer und der zwei 
Ordner für das 1. Halbjahr 1983. 

Gemäß § 5 Abs. E der Geschäftsordnung ist 
das Büro des Bundesrates halbj ährlich zu 
erneuern. 

Wird die Durchführung der erforderlichen 
Wahlen mittels Stimmzettel gewünscht? - Es 
ist dies nicht der Fall. 

Ich werde die Wahl der heiden Stellvertre­
ter des Vorsitzenden des Bundesrates durch 
Erheben von den Sitzen und die Wahl der 
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Vorsitzender 

übrigen Mitglieder des Büros des Bundesra­
tes durch Handzeichen vornehmen lassen. 

Wir kommen zur Wahl der beiden Stellver­
treter des Vorsitzenden des Bundesrates. 

Es liegt mir der Vorschlag vor, die Bundes­
räte Dr. Herbert Schambeck und Dr. Franz 
Skotton zu Vorsitzenden-Stellvertretern zu 
wählen. 

Falls kein Einwand erhoben wird, nehme 
ich die Wahl unter einem vor. - Einwand 
wird nicht erhoben. 

Ich bitte jene Mitglieder des Bundesrates, 
die diesem Wahlvorschlag ihre Zustimmung 
geben, sich von den Sitzen zu erheben. 
Dies ist die Stimmeneinhelligkeit. 

Der Wahlvorschlag ist somit angenommen. 

Ich frage die Gewählten, ob sie die Wahl 
annehmen. 

Bundesrat Dr. Schambeck: Ich nehme die 
Wahl an und danke für das Vertrauen. 

Bundesrat Dr. Skotton: Ich nehme die Wa.hl 
an. 

Vorsitzender: Wir kommen nunmehr zur 
Wahl der beiden Schriftführer. 

Es liegt mir der Vorschlag vor, die Bundes­
räte Johann Mayer und Leopoldine Pohl zu 
Schriftführern des Bundesrates zu wählen. 

Falls kein Einwand erhoben wird, nehme 
ich auch diese Wahl unter einem vor. - Ein­
wand wird nicht erhoben. 

Ich bitte jene Mitglieder des Bundesrates, 
die diesem Wahlvorschlag ihre Zustimmung 
geben, um ein Handzeichen. - Dies ist die 
Stimmeneinhelligkeit. 

Der Wahlvorschlag ist somit angenommen. 

Ich frage die Gewählten, ob sie die Wahl 
annehmen. 

Bundesrat Mayer: Ich nehme die Wahl an. 

Bundesrat Leopoldine Pohl: Ich nehme die 
Wahl an. 

Vorsitzender: Wir kommen nunmehr zur 
Wahl der beiden Ordner. 

Es liegt mir der Vorschlag vor, die Bundes-

räte Hellmuth Schipani und Franz Stocker zu 
Ordnern des Bundesrates zu wählen. 

Falls kein Einwand erhoben wird, werde ich 
auch in diesem Falle die Wahl unter einem 
vornehmen lassen. - Einwand wird nicht 
erhoben. 

Ich bitte jene Mitglieder des Bundesrates, 
die diesem Wahlvorschlag ihre Zustimmung 
geben, um ein Handzeichen. - Dies ist die 
Stimmeneinhelligkeit. 

Auch dieser Vorschlag ist somit angenom­
men. 

Ich frage die Gewählten, ob sie die Wahl 
annehmen. 

Bundesrat Schipani: Ich nehme die Wahl 
an. 

Bundesrat Stocker: Ich nehme die Wahl an. 

Vorsitzender: Die Tagesordnung ist er­
schöpft. 

Die Einberufung der nächsten Sitzung des 
Bundesrates wird auf schriftlichem . Wege 
erfolgen. Als Sitzungstermin ist Donnerstag, 
der 27. Jänner 1983,9 Uhr, in Aussicht genom­
men. 

Für die Tagesordnung kommen jene Vorla­
gen in Betracht, die der Nationalrat bis dahin 
verabschiedet haben wird, soweit sie dem Ein­
spruchsrecht des Bundesrates unterliegen. 

Die Ausschußvorberatungen sind für Diens­
tag, den 25. Jänner 1983, ab 16 Uhr, vorgese­
hen. 

Schlußansprache des Vorsitzenden 

Vorsitzender Berger: Hoher Bundesrat! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Nicht die Tradition, sondern ein inneres 
Bedürfnis bewegt mich, das Wort zu ergrei­
fen. 

Das bevorstehende Weihnachtsfest, der 
Jahreswechsel und das Ende meiner Amtspe­
riode als Vorsitzender des Bundesrates sind 
Anlaß meiner Wortmeldung. 

Weihnacht - schon fast 2000 Jahre wird 
dieses Fest als Fest der Familie, des Lichtes 
und des Friedens gepriesen, und seit fast 
2 000 Jahren sind es die Menschen, die dieser 
Weihnachtsbotschaft zuwiderhandeln. 
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Vorsitzender Berger 

Für uns als politisch Verantwortliche wirft 
sich die Frage auf: Inwieweit sind wir der 
Weihnachtsbotschaft in unserer Arbeit nach­
gekommen? Und ohne Selbstlob dürfen wir 
feststellen, daß die politisch Verantwortlichen 
in Österreich gemeinsam gute Arbeit für 
unsere Familien geleistet haben. Gesicherte 
Arbeitsplätze bedeuten gesichertes Einkom­
men. Lern- und Studienmöglichkeiten für 
unsere Jugend und soziale Sicherheit im Alter 
sind Grundlagen glücklicher Familien. Nur 
durch gemeinsames Wollen und Handeln wer­
den wir auch in künftig schwierigeren Zeiten 
das Glück unserer Familien erhalten können. 

Wir sollten in unseren Überlegungen aber 
auch die Lösung der Probleme der dritten 
Welt mit einbeziehen. Noch immer sterben 
täglich Menschen an Hunger. 

Neben dieser sichtbaren Not gibt es aber 
auch bei uns die Not der Vereinsamung; damit. 
meine ich vor allem die Vereinsamung vieler 
alter Menschen. Je mehr Wohlstand wir uns 
erworben haben, umsomehr vernachlässigen 
wir unsere Mitbürger. 

Um diesen Vereinsamten ein wenig Licht 
ins Dunkel ihres Daseins zu bringen, bedarf 
es nur eines guten Willens, keiner finanziel­
len, sondern einer ideellen Unterstützung. 
Versuchen wir gemeinsam, das Weihnachts­
fest zu nützen, um Vorbild für alle anderen zu 
sein, indem wir diese Vereinsamten nicht 
allein lassen. 

Frieden erhalten und Frieden sichern kön-

nen wir sicher nicht durch Worte und mit Pla­
katen, sondern durch unser Handeln. Um 
Frieden vermitteln zu können, müssen wir 
selbst Frieden finden: Frieden in uns, Frieden 
mit unseren Nachbarn, Frieden in der eige­
nen Familie, Frieden in den kleinen und gro­
ßen Gemeinschaften. Erst wenn uns dies 
gelingt, werden wir den Frieden auch über 
unsere Grenzen hinaustragen können. 

Bei meinem Amtsantritt habe ich einen 
mahnenden Appell an Sie gerichtet und Sie 
gebeten, trotz harter Diskussionen und Mei­
nungsverschiedenheiten nicht den Boden der 
Fairneß zu verlassen. Heute darf ich mit 
Anerkennung und Dank feststellen, daß dies 
gelungen ist. Der Bundesrat ist die Stätte der 
Begegnung geblieben, jene Stätte, inder Ach­
tung und Toleranz auch dem politisch Anders­
denkenden entgegengebracht wird. Dieses 
Klima zu erhalten, soll der Ausblick unserer 
künftigen Arbeit sein. 

Abschließend danke ich allen, die mir bei 
der Ausübung meines Amtes so hilfreich bei­
gestanden sind: den Beamten und Mitarbei­
tern, Ihnen, meine sehr geehrten Damen und 
Herren des Hohen Bundesrates, den Ordnern 
und Schriftführern und nicht zuletzt meinen 
beiden Stellvertretern. 

Ich wünsche Ihnen und Ihren Angehörigen 
ein gesegnetes Weihnachtsfest und viel Glück 
und Gesundheit im Neuen Jahr. (Allgemeiner 
Beifall.) 

Die Sitzung ist g e s chi 0 S sen. 

Schluß der Sitzung: 17 Uhr 35 Minuten 

Österreichische Staatsdruckerei. 5042 2 
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